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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Meine Damen und Herren! Einen schönen guten Morgen! 

Es ist 9.00 Uhr und die 14. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet.

Entschuldigt sind der amtsf StR Dr Mailath-Pokorny und der Herr Abg Dr Tschirf bis 12.00 Uhr.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/01046/2003/0003-KFP/LM) wurde von Herrn Abg Josef Wagner gestellt und ist an den amtsf StR der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet: Bei Neuerrichtung von Aufzügen bestehen strenge Sicherheitsvorschriften, die bei alten Aufzügen nicht gelten. Durch diese Gefahrenquelle - insbesondere für Kinder - sterben jährlich ein bis zwei Menschen und zahlreiche werden verletzt. Sind Sie bereit dem Wiener Landtag eine Änderung des Aufzugsgesetzes vorzulegen, damit die von der Europäischen Kommission und dem Konsumentenschutzminister empfohlene Verbesserung der Aufzugssicherheit beschlossen werden kann? 

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StR Werner Faymann: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Herr Abgeordneter, in Ihrer Frage, möchte ich nur der Ordnung halber sagen, erwähnen Sie eine Statistik, dass die Aufzüge insbesondere für Kinder eine Gefahrenquelle sind und angeblich ein bis zwei Menschen jährlich sterben sowie zahlreiche weitere verletzt werden. Dafür haben wir keine Belege gefunden, dass ein bis zwei jährlich sterben. Es ist trotzdem bedauerlich, auch wenn wir von zwei Fällen in den letzten drei Jahren wissen, die Ihre Statistik nicht wiedergibt, weil jeder Tod, jede Verletzung durch Vorsichtsmaßnahmen oder Vorsorgemaßnahmen, wenn das denkbar ist, verhindert werden soll. Aber gerade bei so Statistiken, wenn es um Verletzung oder gar um Tod geht, würde ich bitten, dass wir auch in diesem Hause nicht, weil es politisch gerade irgendwie passt, eine Aufrundung vornehmen, sondern hier möglichst sachlich bleiben.

Das möchte ich auch bei meiner Anfragebeantwortung machen, weil ich mit dem Anliegen an sich völlig übereinstimme, auch keine ideologischen Grenzen sehe, nämlich zu fragen, was man für die Sicherheit bei Aufzügen machen kann. Ich könnte Ihnen nun sehr lange und sehr ausführlich aufzeigen, was für die Sicherheit getan wird. Ich bin aber überzeugt, Sie, Herr Abgeordneter, kennen das ohnedies. Wenn ich es nun daher nicht vorlese, sondern nur stichwortartig in Erinnerung rufen darf, dann möchte ich natürlich das Aufzugsgesetz sowie die letzten Änderungen des Aufzugsgesetzes in Erinnerung rufen.

Ich möchte die Baubewilligung, die selbstverständlich jeweils einzuholen ist, und die Möglichkeiten der Baubehörde, bei Nichtbeachtung der Vorschriften den Aufzug zu sperren sowie Strafen in der Höhe von 21 000 EUR zu verhängen, erwähnen. Ich möchte die Überprüfung durch Aufzugsachverständige sowie durch einen Aufzugswärter erwähnen, mit den Mängeln, die hier festzustellen sind und deren Behebung. Er kann bei Gefahr von der Behörde natürlich jederzeit auch außer Betrieb gesetzt werden.

Also kommen wir zu einem Thema, das ebenfalls von Bedeutung ist, nämlich wie das etwa mit den Türen, den Fahrkorbtüren, ist, und wie das immer wieder auch in der öffentlichen Diskussion über die vielen Sicherheitseinrichtungen, Kontrollen und Vorschriften, die es gibt, hinaus eine Rolle spielt. 

Bei den Fahrkorbtüren ist es tatsächlich so, dass wir eine Nachrüstung dort vornehmen, wo eine Sanierung ansteht, um einmal den gemeindeeigenen Bereich hervorzuheben. Das sind etwa 500 Aufzüge pro Jahr, die hier in den städtischen Wohnhausanlagen umgerüstet werden. Bei den städtischen Wohnhausanlagen wurde mit dem TÜV im Jahre 2001 eine Risikoanalyse durchgeführt und es wurden seither diese 500 Aufzüge pro Jahr nachgerüstet. Dass die Richtlinie für neue Aufzüge gilt und dass das dazu führt, dass dadurch bei Sanierungen bis zum Jahre 2016 allein im gemeindeeigenen Programm eine vollständige Nachrüstung erfolgt und dass dieses Programm der alten Aufzüge, die - und das betone ich - aber nicht alle Gefahrenquellen darstellen, weil einige oder viele davon auch im privaten Althausbereich Schwellen beziehungsweise Lichtschranken haben, aber eben nicht diese optimalen Voraussetzungen, sonst würden sie ja nicht nachgerüstet werden, das brauche ich in diesem Kreis nicht lange auszuführen, das wissen Sie

Weiters sind mittlerweile die Hälfte der Aufzüge im Wiener Wohnen-Bereich, nämlich rund 4 000 Anlagen, mit Notrufanlagen ausgestattet. Auch hier sind wir im Zeitplan, bis zum Jahre 2005 diese Notrufanlagen flächendeckend zu installieren.

Nun wird uns - ich hoffe, das gehört nicht zu Ihrer Zusatzfrage, ja, aber ich möchte Ihnen diesen Fall doch auch sagen - immer ein tragischer Unfall mit dem Beispiel des Fahrkorbs gesagt, und das ist der im 8. Bezirk, wo ein Kind tragisch ums Leben kam. Tatsächlich gab es kausal für den Unfall keinen Zusammenhang mit den Fahrkorbtüren, allerdings haben hier noch gerichtliche Klärungen zu erfolgen. Es dürfte der zu große Abstand zwischen Fahrkorb und Schachttür Schuld gewesen sein. Was aber besonders zu sagen ist: Der Aufzug war weder baubewilligt noch genehmigt! Sollte diese Annahme stimmen, wäre eine Inbetriebnahme des Aufzugs nicht zulässig gewesen. Also wenn jemand, der weder eine Fertigstellungsanzeige macht noch eine baubehördliche Bewilligung hat, einen Aufzug in Betrieb nimmt - das hängt nicht unmittelbar mit dem Thema Fahrkorb oder Schachttüre zusammen. Sie sehen also, dass dieses Bemühen sehr ernsthaft ist. 

Die Umrüstungskosten, die hier alleine bei den Fahrkorbtüren aufgewendet werden, betragen zwischen 6 000 und 10 000 EUR. Es bezahlen ja letztendlich die Mieter. Wenn man das Wienweit auch für alle Privaten mit etwa 10 000 EUR hochrechnet, dann geht es hier doch um, wenn ich sagen darf, 80 Millionen EUR oder 1,2 Milliarden S. Also auch die Mieter machen es sich ja nicht leicht, dass diese Maßnahmen, die wir hier vorschlagen, die auch durchaus im Einklang mit Empfehlungen der Europäischen Kommission und nicht mit einer Richtlinie stehen, wie ich sie versucht habe kurz zusammenzufassen, von uns getätigt werden.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Die 1. Zusatzfrage Herr Abg Wagner bitte.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke für die Antwort, Herr Stadtrat.

Verzeihen Sie, wenn ich darauf eingehe, dass Sie meinen, man sollte sachlich bleiben. Ich habe versucht, sachlich zu bleiben. Ich habe nur jene Informationen in die Anfrage mitverarbeitet, die offiziell auch über die Medien laufen. Diese ein bis zwei Personen pro Jahr stammen nicht von mir, sondern stammen vom "Sicher leben". Sie kennen diesen Verein. Auch der TÜV, die österreichische Prüfanstalt, die federführend auch für Aufzugsanlagen zuständig ist, bestätigt in einer Statistik, dass sich seit 1997 die Unfälle wieder häufen. Es hat vor 1997 einen gewissen Stillstand bei den Zunahmen von Unfällen gegeben, aber seit 1997 haben sich diese Unfälle wieder verdoppelt. Ich glaube dem TÜV, weil er hier die Prüfanstalt ist und eine offizielle Stelle ist. Daher nehme ich an, dass das keine gefälschten Ziffern sind.

Herr Stadtrat! Meine Frage als Zusatzfrage zielt darauf hin, dass Sie zwar sagen, was im Gemeindebaubereich an zusätzliche Investitionen getätigt wurde und ich anerkenne das und verstehe das. Ich meine auch nicht, dass wir hier per Gesetz zwangsweise sofort alles erneuern, aber im Wiener Aufzugsgesetz steht ja nur eine verpflichtende Maßnahme zur Verbesserung bei bestimmten Neuanschaffungen oder bei größeren wichtigen Umbauarbeiten. Es gibt aber keine Kontrolle bei normalen Erweiterungen, Anzeigen über Bautätigkeit wie Einbau einer Fahrkorbtüre.

Meine Frage geht dahin, ob Sie bereit sind, auch bei Maßnahmen, die keiner zusätzlichen Bewilligung bedürfen, zumindest stichprobenweise die Sicherheit von Aufzügen in Wien zu kontrollieren?

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Wenn wir Hinweise erhalten, sei es durch Mietervertreter, was sehr häufig erfolgt, dass wir Sicherheitseinrichtungen von Aufzügen kontrollieren sollen, dann machen wir das mit den dafür vorgesehenen Möglichkeiten wie Verwaltungsstrafen, außer Betrieb nehmen und all dem, was uns hier auch zur Verfügung steht.

Dass wir automatisch in einem gewissen Rad überprüfen, das machen wir ohne Verdacht oder ohne irgend etwas Grundsätzlichem bei Sicherheitsfragen prinzipiell eher nicht, weil natürlich der Hauseigentümer schon eine Verantwortung hat, die ihm die Behörde auch nicht abnehmen sollte. Das ist die Verantwortung dafür zu sorgen, dass in seinem Haus alles konform mit den Gesetzen und den Sicherheitsbestimmungen zu passieren hat. Aber sollte der Verdacht irgendwo aufkommen - und ich will nicht jedem Hauseigentümer unterstellen, dass er nicht fähig ist, diese Verpflichtung auch wahrzunehmen, Gesetze einzuhalten und die Sicherheit im Haus zu garantieren, also ich möchte da keine Generalunterstellung vornehmen -, dass ein Hauseigentümer dazu nicht in der Lage ist oder das nicht macht, durch Hinweise von Ihnen, durch Hinweise aus der Bevölkerung, durch Hinweise von Mietervertretern, dann gehen wir dem entschlossen nach. Das sehe ich als unsere Aufgabe, insbesondere wenn es um die Sicherheit von Menschen geht.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke. 

Die 2. Zusatzfrage hat Herr Abg Ellensohn. Bitte.

Abg David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Wir haben in Wien beim öffentlichen Verkehr oder auch bei Wiener Wohnen sehr viele nachträgliche Einbauten von Liftanlagen. Das ist gut so. Es würden sich jetzt sehr viele Menschen wünschen - vor allem heuer im Europäischen Jahr der Menschen mit Behinderung ist das ein besonders wichtiges Thema -, dass bei einer langen U-Bahnstation der Lift nicht auf einer Seite ist und man da hinunter muss, wenn man auf die andere Seite muss, aber meine Frage geht in eine andere Richtung, nachdem Sie der zuständige Stadtrat für Wiener Wohnen sind: 

Es werden bei vielen Häusern nachträglich Lifte eingebaut, allerdings erst ab einer gewissen Stockwerkhöhe. So ist zum Beispiel im Paul-Speiser-Hof ein Teil der Wohnanlage nachträglich mit einem Lift ausgestattet worden und ein anderer Teil eben nicht. Können Sie sich vorstellen, dass zusätzliche Mittel, mittelfristig zumindest, locker gemacht werden können, um diese Stockwerkhöhe zu senken? Ich verstehe schon, warum das passiert, aber es nützt den Menschen im 2. Stock jetzt leider auch nichts, wenn der Lift erst dann kommt, wenn ein 3. Stock da ist und es kommt aber kein 3. Stock dazu.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Ja ich stimme damit völlig überein, muss nur zugeben, dass bei einer Sanierung auch der Mieter etwas bezahlt, denn trotz der hohen Förderung bezahlt, wenn ich das so salopp sage, zwei Drittel der Steuerzahler, aber ein Drittel der Mieter. Das heißt, ich muss hier die Übereinstimmung von Mietern herbeiführen und es muss natürlich baulich und technisch möglich sein. Es gibt Häuser, wo es nicht möglich ist, wo es uns auch der Denkmalschutz oder das Bundesdenkmalamt untersagt haben und bevor ich dann gar nicht saniere, saniere ich in diesen Objekten lieber ohne Aufzug, wie Sie gesagt haben. Aber dort, wo es technisch und baulich möglich ist und man die Mieter davon überzeugen kann, ist es die Kraftanstrengung wert.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke. 

Wir kommen zur 3. Zusatzfrage, Herr Abg Fuchs, bitte.

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Ich bin also auch der Meinung, dass man hier kein politisches Kapital aus so einem tragischen Unfall schlagen soll. Ich bin aber doch der Meinung, dass man hier vor allem in öffentlichen Bereichen und verstärkt gerade bei alten Häusern einen Umbau vornehmen soll. Sie sind ja dabei, es gibt ja viele Amtshäuser, die solche Liftanlagen haben. Ich denke aber natürlich, dass das mit großen Kosten verbunden ist und weiß natürlich auch, dass viele Umbauten nur zögernd gemacht werden, weil auch im privaten Bereich der Mieter trotz Förderung sehr stark belastet ist. 

Jetzt habe ich einen Vorschlag und ich wollte Sie fragen: Wie stehen Sie dazu, wenn man gerade in diesem Jahr eine Aktion Liftumbau starten würde, damit solche Unfälle, solche tragischen Ereignisse nicht mehr passieren? Eine solche Aktion würde sehr wohl den einen oder anderen Hausbesitzer dazu ermuntern, wenn er eine zusätzliche Förderung bekommen würde. Ich weiß, es wird bereits gefördert, sehr stark gefördert, aber so eine Sicherheit bedarf natürlich noch zusätzliches Kapital. Wie stehen Sie dazu?

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Man muss ja, wenn man die Gefahrenquellen analysiert, einmal zugeben, dass es nicht die Fahrkörbe sind, die alleine die Gefahrenquellen darstellen - es gibt auch keine Statistik, die das aussagen würde -, sondern dass es natürlich auch im Zusammenhang mit dem Aufzug viele Sicherheitsbestimmungen gibt, die auch völlig unabhängig eines Umbaus durchzuführen sind. Auch durch die Änderungen des Aufzuggesetzes und die Bestimmungen, die wir hier bereits erlassen haben, wird von uns ja eingegriffen. Man muss sich nur die Zahl vergegenwärtigen: Es geht um 1,2 Milliarden S oder 80 Millionen EUR, wenn man die Aufzugsumbauten nur hinsichtlich der Fahrkörbe betrachtet. Das ist doch ein beachtliches Volumen, von dem ich überzeugt bin, dass man nicht so einfach sagen kann, das soll der Steuerzahler übernehmen. Das scheint mir doch etwas vermessen, wenn man auf der anderen Seite nachweisen kann, dass bei einer Sanierung bis zu zwei Drittel der Kosten ohnedies vom Steuerzahler bezahlt werden und wenn man weiß, dass die privaten Althäuser bei der Stadterneuerung und bei den Stadterneuerungsmaßnahmen derzeit ohnehin so bevorzugt sind, dass keine langen Wartelisten entstehen. Das heißt jemand, der eine Sanierung einreicht, bekommt ohnehin die Mittel und damit auch die Mittel für den Aufzugsumbau, an dem wir ja selbst interessiert sind. 

Und lassen Sie mir das nur als Letztes sagen: Bei Wiener Wohnen ist kein einziger Unfall aus diesem Grund bekannt, weil eben auch diese Lichtschranken oder die Hinweisschilder an die Eltern, Kinder direkt an die Wand zu bringen und nicht vorne stehen zu lassen, aber auch diese zusätzlichen Schwellen zu den Lichtschranken vorhanden sind. Bei Wiener Wohnen zum Beispiel - und ich habe extra noch einmal nachgefragt - hat das in den letzten Jahren dazu geführt, dass dort, wo wir noch nicht umgerüstet haben, kein einziges Mal eine Gefährdung stattgefunden hat. Also ich würde bitten, dass wir auch dieses Thema, das doch mit Sicherheit und Gesundheit von Menschen zu tun hat, in aller Sorgfältigkeit zwar abarbeiten, aber nicht übertreiben.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke. 

Die 4. Zusatzfrage Herr Abg Wagner.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Ohne Übertreibung werden wir natürlich feststellen müssen, dass es dafür in Österreich unterschiedliche Rechtsnormen gibt. Das wissen Sie. Es ist Landesgesetz und es gibt ein Bundesland, das ist Kärnten, das hier zwingend per Gesetz bei den Fahrkörben bis 2010 eine Nachrüstpflicht vorsieht. Ich denke, natürlich ist Kärnten von der Anzahl der Aufzüge und von den Umrüstmöglichkeiten nicht mit Wien vergleichbar, aber die Sicherheit von Menschen sollte uns zumindest so viel wert sein darüber nachzudenken, wie wir mittelfristig oder auch längerfristig mehr Sicherheit bieten können. 

Daher meine Frage: Könnten Sie sich vorstellen, dass wir eine ähnlich lange Übergangsfrist vorsehen, wo jedenfalls in Bezug auf die Fahrkörbe, auf Lichtschranken, auf Wegfahrsperren bei dem berühmten Spalt zwischen Lift und Wand auch Wien nachzieht und hier Maßnahmen setzt?

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Der Unterschied von Kärnten und Wien, das haben Sie ja selbst gesagt, ist, dass Einfamilienhäuser in der Regel keinen Lift mit Fahrkorb brauchen. Auch die kleineren Objekte, die das Landschaftsbild und auch das urbane Bild Kärntens doch prägen, haben diese Nachrüstung nicht so notwendig wie eine Stadt mit Häusern aus der Jahrhundertwende. 

Der zweite wichtige Punkt ist mir aber zu sagen, ich habe Ihnen sehr genau versucht auszuführen, was wir bei Wiener Wohnen an Umrüstung und damit letztendlich an gänzlicher Umrüstung zu Stande bringen. Ich bin durchaus dafür, dass wir im Rahmen unserer Wohnbauforschung eine Erhebung machen lassen, wie das im privaten Althaus aussieht, wie lange die brauchen, bis sie im Zuge der Stadterneuerung dort umrüsten können, wo sie mit Sanierungsmittel ja ohnehin in der Lage sind, auch finanzielle Unterstützung zu bekommen, und uns dann noch einmal ansehen, ob man in Einzelfällen durch die Baubehörde oder durch andere Maßnahmen Möglichkeiten hat, um die Frage der Fahrkörbe zu beschleunigen.

Zwangsmaßnahmen für private Hauseigentümer, von denen wir wissen, dass diese 1 zu 1 auf die Mieter umlegt werden, sind - und ich glaube, da sind wir nicht weit auseinander -grundsätzlich nicht meine Sache.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke schön. Damit ist die 1. Frage erledigt. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/01810/2003/0002-KSP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Ernst Maurer gestellt und ist an die amtsf Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Die Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rats 'zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik' (EU-WRRL) wurde am 23. Oktober 2000 erlassen und muss bis spätestens 22. Dezember 2003 umgesetzt werden. Welche Maßnahmen hat das Land Wien zur Umsetzung dieser Richtlinie getroffen?

Bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie haben mir die Frage nach der Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie gestellt. Diese EU-Wasserrahmenrichtlinie wurde ja bereits im Jahr 2000 erlassen und ist bis zum Jahr 2003, also bis zum Ende des heurigen Jahren, auch in nationales Recht umzusetzen. 

Auf Grund der Tatsache, dass das Wasserrecht ja eine Aufgabe des Bundes ist und damit auch in die Kompetenzen des Bundes fällt, ergibt sich nicht zwingend, hier auf legistischer Ebene, auf Länderebene, eine neue Regelung zu erlassen. Aber wie gesagt, die Stadt Wien hat hier einen Grundsatz: Die Umweltpolitik, die Wasserpolitik in Wien hat höchste Priorität. Daher haben wir bereits im Jahr 2001 in Befolgung dieser EU-Wasserrahmenrichtlinie das Wasser und die Wasserversorgungsanlagen unter verfassungsrechtlichen Schutz gestellt, denn die EU-Wasserrahmenrichtlinie legt ja in Erwägung ihrer Gründe fest: Wasser ist keine übliche Handelsware, sondern ein ererbtes Gut, das geschützt, verteidigt und entsprechend behandelt werden muss. Und Wasser, so sieht es auch diese Richtlinie vor, ist hier auch eine wesentliche Leistung der Daseinsvorsorge. Daher hat hier das Land Wien eben in Befolgung dieser EU-Wasserrahmenrichtlinie Maßnahmen gesetzt. 

Was hat die Wasserrahmenrichtlinie generell jetzt auf das Land Österreich und speziell auf das Land Wien für Auswirkungen? Die Wasserrahmenrichtlinie hat als oberste Priorität die Koordination der Tätigkeiten zum Schutz der Gewässer. Schutz der Gewässer im Rahmen der EU hat natürlich auch eine wesentliche Auswirkung auf die EU-Erweiterung, denn hier geht es um einen Gewässerschutz ohne Grenzen. Hier geht es um eine Wasserbewirtschaftung nach Flussgebietseinheiten. Für Österreich heißt das, dass hier für die Flüsse Donau, Elbe, Rhein ein Gewässerbewirtschaftungsplan zu erarbeiten ist. Wesentlich ist selbstverständlich, dass hier einheitliche Qualitätskriterien festzulegen sind. So will es die EU und hier ist eine zwingende Kooperation auch innerhalb der Mitgliedsstaaten vorzusehen.

Was heißt das jetzt für Österreich? Ein Wasserrechtsgesetz - die Novelle liegt ja derzeit zur Beschlussfassung vor, das Begutachtungsverfahren ist derzeit im Laufen. Wesentlich ist, dass eine Ist-Zustandserhebung aufbauend auf einem umfassenden Monitoring durchzuführen ist. Dieses umfassende Monitoring findet bereits jetzt schon im Land Wien statt. Auf diesen Ist-Zustand aufbauend, auf diesem Gewässer-Monitoring, hat der Umweltminister einen nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan festzulegen, zu erarbeiten. Dieser Gewässerbewirtschaftungsplan dient dann dem Landeshauptmann entsprechend dazu, dass hier Maßnahmen, Pläne und Umweltziele dann auch zu erarbeiten sind. Wesentlich für das Land Wien ist, dass Daten hier einerseits zu erheben sind, zur Verfügung zu stellen sind, aber auch zu kontrollieren sind, nämlich jene Daten, die dem Gewässerbewirtschaftungsplan zu Grunde liegen. 

Was uns hier in Wien beschäftigen wird, ist die Umsetzung dieses Maßnahmenprogramms, denn was neu sein wird, das ist hier das wasserwirtschaftliche Planungsorgan, das bereits jetzt schon in der MA 45 beheimatet ist. Das bekommt hier zusätzliche Kompetenzen, nämlich auch hier umfassend bei der Neugenehmigung die Zustimmung erteilen zu müssen.

Mir geht es im wesentlichen auch darum, dass im Rahmen dieses neuen Wasserrechtsgesetzes in Befolgung der EU-Wasserrahmenrichtlinie dieses Gesetz auch lesbar ist, exekutierbar ist. Daher ist unser Anliegen dahingehend, dass dieses Gesetz entfrachtet wird, entschlankt wird, um hier auch tatsächlich eine Umsetzung im Hinblick auf eine nationale Umweltpolitik und auf eine nationale Gewässerschutzpolitik zu ermöglichen.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke schön! 

Die 1. Zusatzfrage hat der Herr Abg Mag Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Danke schön für die ausführliche Beantwortung. Aber wenn ich mich nicht täusche, betrifft ja die Wasserrahmenrichtlinie auch das Grundwasser. 

Also ich habe mich beim Umweltschutzbericht zuerst einmal ein bisschen gewundert, warum das Grundwasser da nicht vorkommt. Da das Umweltbundesamt auch die Wiener Grundwässer, in dem Fall im 21. und 22. Bezirk, zum Sanierungsgebiet rechnet, hätte ich gerne gewusst, wie Sie im Rahmen der Wasserrahmenrichtlinie vorgehen werden, um das Wiener Grundwasser besser zu schützen. 

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte!

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ja jetzt geht es darum, wie gesagt, dass der Umweltminister hier einen umfassenden Gewässerbewirtschaftungsplan auch zu erlassen hat. Ein entsprechender Plan ist hier strengstens vorzugeben. Mein Wunsch ist es eben, dass dieser Plan so streng ist, dass sich jedes Bundesland entsprechend dieser Richtlinien auch zu verhalten hat und Maßnahmen zu erarbeiten hat. Dieser Plan muss erarbeitet werden und entsprechend diesen Vorgaben ist die Stadt Wien selbstverständlich bereit, alles zu tun, um die Grundwasservorschriften, die dann vom Umweltminister zu erarbeiten sind, auch zu erfüllen. 45 Monitoring-Messstellen gibt es ja schon. Höchstwahrscheinlich werden wir neue Messstellen brauchen.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke schön! 

Wir kommen zur 2. Zusatzfrage. Herr Abg Klucsarits, bitte!

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wien gibt ja auch Wasser an Umlandgemeinden ab. 

Können Sie mir sagen, wie viel Wiener Wasser pro Jahr an österreichische Gemeinden verkauft wird und wie hoch dabei die lukrierten Beträge sind?

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte!

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Diese Frage werde ich selbstverständlich ausführlich beantworten. Diese Zahlen habe ich natürlich nicht auswendig im Kopf, aber sie werden selbstverständlich nachgereicht. 

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Die 3. Zusatzfrage Frau Abg Reinberger.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Wasser ist auch Gegenstand von GATS-Verhandlungen in Brüssel. 

Können Sie mir sagen, inwieweit die Gemeinde Wien oder die Stadt Wien im Wege des Verbands der Gemeinwirtschaft in die Verhandlungen in Brüssel eingebunden ist und welche Punkte die Stadt Wien im Rahmen des Verbands der Gemeinwirtschaft als besondere Schwerpunkte eingebracht hat?

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Selbstverständlich ist die Stadt Wien hier in Verhandlung über den Städtebund auch mit dem zuständigen Wirtschaftsministerium und über den Städtebund werden hier selbstverständlich die Leistungen der Daseinsvorsorge der höchsten Priorität zugemessen. Für uns als Land Wien ist es wichtig, dass selbstverständlich der verfassungsrechtliche Schutz der Wasserversorgungsanlagen einerseits auf österreichischer Ebene umzusetzen ist und selbstverständlich Wasser - so will es auch die EU-Wasserrahmenrichtlinie - kein Luxusgut darstellt, sondern frei zugänglich ist. Diese Position vertritt auch das Land Wien innerhalb des Städtebunds.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke schön.

Die 4. Zusatzfrage Herr Abg Dr Maurer.

Abg Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Als Zusatzfrage möchte ich stellen, ob es für das Land Wien bei der Umsetzung dieser neuen Richtlinie neue zusätzliche Aufgaben geben wird?

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ja die zusätzlichen Aufgaben - was kommt auf uns zu? Wie gesagt, die Stadt Wien, das Land Wien sagt „Ja“ zu einem umfassenden Gewässerschutz. Daher auch „Ja“ zu einem umfassenden Wasserrechtsgesetz. Was mir jetzt auf Grundlage des vorliegenden Entwurfs zur Novelle des Wasserrechtsgesetzes abgeht, ist die klare Kompetenzzuteilung. Das heißt, im Rahmen des Begutachtungsverfahrens werden wir selbstverständlich geltend machen, dass es notwendig ist, hier eine klare Kompetenzverteilung festzulegen und einen klaren Finanzierungsplan vorzugeben, um zusätzliche Kosten, wenn sie auf das Land Wien zukommen, auch entsprechend abzugelten. Mir geht es darum, dass diese Regelung hier nicht zu Lasten der Länder geht. Mir geht es darum, dass hier in jedem Bundesland eine gleichwertige Bewertung des Gewässerschutzes erfolgt, denn Wien nimmt eben den Gewässerschutz ernst, und es muss auch so sein, dass alle Anforderungen in allen Bundesländern gleich sind. Das heißt, der nationale Gewässerbewirtschaftungsplan muss klare Vorgaben machen. Es muss ein klarer Finanzierungsplan vorliegen. Es muss hier innerhalb des Wasserrechtsgesetzes eine klare Kompetenzabgrenzung vorgesehen werden. 

Für mich ist es auch notwendig, dass die Novelle des Wasserrechtsgesetzes in der derzeitigen Fassung hier tatsächlich abgespeckt werden muss, um leichter lesbar, leichter vollziehbar zu werden. Hier geht es mir in weiterer Folge auch darum, dass die Aufgaben der Stadt Wien für einen aktiven Gewässerschutz innerhalb der EU in vollem Umfang wahrgenommen werden können.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke schön! Damit ist die 2. Frage jetzt erledigt. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/01814/2003/0001-KGR/LM). Sie wurde von der Frau Abg Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Landeshauptmann gerichtet: 'Unbegründetes Stehenbleiben auf Gehsteigen' ist laut Straßenverkehrsordnung verboten. Dieser Paragraph wird laut Obdachlosenzeitung AUGUSTIN in Wien dazu verwendet, um 'Säufer, Junkies und Obdachlose' aus dem Straßenbild zu entfernen. Es drohen 70 EUR Strafe oder 3 Tage Gefängnis. Was werden Sie, Herr Landeshauptmann, gegen diese menschenrechtswidrige und menschenverachtende Praxis unternehmen?

Herr Landeshauptmann, bitte um Beantwortung!

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Ich glaube, dass wir beide hier im Haus wahrscheinlich die einzigen sind, die den „Augustin“ regelmäßig lesen, aber der eine oder andere wird das sicher auch tun. Ich habe, nachdem ich jede Nummer lese, diesen Artikel mit abnehmendem Vergnügen gelesen und mich natürlich erkundigt, denn zunächst ist schon festzuhalten: Ich weiß nicht, ob man von Menschenrechtsverletzung reden kann oder auch reden soll, aber es ist jedenfalls eine unerfreuliche Geschichte und eine Sache, die mir nicht gefällt. 

Ich habe mich daher bei der Wiener Polizei erkundigt, die ja, wie jeder weiß, mir nicht untersteht, deswegen heißt es ja auch Bundespolizeidirektion, was denn nun in der Tat substanziell dahinter steht. Ich will Ihnen, aber vor allem mir selber - so egoistisch bin ich - die Rechtsauskunft ersparen, denn natürlich ist es wichtig, aber wir wissen ohnehin, was in den jeweiligen Gesetzesbestimmungen drinnen steht. Aber das Faktum dessen ist, dass nach Auskunft der Polizei ein einziges Mal eine solche Amtshandlung, wenn man es einmal so sagen kann, in der Tat auch protokolliert wurde. Es hat sich hier um einen Fall gehandelt, dass sich in der Wiener Mariahilfer Straße vor dem Generali-Center eine Gruppe von Punks mit Hunden aufgehalten hat und es zu einer großen Fülle von Beschwerden gekommen ist und die Polizei nicht nur nach den Mitteln des Wegweiserechts nach dem Wiener Landessicherheitsgesetzes, sondern auch nach dem der Straßenverkehrsordnung eingegriffen hat.

Da muss ich Ihnen ganz offen sagen, wenn diese Information stimmt und ich habe zur Stunde natürlich keinerlei Veranlassung dies zu bezweifeln, dann fällt mir dazu nicht Menschrechtsverletzung und menschenverachtend ein, denn formulieren wir es vorsichtig und zurückhaltend: Die Belästigung von Müttern mit Kindern, von Jugendlichen, die ja auch sehr häufig in diese Gegend kommen und auch von anderen durch Punks mit ungesicherten Hunden gefällt mir mindestens ebenso wenig.

Wenn daher in der Tat dies hier der einzige Fall war, wo man Ordnung auch durch dementsprechende Paragraphen wieder hergestellt hat, dann würde ich mich jedenfalls nicht beschweren. 

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Wir kommen zur 2. Zusatzfrage, Herr Abg Dr Ulm. (Abg Susanne Jerusalem: Frau Vorsitzende?)

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich bin in der schlechteren Situation insofern als ich den „Augustin“ zwar hin und wieder lese, aber nicht immer lese, und auch diesen Artikel nicht gelesen habe. Ich kenne daher die Tendenz dieses Artikels nicht, bin aber doch von der Überraschung der GRÜNEN überrascht, wenn Junkies und Säufer von der Polizei aus dem Straßenbild entfernt werden, das dann als menschenrechtswidrig und menschenverachtende Praxis einzuschätzen. 

Sie haben bereits das Wiener Landessicherheitsgesetz genannt. Ich teile da Ihre Einschätzung. Nicht nur nach der Straßenverkehrsordnung ist in einem solchen Fall vorzugehen, sondern auch dann, wenn in unzumutbarer Weise andere belästigt werden oder berechtigter Anstoß bei Bürgern erregt wird, ist vom Wegweiserecht Gebrauch zu machen.

Ich frage Sie daher, Herr Landeshauptmann, ob Sie für die strikte Vollziehung der Bestimmungen des Landessicherheitsgesetzes durch die Wiener Polizei im Sinne von Nulltoleranz sind?

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Über das Schlussvokabel können wir jetzt dann diskutieren, weil der erste Teil wäre natürlich mit einem einfachen „No na“ zu beantworten. Selbstverständlich tritt ein Mitglied der Exekutive dafür ein, dass die Gesetze eingehalten werden. 

Aber das ist eine Sache, worüber man schon ein paar Sätze verlieren sollte, denn ich bin nicht als ein Mann vordergründiger Harmonie bekannt. Daher, bei allem Bekenntnis dazu, dass Gesetze und daher auch das Landessicherheitsgesetz unabdingbar einzuhalten sind, da stimmen wir mit Sicherheit überein ich weiß nicht, ob das bei der dahinter stehenden Grundansicht auch der Fall ist: Ich bin im gegenständlichen Fall, wo es sich um Bedrohungsszenarien handelt, dafür - und ich finde den gegenständlichen Fall, den ich berichtet bekommen habe und den ich hier referiert habe, als ein Bedrohungsszenarium für Jugendliche und für Passanten -, dass in der Tat die Polizei hier die rechtlichen Möglichkeiten ausnutzt um einzuschreiten und um dieses Bedrohungsszenarium von den Passanten abzuwenden.

Bei so schlechthin gesagt Alkoholisierten im Straßenbild sehe ich die Situation etwas anders, denn grundsätzlich bin ich hier der Auffassung, dass man sich zu überlegen hat, wie man hier auch helfen kann. Helfen kann man nicht nur vordergründig, dass man den vor sich selbst sozusagen beschützt, sondern sich auch dahinterstehend die Frage stellt oder den entsprechenden Experten im medizinischen oder psychologischen Bereich zuweist, warum der etwa Rauschgift verwendet oder regelmäßig übermäßig trinkt, also schlicht und ergreifend ein Alkoholiker ist. Das ist das, wo ich meine, dass man auch helfen soll. 

Dasselbe gilt auch für Bettler, für Obdachlose. Auch hier unterscheide ich sehr streng zwischen der kriminellen Aktivität der organisierten Bettelei und jenen, denen man in der Tat auch helfen sollte und wo ich meine, dass die Gesellschaft dazu verpflichtet ist, zu helfen. 

So gesehen werden Sie verstehen, dass ich dem Begriff der Nulltoleranz, den der frühere New Yorker Bürgermeister geprägt hat, weniger anhänge und mehr dem Prinzip des Chikagoer Bürgermeister anhänge, der, wie wir ja alle wissen und in der Öffentlichkeit diskutiert haben, auch keinen leichten Job hat, groß Ordnung schaffen konnte in der Stadt, sodass das, was seit den 30er-Jahren als Ruf dieser Stadt vorauseilte, mit der heutigen Realität gar nichts mehr zu tun hat und dies ohne der sogenannten Nulltoleranz, die nicht unerhebliche Schwierigkeiten ja auch im Verhältnis zwischen Polizei und Bürger in New York hervorgerufen hat, wie wir – so nehme ich an – auch beide wissen. 

Daher hier zusammenfassend: Selbstverständlich bin ich für die Einhaltung der Gesetze, das ist überhaupt keine Frage. Aber selbstverständlich bin ich auch für Hilfe für jene, die Hilfe brauchen.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke schön. Ich entschuldige mich, Frau Jerusalem, bitte die 1. Zusatzfrage zu stellen.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Kein Problem.

Herr Landeshauptmann! 

Nur zur Erinnerung: Die GRÜNEN befinden sich in der glücklichen Lage, dem Landessicherheitsgesetz in Wien ja nicht zugestimmt zu haben. Das heißt der Unfugparagraph hat ja bei uns keine Zustimmung gefunden, weil wir ihn für Unfug halten. 

Es gab aber dann noch in Wien zahlreiche andere Maßnahmen. Die privaten Sicherheitsdienste von ÖBB und Wiener Linien, die dafür sorgen, dass bei ihnen alles sauber ist und die Leute entfernt werden, genauso wie es der Abg Ulm gesagt hat, sind so eine Maßnahme. In Wien werden zu wenige Bänke aufgestellt, weil – so die damalige StRin Ederer – sich die Falschen drauf setzen könnten.

Das heißt, es gibt viele Bausteine, die offensichtlich dazu dienen sollen, das Stadtbild Wiens sauber zu halten und bestimmte Menschen aus diesem Stadtbild zu entfernen. Darüber machen wir uns große Sorgen und ich denke, Sie auch, weil Sie diesen Artikel im „Augustin“ auch mit Missfallen gelesen haben.

Sie haben einmal schon angekündigt oder bemerkt, dass polizeiliche Maßnahmen da falsch sind, wenig tauglich sind und dass man im Grunde genommen mehr Sozialarbeiter auf die Straße schicken sollte, um zu vermitteln, um zu arbeiten.

Meine Frage ist jetzt: Ist nach dieser Ankündigung von Ihnen bei einer anderen Anfrage hier im Landtag bereits etwas geschehen? Wie viele Sozialarbeiter sind zusätzlich eingestellt worden, um da auf der Straße zu arbeiten, Sozialarbeit zu machen?

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann. (LhptmStin Grete Laska: Das sollten Sie aber wissen, nachdem Sie mit Vehemenz gegen den Bahnhofssozialdienst waren! Sie waren ja gegen die Sozialarbeit, dass man sie macht! Sie waren ja dagegen! Sie haben dagegen gestimmt!)

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Zunächst einmal möchte ich nur anmerken, dass die Ablehnung dieses Gesetzes durch die GRÜNEN das Gesetz noch nicht ungültig gemacht hat oder macht (LhptmStin Grete Laska: Es ist jedes Mal dasselbe!), sondern ich habe mich, nachdem ich ja hier im Landtag, wie Sie wissen, nicht stimmberechtigt bin, an gültige Gesetze zu halten und tu dies auch. Im gegenständlichen Fall bekenne ich mich auch dazu. 

Aber unabhängig jetzt von allfälligen Polemiken, denen ich an sich nicht abhold bin, aber das Thema ist zu ernst: Ich habe meine Haltung, gerade eben meine grundsätzliche Haltung in der Beantwortung der Zusatzfrage des Herrn Dr Ulm erläutert und das ist auch meine tiefe Überzeugung. 

Selbstverständlich ist es notwendig, für bestimmte Fälle auch Ordnungspolitik zu machen. Ich halte es zum Beispiel mit der organisierten Bettelei so, die ich für kriminell halte. Ich halte dealen für kriminell. Und hier ist Ordnungspolitik, Sicherheitspolitik zu machen. Das steht für mich außer jeden Zweifel. 

Was ich allerdings gemeint habe ist, dass nicht jeder, der in den Straßen Wiens bettelt, und nicht jeder, den man auf der Straße beobachten kann, der betrunken ist, oder nicht jeder, von dem man a priori oder dem man nachweisen kann, dass er Rauschgift zu sich genommen hat, jemand ist, der ausschließlich mit ordnungspolitischen Maßnahmen zu behandeln ist, sondern dem ist auch zu helfen, in abgestufter Form. Es ist spezifisch auf das besondere Bedürfnis einzugehen, auf die Ursachen, warum er in diese Situation gekommen ist und es ist ihm dann auch zu helfen. Drogenkranken ist zu helfen durch Heilung.

Dies ist genau der Punkt, dass ich auch gemeint habe, dass wir selbstverständlich sowohl ordnungspolitische polizeiliche Maßnahmen zu setzen haben, im gegenständlichen Fall die Bundespolizeidirektion - da bekümmert mich einiges, zum Beispiel, dass wir in der Zwischenzeit 600 Dienstposten weniger in der Stadt haben, gleichzeitig aber ein Ansteigen der Kriminalitätsrate beklagen -, aber dass wir auf der anderen Seite, und das sind wir, durch die Maßnahmen der Prävention – hier haben sich die Schulen große Verdienste erworben -, aber natürlich genauso in der Maßnahme der sozialen Hilfe auf den verschiedensten Ebenen zu helfen haben. Und genau das findet auch statt. 

Ich kann Ihnen im Rahmen einer Fragestunde nicht die genau Anzahl derer sagen, die hier zusätzlich eingestellt wurden. Es ist ja immer eine bemerkenswerte Haltung auch von Ihnen, dass man dann bei solchen Gelegenheiten immer sofort fragt: Wie viel zusätzliche Dienstposten wurden geschaffen, wie viel zusätzliche Angestellte hat man hier zum Einsatz gebracht? Ich weiß das nicht auswendig, aber ich weiß, dass heute sehr viel mehr Sozialarbeiter auf der Straße tätig sind, um genau für diese Grundhaltung auch zu arbeiten. Und das ist mir persönlich auch sehr, sehr wichtig, weil ich glaube, dass in der differenzierten Form wir das Innenbild, das heißt die Akzeptanz der Bewohnerinnen und Bewohner für ihre Stadt, aber natürlich auch die Akzeptanz nach außenhin entsprechend erhalten können. Beides wird notwendig sein.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen zur 3. Zusatzfrage, Herr Abg Josef Wagner.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen.): Herr Landeshauptmann! Sie haben zurecht auf das Landessicherheitsgesetz hingewiesen. Es gibt natürlich auch das Polizeisicherheitsgesetz und ich verstehe nicht, in welcher Stadt wir leben, offensichtlich in unterschiedlichen, wenn die eine Fraktion meint, es ist zuviel Ordnung und es wird zuviel weggewiesen und bestraft, die Bürger sich an sich aber zurecht darüber beklagen, wie in Wien an manchen Plätzen die Zustände sind. 

Sie haben aber ein bisschen zu wenig differenziert, weil Sie in Ihrer Antwort auf die ÖVP-Zusatzfrage gemeint haben, dass man hier sehr wohl unterscheiden muss und dass man hier nicht so streng vorgehen muss außer bei den von Ihnen genannten Bettlern und Dealern. Im Landessicherheitsgesetz ist aber klar geregelt, wo eine Möglichkeitsform besteht und wo einzuschreiten ist, und das ist bei Lärmerregung und bei aggressivem Verhalten. Nicht einzuschreiten oder möglicherweise nur einzuschreiten wäre dort, wo es im Abschnitt 3 geregelt ist, wer in unzulässiger Weise widmungsgemäßen Gebrauch macht.

Meine Frage ist, nachdem im Sicherheitspolizeigesetz, auch im Landessicherheitsgesetz normiert ist, dass insbesondere in den Fällen 2 und 3 der Magistrat und die Sozialdienststellen zu verständigen sind, die sozialen Einrichtungen der Stadt Wien, um hier Hilfe zu gewähren, und Sie in der Frage der Bettler einmal gesagt haben, Sie werden jedem armen Teufel einen Sozialarbeiter an die Seite stellen: Können Sie uns sagen, wie viel Fälle ungefähr durchschnittlich im Jahr an Sozialdienststellen gemeldet werden?

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Grundsätzlich müssen wir davon ausgehen, dass in allererster Linie der Ansprechpartner oder der erste Ansprechpartner im Rahmen des Magistrats die Dienststelle für Sofortmaßnahmen ist. Hier wird zumeist an einen Politiker herangetreten oder auch ganz normal an das Telefonservice - Callcenter der Stadt Wien könnte man schon sagen -, dann wird das Büro für Sofortmaßnahmen auch entsprechend verständigt und man klinkt sich hier ein und versucht, diese Probleme direkt vor Ort zu lösen. 

Es sind jetzt nur schätzungsweise und überblicksweise nicht besonders viele Fälle, die hier an die Stadt Wien, an den Magistrat der Stadt Wien herangetragen werden. Es sind sicher weit unter 100. Das hängt auch damit zusammen, dass bei - ich sag’ das jetzt einmal so allgemein - als störend empfundenen Auftritten von Mitbürgerinnen und Mitbürger, sagen wir es einmal so, in allererster Linie die Polizei angesprochen wird und hier gilt es zweifelsfrei, und ich spreche Probleme so ungeschminkt an wie auch die guten Dinge, die Diskussion mit der Polizei auch noch fortzuführen. Es macht keinen Sinn, wenn von Wachzimmern aus von der Polizei Leuten, die hinkommen, um sich über etwas zu beschweren oder Anzeige zu erstatten, gesagt wird: Geht’s zum Magistrat, die sollen sich darum kümmern. Das macht keinen Sinn. 

Ich verstehe den Frust mancher Polizisten auf Grund der realen Situation, die sich hier abspielt, aber das kann nicht zu Lasten der Wiener Bevölkerung gehen und das kann nicht zu Lasten der Wiener Verwaltung gehen! Das halte ich für undenkbar und das ist eine Diskussion, die wir hier locker zu führen haben werden. 

Also ich denke, dass man generell von der einen Seite sowie von der anderen Seite gesehen die Kirche im Dorf lassen soll. Diese Stadt ist weder eine Stadt, wo völlige Unordnung herrscht, wo Anarchie herrscht, wo die Dealer auf der Strasse zuhauf und in Schwärmen auftreten und die Bevölkerung verunsichern, noch ist es eine Polizeistadt, wo jeder arme Bürger, der einmal ein Glasel zuviel trinkt, sofort verhaftet und in den Kotter geschleppt wird, sondern das ist eine Stadt der Mitte. Das ist eine ganz normale Stadt, wo selbstverständlich bei einer entsprechenden Agglomeration von Menschen auch Menschliches vorkommt. 

Aber ich wiederhole mich hier noch einmal: Kein Verständnis, null Verständnis hab’ ich in der Tat für kriminelle Handlungen, aber ich differenziere: Gegen Dealer, Kriminelle, ist vorzugehen mit allen Möglichkeiten des Gesetzes, Drogenkranke sind zu heilen, denen haben wir zu helfen. Und das ist der wesentliche Unterschied, den ich auch hier sehe und den ich auch bei anderen Bereichen gemacht haben will.

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke schön.

Die 4. Zusatzfrage Frau Abg Jerusalem

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich möchte gerne präzisieren worüber ich spreche, nämlich überhaupt nicht über kriminelle Menschen, sondern mir geht’s jetzt ausschließlich um Menschen, die sozusagen nicht ins Stadtbild passen und wo einige finden, die sollen entfernt werden. Ich glaube, der Herr Abg Ulm hat das auch durchaus in diesem Sinn ausgedrückt.

Jetzt gibt’s tatsächlich unterschiedliche Aussagen: Die Polizei sagt, ein Mal war das der Fall. Das kann durchaus so sein, nämlich als Anzeige. Öfter dürfte es der Fall gewesen sein, und das berichten Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, dass damit gedroht wird. Das ist natürlich was anderes und scheint dann bei der Polizei auch nicht auf. Ich halte aber auch diese Drohung für eine Bedrohung und für etwas, was hier in Wien nicht sein sollte. Die MA 12 ist meiner Meinung nach in der Lage, intelligente Konzepte zur Problemlösung zu erarbeiten und vorzulegen. 

Meine Frage an Sie ist, nachdem Sie da jetzt Interesse zeigen: Werden Sie derartige intelligente Konzepte persönlich unterstützen, unter Umständen auch dann, wenn man vielleicht doch den einen oder anderen Mitarbeiter mehr dazu braucht? 

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landesabgeordnete! 

Ich weiß nicht, was in der Vergangenheit Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 12 daran gehindert hätte, intelligente Konzepte zu erarbeiten! Ich kann mir das beim besten Willen nicht vorstellen. Wenn es hier Vorschläge gibt, um einen Zustand zu verändern, den man als unbefriedigend befindet oder den man durchaus als in Ordnung empfindet, es aber noch bessere Vorschläge dafür gibt und man solche Vorschläge einbringt, dann ist im Magistrat mit Sicherheit noch nie jemand daran gehindert worden, gescheiter zu werden. Also davon bin ich vollkommen überzeugt.

Wenn es daher bessere Vorschläge gibt, wie man mit diesem nicht unwesentlichen Teil oder ich würde sogar sagen, um es einmal positiv zu formulieren, in diesem wesentlichen Teil der Betreuung von Leuten, die Probleme einfach auch haben, durch sozialarbeiterische Tätigkeit, dann ist der herzlich willkommen, dann wird man sich das anschauen. 

An mich sind jedenfalls sogenannte intelligente Konzepte nur insofern herangetragen worden, dass ich glaube, dass aktuell durchaus nach intelligenten Konzepten gehandelt wird. Aber wenn es Verbesserungsvorschläge gibt - herzlich willkommen, gar keine Frage!

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke, damit ist die 3. Anfrage erledigt. 

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP/01047/2003/0001-KVP/LM). Sie wurde von der Frau Abg Ingrid Korosec gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jungend, Soziales, Information und Sport gerichtet: Wann wird dem Wiener Landtag der Entwurf eines Landesseniorengesetzes vorgelegt werden?

Ich bitte um Beantwortung.

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Sie fragen mich, wann dem Wiener Landtag der Entwurf eines Landesseniorengesetzes vorgelegt werden wird. Es ist Ihnen bekannt und wir haben in einer Zwischenerledigung diese Anfrage ja auch im Ausschuss behandelt, dass diese Anfrage und damit das ganze Thema deshalb noch nicht erledigt ist, weil auch die Entwürfe, die von den einzelnen Fraktionen ein solches Wiener Landesseniorengesetz betreffend, zugegangen sind, sowohl von den Juristen als auch von den Leuten, die es inhaltlich zusätzlich beurteilen können, eher damit begutachtet wurden als gesagt wurde, eine solche gesetzliche Regelung ist in Zeiten von Deregulierung auf der Wiener Ebene eher zur Zeit nicht mit Inhalten zu füllen und daher nicht notwendig. Daher wird im Landtag auch zum jetzigen Zeitpunkt vor allem diesen Entwürfen folgend kein Gesetz vorgelegt werden. 

Wir haben erst vor kurzem, ich habe Ihnen das hier im Haus ja vorgestellt, ein eigenes Programm auch zum Altwerden in Wien vorgelegt, wobei Wien in der besonderen Situation von Land und Gemeinde ist und als Gemeinde ja wesentlich rascher auf allfällige Veränderungen reagieren kann und bekannterweise das dichte Netz gerade für ältere Menschen in Wien mit all den Maßnahmen, die da dazugehören, ein so dichtes ist, dass die Vorschläge, die gemacht wurden, die Ihrer Meinung nach oder auch der Meinung der Freiheitlichen nach in einem Gesetz zu regeln wären, den alleinigen Geldfluss zu regeln bedeutet hätte, was ja im Sinne auch der Betroffenen, auch der Organisationen, eher ein Nachteil als ein Vorteil ist, weil auch noch niemand beantworten konnte, nach welchen Richtlinien allfällige Mitgliederzahlen namhaft gemacht werden sollten. 

Ich stehe also auf dem Standpunkt, der einzige Grund, warum ich mich mit Vehemenz und mit Geschwindigkeit für ein Wiener Landesseniorengesetz einsetzen würde, wäre - das ist aber leider nicht der Fall -, wenn es einem Bundesland die Möglichkeit geben würde, eine ganze Gruppe von Menschen - in Wien immerhin 340 000 mit ansteigender Tendenz - davor zu bewahren, dass eine Bundesregierung Maßnahmen setzt, die genau dieser Zielgruppe extrem schaden, wenn man damit verhindern könnte, dass im Bereich von Krankheit und Gesundheit, von Vorsorge, von Besteuerung, von Eingriffen in Pensionsrechte oder zukünftige Pensionsrechte solche Maßnahmen gesetzt werden. Aber das kann ein Bundesland nicht, weil es bundesgesetzliche Regelungen betrifft und daher sehe ich im Moment keine Notwendigkeit, ein solches Landesseniorengesetz dem Wiener Landtag vorzulegen. 

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: 1. Zusatzfrage Frau Abg Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Landesrätin, ich hab das jetzt erstmals von Ihnen gehört. Wir haben ja bereits vor zwei Jahren einen Initiativantrag eingebracht. Wir haben im Vorjahr eine Gesetzesvorlage eingebracht. Ich habe von Ihnen bisher nicht gehört, also heute erstmalig, dass Sie dieses Gesetz ablehnen. Das finde ich sehr merkwürdig, weil es ja zwei Bundesländer bereits gibt, also Burgenland, was Ihnen sicher bekannt ist und auch Kärnten, die so ein Gesetz haben. 

Werden Sie, das ist meine Frage, das jetzt den Seniorenorganisationen auch in geeigneter Form mitteilen und auch die Begründung, warum Sie dieses Seniorengesetz ablehnen?

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Frau Landeshauptmann-Stellvertreter! 

LhptmStin Grete Laska: Mit den Seniorenorganisationen bin ich in regelmäßigem Kontakt, weil Wien im Gegensatz zu anderen Bundesländern seit 1996 mit Beschluss des Wiener Landtags ja den Seniorenbeirat installiert hat. Ein Gremium, das übrigens auch einen Teil der Forderungen erfüllt, die in den Entwürfen eingebracht wurden, nämlich die Informationspflicht und die Informationsvorgänge. Der Landesseniorenbeirat hat weit mehr Aufgaben als nur die Informationspflicht. Sie kennen die Aufgabenstellung und wissen daher, dass es hier auch um die Beratung von Gesetzen, Gesetzesentwürfen und ähnlichem geht. Das heißt, dieses Gremium ist eines, das einen ganz wesentlichen Beitrag auch zur Kommunikation zwischen der Wiener Politik und den Seniorenverbänden tätigt. 

Die Diskussion mit den Seniorenverbänden ist eine, die meine Tendenz, die ich Ihnen heute gesagt habe, eher unterstützt als bekrittelt, denn auch die Seniorenverbände sehen natürlich sehr, sehr klar und dokumentieren auch in der Öffentlichkeit, und das dürfte Ihnen nicht entgangen sein, die derzeitige Position gegenüber dem, was da gerade passiert. Aber sie sind nicht daran interessiert, dass in einem Gesetz festgelegt wird, wie viel Geld zu fließen hat, weil sie sehr rasch erkannt haben, dass auch das Bundesseniorengesetz diesen Dingen gegenüber keinen Schutz bietet, sondern einzig und allein einen Mittelfluss regelt, der im Bereich des Landes Wien beziehungsweise vielmehr der Gemeinde Wien gute Voraussetzungen hat und darüber hinaus sich viel mehr an Projekten orientiert, an Maßnahmen orientiert, die den Betroffenen unmittelbar zugute kommen und jedenfalls das soziale Netz für Senioreninnen und Senioren in Wien sicherstellen. Dazu ist kein Gesetz, so wie es bisher vorgeschlagen wurde, notwendig.

Und ich sage es noch einmal: Sollte es sich im gesamten Umsetzungsverfahren des Programms „Älterwerden in Wien“ als Notwendigkeit und sinnvolle Maßnahme erscheinen lassen, hier ein Gesetz vorzulegen, dann werden wir es tun. Im Moment sehe ich keine. 

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 2. Zusatzfrage. Herr Präsident Römer bitte. 

Präsident Johann Römer: Frau Landeshauptmann-Stellvertreter!

Dass Wien diesem Problem ein besonderes Augenmerk schenkt, zeigt sich ja daran, dass es immerhin einen Seniorenbeauftragten gibt, dass es einen Seniorenbeirat gibt. Das heißt, man ist sich bewusst, dass hier eine nicht unwesentlich große Gruppe unserer Mitbürger einer besonderen Betreuung und Beachtung bedarf. 

Aber für mich stellt sich die Frage: Wieso wehren Sie sich so dagegen, dass man diese Kommunikation zwischen Verwaltung und den betroffenen Gruppen auf eine rechtliche Basis stellt? Wo sehen Sie da eine Gefahr, wenn hier auch geregelt wird, wie die finanzielle Zuwendung stattzufinden hat, wenn das auch gesetzlich geregelt ist? Ist das für alle eine Sache, die eben eindeutig ist? Wo sehen Sie da die Gefahr oder wo sehen Sie die Nicht-Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung?

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin!

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich sehe keine Gefahr, sondern bei Gesetzen muss man sich immer fragen und das tun Sie ja häufig, und ich kann mich an viele Debatten erinnern, wo hinterfragt wurde, ob gesetzliche oder auch andere Regelungen wirklich nötig sind. Noch einmal: Wir befinden uns in einer Zeit, wo wir sehr genau überprüfen, wo man deregulieren kann und daher muss man sich bei einem neuen Gesetz sehr wohl überlegen, wo macht es Sinn, eine solche gesetzliche Festschreibung zu machen und wo ist es nicht notwendig? 

Nun ist ein Grund, warum ein solches Landesgesetz zumindest sehr genau zu überlegen ist, die Tatsache, dass Wien im Gegensatz auch zu den Bundesländern, die von der Frau Abgeordneten angesprochen wurden, Land und Gemeinde in einem ist. Bei den Bundesländern ist es insofern ein Unterschied, als vielleicht das Land gemeint hat, es müsste festschreiben, wie die Gemeinden mit einem Landesgesetz vorzugehen haben. Das ist bei uns nicht nötig, weil die Personenidentität der Regierungen da ist und auch der politische Wille damit eindeutig ist und die Gemeinde für alle, für die sie es will, auch die dementsprechenden Maßnahmen, wie Sie es auch zitiert haben, setzen kann. Also ich sehe keine Gefahr. 

Anders ist die Frage nach der Notwendigkeit. Die Notwendigkeit, in einem Gesetz den Mittelfluss an Organisationen festzuschreiben, sehen weder die Juristen des Hauses noch kann ich sie erkennen, weil die Flexibilität damit sozusagen beschnitten wird. Wir haben jetzt mehr Möglichkeiten, dorthin Mittel zu geben, wo es notwendig ist, wo es neue Notwendigkeiten gibt, etwa bei Projekten. Ich denke an die ganze Entwicklung, die wir in den letzten Jahren im Bereich der EDV und der neuen Technologien mit Seniorinnen und Senioren gemacht haben. Ich denke an die vielen Projekte, die wir in Wien im Rahmen des Internationalen Jahres für ältere Menschen gemacht haben und vieles andere mehr. Ich erhöhe die Flexibilität so wie ich es jetzt habe und ich sehe noch nicht, ob wir uns mit einem Gesetz nicht eher einschränken. Ich sehe keine Gefahr, sondern eher die Einschränkung. 

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Frau Abg Cordon hat die 3. Zusatzfrage.

Abg Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Ich hätte mich eigentlich sehr gefreut wenn Sie angesprochen hätten, dass die Aufteilung auf drei Parteien mit ihren Seniorenorganisationen nicht gerecht ist so wie es vorgeschlagen ist. Es ist ja auch im Bund dasselbe. Also es ist eigentlich dieses Landesseniorengesetz das Bundesgesetz auf Landesebene übertragen. Ich meine, ich habe Sie, glaube ich, schon richtig verstanden. Jetzt können Sie natürlich das Geld verteilen, sonst würde es auch an die verschiedenen Parteien und ihre Vorfeldorganisationen gehen. 

Meine Frage ist jetzt dahingehend, ob Sie eigentlich trotzdem sehen, dass diese Vorfeldorganisationen von Parteien unterstützt werden sollten oder eher nicht, dass eben die Verteilung des Geldes mehr in Ihrer Hand bleibt? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Bevor wir aneinander vorbeireden oder ich Sie missverstehe: Erstens gibt es in Wien Geldflüsse an Seniorenorganisationen. Ich gehe davon aus, dass Sie das wissen. Diese finden statt, und Sie brauchen sich nur die Beschlüsse im zuständigen Finanzausschuss anzuschauen, dann sehen Sie, dass die einzelnen Seniorenorganisationen Gelder der Stadt Wien bekommen. Ob die Parteien über die Form der Parteienförderung, die in Wien festgelegt ist, auch an ihre Parteien-Seniorenorganisationen Gelder fließen lassen oder nicht, ist die Entscheidung jeder einzelnen Partei. Ich würde es begrüßen. Denn ich halte auch die SeniorInnenarbeit innerhalb von politischen Parteien für unendlich wichtig.

Darüber hinaus gibt es Mittel der Stadt für verschiedenste Seniorenorganisationen, die sich teilweise in keinem Zusammenhang mit politischen Parteien befinden, ähnlich wie wir das im Jugendbereich haben. Auch das halte ich für gut, weil ich grundsätzlich der Meinung bin - und damit unterscheide ich mich manchmal von anderen hier in diesem Haus -, dass es gut ist, wenn Menschen sich organisieren und damit auch eine größere Gemeinschaft zur Durchsetzung ihrer Interessen haben, ganz egal, in welchem Bereich die sich befinden. 

Was in den Vorschlägen der beiden Parteien für die Seniorengesetze - und das sind nur Vorschläge, wir haben ja keines - enthalten war, war eine Reglementierung nach bestimmten Parametern. Das halte ich so, wie es hier vorgeschlagen wurde, grundsätzlich für nicht gut, noch dazu waren die Parameter höchst - ich sage einmal - undefiniert und sind mir auch nicht logisch erschienen. Das ist aber immer der Fall, wenn man nach Mitgliederzahlen und Ähnlichem vorgeht. Das ist aus meiner Sicht tatsächlich die schlechteste Messlatte dafür, die Organisationen zu beurteilen. Denn es kann eine kleine Organisation ein Projekt vorbringen, das für viele Menschen durchaus Sinn macht, und es kann sich eine angeblich mitgliederstarke Organisation hauptsächlich in Organisationsfinanzierung bewegen, was ich für schlecht halte.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist die 4. Anfrage erledigt. Frau Abg Korosec hat auf ihre Zusatzfrage verzichtet.

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP/01812/2003/0001-KFP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Mag Helmut Kowarik gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichtet: Wird im neuen Wiener Krankenanstaltenplan die geplante "Gesundheitsregion Ost", durch die ein gemeinsames Vorgehen der Bundesländer Wien, Niederösterreich und Burgenland in der Gesundheitspolitik erreicht werden soll, berücksichtigt?
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Herr Abgeordneter! Meine Damen und Herren!

Die Landeskrankenanstaltenpläne in Österreich richten sich nach Planungsvorgaben, die in der Vereinbarung nach Artikel 15a des Bundes-Verfassungsgesetzes über die Krankenanstaltenfinanzierung festgelegt sind. Darin wird auch der Österreichische Krankenanstaltenplan und Großgeräteplan geregelt. Die im ÖKAP vorgegebenen Behandlungskapazitäten - wie Bettenzahlen oder Geräteziffern - haben als Höchstzahlen, die nicht überschritten werden dürfen, auch für die Landeskrankenanstaltenpläne Gültigkeit.

Ich habe aber die Absicht, weiter Gespräche mit den Gesundheitsreferenten der angrenzenden Bundesländer, Niederösterreichs und des Burgenlandes, zu führen, damit wir uns bereits heute auf die zukünftigen Gespräche einstellen - jetzt haben wir ja noch gültige Vereinbarungen bis 2005 -, Gespräche darüber, was wir uns vorstellen und was auf uns zukommt. Sie wissen ja, es gibt gewisse Mangelfächer. Ich hätte in Wien für die Wiener Patienten durchaus immer absolut ausreichende Kapazitäten, aber es wird in die Fächer, die teuer sind und für die der Wiener Steuerzahler die höchsten Zuschüsse zu tragen hat, von den anderen Bundesländern vehement hereingedrückt.

Jetzt muss ich sagen, es ist gerade bei den seltenen oder den selteneren Erkrankungen, die die teureren Therapien nach sich ziehen, aus Gründen der medizinischen Qualität sehr gescheit, Zentren zu haben. Nur muss das entsprechend berücksichtigt und abgegolten werden.

Sie kennen ja meine Schwierigkeiten mit dem Strahlengerät: Es ist sogar im ÖKAP festgelegt, dass Niederösterreich eines zahlen muss. Der Herr Finanzreferent, der nicht mein direkter Ansprechpartner ist, hat uns darauf immer mehr oder minder "schmeck's!" gesagt. Auch auf meine Frage in dem Gespräch, wann er denn beabsichtigt, in Krems die Strahleneinheit auszubauen, sodass ich weiß, wie ich mit den Kapazitäten rechnen muss, hat er gesagt: das geht mich nichts an, und er macht das dann, wenn er Geld hat. Das ist ungefähr die Gesprächskultur des Herrn Sobotka. Wie gesagt, er ist ein Musiklehrer, ich bin eine Ärztin. Mir liegen die Patienten am Herzen, und das ist natürlich immer die Enge, die ich habe. Das ist auch bei den Ärzten in den Wiener Spitälern so, dass sie dann alles aus sich herauspressen, um diese Patienten zu versorgen, mit diesen teuren Versorgungen, die eben vom Wiener Steuerzahler in Zuschüssen getragen werden.

Wir werden am 9. Mai endlich die Strukturkommission haben, die schon im März hätte stattfinden sollen. Auch dort will ich das wieder thematisieren. Denn wir müssen Pläne schaffen, die auf alle Gegebenheiten eingehen. Man kann nicht mehr nur regional planen. Wie gesagt, Qualität heißt, dass wir überregional planen müssen, um die beste Behandlung zu geben, nur darf dies nicht zu Lasten der Wiener Bevölkerung geschehen.

Weil man immer sagt, Wien hat so viele Spitalsbetten: Mir liegt jetzt von der Statistik Austria ein Bericht vor, und da stellt sich heraus, dass die Wiener Patienten eine geringere Spitalshäufigkeit haben als jene in den Bundesländern. Das zeigt schon, dass wir mit unserer höheren Anzahl an Betten, als es sie in den angrenzenden Bundesländern gibt, auch unverhältnismäßig mehr Patienten von außen aufnehmen. Es ist Ihnen ja bekannt, dass wir in den letzten acht Jahren um zirka 70 000 niederösterreichische Patienten mehr gehabt haben, die zu den teuren Leistungen kommen, die aber auch in Zeiten mit einer geringeren Besetzung an Personal kommen, also außerhalb der Kernarbeitszeit, wobei in Niederösterreich die Strukturen zum Teil gar nicht vorhanden sind und Wien allein mit seinen Steuergeldern auch diese teuren Strukturen für eine Rundum-Versorgung aufrechterhält.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Die erste Zusatzfrage: Herr Mag Kowarik.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Danke für die Beantwortung der Frage. Wir sind uns ja einig, dass hier etwas geschehen muss. Sie haben heute wieder aufgezeigt, wie viele Patienten aus Niederösterreich hier in Wien behandelt werden. Wir wissen, dass zum Beispiel im Kaiserin-Elisabeth-Spital 30 Prozent so genannte Fremdpatienten sind, im St.-Anna-Spital verhält es sich, glaube ich, ähnlich. Das SMZ-Ost ist praktisch ein Spital, das, ich möchte fast sagen, eine Regionalversorgung für Niederösterreich betreibt. Das alles ist schon sehr lange bekannt, bereits seit Jahren wird hier davon gesprochen, dass etwas geschehen muss, dass eine Gesundheitsregion Ost geschaffen werden soll, und so weiter, und so fort.

Sie haben angesprochen, dass die Krankenanstaltenpläne vom Bund vorgegeben werden. Das ist richtig, aber es ist meiner Ansicht nach so: Die neuen Verhandlungen stehen vor der Türe, und es ist unbedingt notwendig, dass man hier gemeinsam mit den angrenzenden Bundesländern verhandelt. Denn es ist sicher so, dass jedes Bundesland daran denkt, sein eigenes Gesundheitssystem bestens auszubauen, es ist auch nach dem Krankenanstaltenplan mehr oder weniger dazu verpflichtet. Aber es kann nicht angehen, dass wir hier im vereinigten Europa, in dem wir, ich weiß nicht, 2 000 Kilometer weit mit den Menschen mitfühlen, dem Patienten, der das Pech hat, in der Breitenfurter Straße auf der anderen Seite zu wohnen, in Wien keine Behandlung zukommen lassen können. Es wird daher Ihre Aufgabe sein, hier mehr als bisher zu versuchen, Finanzmittel für Wien zu lukrieren.

Meine Frage jetzt lautet: Was werden Sie hier konkret unternehmen, um mit den Niederösterreichern und den Burgenländern den zukünftigen Krankenanstaltenplan zu verhandeln?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Abgeordneter!

Die Ansprechpartner sind die Gesundheitsreferenten, nicht die Finanzreferenten. Über die Finanzen wird auf einer anderen Ebene verhandelt. Unsere Gremien sind die Landesgesundheitsreferentenkonferenz und die Strukturkommission, wo wir Derartiges ebenfalls ansprechen. Da hat es stets auch über Strukturqualität, Krankenanstaltenpläne und Gerätepläne sehr konstruktive Gespräche gegeben. Ich hoffe auch, dass wir diese in der neuen Zusammensetzung fortführen werden. Allerdings waren diese schon vorgegeben, weil ja durch die Vereinbarungen der Zeitraum bestimmt war.

Wie gesagt, mein Wunsch ist es, jetzt laufend Gespräche zu führen. Sie wissen, dass in Niederösterreich eine Wahl stattgefunden hat, dadurch hat sich auch hinsichtlich der Ansprechpartner manches verschoben. Wir sollten laufend Gespräche führen und mit Experten wirklich sagen, was wo durchgeführt werden soll.

Weil Sie das St. Anna ansprechen: Ich würde es für sinnlos halten, in der Ostregion eine andere Kinderabteilung für Leukämiekinder zu errichten. Zum Glück ist das - auch wenn es uns wegen der Berichte darüber häufig vorzukommen scheint - eine äußerst seltene Erkrankung. Ich bin nur gut in meinem Fach, wenn ich seltene Erkrankungen behandle, so häufig es geht, weil man etwas zwar theoretisch lernen kann, aber es kommt dann auf das Gespür und das Feeling an, um zu erkennen, was noch dabei ist. Das trifft auf das St. Anna in hervorragender Weise zu.

Daher werde ich als Ärztin aus fachlichen Gründen immer dafür sein, dass wir Zentren haben. Das wünsche ich mir auch für Wien. Mein Wunsch richtet sich deshalb - und ich glaube wirklich, dass das gescheiter ist - auf weniger Neurochirurgien und weniger Herzchirurgien, aber diese größer ausgebaut und finanziell unterstützt. Ich bin natürlich auch in ständigen Gesprächen mit meinem Amtsvorgänger und Vizebürgermeister, der das genauso sieht. Er führt die Finanzgespräche, und ich führe die Gespräche mit den Gesundheitsreferenten der angrenzenden Länder. Aber wir führen ebenfalls die Gespräche im Rahmen der Strukturkommission, der Landesgesundheitsreferenten und natürlich auch mit den politisch Verantwortlichen im Bund.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur zweiten Zusatzfrage: Frau Abg Dr Pilz, bitte.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Die Debatte ist wirklich wie ein wiederkehrendes Thema, wir haben sie ja ungefähr gleichlautend schon vor einem Jahr abgeführt. Offensichtlich ist speziell dem niederösterreichischen Finanzlandesrat - egal, ob er Musiklehrer, Mathematiker oder sonst etwas ist - nicht beizukommen. Offensichtlich gibt es in der schwarz-blauen Bundesregierung Tendenzen, diese Art von Politik noch einmal zu verstärken, denn im Regierungsabkommen ist die Einrichtung von Landesgesundheitsfonds vorgesehen, die letztlich eigentlich einer Politik der überregionalen Planung, einer ganzheitlichen und eine Region versorgenden Gesundheitsleistungsstruktur entgegengesetzt sind.

Ich frage Sie jetzt konkret, Frau Stadträtin: Wie stehen Sie als zuständige Gesundheitspolitikerin für Wien der Idee der Einrichtung von Landesgesundheitsfonds gegenüber?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Abgeordnete!

Ein Landesgesundheitsfonds wäre nur dann sinnvoll, wenn man auch berücksichtigt, was alles von außen hereinkommt, und nicht sagt, es wird auf die Einwohnerzahl berechnet.

Es wurde immer Vorarlberg als großartiges Beispiel angegeben. Wir kennen Vorarlberg, es hat die geringste Ärztedichte von Österreich, die höchste Auslagerung - sogar in absoluten, nicht nur in relativen Zahlen - von Patientinnen und Patienten in das Ausland (Abg Gerhard Pfeiffer: Beste Gesundheitspolitik in Österreich!), was bedeutet, hier bezahlt noch einmal die ganze Gruppe dafür, also alle Bundesländer und nicht nur das Bundesland Vorarlberg. Dann kann ich natürlich sehr gut billig sein. Sie haben dort keine Hochleistungsmedizin, die wird zum Teil nach Innsbruck verlagert, Knochenmarkstransplantationen oder Ähnliches gibt es in Vorarlberg überhaupt nicht. Wie gesagt, die Patienten werden vor allem in der Schweiz und auch in Deutschland versorgt. Da sieht man auch, es gibt eben zwei Bundesländer, die massiv Patienten in ausländischen Spitälern haben. Das ist zunächst Vorarlberg, und gleich danach folgt Salzburg. Da das die Kosten überschreitet, zahlt der gesamte Bund wieder diese Kosten der Patienten. Damit kann man leicht kostengünstig sein.

Wir dürfen nicht vergessen, Wien ist ein Bundesland, in dem viele Patienten hereinkommen, hereinpendeln und auch von niedergelassenen Ärzten versorgt werden. Hier ist natürlich eine größere Infrastruktur vorhanden, für die auch Kosten entstehen. Wenn daher Landesgesundheitsfonds entsprechend hoch dotiert sind, dass wir alles, was nach Wien hereinpendelt, damit abdecken können, dann bin ich dafür, nicht jedoch, wenn es auf die Einwohnerzahl - und ein bisschen noch dazu - hochgerechnet wird und wenn nicht berücksichtigt wird, wer alles kommt und worin der medizinische Fortschritt besteht. Dieser wurde bei den letzten Vereinbarungen nicht so sehr berücksichtigt, dass man sehen würde, welche Fortschritte die Medizin in dieser Zeit getan hat.

Es sind enorm teure Leistungen und Möglichkeiten dazugekommen. Ich erinnere Sie nur an die Stents im Bereich der Versorgung des Myokardinfarkts. Auch da ist es sinnvoll, wenn Sie die Einrichtungen rund um die Uhr offen haben, weil der Herzinfarkt sich eben nicht immer an die Kernarbeitszeit von allen hält. Was kosten die Stents? Es gibt teurere Stents, die besser sind. Sie brauchen mehr Personal. Sie haben die Stroke Units, auch die Neurochirurgie, die mehr kann. Wir wissen, was es alles an Möglichkeiten gibt. Das muss man bereithalten, und da bin ich wieder hoffnungsfroh. Denn in der Strukturkommission sind jetzt schon sehr viele Landesräte, die Mediziner sind und sich auch an das halten, was der medizinische Fortschritt ist und was auf uns zukommen wird, sodass man demnach auch sagt: Das muss zur Verfügung stehen. Aber ob wir die Gelder überhaupt bekommen für das, was dem Fortschritt entspricht, das wage ich zum Teil zu bezweifeln.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur dritten Zusatzfrage: Herr Abg Dr Hahn.

Abg Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Gestatten Sie mir zwei Anmerkungen zur letzten Aussage von Ihnen. Den Vorarlbergern ist zunächst einmal kein Vorwurf daraus zu machen, dass sie keine Uni-Klinik haben. Das erklärt auch in hohem Maße, dass schwere, komplizierte und komplexe Fälle eben woanders hingehen. Aber unbestritten ist, dass die Vorarlberger im Rahmen ihrer Möglichkeiten im Gesundheitsbereich Dinge vielfach modellhaft vorexerziert haben, gerade im Vorsorgebereich, glaube ich, als durchaus vorbildhaft für Österreich angesehen werden können, und jetzt auch die Idee der Gesundheits-Holding dort ausprobieren wollen. Die Idee der Gesundheits-Holding ist ja nicht eine Frage der Dotierung, sondern dies ist der Versuch, die beiden Finanzierungsströme für die Niedergelassenen und für den Spitalsbereich in einer Hand zusammenzuführen. Ich glaube, das war ja das Wesen der Frage von Frau Abg Pilz, was Ihre Meinung dazu ist, weil wir das ohnedies öfters diskutiert haben. 

Aber nun möchte ich zur eigentlichen Anfrage kommen. Ich habe mir gedacht, die Freiheitlichen haben diese Anfrage gestellt, weil heute im Niederösterreichischen Landtag eine neue Regierung gewählt wird. Dort kommt es innerhalb der SPÖ-Regierungsriege interessanterweise zu einer Verlagerung der Zuständigkeiten. Bei Frau Onodi weiß ich nicht, ob sie entnervt das Handtuch wirft, aber jedenfalls wird der neue Landesrat Schabl zuständig sein für die Spitalsbelange und für das Gesundheitswesen. 

Meine Frage: Hatten Sie mit ihm in dieser Frage schon Kontakt, und wie ist Ihre Erwartungslage an diesen neuen Gesundheitslandesrat?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Abgeordneter!

Da die SPÖ immer hervorragende Personen einsetzt, ist es eine gute Erwartungslage, die ich habe.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur vierten Zusatzfrage: Herr Mag Kowarik.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Wien ist ja bekannt für seine Spitzenmedizin, und wir wissen, dass das Problem auch darin besteht, dass diese Spitzenmedizin finanziert werden muss. Es gibt ja den Bundesfinanzausgleich, worin angeblich berücksichtigt wird, dass Wien Spitzenmedizin anbietet, im Gegensatz zu anderen österreichischen Bundesländern, die die einzelnen Einrichtungen nicht haben. Jetzt kommen wieder langsam die Vorverhandlungen für den zukünftigen Bundesfinanzausgleich in Gang, und man hört schon von den Ländern und von den Gemeinden, dass sie da bestimmten Lobbyismus betreiben.

Ich frage Sie: Werden Sie sich auch jetzt schon dafür einsetzen, dass wir mehr Mittel aus dem Bundesfinanzausgleich für die Wiener Spitäler bekommen, als es bisher der Fall war?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Mein Amtsvorgänger ist ja jetzt unser Finanzlandesrat, der um die Problematik weiß, mit dem ich auch ständig Gespräche führe und der natürlich alles daransetzt, dass entsprechende Gelder hereinkommen. Wie gesagt, die Ausgangslage war damals eine andere, weil wir weniger Patienten aus den Bundesländern hatten. Je schwieriger und je teurer die medizinische Versorgung ist, desto mehr strömen herein, denn sonst gäbe es nicht diesen Anstieg an Patienten. Indem man in Niederösterreich manches einfach nicht so geführt hat, nicht so besetzt hat, ja verzögert hat, ist Wien viel, viel mehr drangekommen, als ursprünglich berechnet war.

Sie haben auch gesehen, im ÖKAP war vorgesehen, dass das Land Niederösterreich den zweiten Linearbeschleuniger für das SMZ-Ost zahlen soll. Es hat das nicht durchgeführt. Es wurde vor einem Jahr sogar vom Gesundheitsministerium aufgefordert, dass es endlich dazu kommt. Sie haben es nicht für nötig gehalten, und sie erzählen immer, dass das in Krems sowieso eingerichtet wird.

Selbstverständlich wird Wien darauf achten, im Rahmen der Finanzverhandlung eine gerechte Abgeltung zu bekommen. Aber im Überwiegen der Bundesländer mit einer anderen politischen Besetzung und im Überwiegen dieser Bundesregierung bin ich nicht ganz sicher, ob man gegenüber Wien gerecht verfährt. Ich war auch lange genug im Parlament, wo ich Mitglied in Ausschüssen war, dort gab es sehr viele Bundesländer-Kollegen, und man war sich darin immer einig: Bundesländer gegen Wien, das ist ein alter Spruch, so bleibt es jetzt. Aber wenn man etwas braucht, wenn man Nöte hat und etwas für die Gesundheit braucht, dann liebt man Wien, und dann kommt man von überall her gerne nach Wien.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist die Fragestunde beendet.

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. 

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Menschenwürdiges Altsein in Wien" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte die Erstunterzeichnerin, Frau Abg Korosec, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist.

Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten je einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren des Wiener Landtages! 

Das Alter ist ein aufregendes Abenteuer. Das Leben in der späten Freiheit hat sehr viele Gesichter. Die Politik, die Gesellschaft muss es ermöglichen, dass ältere Mitbürger sie ohne Abhängigkeiten und in Selbstständigkeit so lang wie nur irgend möglich nutzen können. Diese altersbunte Gesellschaft - die Meinungsforscher nennen sie die Neugierigen, die Flotten, die Urbanen - hat natürlich in einer Weltstadt wie Wien viele Möglichkeiten, und das ist gut so.

Es gibt aber auch eine andere Seite der altersbunten Gesellschaft, nämlich die Hochaltrigkeit, die Abhängigkeit, die Pflegebedürftigkeit und die Hilflosigkeit. Dazu kommt noch die demographische Entwicklung. Wir wissen, in Wien gibt es derzeit ungefähr 160 000 Menschen über 70 Jahre. In einigen Jahrzehnten werden es fast 360 000 Menschen sein, der Anteil wird sich also weit mehr als verdoppeln, wobei hier allfällige medizinische Quantensprünge nicht eingerechnet sind.

Wie ist Wien auf diese Entwicklung vorbereitet? Wie ist der Status quo? - Wir haben diese Debatte hier schon oft geführt. In den Pflegeheimen besteht ein Personalnotstand. Es gibt wenige Ein- bis Zweibettzimmer, aber sehr viele Sechs- und Achtbettzimmer, und dort gibt es für die Patienten keine Rückzugsmöglichkeit in eine Privatsphäre. Bei jedem Besuch als Privatmensch in einem Pflegeheim - für eine Politikerin schaut die Welt etwas anders aus - denke ich mir: Der liebe Gott oder meine Kinder mögen mich vor solch einem Schicksal bewahren!

Wir haben in Wien nach wie vor kein Pflegeheimgesetz. Ich habe mir das ein bisschen angeschaut: Vor zehn Jahren wurde ein Maßnahmenkatalog beschlossen, "Hilfe im hohen Alter", da war auch das Pflegeheimgesetz dabei. Ich habe weiters gesehen, dass 1995 der Abg Margulies bereits die fünfte Anfrage danach stellte, wann endlich das Pflegeheimgesetz verabschiedet wird. Es wurde ihm vom damaligen StR Rieder gesagt: ja, in diesem Jahr! Bei all diesen Anfragen hat es geheißen: in diesem Jahr wird es verabschiedet! In der Zwischenzeit sitzt schon die nächste Generation hier, der Sohn des Abg Margulies ist bereits im Gemeinderat, aber wir haben noch immer kein Pflegeheimgesetz.

Es gibt jetzt einen Entwurf. Dieser Entwurf ist zahnlos, er ist mutlos, und es ist besser, man schweigt darüber. Es gibt keinen Pflegeheimplan. Ein solcher wäre ebenfalls unendlich wichtig, weil dies für die sozialen Kontakte der Hochaltrigen von besonderer Bedeutung ist. Betreutes Wohnen steckt in den Kinderschuhen, Hospizbetten gibt es kaum - meine Kollegin Lakatha wird darauf näher eingehen. 

Das Familienhospizgesetz wurde von der Bundesregierung - ich halte das für eine ganz, ganz wichtige Maßnahme - mit 1. Juli 2002 eingeführt. Im heutigen Landtag beschließen wir für Wien dieses Gesetz, das heißt, fast ein Jahr später - eine Maßnahme, die man sofort hätte umsetzen können! Daher muss ich sagen, allzu schnell ist man in Wien nicht gerade bei Maßnahmen, die für die Menschen in dieser Stadt sehr wichtig sind. (Beifall bei der ÖVP.)
Dass das Landesseniorengesetz ein Unsinn ist, hat uns heute die Frau Vizebürgermeisterin eindrucksvoll mitgeteilt. 

Meine Damen und Herren von der Alleinregierung! Wie ernst nehmen Sie das, was Sie in Sonntagsreden immer wieder sagen: dass die Würde des Menschen, vor allem im Alter, von besonderer Bedeutung ist und von Ihnen so ernst genommen wird? Ich habe mir als Zitat aufgeschrieben, was die Frau Gesundheitsstadträtin oder ‑landesrätin am 17. Jänner in der Sondersitzung gesagt hat; damals hat sie gemeint: "Der Wert einer Gesellschaft zeigt sich darin, wie diese Gesellschaft mit ihren hilfsbedürftigen, schutzbedürftigen und alten Menschen umgeht." Das kann man nur dick unterstreichen! Allerdings tun Sie das sehr langsam und sehr zögerlich, wenn Sie wissen, wie die demographische Entwicklung ist. 

Meine Damen und Herren! Bei den Besuchen in den Pflegeheimen stelle ich immer wieder fest, dass die Pflegenden unglaublich engagiert sind, allerdings an den Realitäten fast scheitern. Daher geht es hier - ich sage das in diesem Haus nicht zum ersten Mal - wirklich um eine Grundsatzdiskussion: Wie viel ist der Politik in Wien der alte, der pflegebedürftige Mensch wert? Genügt es, wenn er warm ... (Abg Johann Driemer: Wie ist das in der Bundespolitik ...? - Zwischenruf der Abg Helga Klier.) Wir reden jetzt von der Wiener Politik. Immer, wenn Ihnen das unangenehm ist, kommen Sie auf die Bundespolitik zu sprechen. Reden wir einmal von dem, was Sie hier tun können! (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Sagen Sie, genügt es Ihnen, wenn immobile Menschen warm und satt aufbewahrt werden? (Abg Johann Driemer: ... in der Bundespolitik keine alten Menschen?) Damit ist es so ... (Abg Godwin Schuster: Der größte Raubzug in der Zweiten Republik! - Abg Kurth-Bodo Blind - in Richtung SPÖ -: ... Blödsinn! Wir werden darüber reden, wie es in den Altersheimen ausschaut in Wien! Ich habe das erlebt! Hört einmal auf mit dem Geschwafel! Das ist empörend!) Herr Kollege, es ist leider so, dass sehr viele Menschen den sozialen Tod längst vor ihrem physischen Tod erleiden. Das müssen wir ändern, und das muss in Ihrem Interesse sein! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Es ist Aufgabe der Politik, vor allem auch der Wiener Politik, nicht nur kommende Entwicklungen zur Kenntnis zu nehmen, sondern auch - und vor allem das ist wichtig - auf kommende Entwicklungen zeitgerecht und richtig zu reagieren. Tun Sie das endlich! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Cordon gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Kollegin Korosec!

Menschenwürdiges Altern in Wien - ja, das ist ein schönes Schlagwort. Welche Altersgruppe alt sei, welche Altersgruppe Sie genau meinen, geht daraus allerdings nicht hervor. Aber ich möchte doch noch einmal zurückkommen ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist aber gesagt worden! Aus dem Titel kann man nicht alles lesen!) Ja, trotzdem werde ich Ihnen sagen, wann das Altsein bereits beginnt. Diese Gruppe haben Sie ausgelassen.

Ich war schon ein bisschen enttäuscht, muss ich sagen, von Ihrem LandesseniorInnengesetz. Denn darin ist bereits eine Klassifizierung von verschiedenen Menschen enthalten. Das Erste ist natürlich immer noch, für die Vorfeldorganisationen der großen Parteien zu sorgen, damit sie Geld bekommen. Zum Zweiten: keine Unterstützungen, die dort nicht bekommt ... (Abg Walter Strobl: Die leisten die Arbeit! Das ist der Unterschied!) Das ist keine Unterschied, nicht in Ihrem großen Klub, sie sind SeniorInnen anderer Klasse. Die dritte Klasse haben Sie in Ihrem SeniorInnengesetz ebenfalls ausgespart, wobei es um die Migranten-SeniorInnen geht. Auch die haben Sie in Ihrem SeniorInnengesetz nicht mit einbezogen, sondern ausgeschlossen. (Beifall bei den GRÜNEN.) Aber unsere Wirtschaft und unseren Wohlstand durften sie mit aufbauen! (Abg Walter Strobl: Den Unterschied erfinden nur Sie!) Der steht in Ihrem Gesetzentwurf drin. (Abg Walter Strobl: Wo?) Sie sollten es wieder einmal durchlesen.

Doch fangen wir einmal an in den Bereichen, die die Voraussetzung für ein menschenwürdiges Altsein schaffen sollten. Das ist nämlich die gerechte Versorgung im Alter - ich muss leider wieder darauf zurückkommen -, das ist eine Pension. Doch im Moment geschieht mit den Pensionen der Zukunft die perfideste Geldbeschaffung, die man sich vorstellen kann. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten der SPÖ.) Es wird mit den Rechten der Menschen ganz besonders schlimm umgegangen. Es ist ein Schlag ins Gesicht der Würde, was hier passiert. Nicht, dass wir keine Reform wollen - diese muss sein -, aber vielen Menschen auf diese Weise die finanzielle Grundlage für ihr Alter zu nehmen, das lehnen wir wirklich ab, das ist die schamloseste Form der Politik! (Abg Gerhard Pfeiffer: ... sozialistische Realitätsverweigerung!)
Doch gehen wir weiter in die Arbeitswelt. Altern in Würde fängt schon dort an: Wie gehen Frauen mit 35 damit um, wenn in Inseraten steht: "aber höchstens ein Arbeitsangebot bis 30, 35"? Altern sie in Würde, wenn sie ein Stellenangebot lesen, in dem sie ab 35 bereits zum alten Eisen gehören?

Mein Versuch - und hier kann ich leider die in Wien regierende SPÖ nicht ganz auslassen (Abg Walter Strobl: "Leider"!) -, eine Imagekampagne für ältere Frauen einzurichten, war leider nicht von Erfolg gekrönt. Es wurde das, was auf dem Papier steht, für Initiativen angesehen. Es war sehr interessant, als ich gestern ziemlich spät am Abend noch bei meiner Rede saß und im Radio eine Sendung über ältere Arbeitslose hörte. Das war sehr interessant, das hätten Sie sich anhören sollen. Zur gleichen Zeit, als das von der SPÖ abgelehnt wurde, waren die Medien voll, und jetzt ist, wie gesagt, auch im Radio zu hören, wie mit älteren Arbeitslosen umgegangen wird. Das heißt wiederum: nicht menschenwürdig!

Nun geht die ÖVP-FPÖ-Regierung her, streicht die Frühpensionen und schickt die Menschen sozusagen zurück zum Arbeitsamt, um ihnen dort etwas zukommen zu lassen - mit einer kleinen Aufbesserung -, was statt Frühpension eine Übergangszeit ist. Wenn sie überhaupt zu jung sind, dann dürfen sie eine Sozialhilfe beantragen. Ganz toll, stellen Sie sich das vor: Menschen, die schon lange im Arbeitsprozess sind, werden jetzt arbeitslos und dürfen sich am Sozialamt um Sozialhilfe anstellen. Die "Würde", die man dort verbreitet, können Sie sich hoffentlich vorstellen.

Jeder Fünfte über 50 ist arbeitslos - die Aussagen eines 55-Jährigen gestern im Radio. Der Betreuer hat ihm gesagt: "Arbeit? Vergessen Sie es!"

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Abg Waltraud Cecile Cordon (fortsetzend): Oje. - Die Frauen sind die größten Verlierer. (Abg Georg Fuchs: ... Bundespolitik!)
Wohnen im Alter: Es ist immer noch eine Frage des Geldes, wie Sie sich einrichten können. Es wird hier vieles getan, aber wenn Sie nicht in ein Heim wollen, haben Sie letztendlich Probleme.

Altern im Verkehr, alte Menschen im Verkehr: Mit Würde komme ich selten über die Straße, sondern meistens mit Rennen und einigem Anziehen der Geschwindigkeit. Die Grünphasen sind zu kurz. Herr StR Schicker hat schon angekündigt, dass er da etwas ändern will - spät, aber doch.

Ein U-Bahnaufgang ohne Lift, mit Rolltreppe: Gehen Sie mit Würde eine hohe Treppe hinauf! Na ja, ich rede jetzt nicht ... 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Bitte den Schlusssatz.

Abg Waltraud Cecile Cordon (fortsetzend): Gut. - Leider kann ich nicht alles unterbringen, was die Menschen daran hindert, in Würde alt zu sein oder ein menschenwürdiges Altsein in Wien - auch in Wien, aber wohl in Österreich generell - zu erleben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Danke der Frau Abgeordneten. - Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Landauer.

StRin Karin Landauer: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Menschenwürdiges Altern in Wien - ich glaube, es ist gut, dass wir damit eine Aktuelle Stunde machen. Nur glaube ich, es wäre sehr sinnvoll, wenn wir entweder einmal eine Dringliche initiieren oder überhaupt einmal über dieses Thema sehr lange und ausführlich reden würden. Genau wie Frau Abg Korosec gesagt hat, zeigt ja die demographische Entwicklung, wie wichtig dieses Thema ist. Auch Frau Abg Cordon weist darauf hin, indem sie sehr weit zurückgeht, nämlich in die Arbeitswelt: Dort beginnt das Alter bereits bei 35; bei Frauen würde ich jetzt fast sogar schon sagen, bei 30, und bei den Männern bei 35 bis 40. Daher glaube ich wirklich, wir sollten daraus einmal einen Schwerpunkt machen.

Bezüglich der Pension verstehe ich teilweise die Aufregung und die Betroffenheit hier, aber ich denke mir, dass es gerade bei der Pensionsreform, die derzeit in Begutachtung ist, ganz besonders wichtig wäre, sie weniger emotionell zu besprechen, sondern einmal abzuwarten, was nach der Begutachtung passiert. Ich erhoffe mir hier eine wesentliche Veränderung des vorgelegten Pensionsreformpapiers.

Aber nun möchte ich auf das Thema "Menschenwürdiges Altern in Wien" eingehen. Ein wichtiges Anliegen ist mir - und ich glaube, das sollte uns allen ein wichtiges Anliegen sein - die Einsamkeit, die Einsamkeit der älteren Menschen in dieser Stadt. Wir haben Jugendzentren, wir haben Jugendsportplätze, wir haben so wahnsinnig viel für die Jugend - wunderbar, das begrüße ich. Wir haben aber meiner Ansicht nach viel zu wenige Angebote für die Senioren. Ich denke mir, gerade im Sportbereich wäre eine gemeinsame Aktion zum Beispiel eine Generationen-Sportveranstaltung, in deren Rahmen alle Altersgruppen gemeinsam auftreten und gemeinsam etwas tun. Da könnte Kommunikation entstehen.

Alle, die dort beschäftigt sind oder wissen, wie die mobilen Einrichtungen arbeiten, wissen auch, dass die mobilen Einrichtungen ein bisschen abfedern können hinsichtlich der Pflege, der Behördenwege, des Essens und so weiter. Aber was die mobilen Einrichtungen nicht können, ist, die Einsamkeit zu verhindern. Da denke ich mir, es wäre wirklich sehr sinnvoll, wenn es zu einer Vernetzung käme zwischen der Jugend, den Menschen mittleren Alters - also den 30- bis 50-Jährigen - und schließlich den Älteren. Mein Wunsch wäre, dass wir uns gemeinsam etwas überlegen könnten, wie eben eine solche die Generationen überschreitende Sportveranstaltung. Ich bleibe ganz bewusst bei dieser Sportveranstaltung, weil ich glaube, dass das für alle etwas ganz Wichtiges und Positives wäre und wir damit vielleicht das große Problem der Einsamkeit in einer Großstadt verhindern oder vermindern könnten. Das wäre mein Wunsch an diese Stadt. 

Ich möchte noch ganz kurz ...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Stadträtin Karin Landauer (fortsetzend): ... auf die Pflegenden eingehen. Hier glaube ich, dass wirklich noch sehr, sehr viel passieren muss. Wir haben hier die Idee eingebracht, Pflegende in den Pflegeeinrichtungen 30 Stunden zu beschäftigen und für 40 Stunden zu bezahlen, einfach weil diese Tätigkeit eine ganz bewundernswerte und sehr schwierige Tätigkeit ist, die man vielleicht mit einem gewissen finanziellen Anreiz belohnen könnte. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Malyar.

Abg Martina Malyar (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Frau Abgeordnete Korosec hat die interessante Frage gestellt, wie ernst wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten das Altsein nehmen. Ich habe mir dazu spontan aufgeschrieben: jedenfalls so ernst, dass die SPÖ noch nie in bestehende Pensionen eingegriffen hat (Abg Gerhard Pfeiffer: Das stimmt ja nicht!) und nicht einen Pensionsraubzug in großer Manier geplant hätte! (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist ja nicht wahr!) So ernst nehmen wir das Altsein in Wien und im Bund. (Beifall bei der SPÖ.)
Gerade an einem Tag wie heute, da Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter fordern, dass die Überlegungen der Bundesregierung, die Pläne der Bundesregierung zur Pensionsreform nicht in der Art und Weise kommen, wie sie geplant sind, zeigt sich die Naivität oder auch die Schizophrenie der "armen" ÖVP: hier auf der einen Seite in Wien in Opposition, auf der anderen Seite in Regierungsverantwortung, mit dem Bundeskanzler Schüssel an der Spitze im Bund in der Verantwortung. (Abg Gerhard Pfeiffer: Bei Ihnen ist es ja umgekehrt!) Um Ihnen die Schizophrenie zwischen Opposition und Regierung im heutigen Staate Österreich vor Augen zu halten, will ich nur drei Dinge zu den Pensionen sagen: Erstens soll die Frühpension bis 2009 ersatzlos abgeschafft werden. Zweitens werden ab dem Jahr 2004 die Pensionen mit einem Schlag um 13,5 Prozent gekürzt, und mit jedem weiteren Jahr werden die Kürzungen größer. Drittens werden die Pensionen im Endausbau um durchschnittlich 40 Prozent sinken!

Sagen Sie mir jetzt bitte hier, an dieser Stelle - es kommt ja noch eine Rednerin von Ihnen, und jemand von den Freiheitlichen -: Wie ernst nehmen Sie eigentlich das Altsein in Österreich? (Abg Georg Fuchs: Ihre Versäumnisse! Jahrzehntelang Ihre Versäumnisse!) Jedenfalls so ernst, dass Sie offenbar die meisten Leute zum Bettelstab zwingen wollen, und das ist menschenverachtend! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Gerhard Pfeiffer: 30 Jahre Realitätsverweigerung durch die sozialistische Regierung! - Abg Georg Fuchs: Keine Maßnahme haben Sie getroffen!)
Zum Zweiten möchte ich betonen: Schauen Sie sich bitte die Regelung in den anderen Bundesländern an, ich lade Sie herzlich dazu ein, das auch mit mir zu tun. Sie werden dann sehen, dass es außer Wien nur noch ein anderes Bundesland gibt, nämlich Salzburg, in dem es keinen Regress bei den Erben und bei den jungen Verwandten gibt, wenn jemand ins Pflegeheim gehen muss. Das ist eine ganz wichtige Sache, die es sonst in keinem anderen Bundesland gibt, weil es sich dort die pflegenden Angehörigen oft gar nicht leisten können, ihre alte Mutter oder den alten Onkel in ein Pflegeheim zu geben. Und wenn - schauen Sie sich auf dem Land und in den Bundesländern die Pflegeheime an und beantworten Sie mir die Frage: Gibt es dort die medizinische Betreuung Tag und Nacht mit anwesenden Ärzten, so wie es der Standard in Wien ist?

Wir haben hier in Wien in Wirklichkeit Exotenthemen, wenn ich mich daran erinnere, dass es um Einbett- und Zweibettzimmer und um die Ausstattung der Pflegeheime geht. Wir sind eine Insel der Seligen, aber nicht von Gott gegeben - wie es vielleicht irgendwann einmal in einer ÖVP-Staatsverfassung stehen wird -, sondern durch die harte tägliche Arbeit der Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen in Wien! (Beifall bei der SPÖ.)
Das ist in Wirklichkeit verantwortungsvolle Altenpolitik und gleichzeitig Jugendpolitik, weil damit auch die jungen Angehörigen nicht in weitere Schulden gestürzt werden und ihnen nicht die Lebensgrundlage genommen wird, wenn es zu dem Unglück kommt, dass man nicht nur Gott sei Dank alt wird, sondern leider - und das können hier sicherlich viele auch aus persönlichem Erleben bestätigen - oft krank alt wird.

Lassen Sie mich das auch sozusagen als einzige junge Rednerin des heutigen Tages zu dem Thema sagen: Eigentlich habe ich vor, vor allem in die Zukunft zu schauen, weil wir in Wirklichkeit hier und jetzt die Politik machen für die Zeit, zu der die über 50-Jährigen, die jetzt hier im Saal sind, alt sein werden. Letztendlich werden irgendwann auch wir, die wir unter 50 sind, alt sein. Hier sehen Sie auch in Form der Rednerlisten, wie ernst die SPÖ das Altsein nimmt, nämlich dass sich auch die Jungen in unserer Partei mit allen Sachfragen beschäftigen, daher auch mit dem Altsein in Wien. Das ist gut so, das werden wir auch weiterhin machen, und damit ist der Fortbestand entsprechend gesichert. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute

Abg Martina Malyar (fortsetzend): Es gibt genügend Maßnahmen, die zeigen, was wir in Wien zum Thema Altsein in Wien eingeleitet haben. Es ist jeder alte Wiener und jede alte Wienerin gut aufgehoben, entweder zu Hause oder in Pflegeeinrichtungen. (Abg Kurth-Bodo Blind: Nein, das stimmt nicht!) Man kann sich auch zum Großteil die Betreuung wirklich selbst wählen. Was mich angeht, kann ich sagen: Wenn es mich einmal treffen sollte - und ich kann das auch schon als selbst pflegende Angehörige sagen -, dann bin ich froh, dass wir in Wien wohnen und die Einrichtungen zur Verfügung haben. Ich kann das aus eigenen Erfahrungen bestätigen. Wenn Sie die Politik beiseite lassen und nur den Verstand sprechen lassen, so werden Sie das aus eigenen Erfahrungen zu hundert Prozent bestätigten können. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf des Abg Gerhard Pfeiffer.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abgeordnete Dr Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren!

Frau Abgeordnete Korosec hat eingangs davon gesprochen, dass Altsein ein aufregendes Abenteuer ist. Ich hoffe, sie hat Recht, weil wir ja alle alt werden. Aber manchmal ist Altwerden vielleicht ein erbärmliches Abenteuer, dort, wo die Versorgung, von der Frau Kollegin Malyar gesprochen hat, so ist, dass gut aufgehoben zu sein in Wien eben nicht gut aufgehoben zu sein bedeutet. Diese Fälle kommen in Wien vor. Ich möchte jetzt bei der Menschenwürde auf ein sehr konkretes und sehr erbärmliches Beispiel dafür, nicht gut aufgehoben zu sein, zu sprechen kommen.

Würde hat etwas damit zu tun, dass man auch die Dinge zur Verfügung hat, die man braucht, um sich würdig zu fühlen. Manche Menschen leiden, wenn sie hochbetagt sind - und manchmal auch schon Jüngere -, an Inkontinenz, und sie leiden daran, dass sie wegen dieser Situation sozial immer wieder ausgegrenzt werden. Damit sie sich nicht sozial ausgegrenzt fühlen müssen, brauchen sie eine gute Inkontinenz-Betreuung, sie brauchen gute Produkte, die ihre Situation auch menschenwürdig macht. Diese Inkontinenz-Produkte - bei Kindern würde man es Windeln nennen, bei alten Menschen wollen wir davon absehen, es so zu nennen, aber Sie sollen wissen, wovon ich spreche - sind Einlagen, die gebraucht werden, wenn Menschen aus verschiedenen gesundheitlichen Gründen nicht imstande sind, Stuhl und Harn zu kontrollieren. Vielleicht ist unter Ihnen, ist unter uns jemand, vielleicht sind es mehrere, die das eines Tages betrifft.

Frau Korosec hat schon gemeint, für Politiker und Politikerinnen ist es vielleicht auch peinlich und unangenehm, aber da ist es keine Kostenfrage. Ich rede jetzt davon, dass es Menschen gibt, für die diese Basisversorgung mittlerweile schon eine Verhandlungsfrage geworden ist. Ich bin informiert aus den Organisationen, die die Betreuung zu Hause durchführen, von den Pflege- und HeimhelferInnen, worunter sie leiden, nämlich unter dem Umstand, dass die Wiener Gebietskrankenkasse seit vergangenem Dezember eine sehr, sehr unwürdige Kontingentierung und Beschränkung dieser Inkontinenz-Produkte verordnet hat.

Das heißt jetzt konkret für jemanden, der Stuhl- und Harnprobleme hat, dass er sage und schreibe drei Einlagen oder Windeln am Tag bekommt. Stellen Sie sich vor, eine Frau oder ein Mann möchte auf die Straße gehen und weiß, sie oder er hat eigentlich keine zweite Einlage, weil er sie sich schließlich nicht leisten kann. Die Wiener Gebietskrankenkasse hat nämlich ihre Verordnung beschränkt, und es gibt hier einen lapidaren Zettel, der den Bedürftigen zukommt und auf dem steht: "Sie haben Ihre Ware bis zum 1. 5. 03 bereits erhalten. An eine weitere Zuteilung kann erst nach diesem Zeitpunkt gedacht werden."

Inzwischen sind die Inkontinenz-Produkte ausgegangen, und die Person hat zwei Möglichkeiten: Sie zahlt selbst - ein solcher Karton mit 80 Stück kostet immerhin 65 EUR -, und das kann nicht jeder tun. Schlimm genug, dass Würde im Alter heißt, dass Menschen darüber verhandeln müssen, ob sie diese Dinge bekommen oder ob sie rationiert werden, und dass auf dem Rücken der Ärmsten und Schwächsten gespart wird. (Abg Martina Malyar: Das ist aber die Krankenkasse!)
Sie fragen jetzt: Was hat das mit dem Wiener Gemeinderat zu tun? - Ich sage es Ihnen: Betroffen sind die PflegehelferInnen und HeimhelferInnen vor Ort in den Organisationen. Sie wissen, ich bin eine große Kämpferin gegen die politischen Einbindungen in Vorständen und Geschäftsführungen dieser Organisationen. Im konkreten Fall könnten Herr Kollege Hahn, Frau Kollegin Neck-Schaukowitsch, Frau Kollegin LUDWIG, sie alle könnten sich vor den Karren spannen lassen und ihr politisches Mandat einmal verwenden, um für die alten Leute beim roten Obmann der Wiener Gebietskrankenkasse Protest einzulegen, Protest gegen diese Zustände! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Warum muss es die Opposition sein, die darauf hinweist, dass diese Beschränkungen erstens unwürdig sind, zweitens ökonomisch sehr, sehr wenig bringen, und dass drittens - ganz medizinisch, die Frau Stadträtin ist jetzt leider dort hinten, aber sie wird es mir bestätigen können -, wenn man feuchte Einlagen trägt, die Infektionsgefahr und das Wundliegen schlicht gegeben ist, und das hat dann erhebliche Kosten zur Folge. 

Ich frage meine KollegInnen, die in den Organisationen und hier drinnen sitzen: Nehmen Sie Ihr Mandat in diesem Sinne wahr, gehen Sie zum roten Obmann der Wiener Gebietskrankenkasse! Ich habe ihm letzte Woche im Übrigen einen Brief geschrieben und bis jetzt noch keine Antwort bekommen.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Abg Dr Sigrid Pilz (fortsetzend): Spannen Sie sich ein für die Interessen der hochbetagten Menschen, für die Aufhebung dieser unwürdigen, beschämenden Beschränkung, und tun Sie etwas! (Zwischenruf des Abg Dr Herbert Madejski.) Na, er wird schon Zeit haben müssen. Wenn Frau Dr Neck-Schaukowitsch bei ihm vorstellig wird, dann wird er sich bestimmt an sein sozialdemokratisches Solidaritätsinteresse erinnern. (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ich brauche nicht Ihre Aufforderung dazu! Sie können sich sicher sein, dass ich nicht Ihre Aufforderung dazu brauche!) Meine Aufforderung braucht er nicht, aber vielleicht kann er abstehen von der Position, dass mehr als drei Windeln ein persönlicher hygienischer Bedarf sind. Das ist zynisch, das ist abzulehnen, und das ist eine Politik, die in dieser Stadt nicht der Würde des hohen Alters dient. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Lakatha.

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Gerade der Redebeitrag der Frau Kollegin Malyar zeigt, dass die heutige Aktuelle Stunde mehr als notwendig ist, dass wir einmal darüber diskutieren, dass wir nicht alles nur aus der materiellen Sicht sehen, sondern auch die Gemeinde Wien auf ihre soziale Verantwortung, die sie älteren Mitbürgern gegenüber hat, aufmerksam machen.

Es ändert sich sehr viel, und vor allem müssen Sie zur Kenntnis nehmen, dass die Wienerinnen und Wiener - sie werden Gott sei Dank aufgrund sehr vieler guter Umstände immer älter - nicht in Pensionistenwohnhäuser und nicht in Pflegeheime wollen. Die Wiener und Wienerinnen wollen, bitte, zu Hause betreut werden, aber sie wollen nicht, wie das vorhin genannt wurde, in Wien "gut aufgehoben" werden. Sie wollen, von ihrer Familie oder auch von ausgebildetem Personal betreut, möglichst lange zu Hause bleiben.

Das bedeutet, dass wir wesentlich mehr mobiles Personal für die Betreuung zu Hause brauchen. Die Schwestern und Pfleger werden in den Krankenpflegeschulen in Wien bestens ausgebildet. Aber mobile Betreuung bedeutet etwas anderes: Im Krankenhaus kann man immer auf einen Arzt zurückgreifen, eine mobile Betreuung muss wesentlich weitreichender sein. Daher ist es unsere Aufforderung, auf diese Entwicklung Rücksicht zu nehmen.

Es ist vor allem das zu beachten, was jetzt eine sehr große gesellschaftliche Veränderung bedeutet: Von etwa 788 000 Haushalten in Wien sind 366 000 Single-Haushalte. Daher müssen die Pflegeleistungen, die durch die Familienangehörigen erbracht wurden - das sind etwa 80 Prozent -, jetzt anders aufgefangen werden, und daher ist die Gemeinde Wien wirklich aufgefordert, auf diese Dinge endlich mehr Rücksicht zu nehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

In Wien gibt es unseres Erachtens viele ältere Leute, die nicht mehr ständig allein zu Hause sein können. Sie sind körperlich fit, aber vielleicht vergesslich und bringen alles durcheinander. Bei einer Einwohnerzahl von über 1,5 Millionen gibt es in Wien etwa 100 betreute Wohnplätze. Bitte überlegen Sie sich das! Die Leute kommen dann in Pensionistenheime, die Leute müssen in Pflegeheime. Das heißt, dort sind sie dann "gut aufgehoben", aber sie können es sich nicht auswählen, und sie können vor allem nicht für sich selbst arbeiten. Es gibt also viel zu wenige betreute Pflegeplätze.

Wenn wir auf das heutige Gesetz, das Hospizgesetz, zurückkommen: Dieses ist großartig, und es wird heute in Wien beschlossen. Auch wenn die Personalstadträtin in einer Wiener Zeitung sagt, wie gut sie vorgesorgt hat und was alles für die Magistratsangestellten gemacht wird - bitte, es hat eine Zeit lang gedauert, bis es jetzt wirklich bekannt ist -, möchte ich Ihnen doch eines sagen: Ich kann zwar sagen, eine Hospizkarenz ist vorhanden, aber in Wien, einer Großstadt, gibt es nur 48 Hospizbetten! Bitte, wie soll man da wirklich auf dieses Gesetz eingehen können, wenn Sie nicht den Mut haben und das Geld dafür aufbringen, dass es wesentlich mehr Hospizbetten gibt?

Es sind noch einige Sachen anzuführen, auf die ich Sie aufmerksam machen möchte. Es gibt gute Ansätze, das will ich nicht verschweigen. (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wie viel gibt es denn in Niederösterreich an Hospizbetten?) Wir sind jetzt in Wien, und wir alle sind für Wien verantwortlich, möchte ich Ihnen sagen. Es ist völlig sinnlos, alles irgendwo anders hinzuschieben. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wir schieben gar nichts hin und her!) Es gibt gute Ansätze, und das will ich wirklich nicht verschweigen. Aber es kann nicht sein, dass der Fonds Soziales Wien, der sehr viel abzudecken hat, von einer Stadträtin zur anderen Stadträtin verschoben wird, und es ändert sich dabei eigentlich nichts. (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Der wird nicht verschoben, der bleibt dort!)
Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Abg Ingrid Lakatha (fortsetzend): Es ist unsere Aufgabe, die Aufgabe aller Politikerinnen und Politiker, für die Schwachen und Hilflosen einzutreten und ihnen zu helfen. Unter den derzeitigen Umständen kann die ÖVP nicht glauben, dass die SPÖ dieser Anforderung gerecht wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Präsident Römer.

Abg Johann Römer: Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! 

"Menschenwürdiges Altsein in Wien" - da stellt sich die Frage: Wann ist man alt? Früher war diese Frage einfach zu beantworten, da hat man gesagt: Wenn jemand in Pension geht, dann ist er alt. Im Laufe der letzten Jahrzehnte hat sich das natürlich geändert. Wir können feststellen, dass wir heute in diesem Zeitraum, der landläufig als "alt" bezeichnet wird, verschiedene Lebensabschnitte haben. Für den letzten Lebensabschnitt haben wir schon 1993 ein Programm "Hilfe im hohen Alter" verabschiedet, mit diesem Programm wollten wir damals die notwendige Betreuung und Hilfestellung festlegen.

Was daraus geworden ist, muss jeder für sich beantworten. (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber persönlich wissen Sie es auch!) Wir wissen ja - und dafür haben wir die sozialdemokratischen KollegInnen, die das hier erzählen -, wie toll alles ist. Wir wissen als Oppositionspolitiker in der Sache natürlich negative Dinge aufzeigen, das wissen wir schon, aber es wurde damals - und das ist festzustellen - festgelegt, was wir den Mitbürgern im letzten Lebensabschnitt anbieten und zukommen lassen wollen.

Natürlich ist es nicht gerade ein Ruhmesblatt, dass wir es nicht geschafft haben, hier auch ein Pflegeheimgesetz zu verabschieden, wie es in anderen Bundesländern schon besteht. Wo jedoch sicherlich ein weiterer Betreuungsbedarf - vielleicht kann man auch sagen: Unterhaltungsbedarf - besteht, soziale Kontakte et cetera, das betrifft die Generation, die zwar nicht mehr zu den Jungen gehört, aber zum Teil vom Alter und vom körperlichen Befinden her noch sehr weit vom hohen Alter entfernt ist.

Gerade in dieser Bevölkerungsgruppe sind, wie bereits angesprochen wurde, verschiedene Entwicklungen festzustellen, wie zum Beispiel die Vereinsamung, die unter anderem natürlich schon allein dadurch bedingt ist, dass zum Beispiel die Oma in der Leopoldstadt wohnt und die Jungen leider keine andere Möglichkeit haben, als eine Wohnung am Stadtrand im 21. oder 22. Bezirk zu erhalten, und somit weit weg sind und die Vorgeneration nur unter wirklich großem Zeitaufwand besuchen und betreuen können.

Es gibt natürlich die Pensionistenklubs, das wissen wir, aber in Bezug auf diese muss man feststellen, dass sie mit dem politischen Touch, den sie haben, nicht gerade eine universelle Lösung sind. (Abg Ursula Lettner: Das ist eine Unterstellung, Herr Kollege!) Ob durch die Übergabe der Pensionistenklubs an das Kuratorium hier eine breitere Basis geschaffen werden wird, das wird erst abzuwarten sein. Im Sinne von uns allen hoffen wir natürlich das Beste.

Zurückkommend auf die Fragestunde möchte ich bemerken, dass es uns natürlich schon Leid tut, dass hier kein Seniorengesetz verabschiedet wird. Auch unter Berücksichtigung der Einwände der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin sollte überlegt werden, ob eine rechtliche Basis nicht doch Vorteile erbringen kann.

Es wurde von Vorrednern angesprochen - und darum kann ich an dieser Frage jetzt nicht vorbeigehen -, dass zu einem menschenwürdigen Altsein natürlich auch die notwendige finanzielle Absicherung gehört. Ich möchte in diesem Zusammenhang feststellen - ich weiß nicht, ob die Kolleginnen und Kollegen diesbezüglich andere Informationen haben -, dass es derzeit ja nur einen Ministerialentwurf gibt, der in Begutachtung ist und der natürlich viel Aufregung verursacht hat, weil er Einschränkungen mit sich bringen würde. Ich gehe aber schon auch davon aus, dass alle Parteien vor der Regierungsbildung Sondierungsgespräche geführt haben und es allen Parteien bewusst war und alle Parteien es auch akzeptiert haben, dass in diesem Bereich Handlungsbedarf besteht, dass eine Pensionsreform greifen muss, die die jetzigen Pensionen sichert, die jener Generation, die in nächster Zeit in Pension geht, eine Gestion bietet, die aber auch von den Jungen akzeptiert wird, die diese Leistungen zahlen müssen und die selbst auch einmal einem gesicherten Lebensabend entgegensehen wollen.

Aber am heutigen Tag, am Donnerstag, kann ja niemand sagen, was tatsächlich im Parlament verabschiedet werden wird. Es kann nicht einmal jemand sagen, was eine eventuelle Regierungsvorlage mit sich bringt. Daher halte ich diese wirklich tief gehenden Einschnitte, die hier breitgetreten wurden, nicht für die Realität, sondern für realitätsfremd, und ich warte in Ruhe ab, was die Verhandlungen bringen werden und was im Endeffekt vorgelegt werden wird.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute Redezeit.

Abg Johann Römer (fortsetzend): Ich glaube, es ist notwendig, dass eine Pensionsreform unseren Mitbürgern eine ausreichende finanzielle Absicherung ermöglicht, und ich betone: Das wichtige Wort dabei ist das Wort "Sicherheit".

In diesem Sinne tragen wir alle Verantwortung: für Dinge, die die Gemeinde Wien tun kann und tun muss, aber wir tragen als Politiker auch alle Verantwortung für die Maßnahmen, die in der Bundespolitik getroffen werden, nämlich in dem Sinne, dass es hier um ein großes Reformwerk geht, an dem wir alle Interesse haben und haben müssen, damit es für alle Bevölkerungsteile das bestmögliche Ergebnis bringt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Präsidentin Stubenvoll. Ich erteile es ihr.

Abg Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Zuerst einmal eine kurze Info an den grünen Klub: Frau Abg Pilz hat behauptet, sie hätte an die Wiener Gebietskrankenkasse geschrieben und es wäre keine Antwort gekommen. Das stimmt nicht: Es gibt eine E-mail an den grünen Klub (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Man muss es halt lesen!) vom 16. April, 11.58 Uhr, in der mitgeteilt wurde, dass diese Behauptung nicht stimmt und dass diese Bestimmung aufgehoben wurde und die Menge dieser Heilbehelfe, die ältere Menschen brauchen, verdoppelt wurde. Ich bitte also auch die grünen Abgeordneten, sich in ihrer Fraktion ausreichend zu informieren.

Uns hier vorzuwerfen, wir hätten keine soziale Verantwortung, das ist, so kann man, glaube ich, sagen, wirklich fast ein Skandal, denn gerade die Sozialdemokraten waren es immer, die das soziale System in dieser Stadt entscheidend mitbestimmt und aufgebaut haben, ein System, das letzten Endes für uns alle wirksam ist. In Würde altern möchte ja jeder von uns. Was wünscht man sich eigentlich? - Man wünscht sich Sicherheit, Gesundheit, eine Pension, mit der man sich auch einige Wünsche erfüllen kann, den Kindern etwas geben kann, den Enkeln etwas geben kann - das sind die Wünsche der älteren Generation.

Und was wollen wir, wenn wir einmal krank sind? - Wir wollen eine gute ärztliche Betreuung, ein Spitalsbett mit Qualität, und bei Pflegebedürftigkeit eine liebevolle Pflege und Betreuung, und wenn es geht, in der eigenen Wohnung - das ist schon klar und das wünscht sich auch jeder von uns -, und wenn nicht, dann eben in einer qualitätsvollen Einrichtung.

Das bietet Wien alles, meine Damen und Herren, und Sie kennen es und Sie wissen es - gerade auch all jene von Ihnen, die in der Geriatriekommission sitzen. Wir besuchen ja auch immer wieder die Pflegeheime. Sie wissen es, dass wir diese qualitätsvollen Einrichtungen bieten und dass auch die Einsamkeit in Wien bekämpft wird. Es war schon unter Zilk ein großes Anliegen und ist es natürlich auch unter Häupl, dass Menschen in Wien nicht einsam sein müssen. Deshalb haben wir doch die geriatrischen Tageszentren geschaffen! Wir haben sie uns in ganz Europa angeschaut und haben sie in Wien in einer Qualität auf die Beine gestellt, die man wirklich als vorbildlich bezeichnen kann. Ich verstehe daher diese Jammerei hier nicht, dass es in Wien - gerade in Wien! - den Senioren so schlecht gehen soll.

Gerade unsere MandatarInnen waren es, die immer wieder darum gekämpft haben, dass Verbesserungen gemacht werden. Ich kann mich noch sehr genau erinnern, wie wir mit Kollegin Neck-Schaukowitsch das Heimhilfegesetz diskutiert haben, wie wir eine Ausbildungsschiene für die Heimhelferinnen geschaffen haben, damit sie eben auch besser für ihre Arbeit qualifiziert sind. Das nenne ich soziale Verantwortung! (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber die ÖVP Wien hat ja dieses Thema heute gewählt, weil ihre Wähler und ihre Mandatare selbst verunsichert sind. Weil Sie, meine Damen und Herren von der ÖVP, sich mit Ihren Forderungen bei der Bundesregierung nicht durchsetzen, kommt Ihnen die Oppositionsrolle in Wien entgegen: Da kann man jetzt in Wien alles fordern, was Sie bei Ihrer eigenen Regierungsmannschaft nicht durchsetzen.

Es ist ja geradezu originell, dieses Thema heute zu wählen, wo wir vor dem größten Pensionsraub in der Zweiten Republik stehen: Am Ende ihres Arbeitslebens würden älteren Arbeitnehmern 20 Prozent und jüngeren Arbeitnehmern sogar 40 Prozent ihrer Pension weggenommen - und das in einem der reichsten Länder der Erde! Das ist reine Geldbeschaffung, meine Damen und Herren, um die Lücken zu füllen, die der Herr Finanzminister im Budget hat.

Wir stehen vor einem gesellschaftlichen Umbauprozess, den diese Regierung einleitet und durch den sie den sozialen Zusammenhalt massiv gefährdet - und wir reden hier heute über das, was in Wien alles "schlecht" ist. Tausende empörte Anrufe von Pensionisten zeigen, dass die Senioren sehr wohl um ihre Lebensqualität und um ihre Lebensplanung fürchten. Das Vertrauen in das bestehende System ist zutiefst erschüttert. Wir müssen uns zum Beispiel auch fragen: Wo ist die Frauenministerin, Frau Rauch-Kallat - sie ist ja einst auch hier im Gemeinderat gesessen -, und was sagt sie den Frauen, die die größten Nachteile in dieser Pensionsreform zu erwarten haben?

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute Redezeit.

Abg Erika Stubenvoll (fortsetzend): Ein Altern in Würde ist für viele nicht zu erwarten. (Abg Heinz Hufnagl: Trefflich heiraten ist angesagt!) Die Pensionsreform ist jedenfalls sozial unausgewogen, und das wissen die Arbeitnehmerorganisationen der ÖVP genauso wie wir alle. Es werden außerdem die erfolgreichen und richtigen Grundprinzipien der bisherigen Altersversorgung, der Generationenvertrag, demoliert. Eine große Gefahr sehe ich auch in der Abschaffung der vorzeitigen Alterspension: Das würde unzählige ältere Menschen zu Bittstellern, zu Arbeitslosen und Notstandshilfeempfängern machen. Ein Altern in Würde ist für diese Gruppe dann sicher nicht möglich.

Meine Fraktion wird zu diesem Thema auch heute einen entsprechenden Antrag einbringen.

Jedenfalls ist es ein Recht der älteren Bevölkerung, bei allen Pensionsreformmaßnahmen durch die Interessenvertretungen mit eingebunden zu werden - und nicht durch die Husch-Pfusch-Reform links liegen gelassen zu werden. Wenn Sie die Würde der älteren Generation bewahren wollen, dann verhindern Sie in Ihrer Partei solche Regierungspläne! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs. 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus eine und vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien eine eingelangt sind. 

Die Abgen Mag Schmalenberg, Reinberger und Blind haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Schutz der Wiener Abwasserentsorgung eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Umwelt zu. 

Die Abgen Mag Wehsely, Malyar, Genossinnen und Genossen haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Wiener Kindertagesheimgesetzes eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport zu.

Die Abgen Dr Michael LUDWIG, Malyar, Genossinnen und Genossen haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Wiener Veranstaltungsgesetzes eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Kultur und Wissenschaft zu. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus vier, vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien zwei und vom Klub der Wiener Freiheitlichen drei Anträge eingelangt.

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 3, 2, 1, 4 und 5 werden in der von mir genannten Reihenfolge verhandelt. 

Da, wie ich sehe, gegen diese Umreihung kein Einwand erhoben wird, werde ich so vorgehen.

Hohes Haus! Der Herr Landeshauptmann hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung betreffend "Europäische Integration – Konvent – Erweiterung" zum Wort gemeldet. Ich darf bemerken, dass seine Redezeit mit 40 Minuten begrenzt ist, und erteile ihm nunmehr das Wort. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geschätzte Mitglieder des Wiener Landtags! Meine Damen und Herren!

Die alten und die neuen Mitgliedsländer der Europäischen Union, aber auch die europäischen Länder, die heute noch nicht in der Union Mitglieder sind, stehen vor der großen und wichtigen Aufgabe, dieses gemeinsame Europa in Richtung wirtschaftliche Prosperität, soziale Gerechtigkeit, Demokratie und Frieden gemeinsam weiterzuentwickeln. Die aktuelle Debatte um die europäische Verfassung bietet auch für uns die Möglichkeit, Wien einmal mehr europapolitisch zu positionieren - so wie wir dies auch schon bisher erfolgreich getan haben. 

Meine Damen und Herren! Am 12. Juni 1994 haben zwei Drittel der Wiener und Wienerinnen Ja zu einem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union gesagt. Dieses Ergebnis sollte die höchste Zustimmungsrate der damaligen Beitrittsländer Österreich, Finnland und Schweden bleiben. Damit war der Weg frei für Österreichs Beitritt zur Europäischen Union, ein Beitritt, der in eine der bislang intensivsten Phasen der europäischen Integration fiel. 

Das vom früheren Kommissionspräsidenten Jacques Delors entworfene und nachhaltig betriebene Projekt der Schaffung eines einheitlichen Wirtschaftsraums, des europäischen Binnenmarkts, hat die in den achtziger Jahren in Österreich verantwortlichen Politiker auf allen Ebenen dazu veranlasst, über die künftige Rolle und Position Österreichs in Europa nachzudenken. Nach intensiven und - das sei an dieser Stelle auch gesagt - kontroversiellen Diskussionen wurde schließlich im Juli 1989 der berühmte Brief um Aufnahme in die damaligen Europäischen Gemeinschaften in Brüssel übergeben. 

Das Jahr 1989 stellt aber nicht nur aus innenpolitischer Sicht Österreichs ein wesentliches historisches Datum dar, sondern vor allem auch aus europäischer Perspektive. Es hätten wohl nur wenige geglaubt, dass noch am Ende des 20. Jahrhunderts der Eiserne Vorhang fällt und sich für die Staaten des Ostblocks die Perspektive einer Integration in die Europäische Gemeinschaft, der Freiheit und der Demokratie eröffnet. 

Für Österreich ging es nach 1989 rasant vorwärts. Es dauerte gerade bis zum Februar 1994, um die Verhandlungen um eine Mitgliedschaft erfolgreich abzuschließen. Dies war vor allem Ergebnis der Entschlossenheit und der Zusammenarbeit der politisch Verantwortlichen auf allen Ebenen, sei es im Bund, sei es in den Ländern und in den Städten und Gemeinden. 

Hiezu kam das Engagement der Sozialpartner und - dies sei auch angesichts aktueller Diskussionen gesagt - eine hoch motivierte Beamtenschaft und letztlich auch eine Informationsarbeit, die Pro und Kontra einer Mitgliedschaft offen diskutierte. Das gemeinsame Ziel einer Mitgliedschaft wurde dabei von den politisch Verantwortlichen nicht aus den Augen gelassen. Die deutliche Zustimmung der Österreicher und Österreicherinnen bei der Volksabstimmung im Juni 1994 ebnete schließlich den Weg für den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union mit 1. Jänner 1995. 

Warum erwähne ich dies hier eingangs? - Nicht zuletzt aus aktuell gegebenem Anlass, den politischen Ereignisse in Österreich, dem Verhältnis Europas zu den Vereinigten Staaten und den innereuropäischen Diskussionen über die Rolle Europas in der Welt sowie den Diskussionen im Konvent um die Vertiefung der Europäischen Union, um die Ausarbeitung einer "Europäischen Verfassung" wegen. Von 1989 bis heute hat sich viel getan in Europa. Halten wir kurz inne und analysieren wir, welch weiten Weg wir in Europa im letzten Jahrzehnt hinter uns gebracht haben. Nur derjenige, der seine Geschichte kennt, kann seine Gegenwart und seine Zukunft aktiv gestalten. 

Meine Damen und Herren! Das Konzept und die Schaffung eines einheitlichen Binnenmarkts, eines Raums ohne Grenzen für Personen und Waren bildete gleichsam den Startschuss für weitere vertiefende Integrationsschritte. Und auch wenn es hier noch viel zu tun gibt, gerade in den Bereichen Soziales und nachhaltige Entwicklung, war die ökonomische Integration einmal mehr die Triebkraft zur weiteren politischen Integration. Hand in Hand mit dem Binnenmarkt ging das Konzept der Schaffung einer gemeinsamen Währung, des Euro, und damit verbunden die Einrichtung einer europäischen Institution, der Europäischen Zentralbank - auch dies ein Ausdruck der Europäer und Europäerinnen, dass sie willens und bereit sind, jenseits der zu eng gewordenen staatlichen Grenzen zusammenzuarbeiten. 

Die Schaffung der Wirtschafts- und Währungsunion ist ein zentraler Teil des Vertrags von Maastricht, der 1993 in Kraft ist. Nicht einmal ein Jahrzehnt später verfügen wir, wenn auch nicht in allen derzeitigen 15 Mitgliedstaaten, so doch in einer Mehrheit der Staaten, über eine gemeinsame Währung, die wohl nicht unwesentlich ist für die Identifikation der Bürger und Bürgerinnen mit der, mit ihrer Europäischen Union. 

Der Vertrag von Maastricht brachte aber auch einige andere wichtige Schritte hin in Richtung einer weiteren Vertiefung der Union. So wurden erstmals Vereinbarungen zur Sozialpolitik in den Vertrag aufgenommen. Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik wurde in Ansätzen festgeschrieben und die Zusammenarbeit im Bereich Inneres und Justiz wurde ebenfalls vereinbart. Wenngleich gerade in diesen beiden Bereichen noch keine Verlagerung der Entscheidung auf die supranationale Ebene der Union erfolgte, ist gerade damit die Diskussion über eine gemeinsame Außenpolitik in Gang gebracht worden.

Demokratiepolitisch wesentlich war der Ausbau der Befugnisse des Europäischen Parlaments und die Einführung des so genannten Mitentscheidungsverfahrens. Aus Sicht der Länder und Städte bedeutsam war die Aufnahme des Subsidiaritätsprinzips in den Vertrag, die Schaffung des Ausschusses der Regionen, der sich am 9. März 1994 konstituierte, sowie die Einräumung der Möglichkeit, dass Ländervertreter im Rat der Europäischen Union, wenn Verhandlungsgegenstände nach der innerstaatlichen Rechtsordnung eines Mitgliedstaats in die Kompetenz eines Landes fallen, teilnehmen können. 

Für die Bürger und Bürgerinnen der Union ist natürlich die Einrichtung eines Bürgerbeauftragten zu erwähnen, an den sich jeder Bürger, jede Bürgerin bezüglich Missstände bei der Tätigkeit der Organe und Institutionen der Union wenden kann, sowie die Einrichtung der Unionsbürgerschaft; damit verbunden - für uns in Wien bedeutsam - die Schaffung des kommunalen Wahlrechts für Unionsbürger und Unionsbürgerinnen in den Städten und Gemeinden der Mitgliedstaaten. Damit konnten bereits bei den beiden letzten Wahlen in Wien Unionsbürger und Unionsbürgerinnen auf Bezirksebene über ihre politischen Vertreter und Vertreterinnen mitentscheiden. Es war dies ein wichtiger demokratiepolitischer Schritt, den der Wiener Landtag im Vorjahr mit der Verabschiedung des Demokratiepakets entschlossen weitergegangen ist. 

Der Vertrag von Maastricht brachte viele wichtige integrationspolitische Fortschritte, die auch und vor allem für die Städte und Regionen wichtige Schritte zur anerkannten Mitwirkung in den Entscheidungsprozessen der Union darstellen. 

Allerdings konnten in Maastricht bei weitem nicht alle Fragen beantwortet werden. Es wurde vereinbart, eine weitere Regierungskonferenz im Jahr 1996 durchzuführen. Abschluss dieser Regierungskonferenz war der Vertrag von Amsterdam. Österreich nahm erstmals als Vollmitglied teil und auch die österreichischen Bundesländer definierten gemeinsame Länderpositionen, die von der österreichischen Bundesregierung auch in die Verhandlungen eingebracht wurden. Dabei handelte es sich insbesondere um die Stärkung des Subsidiaritäts-
prinzips, den Ausbau der Rechte des Ausschusses der Regionen sowie Fragen der Einstimmigkeit betreffend wichtige Anliegen der österreichischen Bundesländer. Aufgrund der aktuellen Diskussion besonders hervorzuheben ist das Thema der Verfügung über die Wasserressourcen. Schon damals forderten die österreichischen Bundesländer, dass die Verfügung über die Wasserressourcen weiterhin einstimmig im Europäischen Rat zu erfolgen hat. Dies entspricht im Übrigen der geltenden europäischen Rechtslage. 

Der Vertrag von Amsterdam brachte aus heimischer Sicht durchaus erfreuliche Entwicklungen: Erstmals wurde ein Beschäftigungskapitel in den Vertrag aufgenommen, womit beschäftigungspolitische Ziele auf Ebene der Union zu berücksichtigen sind. Wien hat - dies ist hier zu erwähnen - ebenfalls viele beschäftigungspolitische Initiativen ergriffen und mit der Einrichtung des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds und der Anerkennung dieses Fonds durch die Union als Beitrag zum Territorialen Beschäftigungspakt sehr viel positive Aufmerksamkeit und Reaktionen erhalten. 

Darüber hinaus konnte das Sozialprotokoll nun endgültig, nach dem Regierungswechsel im Vereinigten Königreich, in den Vertrag aufgenommen werden. 

Besonders hervorheben möchte ich, dass seit Amsterdam die Möglichkeit besteht, höhere nationale Standards im Umweltbereich einzuführen – von Bedeutung gerade für Wien als einer Stadt, die Umweltpolitik und eine nachhaltige Entwicklung immer sehr hoch eingeschätzt und beiden Themen hohe politische Priorität zugemessen hat. 

Geringe Fortschritte gab es demgegenüber in der Weiterentwicklung der so genannten zweiten und dritten Säule, der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik und der Zusammenarbeit im Bereich Inneres und Justiz, sowie bei den grundsätzlichen Fragen zur "Architektur Europas" angesichts der laufenden Beitrittsverhandlungen.

Seit den Verträgen von Maastricht und Amsterdam hat ein neuer Begriff Eingang in den europäischen Sprachgebrauch gefunden: "Left-overs". Das sind jene Themenbereiche, insbesondere im institutionellen Bereich, die weder in Maastricht noch in Amsterdam befriedigend gelöst werden konnten. Einmal mehr wurden Grundsatzfragen auf einen späteren Zeitpunkt verschoben. Dieser kam mit einer weiteren Regierungskonferenz, nämlich dem Abschlussgipfel in Nizza. So konnte hier Einigung über die Reform der Institutionen im Hinblick auf den Beitritt der mittel- und osteuropäischen Länder erzielt werden. 

Als noch bedeutsamer erachte ich es allerdings, dass die erstmals im Rahmen eines so genannten Konvents ausgearbeitete Charta der Grundrechte der Europäischen Union Zustimmung der Staats- und Regierungschefs erlangte und diese Charta der Grundrechte zumindest - und dies kann nur ein erster Schritt sein - feierlich proklamiert wurde: nach der Einführung der gemeinsamen Währung ein weiterer wichtiger historischer Schritt zur politischen Vertiefung der Europäischen Union. 

In einer eigenen Erklärung zur Zukunft der Union über die künftige Entwicklung wurde übereingekommen, spätestens ein Jahr nach dem Treffen in Nizza die weiteren Schritte angesichts der bevorstehenden Erweiterung sowie der notwendigen weiteren politischen Vertiefung zu vereinbaren. Im Dezember 2001 in Laeken beschlossen die Staats- und Regierungschefs, die Zukunft der Union in einer breit angelegten öffentlichen Debatte zu führen. Ein europäischer Konvent war demnach einzurichten, um ausgehend von den Fragen über die Zuständigkeit der Europäischen Union und der Mitgliedstaaten, den Status der Charta der Grundrechte, die Vereinfachung der Verträge sowie die Rolle der nationalen Parlamente eine grundsätzliche Debatte über die weitere politische Vertiefung der Union zu führen. Damit begann ein neues Stück europäischer Verfassungsgeschichte.

Nach der Einheitlichen Europäischen Akte in den achtziger Jahren, den Verträgen von Maastricht, Amsterdam und Nizza wurde damit die fünfte große Vertragsrevision in Angriff genommen. Insbesondere die beiden letzten großen Gipfel, Amsterdam und Nizza, hatten gezeigt, dass in wesentlichen Punkten, vor allem in Fragen der Handlungsfähigkeit und Fragen der institutionellen Reform der Union, nur noch minimale Ergebnisse erzielt werden konnten. Dies war ein Anzeichen dafür, dass die Methode der Regierungskonferenz an ihre Grenzen gestoßen ist und der politische Wille bislang gefehlt hat, über die Wirtschaftsunion hinaus den Grundstein für die politische Union zu legen. 

Die berühmte Finalität der Europäischen Union, Gegenstand von unzähligen Europaräten im Jahr 2000, war im Verhandlungsmarathon an der Côte d' Azur plötzlich verschwunden. Der Gipfel von Nizza brachte ein für die alten wie auch für die zukünftigen neuen Mitglieder der Union enttäuschendes Ergebnis. Jedoch die Staats- und Regierungschefs ebneten den Weg für den "Post-Nizza-Prozess". Dabei geht es nicht um Feinjustierungen im politischen Räderwerk der Europäischen Union, sondern um eine Generalrevision. Mehr als 50 Jahre eines erfolgreichen europäischen Einigungsprozesses haben ein Gebilde geschaffen, das, so einer der Vizepräsidenten des Konvents, Giuliano Amato, dem einer gotischen Kathedrale gleicht. Verschiedene Baustile wurden im Laufe der letzten Jahrzehnte neben- und übereinander angeordnet. Dabei ist ein imposantes Gebäude entstanden. Das Problem ist allerdings, dass der Kern des Projekts nur mehr schwer zu erkennen ist. 

Worum geht es bei dieser "Generalrevision"? - Es geht um nicht mehr, allerdings auch um nicht weniger als um die Handlungsfähigkeit und damit um die Zukunftsfähigkeit der Europäischen Union im 21. Jahrhundert: Es geht um das Innenverhältnis im Zusammenschluss der einzelnen Mitglieder, die sich ja gemeinsam zu diesem historisch einmaligen Gebilde einer Union von Staaten zusammengeschlossen haben, um auf die allein auf staatlicher Ebene nicht mehr zu bewältigenden und zu lösenden Fragestellungen und Herausforderungen in einer sich zunehmend globalisierenden Welt gemeinsame Antworten zu finden. Es geht auch um die gemeinsame Handlungsfähigkeit nach außen im globalen Wettbewerb und - darauf lege ich besonderen Wert - im globalen Miteinander, im Bewusstsein der gemeinsamen Verantwortung für die kommenden Generationen. 

Meine Damen und Herren! Eine der wesentlichsten Fragen ist, in welcher Form wir das bereits gemeinsam Erreichte, den friedlichen Wiederaufbau Europas nach den schrecklichen Erfahrungen in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts zu einem europäischen Einigungswerk des Friedens und des Wohlstands, des sozialen Ausgleichs und der sozialen Gerechtigkeit, weiterführen wollen, und zwar weiterführen im Sinne eines Föderalismus freier Staaten, eines supranationalen föderalen Systems geteilter Herrschaft zwischen Zentralgewalt und konstituierenden Teilgewalten, eines Mehrebenensystems politischer Herrschaft, bei dem die Balance von Macht und Zuständigkeit eher sachgesetzlichen Notwendigkeiten als vorgegebenen Finalitätsmodellen folgt – ein Gedanke, den im Übrigen bereits Immanuel Kant in seiner Schrift "Zum ewigen Frieden" im Jahre 1795 angesprochen hat; eine gewisse Aktualität dieses Gedankens ist zweifelsohne durchaus gegeben. 

Wenn wir uns diesem supranationalen Staatsgebilde mit dem Namen Europäische Union weiter annähern, ist angesichts der aktuellen Diskussion im und um den Konvent zur Ausarbeitung einer europäischen Verfassung die Frage zu stellen, wie es kam, dass wir gerade heute so intensiv über eine Verfassung für die Europäische Union nachdenken. Hiezu gibt es im Anschluss an meine bisherigen Ausführungen vier zentrale Antworten:

Erstens: Der bevorstehende Beitritt vorwiegend mittel- und osteuropäischer Staaten zur Europäischen Union stellt mit Nachdruck die Frage nach klar erkennbaren, eindeutig rechtlichen Grundlagen für die Identität und das Handeln der Union mit neuem Gewicht. 

Zweitens erfordert dieser Beitritt dringend eine über die differenziert zu beurteilenden Errungenschaften der Verträge von Amsterdam und Nizza hinausgehende Anpassung der bereits vorhandenen rechtlichen Grundlagen der europäischen Integration an die gewachsenen Aufgaben sowie eine grundlegende Selbstvergewisserung über die Ziele und Werte der europäischen Integration.

Drittens ist die Verknüpfung der Verfassungsfrage mit der Frage nach der Finalität der Integration erstmalig überwunden. Denn nicht nur überzeugte Europäer und Europäerinnen, sondern auch und gerade so genannte Nationalisten wollen und fordern heute eine europäische Verfassung, auch wenn sie damit einzig die nationalen Kompetenzen vor befürchteten weiteren europäischen Zugriffen schützen wollen. 

Schließlich, viertens, haben gerade die angeführten Entwicklungen und die zunehmende ökonomische Vertiefung der Europäischen Union zu einem Unbehagen in der Bevölkerung bezüglich der mangelnden politischen Sichtbarkeit und Wahrnehmbarkeit der Europäischen Union nach innen und nach außen auf der weltpolitischen Bühne geführt. Schon heute wollen rund 63 Prozent der EU-Bevölkerung - so eine vom Eurobarometer im Frühjahr 2002 durchgeführte Umfrage - eine europäische Verfassung. Auch die Mehrheit der nationalen Regierungen kann sich inzwischen mit dieser Vorstellung anfreunden. Dies ist nicht zuletzt auch Ergebnis der Dynamik, die im Konvent entstanden ist. Unter Politikern aller Parteien in nahezu allen Mitgliedstaaten der Union gehört die Forderung nach einer europäischen Verfassung heute zum guten europapolitischen Ton.

Der mit der Erklärung von Laeken eingerichtete "Europäische Verfassungskonvent" hat mit seiner Eröffnungssitzung am 28. Februar 2002 in Brüssel seine Tätigkeit aufgenommen. Die Ausarbeitung einer europäischen Verfassung steht damit politisch eindeutig auf der Tagesordnung. Wir kommen damit allerdings zu einer weiteren zentralen Frage: Braucht die Europäische Union überhaupt eine Verfassung?

Nach 50 Jahren erfolgreicher europäischer Einigung, etlichen Gründungs-, Änderungs-, Ergänzungs- und Beitrittsverträgen sowie zahlreichen technisch-administrativen Regelungen, angesichts der Tatsache, dass sich immer mehr Probleme auf einzelstaatlicher Ebene nicht mehr wirksam lösen lassen, der Tatsache, dass die nationalstaatliche Souveränität durch die ökonomische Globalisierung zunehmend in Frage gestellt ist, und schlicht und einfach angesichts der Tatsache, dass das vorhandene Vertragswerk wohl nur mehr für Spezialisten durchschaubar und überblickbar ist, ist es höchst an der Zeit, dieses historisch gewachsene Vertragswerk einer - wie ich es schon nannte - Generalrevision zu unterziehen. 

Ich möchte an dieser Stelle hinzufügen, meine Damen und Herren: Eine derartige Generalrevision würde auch unserer Verfassung gut tun. Die aktuelle Diskussion weist ja in diese Richtung, wenn ich auch nicht ganz verstehen kann, warum der österreichische Konvent beinahe so viele Mitglieder haben soll wie der EU-Konvent. Man ist beinahe geneigt, in Umkehrung eines alten Sprichworts zu sagen: "Die Union - die kleine Welt, in der Österreich seine Probe hält." 

Meine Damen und Herren! Bei allen Verfassungsdiskussionen ist es gut, sich in Erinnerung zu rufen, was denn eigentlich Sinn und Zweck einer Verfassung ist: 

Eine Verfassung konstituiert und begrenzt demokratisch legitimierte Hoheitsgewalt; durch sie schaffen sich Menschen auf einem gegebenen Gebiet Institutionen für die Erfüllung bestimmter gemeinsamer Zwecke, durch sie werden Verfahren der Beschlussfassung, Kompetenzen zur individuellen Entscheidung, die individuellen Rechte sowie der Status und die Beteiligung der Betroffenen festgelegt, die sich so selbst der konstituierten Hoheitsgewalt unterordnen. Kurz gesagt, eine Verfassung legt fest: wer tut was auf welcher rechtlichen Grundlage und wer kontrolliert wen. Es spricht nichts dagegen, dass dies auf einer den Staaten übergeordneten Ebene supranationaler Erfüllung ehedem staatlicher Aufgaben geschieht. 

Hiezu kommt - und dies ist gerade für uns Europäer und Europäerinnen von großer Bedeutung - die identitätsstiftende Funktion einer Verfassung. Einer europäischen Verfassung ohne Identifikation der Bürger und Bürgerinnen dieses Europa mit ihrer Verfassung wird kein Erfolg beschieden sein. Diese europäische Verfassung – und dies zeigen ja die Diskussionen im Konvent – muss daher auf den grundlegenden Werten Europas aufbauen. 

Was sind nun diese grundlegenden gemeinsamen Werte, auf denen die Demokratien in Europa aufbauen? - Es ist dies das Wissen um den Wert eines funktionierenden Rechtssystems und damit die Regelung der Beziehungen zwischen den Menschen auf einer rationalen, geordneten Ebene. Es geht um das Wissen um den gleichen Wert und die gleiche Würde jedes einzelnen Menschen und schließlich das Wissen um die Bedeutung von Vernunft, Wissenschaft, Freiheit und Gerechtigkeit für ein demokratisches Gemeinwesen. Alles, was auf diesen gemeinsamen Werten aufbaut, steht im freien Willen der Europäer und Europäerinnen und ihrer gewählten Volksvertreter und Volksvertreterinnen. 

Eine europäische Verfassungsurkunde, mit der die Bürger und Bürgerinnen Europas sich identifizieren können, ist allerdings bislang nicht vorhanden. Europa als Werte- und Identitätsgemeinschaft tritt seinen Bürgern und Bürgerinnen und der Welt bislang weder im symbolischen Akt einer Verfassungsgebung noch durch den einheitsstiftenden Inhalt einer europäischen Verfassungsurkunde entgegen.

Meine Damen und Herren! Aber genau darum geht es in der aktuellen Debatte über die Zukunft der Union, geht es bei den Beratungen im Konvent. 

Und wenn ich eingangs Giuliano Amato zitiert habe: Die künftige europäische Verfassung darf jedenfalls nicht als schlechte Variante nationalstaatlicher Konzepte gesehen werden. Das Erstellen von "Blaupausen" nationaler Verfassungen würde den Konvent zu nicht mehr als einer politisch unproduktiven Bastelstunde verkommen lassen. Es sind neue Formen des "europäischen Regierens" unter Einbeziehung aller politisch verantwortlichen Ebenen zu erarbeiten. Die demokratische Verantwortlichkeit angesichts gegenseitiger wirtschaftlicher Abhängigkeit ist auf allen Ebenen demokratischer Legitimation zu verstärken und auszubauen. 

Meine Damen und Herren! Für die Bürger und Bürgerinnen besonders wichtig: Die europäische Verfassung muss die Hoheitsgewalt der Union gegenüber dem einzelnen Unionsbürger, der einzelnen Unionsbürgerin sichtbar begrenzen. Die Aufnahme der Charta der Grundrechte in den Verfassungsvertrag ist daher unabdingbar, insbesondere auch deshalb, weil diese Charta nicht nur die klassischen Freiheits- und Gleichheitsrechte enthält, sondern auch im Bereich der Freiheitsrechte grundrechtlichen Schutz gegenüber neuen, modernen Gefährdungslagen individueller Freiheit, etwa im Bereich des Datenschutzes oder der Gentechnologie garantiert.

Darüber hinaus führt die Charta der Grundrechte die klassischen Freiheits- und Gleichheitsrechte erstmals auf überstaatlicher Ebene unter dem Gesichtspunkt der Unteilbarkeit der Grundrechte mit der Garantie wirtschaftlicher und sozialer Grundrechte zusammen. Gerade die Berücksichtigung sozialer Grundrechte ist wesentlicher Ausdruck des europäischen Gesellschaftsmodells und stellt eine deutliche Abgrenzung vom Grundrechtsverständnis etwa der Vereinigten Staaten dar - und damit auch vom US-amerikanischen Gesellschaftsmodell. 

Zu überlegen ist auch die Durchführung einer Volksabstimmung über die europäische Verfassung - trotz aller Schwierigkeiten, die zweifelsfrei damit verbunden sind. Eine Verfassung, die in einer Volksabstimmung von den Bürgern und Bürgerinnen der Union verabschiedet wird, hätte jedenfalls einen unübersehbaren Vorteil gegenüber einem Zustandekommen auf rein mitgliedstaatlicher Ebene. Allein der Prozess der Vorbereitung und Durchführung einer solchen Volksabstimmung in allen Mitgliedstaaten der Union würde zwingend europaweit eine politische Diskussion und Auseinandersetzung über die tatsächlichen und rechtlichen Grundlagen und Folgen der europäischen Integration in Gang setzen. Ein derartiger Prozess würde einen Diskurs der europäischen Bürger und Bürgerinnen über das europäische Gemeinwohl auf der Basis gemeinsamer Zielvorstellungen und Werte ins Leben rufen. Das Entstehen einer europäischen Öffentlichkeit und eines europäischen politischen Prozesses und damit die außerrechtlichen Voraussetzungen für die Herausbildung einer europäischen Identität würden zweifelsfrei deutlich gestärkt. 

Die Diskussion im Konvent und der vorgeschlagene erste Artikel über die Gründung der Union, in dem es heißt: "Entsprechend dem Wunsch der Völker und Staaten Europas, ihre Zukunft gemeinsam zu gestalten, ...", weisen deutlich in diese Richtung.

Die Forderung nach Durchführung eines Referendums über die künftige europäische Verfassung erhob im Übrigen auch der Jugendkonvent im Juli 2002. 

Meine Damen und Herren! Die künftige europäische Verfassung kann das starke Fundament der supranationalen Zusammenarbeit der Völker und Staaten Europas bilden, die Grundwerte und gemeinsamen Ziele Europas nach innen und außen anschaulich werden lassen und die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit, aber auch der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit bei der Ausübung der Gemeinschaftskompetenzen endlich da verankern, wo es dem erreichten fortgeschrittenen Integrationsstand angemessen ist: in einer zusammenhängenden, formal als Verfassung erkennbaren und in ihrer Gesamtheit als Verfassung konsentierten europäischen Verfassungsurkunde, die die Legitimation, die Organisation und die Begrenzung der europäischen supranationalen Zusammenarbeit erkennbar macht.

Der EU-Konvent und die Diskussion um die Zukunft der Union bilden damit nicht mehr als das Nachholen des schon lange erforderlichen und rechtsstaatlich gebotenen Konstitutionalisierungsaktes der europäischen supranationalen Hoheitsgewalt. Wenn die Europäische Union zukunftsfähig sein soll, muss dieses Vorhaben erfolgreich zum Abschluss gebracht werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn wir von der Identität Europas, der Identität der Europäischen Union und ihrer Zukunftsfähigkeit sprechen, müssen wir über die grundlegende Substanz dieses unseres europäischen Einigungswerks sprechen, das Herzstück, das diese Europäische Union einzigartig macht. Dieses Herzstück ist der dauerhafte und nachhaltige Friede auf diesem Kontinent, basierend auf unseren - bereits von mir erwähnten - Werten der Aufklärung, den Werten der Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, der Freiheit, der sozialen Sicherheit und der Achtung der Würde der Menschen. Dieses "Friedensprojekt" basiert auf dem freien Willen der Staaten, ihrer verantwortlichen Politiker und ihrer Bürger und Bürgerinnen, sich in einer supranationalen Organisation zusammenzuschließen und die sich stellenden Herausforderungen und Schwierigkeiten gemeinsam zu bewältigen. 

Ein wesentlicher Aspekt und, wie mir scheint, aufgrund der globalen Herausforderungen viel zu wenig beachteter Aspekt des Friedensprozesses Europas ist der soziale Friede im Inneren, das Streben nach sozialer Sicherheit und sozialer Gerechtigkeit, der Ermöglichung gleicher Lebensbedingungen für alle Bürger und Bürgerinnen - kurz das, was wir als europäisches Gesellschaftsmodell bezeichnen. Dies ist auch - und davon bin ich fest überzeugt - der viel zitierte Mehrwert der Europäischen Union: Frieden nach außen und soziale Sicherheit und Wohlstand im Inneren. 

Es ist eine schon länger geführte Diskussion und auch politische Praxis, Modelle mit starker Orientierung an den Prinzipien "Markt" und "privat" zu propagieren und vorzuziehen. Auch vor den Sozialsystemen, den öffentlichen Leistungen, den Leistungen der Daseinsvorsorge und der öffentlichen Verwaltung macht diese Debatte nicht Halt. Es gibt vielfache Bestrebungen, Sozialsysteme insgesamt oder in Teilbereichen zu privatisieren. Soziale Errungenschaften werden verächtlich gemacht, um sie dann abschaffen zu können. Es führt so weit, dass, wer in Europa soziale Verpflichtungen und internationales Recht außer Frage stellen möchte, Gefahr läuft, als rückschrittlich und als "altes Europa" gegeißelt zu werden. Dieser Entwicklung muss auf vielen Ebenen entgegengetreten werden. Noch hält der soziale Friede, und vor gar nicht allzu langer Zeit gab es in Europa einen gesellschaftspolitischen Grundkonsens, dass zu den Kernaufgaben des Staates auch soziale Pflichten und gemeinwirtschaftliche Verantwortungen gehören. Die Schaffung nachhaltiger stabiler und gerechter sozialer Verhältnisse war vielen politischer Auftrag. 

Schlüsselelement des europäischen Gesellschaftsmodells ist der soziale Dialog. Noch im Jahr 2000 - ein für Österreich wohl nicht unbedeutsames politisches Datum - bestätigte eine Studie der International Labour Organization, dass vor allem die Fähigkeit Österreichs sowie Dänemarks, Irlands und der Niederlande, Wachstum, Innovation und neue Arbeitsplätze und damit soziale Sicherheit zu schaffen, weitgehend mit der Qualität des sozialen Dialogs im Wandel zusammenhängt, die ein solches System bietet. Nicht von ungefähr, so denke ich, haben gegenwärtig zwei Proponenten des österreichischen sozialen Dialogs Spitzenfunktionen auf europäischer Ebene: Der Präsident der Wirtschaftskammer Österreich ist gegenwärtig auch Präsident von Eurochambres, der Vereinigung der europäischen Industrie- und Handelskammern, und der Präsident des Österreichischen Gewerkschaftsbundes ist bereits seit längerer Zeit auch Präsident des Europäischen Gewerkschaftsbundes.

Meine Damen und Herren! Europa hat aus seiner Geschichte eine spezielle Verantwortung, sein Gesellschaftsmodell weiterzuentwickeln, es an die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts mit seinen neuen Arbeitsverhältnissen, die mit den technologischen Entwicklungen einhergehen, anzupassen. Europa hat aber vor allem die Verantwortung, sein Gesellschaftsmodell und seine grundlegenden Ideen und Prinzipien in der öffentlichen globalen Debatte zu positionieren. 

Der Europäische Rat von Lissabon im März 2000 hat der Europäischen Union das Ziel gesetzt, dass sich die Union innerhalb der folgenden zehn Jahre zum wettbewerbsfähigsten, dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum entwickeln soll, der gleichzeitig fähig ist, ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und einem größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen. Damit wurde erstmals eine umfassende und kohärente Gesamtstrategie für die Entwicklung des originär europäischen Modells entwickelt, das den Herausforderungen des globalen Wettbewerbs ebenso gerecht werden soll wie den Herausforderungen einer wissensbasierten Gesellschaft und das gleichzeitig die Sicherung der Sozial- und Transfersysteme auf hohem Niveau ermöglicht. Bedauerlich ist, dass besonders der zweite Aspekt dieser so genannten Lissabon-Strategie in der öffentlichen Debatte vernachlässigt wird. 

Europas Chance und Herausforderung, sich als "Global Player" zu positionieren, liegt darin zu zeigen, dass es möglich ist, Wirtschafts- und Sozialpolitik zu integrieren, sozialen Zusammenhalt und wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit gleichermaßen zu erreichen. Dies ist zweifelsohne eine große Herausforderung angesichts des vorherrschenden Zeitgeists und dies macht gleichzeitig die Attraktivität des europäischen Gesellschaftsmodells aus - nicht zuletzt auch in den Vereinigten Staaten. 

Die Attraktivität des europäischen Gesellschaftsmodells, des europäischen Einigungswerks liegt somit sowohl in der Schaffung und Aufrechterhaltung des Friedens zwischen Staaten als auch in der inneren Friedenssicherung durch sozialen Zusammenhalt. Will die Europäische Union global einen Unterschied machen, so ist es daher höchst an der Zeit, auch die Schaffung einer Sozialunion und damit die Europäisierung der sozialen Sicherheit vorzunehmen. Dies ist auch ein Anliegen, das von Wien in den laufenden Diskussionen zur Schaffung einer europäischen Verfassung zu unterstützen ist und unterstützt wird. Die Diskussionen im EU-Konvent zeigen bisher, dass weitgehend Konsens darüber besteht, neben der Wirtschafts- und Währungsunion auch das Ziel der Verwirklichung einer Sozialunion in die künftige europäische Verfassung aufzunehmen. Und auch der Jungendkonvent hat im Juli 2002 sehr deutlich gemacht, dass den jüngeren Menschen, den Jugendlichen in Europa die soziale Dimension besonders am Herzen liegt, sowohl in Europa, aber vor allem auch im Prozess der so genannten Globalisierung.

Die Formierung der Zivilgesellschaft in Europa und der Widerstand und das Unbehagen der Bürgerinnen und Bürger Europas gegen eine schrankenlose, einzig an Gewinnmaximierung orientierte Liberalisierung ohne Berücksichtigung sozialer und ökologischer Faktoren legt den Schluss nahe, dass die Zukunft der sozialen Entwicklung in Europa ausgetragen wird. Viel steht dabei auf dem Spiel, denn ich fürchte, dass wir Europäer und Europäerinnen vielfach noch nicht realisiert haben, dass sich Europa hier in einer grundsätzlichen Auseinandersetzung über die künftige Ausrichtung der europäischen Gesellschaft befindet. Viele politische Entscheidungsträger in Europa haben die neoliberalen Dogmen nahezu widerspruchslos übernommen und sind dabei, die eigenen Prinzipien - allen voran jene des sozialen Ausgleichs, der sozialen Sicherheit und des sozialen Zusammenhalts - aufzugeben.

Darüber hinaus, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist es wichtig, auch eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik neuerlich ernsthaft anzugehen, wie dies auch eine Mehrheit der europäischen Bevölkerung wünscht, auch wenn dies im Gefolge des Ringens um eine europäische Haltung zum Irak-Krieg deutlich schwieriger geworden ist. Österreich hat dabei seine Haltung an der Seite des europäischen Friedensmodells zu betonen. Die Herausforderung für eine gemeinsame europäische Außen- und Sicherheitspolitik besteht dabei allerdings nicht nur in der Überwindung nationalstaatlicher Interessen, sondern vor allem auch darin, auf die Konstruktion von Feindbildern zu verzichten und stattdessen Konflikte durch Prävention und Kooperation zu minimieren, wie dies etwa in den Petersberger Aufgaben enthalten ist. Die Übernahme der Friedensmission in Mazedonien vor wenigen Tagen ist in diesem Zusammenhang für die Union ein kleiner, aber wichtiger erster historischer Schritt. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auch eine Bemerkung zur Erweiterung machen; vor wenigen Tagen wurden ja feierlich die Beitrittsverträge in Athen symbolhaft auf der Akropolis unterzeichnet. Ich möchte dabei nicht noch einmal auf die Chancen, die sich für Wien und für Österreich daraus ergeben, hinweisen - davon zu sprechen, dafür war schon mehrfach Gelegenheit, auch an diesem Ort. Hervorheben möchte ich jedoch kurz unsere Bemühungen, gemeinsam mit Niederösterreich und dem Burgenland und unseren Freunden in Brünn, Bratislava, Györ und Sopron eine "Europaregion", eine "Vienna Region", die alle Lebensbereiche umfasst, zu entwickeln. 

Worauf ich aber im Hinblick auf die Erweiterung heute vor allem hinweisen möchte, ist, dass wir, wenn wir an die neuen Mitgliedsländer denken, auch berücksichtigen müssen, in welch kurzer Zeit und unter welch großen Schwierigkeiten diese Gesellschaften einen Transformationsprozess durchmachen. Dieser Transformationsprozess ist, und deswegen erwähne ich das an dieser Stelle, von zweierlei Art: Erstens erfolgt eine radikale ökonomische Umwandlung von einem planwirtschaftlichen System hin zu einem marktwirtschaftlichen System, auch um den Preis sozialer Verwerfungen. Gleichzeitig erfolgt die Integration in die Europäische Union und damit die Integration in das europäische Gesellschaftsmodell, das, wie ich eben ausführte, den sozialen Zusammenhalt als grundlegende politische Aufgabe ansehen sollte. Und auch hier treffen zwei Gesellschaftsmodelle aufeinander: jenes der freien Marktwirtschaft und jenes der sozialen, der ökosozialen Marktwirtschaft.

Wir begrüßen mit traditioneller Herzlichkeit die neuen Mitglieder in der Union und sind zuversichtlich, dass sie ihre Chancen und Aufgaben im gemeinsamen Europa, zur positiven gemeinsamen Entwicklung nutzen und lösen werden. 

Die Erweiterung darf jedoch nicht Halt machen. Mit dem Beitritt der mittel- und osteuropäischen Länder ist sicher ein großer Schritt vorwärts getan. Wir, Europa darf jedoch nicht stehen bleiben. Die Integration der Staaten Südosteuropas ist zügig voranzutreiben. Darüber hinaus müssen wir uns überlegen, wie wir in Hinkunft unser Verhältnis, das Verhältnis der Europäischen Union, zu jenen Staaten, die bald an der Außengrenze der Union liegen werden, zu Weißrussland, Moldawien, der Ukraine und natürlich auch zu Russland gestalten wollen. Und auch der euro-mediterrane Dialog ist weiterzuführen, ganz zu schweigen vom wichtigen und notwendigen Dialog mit dem Islam, nicht zuletzt angesichts des wachsenden Anteils der islamischen Bevölkerung in der Europäischen Union. 

Was hat dies, meine sehr geehrten Damen und Herren, alles mit Wien zu tun? - Eine nicht ganz rhetorische Frage. – Wien hat bereits im Vorfeld die sich aus einem künftigen Beitritt ergebenden Chancen und Herausforderungen einer Mitgliedschaft in der Europäischen Union zum Anlass genommen, sich aktiv und engagiert auf eine solche Mitgliedschaft vorzubereiten. Bester Beleg dafür ist, und dies sei an dieser Stelle angemerkt, dass sich viele Städte der künftigen neuen Mitgliedsländer in den letzten Jahren an Wien gewandt haben, um aus unseren Erfahrungen in der Vorbeitrittsphase zu lernen, um sich ebenfalls gewissenhaft auf die Herausforderungen einer Mitgliedschaft in der Union vorbereiten zu können. 

Wir - und damit meine ich den Wiener Landtag und die politisch Verantwortlichen in dieser Stadt - haben bereits im Jahr 1992 eine Europakommission eingerichtet, um über wichtige Vorhaben der europäischen Integration zu beraten und entsprechende Weichenstellungen in Wien vorzubereiten. Bereits in der Endphase der Beitrittsverhandlungen mit Österreich hat der Wiener Landtag seine erste Europadeklaration verabschiedet und ein klares Bekenntnis zur europäischen Integration abgelegt, ein klares Bekenntnis zu Frieden, sozialer Sicherheit, Gerechtigkeit und zu Wohlstand für alle Bürger und Bürgerinnen Europas. Aus Anlass der Regierungskonferenzen Mitte der neunziger Jahre folgten die Europadeklarationen der Jahre 1996 und 1997. Auch hier galt es einmal mehr, die Standpunkte Wiens zu wichtigen europapolitischen Fragen zum Ausdruck zu bringen. 

Wir können durchaus stolz sein auf das Erreichte. Wien hat die Integration und die Mitwirkung am europäischen Integrationsprozess genutzt, wir haben gelernt, in europäischen Netzwerken Politik zu machen, zu lobbyieren, wie das im EU-Jargon heißt, und wir haben damit sichergestellt, dass unsere Anliegen, dass unsere Wiener Anliegen Gehör finden. Und wir haben gelernt, dass wir nur gemeinsam mit Partnern - und ich darf sagen: Freunden - anderer Regionen und Städte erfolgreich sind; stellvertretend für viele darf ich meine Amtskollegen in Paris, London, Berlin, Brüssel und viele andere erwähnen. Für Eigenbrötelei ist in Europa kein Platz. 

Auf der anderen Seite haben wir gelernt, dass es, um erfolgreich in Europa Politik mitzugestalten, unabdingbar ist, überhaupt zu wissen, wohin wir denn wollen als Stadt in der Mitte Europas. Gute Argumente und Konsequenz in der Sache waren immer noch Voraussetzung für eine erfolgreiche Politik. Es war daher höchst an der Zeit, dass wir uns nach 1997 wieder eingehender mit grundsätzlichen Positionen des Wiener Landtags zu den aktuellen europäischen Fragen und Herausforderungen auseinander setzen und diese Positionen in Form der im weiteren Verlauf der heutigen Sitzung zu verabschiedenden Europadeklaration zum Ausdruck bringen. 

Meine Damen und Herren! Was kann aber Wien nun dazu beitragen, dieses - von mir skizzierte - europäische Gesellschaftsmodell weiterzuentwickeln?

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Landeshauptmann, bitte beachten Sie: Sie haben noch zwei Minuten Redezeit! 

Lhptm Dr Michael Häupl (fortsetzend): Ich denke, sehr viel: Wien hat sich seit Beginn aktiv an der Debatte über die Zukunft Europas beteiligt und sich sowohl innerösterreichisch als auch auf europäischer Ebene engagiert. Wien hat seine Positionen in einer großen Zahl gemeinsamer Zusammenarbeitsmöglichkeiten und gemeinsamer Arbeiten eingebracht. Anzuführen sind etwa die Landeshauptleutekonferenz und die Landtagspräsidentenkonferenz in Österreich; auf europäischer Ebene der Ausschuss der Regionen, der Rat der Gemeinden und Regionen Europas, die Konferenz der europäischen regionalen gesetzgebenden Parlamente, die Versammlung der Regionen Europas, das Städtenetzwerk "EUROCITIES" sowie die Vereinigung der Hauptstädte der Europäischen Union, in der Wien die Initiative ergriffen hat, einen eigenen Beschluss über gemeinsame Positionen zur Debatte über die Zukunft der Europäischen Union zu verabschieden. Die Europakommission hat darüber hinaus im Sinne einer öffentlichen Debatte am 8. Oktober 2002 eine Enquete mit österreichischen Vertretern im Konvent durchgeführt. Weitere Veranstaltungen werden folgen. 

Wir - und da meine ich die Vertreter der Wiener Landesregierung - als politisch Verantwortliche werden uns, so wie wir das schon bisher getan haben, weiterhin mit unseren Partnern und Freunden in den anderen Mitgliedstaaten insbesondere für folgende Anliegen einsetzen: die Schaffung - und dies ist aufgrund meiner bisherigen Ausführungen wohl nicht verwunderlich - einer Sozialunion und damit einhergehend die Absicherung der Leistungen der Daseinsvorsorge, um den Zugang aller Bürger und Bürgerinnen zu qualitativ hohen Leistungen auch künftig zu gewährleisten; die Anerkennung des Prinzips der lokalen Selbstverwaltung und damit die stärkere Einbindung der Städte und Regionen in die Entscheidungsprozesse in der Europäischen Union mit dem Ziel der weiteren Demokratisierung der Union; die Anerkennung und Förderung der Städte als die Motoren der Wirtschaftsentwicklung, gerade im Hinblick auf die Sicherung des Wirtschaftsstandorts Wien und der Sicherung des europäischen Gesellschaftsmodells; die Rechtsverbindlichkeit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union; die Sicherstellung des Respekts vor der nationalen Identität und damit auch vor den regionalen und lokalen Identitäten - und damit die Anerkennung der Vielfalt der Kulturen Europas; und schließlich eine Rechtsvereinfachung der bestehenden Verträge und damit einhergehend eine nachvollziehbare Kompetenzordnung, damit ersichtlich ist, wer wofür politisch verantwortlich ist. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen! 

Lhptm Dr Michael Häupl (fortsetzend): Meine Damen und Herren! Ich freue mich daher besonders, dass es nach intensiven Beratungen in der Europakommission gelungen ist, erstmals eine gemeinsam von allen Fraktionen getragene Europadeklaration auszuarbeiten. Ich brauche daher nicht näher auf die Inhalte dieser Europadeklaration des Wiener Landtags einzugehen. Ich möchte an dieser Stelle den Damen und Herren Abgeordneten aller Fraktionen, die daran mitgewirkt haben, dass diese Europadeklaration gemeinsam zustande gekommen ist, insbesondere dem Vorsitzenden der Europakommission, Abg Mag Andreas Schieder, danken und deutlich hervorheben, dass dieser gemeinsame Konsens und die, wie ich hoffe, einstimmige Verabschiedung durch den Wiener Landtag ein deutliches Signal nicht nur gegenüber der Wiener Bevölkerung ist, sondern auch vor allem ein deutliches Signal an unsere Partner und Freunde in den anderen Mitgliedsländern, dass Wien und die politisch Verantwortlichen in dieser Stadt bereit und willens sind, auch weiterhin, wie bisher, aktiv und engagiert am europäischen Einigungswerk im Rahmen unserer Möglichkeiten mitzuwirken. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ, der ÖVP, bei Abgeordneten der GRÜNEN sowie des Abg Mag Hilmar Kabas.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich danke dem Herrn Landeshauptmann für den Bericht. 

Wie Sie wissen, bestimmt die Geschäftsordnung, dass bei der nun folgenden Besprechung kein Redner öfter als zweimal und mehr als insgesamt 20 Minuten sprechen darf. Ausgenommen von dieser Beschränkung sind der Landeshauptmann und die zuständigen Mitglieder der Landesregierung; deren Redezeit ist pro Wortmeldung mit 20 Minuten beschränkt. 

Wir kommen nun zur Besprechung der Mitteilung. Als erster Rednerin erteilte ich Frau Abg Dr Vana das Wort. 

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Die GRÜNEN freuen sich, dass wir heute nach monatelanger Vorlaufzeit eine Europadeklaration verabschieden können. Wir freuen uns auch über die Einstimmigkeit in dieser Frage. Diese Einstimmigkeit in europapolitischen Fragen ist ja keine selbstverständliche. Die Einstimmigkeit soll auch nicht über die grundsätzlichen Unterschiede in unseren europapolitischen Positionen hinwegtäuschen, zum Beispiel in der Frage der Erweiterungsvorbereitung, in der Frage der Zuwanderung von Arbeitskräften, aber auch in wirtschaftlichen Fragen, in Fragen der Liberalisierungstendenzen in Europa. Aber diese Deklaration ist sicher ein Beispiel für eine sehr gelungene interfraktionelle Zusammenarbeit, die von Konsens getragen ist. Wir sehen zwar, dass sie der kleinste gemeinsame Nenner ist, der hier möglich war, sie ist aber trotzdem eine Deklaration mit Substanz: mit Substanz, weil sie Wien im europäischen Einigungsprozess nicht nur geographisch, sondern auch politisch in ein Zentrum rückt beziehungsweise rücken will, weil sie ein Bekenntnis zu einer aktiven Stadtaußenpolitik ist und weil wichtige Punkte, auch solche, die die GRÜNEN eingebracht haben, darin vorkommen. - Ich glaube, ich muss ein bisschen leiser reden, denn das Mikrophon ist sehr schlecht. Es hallt sehr wider - jedenfalls höre ich das so. Ist das nicht unangenehm für Sie? - Okay. 

Ich möchte auch wegen dieser Einstimmigkeit heute das Gemeinsame über das Trennende stellen und die Punkte, die uns GRÜNEN europapolitisch wichtig sind und die sich auch in unserer Deklaration wieder finden, kurz ansprechen.

Wir verabschieden diese Deklaration zu einem aktuellen Zeitpunkt. Sie haben sicher die Medienberichte seit gestern verfolgt: Es tagt heute und morgen der EU-Konvent, der ja auch für Wien - das hat der Herr Bürgermeister schon angesprochen - essentielle Bedeutung hat, weil er die Rolle der Städte essentiell aufwerten will, aber auch, weil er sich sehr für eine europäische Demokratie und eine europäische Sozialunion einsetzt. Dieser Konvent tagt aber unter sehr turbulenten Vorzeichen, denn der Konventspräsident Giscard d' Estaing hat gestern Vorschläge präsentiert, die die großen Staaten eindeutig bevorzugen, die einen Rückfall in das 19. Jahrhundert bringen würden, die das Europäische Parlament, auch die Europäische Kommission, von der eigentlich wesentliche europapolitische Impulse ausgehen, wesentlich entmachten, und er will einen hauptamtlichen Ratspräsidenten und ein so genanntes Politdirektorium einsetzen, was dem Geiste dessen, von dem der Konvent eigentlich getragen ist, nämlich eine Vereinfachung der Verträge und eine größere Handlungsfähigkeit in einer erweiterten Union zu bringen, völlig widerspricht und eigentlich von einer breiten Mehrheit nicht nur der Konventsmitglieder, sondern auch der Mitgliedstaaten abgelehnt wird. 

Dass diese Vorschläge des Konventspräsidenten gestern so in Bausch und Bogen abgelehnt wurden, ist eigentlich ein europapolitischer Eklat und zeigt, in welch tiefer Krise diese Europäische Union steckt, in einer tiefen Krise, die mit dem Debakel um die nicht gemeinsame Irak-Politik, dem Nichtfinden einer gemeinsamen Stimme gerade in der Außen– und Sicherheitspolitik offensichtlich wurde. 

Wir finden diese Entwicklung sehr, sehr schade, wir finden sie sehr, sehr besorgniserregend, und wir stehen auch nicht an, hier den deutschen Außenminister Joschka Fischer zu kritisieren, der eigentlich auch dem Geiste der zunehmenden Integration widerspricht, weil er gerade in Militärfragen und Sicherheitsfragen ein so genanntes Kerneuropa propagiert und Initiativen gesetzt hat, wonach einige wenige Staaten unter Federführung von Deutschland und Frankreich eigentlich nicht mehr Integration, sondern weniger Integration wollen. 

Die GRÜNEN lehnen diese Pläne des Auseinanderdriftens der Staaten, gerade auch des Auseinanderdriftens mit den Erweiterungsstaaten, ab und sehen das als sehr, sehr besorgniserregend an. Wir wollen, dass Europa mit einer Stimme spricht. Wir wollen, dass es auch in der Außen- und Sicherheitspolitik mit einer Stimme spricht. Wir wollen, dass es nicht nur in Wirtschafts- und Währungsfragen, wie es bisher der Fall ist, mit einer Stimme spricht, sondern dass es vor allem auch in sozialen Fragen mit einer Stimme spricht. 

Deshalb ist uns GRÜNEN auch die Entwicklung einer Sozialunion und einer europäischen Demokratie das wesentlichste Anliegen. Wenn wir das nicht schaffen, wenn der Konvent hier nicht erfolgreich ist – und es steht an der Kippe –, dann werden unsere Bemühungen um eine weitere Integration scheitern, und wir werden einen Rückfall erleiden. Das ist schlecht für Europa, das ist schlecht für Wien, vor allem ist es schlecht für die 450 Millionen Bürger und Bürgerinnen, die eigentlich von der Europäischen Union vertreten werden sollten.

Ich würde mir hier auch mehr Reformeifer der Bundesregierung wünschen, die, so scheint es, im europapolitischen Koma liegt, wahrscheinlich deshalb, weil sie seit der Hereinnahme der Freiheitlichen in die Bundesregierung nicht gerade ernst genommen wird auf europäischer Ebene. Man hat hier völlig versagt, nicht nur in der Erweiterungsvorbereitung, sondern auch in den Fragen der Beneš-Dekrete, in der Frage von Temelin und jüngst in der Frage des Transitvertrages. Hier wäre in jedem Fall mehr drinnen gewesen, doch hier hat die Bundesregierung wieder einmal – um es sehr freundlich auszudrücken, denn, wie gesagt, ich will ja heute das Gemeinsame über das Trennende stellen und nicht polemisieren; das wäre nicht dem Anlass entsprechend – eine Chance vertan, gerade im Hinblick auf die Erweiterungsvorbereitung, bei der Österreich sich nicht nur geographisch, sondern eben auch politisch ins Zentrum hätte rücken sollen und ein positiver politischer Dialog mit den neuen Beitrittsländern geführt hätte werden sollen. Das Gegenteil ist leider passiert. Alte Gräben wurden aufgerissen, und es ist sehr schade, dass Österreich so überhaupt keine Rolle spielt in diesem Erweiterungsprozess und überhaupt im Prozess der Reform der Europäischen Union.

Ich möchte aber nun kurz auf die Punkte eingehen, die wir in die Deklaration eingebracht haben, die den GRÜNEN sehr wichtig sind. Da steht an erster Stelle die Bildung einer europäischen Sozialunion und die Entwicklung von europaweiten sozialen Mindeststandards. Hier hat es nicht immer Einigkeit gegeben unter unseren Fraktionen, deshalb freue ich mich besonders, dass die sozialen Mindeststandards in die Deklaration aufgenommen werden konnten, denn wir denken, dass Europa ohne eine Sozialunion nicht denkbar ist. Eine politische Union ist nicht denkbar ohne eine Sozialunion. Wir sehen Rekordarbeitslosigkeit in fast allen europäischen Ländern, wir sehen steigende Armut, vor allem von Frauen in allen europäischen Ländern, wir sehen auch gemeinsame arbeitsmarktpolitische Probleme. 

Das heißt, hier unterstützen wir massiv die Anliegen des Arbeitskreises Europas, der sich im Rahmen des EU-Konvents gebildet hat. Er wurde unter Federführung von Johannes Voggenhuber propagiert und eingesetzt und sieht die Hereinnahme der Vollbeschäftigung als Ziel der Beschäftigungspolitik der Europäischen Union vor. Wir unterstützen das sehr. Wir halten das Ziel der Vollbeschäftigung allerdings für ein bisschen mangelhaft, weil Vollbeschäftigung nichts darüber aussagt, ob Menschen von ihrer Arbeit auch leben können. Ich weise da auf die wachsende Tendenz zur Atypisierung von Beschäftigungsverhältnissen in ganz Europa hin, was vor allem ein ernsthaftes Problem für Frauen ist und die Grundlage für steigende Armut in Europa bildet. 

Aus diesem Grund war uns auch wichtig, das Ziel der Existenzsicherung von Arbeitsplätzen in dieser Deklaration zu verankern und insbesondere auch für forcierte Maßnahmen für Frauenbeschäftigung und für die Beschäftigung älterer Menschen zu sorgen und dies in der Deklaration zu verankern.

Leider sieht ja die Realität in Österreich anders aus. Obwohl wir gerade hier so klare Worte gefunden haben, ist die Politik der Bundesregierung bekanntermaßen eine andere, und auch in Wien schaut es nicht immer ganz so gut aus mit Wien als sozialer Stadt, wenn ich zum Beispiel an die Tariferhöhungen, die wir gestern im Bäderbereich oder vor kurzer Zeit im Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs erlebt haben.

Der zweite uns wichtige Punkte – das wurde auch von Bgm Häupl angesprochen – ist eine Intensivierung der Beitrittsvorbereitungen. 2004 werden zehn Länder der Europäischen Union beitreten, an vier davon grenzt Österreich. Die Unterzeichnung der Beitrittsakte am 16. April 2003 war nicht der Schlusspunkt in einer langen Reihe von Verhandlungen, von jahrelangen schwierigen Verhandlungen, sondern ist für Wien eigentlich der Anfang, der Anfang dafür, sich jetzt bewusst zu werden, dass eine schwierige harte Phase realpolitischer Integration bevorsteht, in der eine politische und auch soziale Demarkationslinie überwunden werden muss, in der ein Wohlstandsgefälle zu unseren Beitrittsnachbarn und ‑nachbarinnen überwunden werden muss. Und dies wird nicht gehen ohne forcierte Bemühungen, ohne verstärkte Bemühungen, hier Netzwerke zu bilden, Kooperationen zu bilden, vor allem im Arbeitsmarktbereich, vor allem im Sozialbereich, vor allem auch im Frauenbereich, damit Frauen und Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen nicht wieder die Ersten sind, die unter die so genannten Räder kommen. 

Denn manchmal kommt mir schon vor, wir diskutieren jetzt im Vorfeld der Erweiterung in einer Art Goldgräberstimmung, in der wir nur die Aktienkurse und die wirtschaftlichen Möglichkeiten unserer heimischen Betriebe im Auge haben – es ist sicher auch wichtig, hier auf den Wirtschaftsstandort Österreich, auf den Wirtschaftsstandort Wien zu achten, keine Frage –, aber das Soziale und das Arbeitsmarktpolitische verlieren wir dabei total aus den Augen. Es hat auch in den jahrelangen Beitrittsverhandlungen überhaupt keine Rolle gespielt, weil eben das Gemeinschaftsrecht hier leider zu wenig Grundalge bildet. Wenn Wien sich als soziale Stadt jedoch ernst nimmt, wenn wir den positiven politischen Dialog und die Sozialunion, wie es Bgm Häupl angesprochen hat, ernst nehmen, müssen wir auch in diesem Bereich die Kooperationen verstärken.

Ich finde es deshalb sehr schade, dass gerade die sozialdemokratische Fraktion den damaligen grünen Vorschlag eines grenzüberschreitenden territorialen Beschäftigungspaktes abgelehnt hat. Ich denke, das wäre sehr wichtig gewesen, insbesondere deshalb, weil wir zur Vorbereitung der Beitritte, zur Vorbereitung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen dringend in Arbeitsmarkt und Bildung, insbesondere in den Grenzregionen – und Wien ist eine Grenzregion – investieren müssen. Ich freue mich, dass ansatzweise diese Idee in der Deklaration jetzt vorkommt, finde es aber trotzdem schade, dass die Sozialdemokratie hier anscheinend auch dem Druck der Gewerkschaften – sagen wir, der eigenen Gewerkschaft – nachgibt und die Arbeitskräfte, die im Zuge der Erweiterung zu uns kommen werden, eher als Eindringlinge sieht und nicht auch als Chance für die Wienerinnen und Wiener.

Die GRÜNEN haben ja bekanntlich in der Frage der Übergangsfristen am Arbeitsmarkt einen abweichenden Standpunkt zu allen anderen Parteien hier im Haus. Wir sind gegen die sieben Jahre Übergangsfrist, wir halten diese für zu lang. 

Wir halten es auch für schade, dass die Chance vertan wird, ein Grundrecht, das die Menschen in der Europäischen Union eigentlich seit 1957, seit den Römer-Verträgen, genießen sollten, nämlich die Freizügigkeit in diesem so genannten vereinten Europa, durchzusetzen, und dass man zwar Waren aller Art, Autos, LKWs und alle diese Dinge mit der EU-Erweiterung hereinlässt und hereinbittet – das ist auch gut so –, aber die Menschen und vor allem die Arbeitskräfte eigentlich draußen lässt. Das finden wir schade, das finden wir nicht richtig. Wir würden uns wünschen, dass Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen aus verschiedenen Ländern nicht gegeneinander ausgespielt würden, sondern dass mehr in Arbeitsmarkt und Bildung investiert würde, um diese Übergangsfristen verkürzen zu können. Wir Grünen denken, es ist möglich, wir Grünen denken, es würde keine – wie sagte Arbeiterkammerpräsident Tumpel – Überrollung – von Völkerwanderung hat er auch unlängst gesprochen – über uns hereinbrechen, wenn wir die Grenzen auch für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen schon mit Inkrafttreten der Beitritte öffnen würden. 

Es muss eben nur mehr getan werden, und zwar gerade für jene Menschen, die – zu Recht oder zu Unrecht – glauben oder befürchten, Verlierer oder Verliererinnen des Beitritts zu sein, nämlich vor allem natürlich für ArbeitnehmerInnen in bestimmten Branchen in den Grenzregionen wie Bau, Handel, Gastronomie. Da müssen wir uns gar nichts vormachen. Aber glauben Sie, dass Sie das Problem lösen, indem Sie die Grenzen abschotten und bis 2011 warten und hoffen, dass dann alles vorbei ist oder dass Sie es politisch nicht mehr verantworten müssen, weil Sie dann ja nicht mehr im Amt sind? 

Wir Grüne halten das für die falsche Strategie und werden alles dazu tun, dass der Wiener Arbeitsmarkt so weit gerüstet ist, dass wir die Übergangsfristen von sieben Jahren gegebenenfalls verkürzen können, wie es ja das Europarecht dankenswerterweise vorsieht. (Beifall bei den Grünen.)

Letzter Punkt, von dem uns sehr freut, dass er in dieser Deklaration, die wir heute verabschieden, so prominent und so ausführlich vorkommt, ist das Bekenntnis zur öffentlichen Daseinsvorsorge, die Kritik an den GATS-Verhandlungen und auch die Kritik an den europäischen Wettbewerbsregeln. Wir sagen hier heute sehr klar – und der Satz gefällt mir sehr gut –, dass europäische Wettbewerbsregeln und auch GATS die Möglichkeit der öffentlichen Daseinsvorsorge nicht in Frage stellen dürfen und dass Wien alles dazu tut, auch im Rahmen seiner Stadtaußenpolitik alles dazu tun wird, um diese Verhandlungen zu stoppen und die öffentliche Daseinsvorsorge in öffentlicher Hand auch zu sichern. 

Wir halten die Frage von GATS nicht nur für eine wesentliche wirtschafts- und sozialpolitische Frage, sondern überhaupt für eine der wesentlichen demokratiepolitischen Fragen, vor denen wir stehen – und das gilt auch für die Zukunft –, denn wenn wir dieses "Match um die Welt" – so haben es die Grünen einmal genannt und dazu auch eine Kampagne gemacht – verlieren, dann brauchen wir uns um eine Demokratisierung der Europäischen Union nur mehr sehr wenige Gedanken zu machen, denn dann läuft die Politik einfach ganz woanders, und zwar nicht gerade unter demokratischen Vorzeichen, sondern in der WTO, in der Welthandelsorganisation, wo eigentlich jetzt schon die wesentlichen politischen Weichenstellungen, wie eben GATS, vorgenommen werden, und dann sind EU-Konvent und Europäische Union eigentlich ein Nebenschauplatz. 

Denn wenn es so weit ist, dass die öffentliche Hand, dass ein Staat, dass Regionen, dass Kommunen nicht mehr Auflagen – sagen wir im sozialpolitischen Bereich, im beschäftigungspolitischen Bereich, im umweltpolitischen Bereich – für Unternehmen, für private Unternehmen zum Beispiel, erteilen dürfen, dann hat sich die ganze Politik ad absurdum geführt, und ich glaube, dass diese Gefahr real immer noch sehr, sehr unterschätzt wird und dass darüber öffentlich leider sehr, sehr wenig diskutiert wird. 

Die Grünen haben versucht, dieses Thema in der Öffentlichkeit gemeinsam auch mit den Globalisierungskritikerinnen und ‑kritikern zu forcieren. Es ist leider immer noch viel zu wenig bekannt, was die realen Folgen von GATS und den weitergehenden europäischen Wettbewerbsregeln wären. Wir würden uns daher auch wünschen, dass die Stadt Wien hier noch mehr tut, um die Bevölkerung darüber zu informieren. 

Allerletzter Punkt – der Herr Bürgermeister hat es schon angesprochen, und es hat auch sehr prominenten Raum in der Deklaration – sind die Handlungsspielräume der Städte, sind die Handlungsspielräume von Wien und die Aufwertung der Städte im erweiterten Europa. In Städten leben zwar 80 Prozent der Menschen, und die meisten sozialen Probleme, verkehrspolitischen Probleme, Integrationsprobleme manifestieren sich in den Städten. Städte haben aber an sich als Gremium keinerlei oder wenig Mitwirkungsrechte im Rahmen des Institutionengefüges der Europäischen Union. Daher unterstützen wir alle Bemühungen des Bürgermeisters – wie wir es zum Beispiel in der Frage des öffentlichen Personennahverkehrs getan haben –, Städtekooperationen, Städtenetzwerke zu bilden, um hier gemeinsame Städtepositionen zu vertreten. 

Wir würden uns nur wünschen, dass auch im Landtag, im Gemeinderat, auch in der Europakommission lebendigere, vor allem häufigere Debatten zu diesen Themen stattfinden würden, denn wir haben ein bisschen den Eindruck, dass die Stadtaußenpolitik des Bürgermeisters – die wir, und das möchte ich noch einmal betonen, in den meisten inhaltlichen Fragen durchaus unterstützen – ein bisschen hinter verschlossenen Türen gemacht wird und dass zum Beispiel zu den stadtaußenpolitischen Leitlinien, die verabschiedet werden, eigentlich keinerlei Debatte im Landtag oder im Gemeinderat stattfindet, dass diese Leitlinien zum Beispiel nur von der Landesregierung verabschiedet, aber nicht im Landtag diskutiert werden. 

Wir würden uns auch wünschen – wir haben das schon einmal angeregt –, dass wir, ähnlich wie es auf nationaler Ebene im Rahmen des Mitbestimmungsrechtes des Hauptausschusses des Nationalrates geschieht, Sie, Herr Bürgermeister, und gegebenenfalls natürlich auch die anderen Stadträte und Stadträtinnen an europapolitische Positionen binden können, zum Beispiel bevor Sie entsprechende Positionen im Ausschuss der Regionen oder in den Städtenetzwerken vertreten. Sie wissen, wir haben eine ähnliche Regelung auf nationaler Ebene, wir haben ähnliche Regelungen und Möglichkeiten auch in anderen Landtagen, es wäre schön, wenn wir das in Wien auch vorsehen könnten. Die Grünen werden in Kürze eine Initiative dazu starten, weil auch das der sogenannten ...

Landtagspräsident Johann Römer (unterbrechend): Frau Dr Vana, Sie haben noch eine Minute, bitte.

GRin Dr Monika Vana (fortsetzend): ... Demokratisierung, der Sie, natürlich auch von uns unterstützt, das Wort reden und die Sie forcieren, sicher gut tun würde und generell zu einer Belebung der europapolitischen Debatte führen würde. 

Ich komme daher zum Schluss. Wir unterstützen die einstimmige Deklaration vorbehaltlos. Ich habe deshalb, trotz der fundamentalen Unterschiede, die es in europapolitischen Positionen gibt, heute auch auf billige Polemiken verzichtet. Wir unterstützen das klare Bekenntnis zu einer aktiven Stadtaußenpolitik und hoffen, dass den schönen deklaratorischen Worten auch Taten folgen werden – nicht nur in Wien, sondern auch von der Bundesregierung. Ich hoffe, dass Sie, meine Damen und Herren von ÖVP und FPÖ, die Sie hier diese wunderschöne Deklaration auch unterzeichnen, das auch an die eigenen Mitglieder in der Bundesregierung weitertragen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Landtagspräsident Johann Römer: Als nächster Redner ist Herr Abg Prochaska gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Damen und Herren des Wiener Landtages!

Nach diesem zeitweiligen Ausflug ins Reich der Phantasie darf ich Sie aufrufen: Zurück zur Zukunft!, denn es erübrigt sich im Allgemeinen, die Wunschvor-stellungen der Frau Dr Vana über eine Pariarolle Österreichs in Europa im Einzelnen zu widerlegen. So erfolgreich waren Ihre Sanktionsdenunziationen denn doch wieder nicht, dass sie uns in diese Rolle gebracht hätten. 

Ganz im Gegenteil. Österreich hat in den letzten Wochen beim Sammeln der Kleinen gegen die Hybris der Großen beachtliche Erfolge erzielen können und auch in den Reisen in die Nahostländer vor Ausbruch des bedauernswerten Irak-Krieges hat Österreich durchaus nicht die Rolle des Statisten, sondern die Rolle des Tragenden dort innegehabt. (Beifall bei der ÖVP.) 
Aber das ist nicht Gegenstand der heutigen Debatte. Reden wir wieder einmal über Europa, meine Damen und Herren. In Abständen von durchschnittlich drei Jahren, einmal kürzer, befasst sich der Landtag, manchmal auch der Gemeinderat, mit diesem wichtigsten Zukunftsprojekt. Nicht dass ich glaube – seien wir ehrlich –, dass die Staatskanzleien von London bis Rom jetzt in nervenzerreißender Spannung auf unsere Enunziationen warten werden, aber es ist gut, weil wir uns selbst zwingen, über Europa nachzudenken und Europa auch zu definieren, denn nur im Gespräch befassen wir uns wirklich mit dem Begriff Europa, mit dem Umfang und mit dem Inhalt, was gemeint ist. 

Was verkörpert dieses Europa? Ist es ein Sammelsurium von bald 25 Staaten, eine Kakophonie, wo jeder etwas anderes will und dann traurig ist, dass wir keine einheitliche Politik zusammenbringen, oder ist es doch mehr, dieses Europa? Wo endet dieses Europa, meine Damen und Herren? Bald an der polnischen Ostgrenze oder doch beim Ural? Endet es an den Mittelmeerküsten oder geht es bis in den Mittelmeerraum hinaus? Lässt es sich geographisch festmachen oder ist Europa auch dort, wo unsere Geisteswelt, unsere ethischen Normen und unsere Wertvorstellungen mitgetragen werden und zum Teil vorherrschen? – All das sind Fragen, die wir nicht hier, und schon gar nicht in einer zeitbegrenzten Debatte lösen und beantworten werden können, die aber schlagend werden, je weiter der Erweiterungsprozess fortschreitet. 

Widmen wir uns, meine Damen und Herren, diesen Fragen wirklich oder steckt auch bei uns noch das Teilungsdenken zumindest im Hinterhirn, das Teilungsdenken einer tatsächlich sehr lange existierenden Grenze des 20. Jahrhunderts, wo der westliche Teil Europas sich freiwillig einer Supermacht über dem Atlantik verbunden gefühlt hat, von dort materiell gestützt und militärisch geschützt wurde, der andere Teil Europas unfreiwillig dem realen Sozialismus unterworfen worden war, politisch und militärisch, nicht in den Köpfen, wie die Aufstände von Berlin 1953, von Budapest 1956, von Prag 1968 und in Polen ab den achtziger Jahren zeigen? Sind diese Grenzen wirklich aus unseren Köpfen verschwunden oder prägt der unglückselige Ausdruck – er ist heute Gott sei Dank noch nicht gefallen, aber in den früheren Deklarationen war er vielfach drinnen – "Osterweiterung", dieser Ausdruck, der auch ein wenig Überheblichkeit beinhaltet, nicht immer noch unser Denken? Ostgrenzen, Furcht, Minenfelder, Stacheldraht, Schussbefehl, Wachhunde, Wachtürme – all das ist mit diesem Begriff verbunden, und ich glaube, dass wir es nicht ganz überwunden haben. 

Ich habe hier einen hervorragenden Zeugen, den sehr anerkannten und sehr klugen tschechischen Botschafter Jirí Gruša, der anlässlich einer sehr gelungenen Veranstaltung der Europäischen Akademie in Floridsdorf gesagt hat: Also wenn sich wirklich der Osten erweitern wollte, müsste ich ein Gegner dieses Projekts sein. 

Oder lassen Sie mich – gerade weil die Verhältnisse zu unserem nördlichen Nachbarn nicht immer ganz komplikationslos und einfach sind – einen anderen tschechischen Politiker zitieren, den Christdemokraten Cyril Svoboda, der auch Außenminister der Tschechische Republik ist, der gesagt hat, er möchte weder von Ost- noch von Westerweiterung etwas hören, es ist einfach die Heimkehr in die Familie der entwickelten, zivilisierten Staaten. 

Ich glaube, das alles sollten wir in uns aufnehmen und wirklich jedweden Schritt vermeiden, der die unglückselige Spaltung in den Hirnen irgendwie noch in einer anderen Form festschreibt oder tradiert. 

Auch Versuche aus Übersee, meine Damen und Herren, zwischen einem alten müden und einem neuen kriegslüsternen Europa zu unterscheiden, sind zurückzuweisen. Es muss diesem Kontinent gestattet sein, aus der blutigen Geschichte von zwei Weltkriegen, von sieben-, dreißig- und hundertjährigen Kriegen, die wir geführt haben, gelernt zu haben, dass der Krieg kein sonderlich glückhaftes Mittel der Fortsetzung der Politik jemals war oder sein wird. (Beifall bei der ÖVP sowie von Lhptm Dr Michael Häupl und Abg Heinz Hufnagl.) 

Zum Konvent möchte ich mich nicht im Einzelnen äußern. Wir sind dort sehr bunt vertreten. Ich möchte ein Zitat des Herrn Landeshauptmannes aufgreifen, der von der kleinen Welt, in der die große ihre Probe hält, gesprochen hat. In diesem Fall stimmt es vielleicht sogar, dass in unserer kleinen EU-Konvents-Welt die große EU-Konvents-Welt, also in der internen die externe ihre Probe halten kann. 

Meine Damen und Herren! Nun zur Deklaration selbst. Diese hält ausdrücklich fest an der Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten. Ich halte das für besonders betonenswert, und wir können es nicht oft genug und nicht laut genug sagen. Sie hält fest an der Verbesserung der Mitentscheidungsverfahren. Sie haben auch unsere volle Unterstützung für die Stärkung der Rolle der Städte. Städte, Kommunen sind wichtige, sind unverzichtbare Partner – auch schon aus demographischen Gründen, lebt doch bei weitem der Mehrheit der Europäer in ihnen – in der Verwirklichung eines echt vereinten Europas. Daher ist jede Initiative zu fördern, die dem Subsidiaritätsprinzip auf allen Ebenen zum Durchbruch verhilft. 

Ich freue mich – das sei mir durchaus erlaubt –, dass ein grundlegendes Prinzip der Christdemokratie, nämlich die Subsidiarität, völlig unbestritten Eingang in Dokumente findet. Ich erinnere mich an frühere Zeiten im Bundesjugendring, als ein gewisser Josef Cap immer höhnend gesagt hat: Wie heißt das Subserl, das ihr da immer habt? – Also heute ist es bekannt und wird von allen mitgetragen. 

Nicht ganz so freudig, wie Sie sich vorstellen können, stimmen wir jenem Teil der Deklaration zu, der sich mit der Sozialunion befasst. Nicht, weil wir etwas gegen eine Sozialunion hätten, sondern weil in diesem Kapitel, meine Damen und Herren, mehrheitlich die Sorgen und Ängste der Gemeinwirtschaft wiedergegeben werden und zum Teil ein Popanz aufgebaut wird und Ängste geschürt werden – ohne Rücksicht auf die reale Situation. Das erinnert mich ein bisschen an die Unart nach den ersten Jahren des Beitritts, als alle Benefits und Goodies hausgemacht waren, und alles, was grauslich war, ist von diesen Brüssler Bürokraten hereingekommen. Man hat das sehr geschickt gespielt: Wir waren immer die Guten, und die dort waren immer die Bösen, und man hat sie ganz gern auch als Alibi gebraucht. (Lhptm Dr Michael Häupl: Das kennen wir in Österreich auch!) Ja freilich, darum sind wir auch gute Europäer. (Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, eben!)
Meine Damen und Herren! In diesem Kapitel wird alles und jedes als gefährdet erklärt. Wenn man den Wasserhahn aufdreht, wird wahrscheinlich irgendein böser Konzernherr herausträufeln, wenn man die Tramway erklettert, ist der Sitzplatz schon von einem gewissen Shareholder Value weggenommen. Und so ist alle gefährdet: der Zugang zur Naherholung, der Kindergarten, die Sicherheit, der Katastrophenschutz, die Freizeit, die Bildung, die Entsorgung von Müll und Abwasser und so weiter und so fort. Also für den freien Zugang zu den Erholungsflächen bedurfte es nicht der Segnungen des Kommunalsozialismus, das hat schon Kaiser Joseph II. getan, indem er den Prater nicht nur seinesgleichen vorbehalten hat. 

Meine Damen und Herren! Nichts – nichts! – ist unantastbar und tabuisiert in einer modernen Gesellschaft, abgesehen davon, dass einiges von dem zum Mörderbegriff hochstilisierten Kürzel GATS gar nicht berührt ist, abgesehen davon, dass etliches ohne die Einbringung privater Anbieter, ohne die Mitwirkung verschiedenster Organisationen, Vereine und Verbände von der Kommune allein flächendeckend gar nicht mehr geleistet werden könnte. Nehmen Sie zur Kenntnis, dass nur der den Leistungswettbewerb scheuen muss, der nicht wettbewerbsfähig führen kann. Oder sagen wir es ein bisschen deutlicher: Lassen Sie sich nicht selbst ins Bockshorn jagen von ein paar Privilegienstadln, und die sich in den Winkerln der Kommunalmonopolisten eingenistet haben. Der einzige wirkliche Gegner – das hat einmal ein Vertreter bei einer gemeinwirtschaftlichen internationalen Konferenz gesagt – der öffentlichen Daseinsvorsorge ist die Gemeinwirtschaft selbst oder – sagen wir es noch konkreter – sind ihre reflexartigen und dabei trotzdem unreflektierten Verteidiger.

Das einzige Ziel, meine Damen und Herren, das wir anerkennen, das alleinige Ziel, das wir anerkennen, ist die bestmögliche Versorgung der Bürger und sonst gar nichts! Wer immer sie auch leistet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Darum habe ich mich ein bisschen ärgern dürfen, dass ganze drei Seiten unserer Deklaration für die Pflichtübung für die Parteilinke bereitgestellt wurden, während den Hausaufgaben gerade die Hälfte davon vorbehalten war. Dabei umfasst diese Preparity-Studie 24 Seiten der Auswirkungen für Wien, und sie enthält drei Seiten Hausaufgaben, die wir auch noch zu leisten haben, Empfehlungen, was wir leisten könnten. Es ist mir nun schon klar, dass bei einem nach außen gerichteten Dokument keiner hineinschreibt, was er selber schon alles hätte tun können oder tun sollen, zumindest nicht in großer Ausführlichkeit, ich glaube aber doch, dass es eine etwas geglücktere Gewichtung der beiden Kapitel geben hätte können, als es tatsächlich der Fall ist. 

Jedenfalls ist – und darauf können wir stolz sein – seit 1967, als die letzte Europadeklaration verabschiedet wurde, einiges geschehen, und Sie werden einsehen, dass ich vor allem meiner Stadträte dabei gedenke. Ich darf an Peter Marboe erinnern, der die bisher einzige Konferenz aller Kulturverantwortlichen aller europäischen Großstädte eingeladen hat, ich darf daran erinnern, dass Bernhard Görg bei der Städtekooperation nicht nur an Bratislava, sondern auch an Brünn gedacht hat, was mir jetzt ein wenig vernachlässig vorkommt, um das sehr sanft auszudrücken. Es wurde nicht angeknüpft. 

Und noch etwas ist wichtig, meine Damen und Herren. Wir sollten nicht in der Arroganz des Hauptstadtdenkens verharren. Prag und Budapest bemühen sich ununterbrochen in einer anderen Liga zu spielen, und zum Teil haben sie den Eingang in Berlin und London und Paris schon gefunden. Für die Mittelstädte – und das sind nach österreichischen Begriffen ohnehin schon riesige Großstädte, denn was bei uns eine Mittelstadt ist, ist mancherorts eine Marktgemeinde – in Europa sind wir immer noch das goldene Tor zum Westen. Die setzen sich wirklich in einen Bus und fahren 20 Stunden, um hier dann auszusteigen und dieses Wien, das ihnen ein tradierter Begriff ist und immer war, dieses Wien, das in Köpfen und Herzen sozusagen auch den Kommunismus überdauert hat, voll aufzunehmen.

Daher würde ich mich freuen, wenn auch von anderen Parteien – den Sozialdemokraten brauche ich es nicht zu sagen, sie sind international ziemlich rührig – Kontakte zu ähnlich gelagerten Gruppierungen in diesen Städten der Region und darüber hinaus geknüpft werden könnten. 

Mein Klub, der Klub der Volkspartei, wird Anfang Mai eine zweitägige Konferenz in Bratislava abhalten. Der Kollege Walter Strobl leitet heuer wieder eine bildungspolitische Europakonferenz, die nahezu alle zwei Jahre in Wien stattfindet und bei der Träger dieser Bildungseinrichtungen aus allen Beitrittswerberländern, auch aus jenen, die erst 2007 oder 2010 dazustoßen werden, in Wien anwesend sind.

Seien wir also nicht zaghaft und warten wir nicht, bis wir geholt werden, um dann gnadenspendend – und dazu neigen wir auch, Herr Landeshauptmann – ein paar Weisheiten als Know-how herunterbröseln zu lassen, weil wir als ehemalige Hausherren Europas doch immer sehr gefragt sind. Gehen wir aktiv auf die neuen Partner zu! Hören wir ihnen genau und ohne Überheblichkeit zu! Wir werden schauen, denn wir können auch von ihnen eine Menge lernen, Vergessenes lernen und von Neuem profitieren.

Was das Kapitel Arbeitsmarktpolitik betrifft, glaube ich – und da meine ich, dass wir, wenn es auch nicht offen gesagt wird, doch in einigem übereinstimmen –, wird es nicht genügen, sich auf die entsprechenden vorhandenen Einrichtungen zu verlassen. Die Medienberichterstattung hat dem AMS in den letzten Wochen kein sonderlich positives Zeugnis ausgestellt, und was die Recherche beim WAFF betrifft, bietet dieser auch keinen Grund zur satten Selbstzufriedenheit. 

Es gibt zwar bezüglich der Migration keine seriösen Schätzungen – es gibt 42 an der Zahl und genauso viele Ergebnisse –, und die Schwankungsbreite der Zahl der Migranten reicht von 41 000 bis zu 680 000, also kann man sich ungefähr vorstellen, was von diesen Studien zu halten ist, aber eines haben sie übereinstimmend: 77 Prozent der Migranten werden nach Deutschland und Österreich kommen und von denen, die nach Österreich kommen, bei weitem die Mehrheit nach Wien. Nun sind diese grundsätzlich besser ausgebildet als die bisherigen, sie sind zum Teil technisch spezialisiert, es wird aber dennoch Probleme am Arbeitsmarkt und Verdrängungsprobleme geben.

Ich wiederhole daher: Mit dem herkömmlichen Instrumentarium werden diese Probleme nicht bewältigt werden können. Ein Zurücklehnen und ein Abwarten ist kein Erfolgsrezept. Wir sollten auch nicht so viel Hoffnungen – auch eine österreichische Leidenschaft – in Defensivstrategien setzen. Defensivstrategien greifen nur dort, wo nach EU-Rechtsbestand echte Wettbewerbsverzerrungen vorliegen. 

Was wir wirklich vorbehaltlos, fast begeistert begrüßen – auch wenn man mit der Begeisterung in der Politik vorsichtig sein soll –, ist das Kulturkapitel. Nicht nur deshalb, weil wir es 1967 selbst noch mühsam haben hineinreklamieren müssen, auch nicht deshalb, weil wir uns letztlich über die Diktion nicht einigen konnten, ob die Kultur Europa eine Seele verleiht, aber gerade in Zusammenhang mit Kultur und Europa wird klar, dass es andere Dimensionen als wirtschaftliche, monetäre und vielleicht auch sicherheitspolitische gibt und dass sie spürbar werden.

Meine Damen und Herren! "Kultur ist abhängig vom Gedächtnis und von der Tradition." – Das stammt nicht von mir, aber wenn ich einmal Erhard Busek zitiere, dann muss es einen besonderen Grund haben, und ich möchte Ihnen dieses Zitat auch nicht ersparen: 

"Kultur ist abhängig vom Gedächtnis und der Tradition. Eine Bildungspolitik der jüngsten Vergangenheit" – es geht hier um ein SPD-regiertes deutsches Bundesland – "meinte, nur vermitteln zu müssen, wie man technisch mit dem Wissen umgeht, wo man nachschlagen muss. Wer aber die Zusammenhänge nicht kennt, kann auch mit einem Lexikon, einer Bibliothek oder mit Internet nichts anfangen. Wenn wir in die Zukunft gehen wollen, müssen wir wissen, woher wir kommen.

Offensichtlich ist der Mangel am heutigen Bildungssystem die Ursache dafür, dass so viele Menschen die Museen aufsuchen." – Was auch nicht schlecht ist – "Es ist die Suche nach der eigenen Geschichte, wohl auch die Angst vor der Zerstörung des kulturellen Gutes, die angesichts der technischen Möglichkeiten unserer Zeit jederzeit geschehen kann." – Und wir wissen, was gerade im Irak auf diesem Gebiet passiert ist. 

Nach diesem Zitat komme ich wieder auf Hannes Prochaska zurück. Umso mehr freut uns aber auch, dass letztendlich die Kompromissformel von der geistig-spirituellen Tradition gefunden werden konnte, die geistig-spirituelle Tradition Europas als Begründung eines Wertekanons, meine Damen und Herren, ist doch die gesamte europäische Philosophie eine Verbindung von griechisch-hellenistischen und von biblischen, sprich jüdisch-christlichen Welt- und Wertvorstellungen.

Warum auch hätten wir auf diesen Minimalkonsens verzichten sollen, wenn doch selbst der Entwurf zur vorläufigen Europäischen Verfassung noch viel deutlicher sagt: "In dem Bewusstsein ihres geistigen, religiösen und sittlichen Erbes gründet sich die Union auf die unteilbaren und universellen Werte der Würde des Menschen, der Freiheit, der Gleichheit und der Solidarität."

Alles in allem, meine Damen und Herren, können wir diesen Vier-Parteien-Kompromiss – und ich freue mich auch, dass es heute ein Vier-Parteien-Kompromiss ist; ich muss mich wie der Herr Bürgermeister neben allen Partnern in der Verhandlung besonders beim Kollegen Ebinger bedanken, der wirklich konstruktiv mitgearbeitet hat und dem ich gelegentlich Unrecht getan habe (Lhptm Dr Michael Häupl: Ach, lieb! Was Europa alles bewirkt!), das kann man sagen – guten Gewissens mittragen, hat doch der lange Weg der Entstehung ebenfalls das Motto von der Einheit in der Vielfalt widergespiegelt. 

Wenn es nun auch gelingt, meine Damen und Herren, all die Punkte darin, die keine Realisierungsbestätigung darstellen, sondern eine noch zu nutzende Potenti-
alanalyse sind, rasch aufzugreifen, bleibt auch nicht der Beigeschmack des bloß deklamatorischen Charakters. Ich kann Ihnen versichern, dass die ÖVP als die Europapartei von der ersten Stunde an den Mut dazu hat. (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der FPÖ.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr Abg Mag Ebinger.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister!

Ich bin jetzt ein bisserl verwirrt durch dieses übergroße Lob vom Herrn Kollegen Prochaska. (Lhptm Dr Michael Häupl: Das sind wir alle!) Jetzt wollte ich zuerst gerade auf seine langjährige Tätigkeit eingehen, nachdem er schon bei Europadeklarationen 1967 dabei war, aber ich werde das unterlassen. (Abg Mag Hilmar Kabas: Das war peinlich!) Ja.

Lassen Sie mich auch ein paar Worte zu der nunmehr vorliegenden Vier-Parteien-Einigung zur Europadeklaration sagen. Wir haben das in doch einigen Sitzungen lange und ausführlich diskutiert. Diese Deklaration gliedert sich in verschiedene Kapitel. Am Anfang steht jenes der demokratischen, partizipartorischen Europäischen Union, worin wir feststellen, dass im Sinne des Weißbuches "Europäisches Regieren" Landtage und lokale Institutionen durchaus eine wichtige Rolle im Dialog einnehmen sollen, worin wir feststellen – das hat Kollege Prochaska auch schon gesagt, und das ist auch für uns sehr wichtig –, dass es die Gleichberechtigung der Mitgliedstaaten geben muss, damit nicht große Mitgliedstaaten über die kleinen hinweg herrschen können, wobei wir dieses im Völkerrecht wurzelnde Prinzip ausdrücklich anführen. 

Weiters sehr wichtig für uns ist jener Absatz, in dem es heißt: "Wesentliches Element der künftigen Europäischen Verfassung muss eine klare, nachvollziehbare und sachgerechte Aufteilung der Aufgaben und Kompetenzen zwischen der Union und den Mitgliedstaaten sein. Für Unionsbürger und Unionsbürgerinnen muss klar erkennbar sein, welche Ebene wofür zuständig ist und wer wofür die politische Verantwortung trägt." – Das fällt unter den Begriff Subsidiarität und ist auch von uns ein sehr gewünschtes Prinzip.

Gleichfalls sprechen wir uns auch für die Aufwertung des Ausschusses der Regionen aus. Das ist auch im Regierungsprogramm zu finden.

Das Kapitel "Schaffung einer Europäischen Sozialunion" – das hat Frau Kollegin Vana ihrerseits schon als zentrales Kapitel herausgestrichen – ist, glaube ich, von der Sorge getragen, dass es im Rahmen von GATS hinsichtlich der Daseinsvorsorge quasi – vereinfacht gesagt – generelle Privatisierungen und Liberalisierungen geben soll, wobei darüber, was liberalisiert wird – also etwa Wasser, Kanalisation, Müll und so weiter – nicht hier bei uns entschieden werden soll, sondern von Brüssel aus entschieden werden soll.

Unser Standpunkt dazu findet sich auch in diesem Papier wieder. Wir sind sehr wohl für Liberalisierungen, aber nicht um jeden Preis und nicht in jedem Bereich, und wir sind durchaus der Meinung, dass dieser eine Satz richtig ist, worin es heißt: "Wien fordert weiteres, dass auch weiterhin alle Bürgerinnen und Bürger den gleichen Zugang zu den Dienstleistungen der Daseinsvorsorge unabhängig vom Einkommen haben." 

Gleichzeitig kann ich mich aber daran erinnern, dass wir einmal vor ein, zwei Jahren im Rahmen einer Mitteilung von Ihnen über die Daseinsvorsorge diskutiert haben, und da hat, glaube ich, Kollege Hufnagl gesagt, wir haben das immer so gemacht, und das machen wir immer so. Da brauchen wir niemanden dazu. Ich habe das so dunkel in Erinnerung. (Abg Heinz Hufnagl: Das ist nicht meine Diktion!) Ungefähr so. Das könnte schon stimmen. 

Das hat mich, gemeinsam mit der ÖVP, dazu bewogen, danach zu trachten, dass dieses "Das haben wir immer schon so gemacht" nicht dasjenige ist, was hier allein drinnen steht. Wir haben dann auch gemeinsam auf Grund eines Vorschlages des Herrn Kollegen Schieder, glaube ich, diese Sätze hereingebracht: "Wien erachtet es als permanente Aufgabe, kommunale Dienstleistungen effizienter und flexibler zu gestalten und dort, wo es notwendig ist, die Organisationen besser an die gesellschaftlichen Gegebenheiten und die Interessen der Konsumentinnen und Konsumenten anzupassen sowie neue Modelle der Public-Private-Partnership" – das darf ich jetzt öffentlich als Einbringungen des Herrn Prochaska hier deklarieren – "und des New Public Managements einzubeziehen." 

Das ist für uns sehr wichtig, denn als Beamter muss ich Ihnen sagen, dass wir alle diesem Prozess unterliegen, dass wir ständig evaluieren müssen und uns ständig fragen müssen, ob das, was wir tun, wirklich im bestmöglichen Interesse der Konsumenten beziehungsweise der Bürgerinnen und Bürger ist. 

Im Kapitel "Wien nützt die Chancen der Erweiterung" wird darauf hingewiesen, dass Wien durch die bevorstehende Integration der neuen Mitgliedstaaten eine Neupositionierung erfahren hat und dass wir auf Grund unserer geopolitischen Lage bei allen Gefahren – das wird auch im Kapitel Arbeitsmarkt besprochen – durchaus auch Chancen haben, weil wir im Zentrum eines zukünftigen Binnenmarktes stehen und eine Schnittstelle zwischen "alten" und "neuen" – wenn man das so sagen darf – Mitgliedstaaten innehaben werden. 

Der Herr Bürgermeister hat zuerst von der Europaregion im Vierländereck Tschechien, Slowakei, Ungarn und Österreich gesprochen. Ich erwähne es nur jetzt hier, weil ich anschließend noch kurz ein paar Wort zu unserem Walprogramm sagen werde.

Auch der Ausbau von grenzüberschreitenden Partnerschaften ist etwas, was die FPÖ durchaus begrüßt. In diesem Zusammenhang möchte ich schon auch darauf hinweisen, dass auch die Freiheitliche Partei Wien sehr wohl Kontakte zu allen Beitrittskandidatenländern hat und dass wir auch schon vor einigen Jahren eine Klubklausur als Wiener FPÖ-Klub in Brünn abgehalten haben.

Zum Kapitel "Wirtschaftszentrum in einer starken Region" geht es um ähnliche Dinge. Die ökonomischen Stärken Wiens müssen besser nach außen getragen werden, weiterentwickelt werden. Wir müssen die Chancen, die sich aus der unmittelbaren Nachbarschaft bieten, besser nutzen. 

Es wird auch klar gesagt, dass durch die Ostöffnung und durch den EU-Beitritt Österreichs 1995 Teile der Industrie einem starken Konkurrenzdruck ausgesetzt wurden, dass das für andere Teile wieder einen Boom bedeutet hat. Auf diese neuen Herausforderungen – das ist klar – muss man innovativ reagieren. Wir stellen hier fest, dass die Innovationskraft der Wiener Unternehmen gestärkt werden soll durch eine Forschungs- und Technologieoffensive, Biotech Clusters, "Creative Idustries". 

Wichtig ist – und das ist in diesem Zusammenhang ebenfalls eine besondere Forderung unsererseits –, dass man auch darauf hinweist, dass man aktiv an Unternehmensgründungen herangehen soll. Hier ist Wien meines Wissens seit dem letzten Jahr gemeinsam mit dem Bund tätig und hat Unternehmensgründungen massiv gefördert und gleichzeitig mit dem Wiener Wirtschaftförderungsfonds eine Internationalisierungsoffensive gestartet, um Leuten in Kleinunternehmen die Exportwirtschaft nahe zu legen. 

Im Kapitel "engagierte Arbeitsmarktpolitik" wird durchaus auch klar festgestellt, dass es durch die geopolitisch exponierte Lage Wiens zu einer zusätzlichen Zuwanderung kommen wird. Wir sind eben vom zukünftigen Beitrittsstaaten umgeben, deren Lohnniveau durchaus noch nicht mit unserem vergleichbar ist, und deswegen ist es irgendwie naheliegend, dass das so sein wird. Es wird hier auch klar gesagt, dass es zu einer Zuwanderung und zu einem Anstieg der Zahl der Pendlerinnen und Pendler kommen wird. Es wird außerdem klar gesagt, dass die Möglichkeiten einer qualifikationsorientierten Steuerung der Zuwanderung zu nutzen sind und Verdrängungsprozesse von unqualifizierten Inländern aus dem Arbeitsmarkt zu reduzieren sind, und zwar durch verstärkte Firmenkontrollen, durch Eindämmung der illegalen Arbeitsmigration, durch Qualifikationsmaßnahmen, durch Ausbildungsmaßnahmen, insbesondere im Sprachenbereich. 

Darüber hinaus – alles anzuführen, würde zu weit führen – spricht das Papier über die Verkehrsinfrastruktur, zum Beispiel über die "Magistrale für Europa" von Paris bis Budapest. Das Papier spricht über die nachhaltige Stadtentwicklung. In diesem Zusammenhang bekennen wir uns hier ausdrücklich zum Kyoto-Protokoll. 

Besonders wichtig ist für uns folgender Absatz: "Wien engagiert sich auch weiterhin für das Ziel eine atomkraftwerksfreien Europa und bekräftigt einmal mehr den Landtagsbeschluss vom 29. März 1996 über die Initiative Österreichs zur Schaffung einer Koalition atomkraftwerk- und kernwaffenfreier Staaten. 

Weiters wichtig ist uns der Satz: "Wien unterstützt alle Bemühungen zur Stilllegung grenznaher AKWs." Damit ist für uns in erster Linie natürlich Temelin gemeint, aber klarerweise nicht nur. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen – das hat Präsident Václav Klaus auch bestätigt –, dass Österreich und Tschechien weiterhin an der Umsetzung des Melker-Abkommens arbeiten werden. Es war auch nicht – das möchte ich auch klar sagen – die Schuld der Tschechischen Republik, dass das nicht in den Beitrittsvertrag aufgenommen wurde, sondern das lag am Widerstand anderer Mitgliedstaaten. Es ist lediglich zu einem Hinweis gekommen, dass die EU das befürwortet. 

Im Kapitel "Europäische Regionalpolitik" wird über urban und INTERREG gesprochen. 

Ein für mich wichtiges Kapitel ist "Treffpunkt der Kulturen", wo der schöne Satz geprägt wurde: "Der Reichtum Europas ist seiner kulturelle Vielfalt und seine Vielsprachigkeit. Bei aller Notwendigkeit eines klaren Bekenntnisses zur nationalen Identität in einem 'geeinten' Europa ist die integrative Kraft der Kultur anzuerkennen. Die kulturelle Vielfalt ist der Reichtum Europas."

Hier haben wir auch einen Satz hineinreklamiert, der sich von uns aus gesehen in erster Linie auf die Vertreibung und Ermordung der Sudetendeutschen bezieht – es steht jetzt nicht ausdrücklich so drinnen, und ich werde später noch darauf zurückkommen –: "In diesem Sinne trägt Wien dazu bei, begangenes und erlittenes Unrecht aufzuarbeiten und gemeinsam mit allen Beteiligten die Basis für ein friedliches Miteinander zu schaffen."

Die Resolution schließt mit "Wien im Dialog mit seinen Bürgerinnen und Bürgern". Darin finde ich auch einen zentralen Satz: "Die Integration Europas ist nur erfolgreich, wenn sie mit den Menschen und nicht gegen den Menschen erfolgt. Bürgernähe und Transparenz sind nur dann erreichbar, wenn die Bürger und Bürgerinnen über aktuelle Entwicklungen, über politische Vorhaben informiert werden."

Weiters heißt es: "Wien ist eine europäische Stadt. Wien nimmt aktiv an den europäischen Diskussionen teil, bezieht Stellung und möchte die Zukunft Europas mitgestalten." – Soweit zur Deklaration.

Erlauben Sie mir noch ein paar Worte zu der Position der Freiheitlichen Partei Wiens zu sagen. Ich könnte es mir jetzt natürlich ganz leicht machen und sagen, wir haben das Regierungsübereinkommen, und laut diesem Regierungsübereinkommen ist es überhaupt kein Problem, man kann dieser Europadeklaration einfach so zustimmen, das ist alles im Sinne des Regierungsüber-
einkommens. So leicht mache ich es mir aber nicht, sondern ich nehme das Wahlprogramm her, das wir anlässlich der Landtagswahl 2001 erstellt haben. Da möchte ich schon darauf hinweisen, dass es kein so großer Sprung für uns ist, jetzt zuzustimmen, weil die FPÖ niemals eine europafeindliche, sondern immer nur eine europakritische Partei war. Demokratiepolitisch ist es durchaus wichtig, dass es europakritische Parteien gibt, denn wenn jeder immer mit Hurra und ohne Wenn und Aber dabei ist, dann kann das auch zu schlechten Folgen führen. 

Nehmen wir beim Beitritt zum Beispiel die schlecht verhandelte Getränkesteuer. Das haben wir alle in Österreich büßen müssen. Oder nehmen wir das Beispiel Euro. Es ist ja nicht zu bestreiten, dass der Euro eine wichtige Funktion in einem großen Markt hat und eine Weltleitwährung sein könnte, wenn es tatsächlich auch einmal ein politisch einiges, nach außen einiges Europa gibt. Er hat auch jetzt schon eine gewisse wichtige Position in der Welt, aber darüber hinaus ist auch nicht zu leugnen, dass es anlässlich der Einführung des Euros, der Übernahme des Euros überall zu massiven Teuerungen gekommen ist, was nicht übersehbar und auch nicht verhinderbar war. Und darauf haben wir hingewiesen. Ich bin froh, dass wir darauf hingewiesen haben, obwohl gegen uns getrommelt wurde. Bis hin zu Bankangestellten wurden die Leute eingesetzt, um zu sagen, dass alles nicht so sein wird. Es war aber dann doch so. 

Ebenso ist es bei der Erweiterung. Ich möchte in diesem Zusammenhang noch kurz vorlesen, was in unserem Wahlprogramm für 2001 steht. "Seit der 1989 erfolgten Öffnung der Grenzen zu den ehemaligen 'Ostblockstaaten' und der erstmals realen Möglichkeit eines geeinten Europas hat der europäische Integrationsprozess stark an Dynamik gewonnen. Wien als Bundeshauptstadt muss sich deshalb heute mehr denn je den Herausforderungen eines näher zusammenwachsenden Europas stellen, um seine über Jahrhunderte innegehabte Stellung als kulturelles und wirtschaftliches Zentrum Europas und der Welt wieder zu erlangen. Durch seine geopolitische Nähe, aber auch durch seine historisch gewachsenen Verbindungen zu den benachbarten Beitrittsländern ist Wien vom Erweiterungsprozess besonders betroffen. 

Europaregion. – In einem rund um Wien von Brünn bis über Pressburg, Budapest und Graz bis Linz reichenden Wirtschaftraum sollten die zukünftigen Anforderungen von Wien aus federführend erfüllt werden. Wien sollte in dem Zusammenhang eine vermehrte internationale Vermarktung des Standortes als Sprungbrett der Wirtschaft in den Osten betreiben und quasi ein mitteleuropäisches Dienstleistungszentrum, wirtschaftliche Drehscheibe für den Osten" – entschuldigen Sie das Wort "Osten", ich lese ja nur vor –, "ein Außenposten der EU für den Aufbau und die Integration der mittel- und osteuropäischen Länder. Diese historische Chance gilt es zu ergreifen."

Das haben wir 2001 geschrieben, aber wir haben gleichzeitig auf die Schwierigkeiten hingewiesen, die es gibt: auf die Lohnniveaus, die massiv unterschiedlich sind, auf die Arbeitslosigkeit, die viel höher ist als in Österreich, auf den zu erwartenden Migrationsdruck und das Pendlerwesen, auf die Umwelt- und Kernenergiesektoren, auf die Landwirtschaft. 

Ich möchte auch daran erinnern, dass der Herr Europaparlamentsabgeordnete Martin gegen den Beitritt Polens gestimmt hat; wahrscheinlich nicht zuletzt deswegen, weil dort, neben der jetzt herrschenden Arbeitslosigkeit, ein massiver Anteil der Bevölkerung in der Landwirtschaft tätig ist und das ein ungelöster Bereich ist. 

Verkehr, Verwaltungskapazität, alle diese Probleme haben wir aufgezeigt und sind dann zu gewissen Schlussfolgerungen gekommen, die auch heute noch stehen bleiben können, bis auf die Schlussfolgerung der Volksabstimmung, die ist, wie man so schön sagt, materiell derogiert, das heißt, die hat sich durch den Zeitablauf erledigt. 

Wenn ich jetzt Herrn Prochaska sprechen höre von der – und dem kann ich durchaus zustimmen – "Heimkehr zu den entwickelten, zivilisierten Staaten", dann tut es mir schon ein bisschen weh, wenn wir über die Beneš-Dekrete reden und uns vor Augen führen, dass vom vorherigen Rat in Kopenhagen durchaus Kriterien erstellt wurden, die die zukünftigen Mitgliedstaaten erfüllen müssen, wenn sie der EU beitreten wollen. Man fordert das ja jetzt auch von der Türkei. 2004 wird man sich genau anschauen, wie es mit den Menschenrechten dort steht, und wenn ja, wenn das alles positiv ist, wird man laut EU aktive Beitrittsverhandlungen beginnen. 

Daher muss ich schon noch ein Wort zur Frage der Sudetendeutschen sagen. Das ist für uns keine Kleinigkeit, nicht irgendetwas, das man ad acta legen kann. Da geht es schlicht und einfach um die Vertreibung von 2,7 Millionen Menschen und die Ermordung von 300 000 Menschen. Das ist für uns schlicht und einfach Völkermord, und da erhoffen wir uns schon noch weitere, detaillierter und eingehendere Äußerungen als das, was der Herr Präsident Václav Klaus gestern in Wien gesagt hat. Unsere Hoffnungen reichen natürlich bis hin zur Reparationszahlungen. 

Nichtsdestoweniger findet sich über diese Punkte in der Deklaration eben ein Kompromiss wieder, und deswegen werden wir sie mittragen. 

Abschließend möchte ich noch generell sagen, dass wir uns freuen, dass man der Vision eines geeinten Europas einen Schritt näher kommt. Trotz aller Probleme, die die EU hat – ich denke jetzt nur an die offensichtlichen außenpolitischen Probleme, sichtbar geworden am Irak-Krieg –, trotz all der internen Probleme und der kritischen Dinge, die wir auch weiterhin kritisch beleuchten werden, befürworten wir diese Vision eines geeinten Europas. 

Gleichzeitig freue ich mich, dass es nach langen Diskussionen in, ich glaube, fünf oder sechs Sitzungen und nach durchaus sehr kontroversiellen Verhandlungen dem Redaktionsteam gelungen ist, ein einstimmiges Papier zu erstellen, eben einen Kompromiss, einen kleinsten gemeinsamen Nenner, aber einen positiven Kompromiss zu erzielen. Somit ist das meines Erachtens – 1994 haben wir zwar auch zugestimmt, aber nicht dem Maßnahmenkatalog – der erste Kompromiss seit 1994 über Themen der EU. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Als nächster Redner ist Herr Abg Mag Schieder gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Werte Damen und Herren!

Letzte Woche, am 16. April, ist in Athen feierlich die Beitrittsakte von den Staaten der Europäischen Union unterzeichnet worden. Es finden in den Beitrittswerberstaaten seit April bis in den Herbst laufend die Referenden zum Beitritt zur Europäischen Union statt. Ungarn hat sein Referendum schon extrem positiv hinter sich gebracht.

Der Konvent befindet sich nun in seiner Schlussphase, und für Juni 2003 ist sein Schlussbericht angesetzt. Das heißt, große Dynamik und wichtige Entscheidungen von extrem weitreichender Bedeutung für die Zukunft Europas stehen zur Zeit an. Es sind Entscheidungen nicht nur für die Europäische Union und die Mitgliedstaaten, die alten und die neuen, sondern es sind vor allem auch Entscheidungen für die Menschen, die in Europa leben. 

Gerade in diesem Zusammenhang ist es besonders wichtig, dass es auch eine Positionierung Wiens gibt, und zwar deshalb, weil diese Veränderungen, die gerade in dieser großen Dynamik in Europa stattfinden, nicht Veränderungen und Dynamiken sind, die in Brüssel passieren und mit uns nichts zu tun haben, sondern weil sie auch mit unserem Leben hier zu tun haben. Sie finden eben nicht nur im fernen Brüssel statt, sondern greifen auch mitten hier in das Leben von Wien ein. 

Immens wichtig ist gleichzeitig auch die Beantwortung der Frage betreffend die zukünftige Rolle der Städte in der Europäischen Union. Es ist von den Vorrednerinnen und Vorrednern ja auch ausgeführt worden, dass gerade die Städte hier eine eminent wichtige Aufgabe zu erfüllen haben. Daher möchte ich das kurz zusammenfassen und fragen: Was sind nach der Europadeklaration und auch nach unserer Ansicht die wichtigen Eckpunkte für eine zukünftige Europäische Verfassung? 

Da geht es vor allem um die Stärkung des demokratischen und parlamentarischen Prinzips. Es muss Schluss gemacht werden mit der Schieflage in Europa, dass die Staaten Europas ein parlamentarisches System haben, dass alle Staaten Europas funktionierende parlamentarische Demokratien darstellen, die Europäische Union selber in ihrer Konstruktion jedoch noch nicht so weit gegangen ist. Daher ist hier eben die Stärkung des parlamentarischen Prinzips vorzunehmen. Das sollte bis hin zu einem Initiativrecht des Europäischen Parlaments reichen, und auch durch die Wahl eines Kommissionspräsidenten durch das Europäische Parlament wäre zum Beispiel die Stärkung des parlamentarischen Prinzips vorzunehmen. 

Gleichzeitig ist die Rolle der Städte in Europa zu definieren. In zahlreichen Städtevereinigungen, in Eurocities, in der UCUE und im Rat der Regionen und Gemeinden Europas gab es zahlreiche Initiativen, die ähnliche Positionen festgeschrieben haben, wie es Wien heute tut und wie es Wien auch 1997 getan hat, und es gibt zahlreiche Initiativen, die auch dort massiv von Wien und von Wiener Vertretern eingebracht und implementiert wurden. 

Hier geht es um die Verankerung der lokalen Selbstverwaltung, hier geht es um die Einrichtung einer Task force für städtische Angelegenheiten innerhalb der Europäischen Union. Ob das im Rahmen eines Städtekommissars oder eben in einer Task force ist, ist nicht die vorrangige Frage. Die wichtige Frage ist, dass ihr in der europäischen Städtepolitik jener Platz eingeräumt wird, dessen sie bedarf und den sie braucht, denn bis heute ist Regionalpolitik der Übermantel und die Städte werden darunter sehr oft vergessen.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist das Klagsrecht in Fragen der Subsidiarität für den Ausschuss der Regionen und mitunter auch für die Regionen mit gesetzgebender Befugnis, womit auch für Wien eben ein Klagsrecht beim Europäischen Gerichtshof entstehen würde. Das Klagsrecht für den Ausschuss der Regionen ist ja auch schon im Entwurf für den europäischen Verfassungsvertrag von Giscard d'Estaing durchaus so vorgesehen. Hier ist anzumerken, dass es insofern auch eine glückliche Fügung ist, dass der Präsident des Konvents ein Bürgermeister und ein europäischer Städtepolitiker ist und somit natürlich auch städtische Positionen auf nicht gänzlich taube Ohren bei ihm stoßen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Des Weiteren geht es auch generell um eine klare und nachvollziehbare Kompetenzverteilung innerhalb der Europäischen Union, denn es muss dem europäischen Bürger auch klar sein, welche politische und administrative Entscheidungsebene für welche Entscheidungen verantwortlich ist, damit eben Schluss ist mit diesen Nebelvarianten, dass ein Finanzminister beim ECOFIN eine Maßnahme beschließt, in Wien, in Schwechat, aus dem Flugzeug aussteigt und sagt, die Europäische Union hat uns hier wieder eine Last auferlegt, damit klar ist, welche Entscheidung wo von wem getroffen wird.

Eine vertiefte und erweiterte Union kann eben nur erfolgreich sein, wenn das europäische Sozialmodell gestärkt wird. Das ist heute auch schon ausreichend dargelegt worden. Wichtig zu betonen ist hier allerdings auch die Chancengleichheit und der soziale Dialog – ein Weg, der in Österreich in Form der Sozialpartnerschaft gegangen wird, den es aber auch in anderen Ausbildungen innerhalb der Europäischen Union gibt, ein Weg, der eben Europa zu diesem Erfolgsmodell gemacht hat, das es ist, dass nämlich wirtschaftliches Wachstum und wirtschaftliche Weiterentwicklung nicht einseitig vor sich gehen, sondern dass eine möglichst gleichmäßige Verteilung der Früchte dieses Wachstums auf alle gesellschaftlichen Schichten erfolgt. Hiezu gehören eben soziale Mindeststandards, hiezu gehört der Eckpfeiler Vollbeschäftigung, der auch in der Europäischen Verfassung zu verankern sein wird. Und hier geht es auch um den Erhalt der Leistungen der Daseinsvorsorge und vor allem darum, dass die Städte selbst bestimmen können, in welcher Art und Weise sie diese Daseinsvorsorge organisieren.

Es ist wichtig, das gerade jetzt zu betonen, um einer einseitigen Wettbewerbsorientierung, wie es zurzeit in der Europäischen Union der Fall ist, dass auch Leistungen der Daseinsvorsorge einem Wettbewerbsregime unterzogen werden sollen, hinkünftig eine Absage zu erteilen, denn Leistungen der Daseinsvorsorge sind ja Leistungen, die eben nicht auf Profit und Gewinn orientiert sind, sondern auf das Allgemeinwohl und hiermit auch eine andere Aufgabenstellung haben. Ich bin sehr glücklich, dass es in diesem Zusammenhang ja auch eine schriftliche Initiative dreier Staats- und Regierungschefs gibt, nämlich von Chirac, Tony Blair und Gerhard Schröder, die in einem Brief an den Gipfel geschrieben haben, dass es nicht angehen kann, dass eine einseitige Wettbewerbsorientierung für die Leistungen der Daseinsvorsorge erfolgt.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist Wien und die Erweiterung, die so genannte Osterweiterung. Hier ist nicht nur eine sprachliche Auseinandersetzung mit dem Begriff, sondern vor allem eine geographische, die nicht eine Spitzfindigkeit ist, sondern die ganz klar darlegt, worum es wirklich geht. Aus der Sicht Wiens ist es keine Osterweiterung, denn Prag liegt nordwestlich von Wien, Laibach liegt südwestlich von Wien. Es ist hiermit eine Erweiterung, die Wien ins Zentrum Europas führt. Es wird dargelegt, dass Wien bereits jetzt Teil dieses Zentrums ist. Und das beschreibt sehr gut die Chancen und die Positionierungen, die sich daraus für Wien ergeben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir wissen, seit dem Fall des Eisernen Vorhangs 1989 haben sich für Wien große Vorteile aus dieser dynamischen Region ergeben. Ein Beispiel sei hier nur erwähnt: Der Warenexport nach den mittel- und osteuropäischen Staaten hat inzwischen den gleichen Anteil wie der Export nach Deutschland, das ja unser Haupthandelspartner ist. Beide betragen ungefähr ein Viertel des Warenexportes Wiens ins Ausland. Und hieran sieht man schon, wie stark die wirtschaftlichen Verflechtungen sind und worin auch die Chancen für die Stadt bestehen.

Es ist aber auch nicht zu verleugnen, dass es Chancen sind, die es zu nützen gilt, die es heute zu nützen gilt und deren Nutzung auch schon vorher vorbereitet gehört. Deswegen hat Wien schon vor einigen Jahren die Preparity-Studie gemeinsam mit anderen Regionen und mit Wirtschaftsforschungsinstituten erstellen lassen, um hier zu erarbeiten, welche Maßnahmen in welchen Bereichen zu treffen sind. 

Im Rahmen des Arbeitsmarktservices und des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds, der ja auch schon der Territoriale Beschäftigungspakt Wiens ist, werden Maßnahmen gesetzt, die den Wiener Arbeitsmarkt und die Wiener ArbeitnehmerInnen optimal vorbereiten sollen auf die Prozesse, die durch die Erweiterung in Gang gesetzt werden. 

Es gehören aber natürlich auch dazu – und das kann auch nicht verleugnet werden –, effiziente und wirksame Maßnahmen gegen Schwarzarbeit und Umgehung zu setzen. Das sind aber Maßnahmen, die nicht im direkten Zusammenhang mit der Erweiterung stehen, sondern die heute auch schon zu setzen sind. Wenn ich daran denke, was im Frächtergewerbe heute schon für Umgehungen zum Beispiel und Unterfahrungen der Sozialstandards stattfinden, so ist das nicht eine Frage der Erweiterung, sondern hier muss eine verantwortliche Behörde, eine verantwortliche Bundesregierung auch heute schon aktiv werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds hat gemeinsam mit der Wirtschaftskammer eine Initiative gestartet zur Förderung der Exporttätigkeit von kleineren und mittleren Betrieben. Es gibt intensive Vorarbeiten und Arbeiten zur Schaffung einer Europaregion, die Wien, Bratislava, Brünn, Györ, Sopron und diesen Bereich umfassen soll und wird. Es soll nicht nur eine wirtschaftliche Partnerschaft sein, sondern eine Partnerschaft in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. Es gibt eine Vielzahl von Städtepartnerschaften. Es gibt die Aktionen und Aktivitäten der Hauptstädte zwischen Ost- und Westeuropa, es gibt die Wien-Büros und die damit verbundenen Aktivitäten in zehn Städten der mittel- und osteuropäischen Staaten, und das Wichtige dabei ist die Frage der Rolle Wiens.

Weil heute schon der Josef dem Kollegen Prochaska von der Galerie aus zugeschaut hat, ist es wichtig, zu beurteilen, dass dieser alte Zugang auch auf die Galerie verbannt gehört, denn der neue Weg in Europa kann nur der des partnerschaftlichen Miteinanders sein. Ich glaube, dass wir alle gemeinsam die Rolle Wiens bezüglich der anderen Städte so definieren, dass Wien nicht mehr, aber dafür mit vollem Herzen Partner der Städte Europas sein will. Es zeigt sich auch, dass es hier eine Vielzahl von Kooperationen gibt. Gerade heute morgen war auf der Galerie hier eine Abordnung des ungarischen Bildungs- und Jugendministeriums zu Gast, die sich einige Bildungseinrichtungen in Wien anschaut.

Zu den Verkehrsfragen vielleicht nur einen wichtigen Punkt, der mitunter immer zu wenig betrachtet wird. Gerade durch die Schiffbarmachung der Donau und durch den Donauraum entstehen für Wien eine Vielzahl von eminent wichtigen Chancen der Verknüpfung mit dem gesamten Raum. Hier sind auch die Weichen schon richtig gestellt durch den Wiener Hafen und alle die Maßnahmen, die zu einer Entwicklung im Donauraum gesetzt wurden.

Vielleicht abschließend, weil ja richtigerweise auch von der Überwindung der Teilung Europas gesprochen wird, möchte ich nur noch betonen, und der Jugendkonvent hat ein lebhaftes Zeugnis dafür abgelegt, dass es bereits eine sehr aktive Generation in Europa gibt, nämlich die Generation der Teenager in Europa, die nicht mehr in dieser Teilung Europas aufgewachsen sind und die in ihren Köpfen diese Teilung nie drinnen gehabt haben, sondern die ein absolut gesamteuropäisches Bewusstsein haben. Hiermit ist das neue Denken in Europa quasi Fleisch geworden, sehr lustvoll und dynamisch dargestellt, wie es halt Teenagern eigen ist. Das ist genau so wie die Friedensdemonstranten auf den Hauptstraßen und Hauptplätzen Europas für mich das neue Europa, das ein sehr positives Europa ist, und das ist auch hier der wichtige Punkt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Abschließend möchte ich betonen: Wien ist zu hundert, zumindest zu hundert Prozent eine europäische Stadt, die sich aktiv in europapolitischen Fragen zu Wort meldet, die eine Europakommission hat, die mit Enqueten arbeitet und die eben auch eine Deklaration, die nicht, würde ich sagen, der kleinste gemeinsame Nenner der politischen Positionierung ist, sondern die sehr umfassend die Positionierung der Stadt Wien in diesen Fragen festlegt, möglich macht. 

Ich möchte mich an dieser Stelle auch vor allem bedanken bei jenen Landtagsabgeordneten und Gemeinderatskollegen, die im Zuge der Redaktionskomitees hier mitgearbeitet haben an der Formulierung dieser Europadeklaration, ebenso wie bei unserer Geschäftsstelle und den Beamten, dem Dr Weniger und der Frau Dr Wrulich, die an der Erstellung mitgearbeitet haben, und erlaube mir somit, im Namen auch des Dr LUDWIG, des Mag Ebinger, des Johannes Prochaska und der Frau Dr Vana, hier den Beschluss- und Resolutionsantrag zur Europadeklaration einzubringen. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Römer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Ich komme jetzt zur Abstimmung des eingebrachten Resolutionsantrages der Landtagsabgeordneten Dr Michael LUDWIG, SPÖ, Mag Andreas Schieder, SPÖ, Mag Gerald Ebinger, FPÖ, Johannes Prochaska, ÖVP, und Dr Monika Vana, Grüne. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Resolution zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Diese Resolution ist somit einstimmig angenommen.

Postnummer 3 betrifft den Antrag gemäß Art 98 B-VG auf Wiederholung des Gesetzesbeschlusses vom 13. Dezember 2002, betreffend das Gesetz, mit dem die Wiener Stadtverfassung und die Wiener Gemeindewahlordnung 1996 geändert werden.

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Brauner. – Ich bitte Sie, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte, den vorliegenden Antrag zu diskutieren und ihm zuzustimmen.

Präsident Johann Römer: Danke. 

Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau StRin Mag Vassilakou zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Verehrte Damen und Herren!

Es wäre für mich eine große Freude an sich, hier die Gelegenheit zu nutzen, um die gut bekannten Argumente, die für das kommunale Wahlrecht für Zuwanderer in Wien sprechen, erneut anzubringen. Und notwendig ist es in der Tat. Denn das, was wir bereits beschlossen haben in Wien, ist nicht das kommunale Wahlrecht für Zuwanderer, es ist bloß das Bezirkswahlrecht, denn das volle kommunale Wahlrecht, sprich das Wahlrecht auf Gemeindeebene, die Möglichkeit für Menschen, die in Wien leben, wählen zu können und gewählt zu werden auf Gemeindeebene, ist leider, leider noch immer nicht gegeben und womöglich für längere Zeit nicht gegeben, weil die Bundesverfassung das nicht ermöglicht. 

Umso bedauerlicher finde ich, dass gerade die zwei Parteien, die diese Bundesregierung stellen und die auch die Möglichkeit hätten, im Parlament gemeinsam mit den progressiven Kräften eine Änderung der Bundesverfassung zu beschließen, damit das kommunale Wahlrecht in Österreich Wirklichkeit wird, damit es endlich ermöglicht wird, gerade also diese zwei Parteien, die die Bundesverfassung gemeinsam mit uns ändern könnten dementsprechend, anstatt dieses zu tun vielmehr den Weg gewählt haben, diesen notwendigen, diesen guten, diesen sinnvollen Beschluss des Wiener Landtags zu beeinspruchen, den Gang zum Verfassungsgerichtshof anzustreben und zu versuchen, das kommunale Wahlrecht zu kippen.

Sosehr es mich also freuen würde, meine Argumente für dieses Wahlrecht leidenschaftlich hier heute zu wiederholen, muss ich schon feststellen, dass es ein sehr trauriger und sehr peinlicher Anlass ist, der uns heute diese Debatte führen lässt. Denn ich finde es zutiefst traurig und auch peinlich, dass jene zwei Parteien, die die Bundesregierung in diesem Land stellen, anstatt zu begrüßen, dass in Wien ein notwendiger, ein integrationspolitischer Schritt gesetzt wurde, der Sinn macht und der endlich dieser Stadt eine Vorreiterrolle in Österreich verschafft, auch ein Schritt übrigens, mit dem Wien durchaus nicht irgendwie allein dasteht europaweit, sondern ein Schritt, mit dem Wien anschließt an europäische Standards, die anderswo in Europa seit Jahren, seit Jahrzehnten vorhanden sind, ich brauche hier nicht zu wiederholen, wie viele Länder es bereits gibt in Europa, die das kommunale Wahlrecht auch für Zuwanderer als Selbstverständlichkeit erachten, dass also jene zwei Parteien diesen Schritt torpedieren und uns zu dieser Debatte hier heute bringen. 

Nichtsdestotrotz oder gerade deswegen möchte ich die Gelegenheit nutzen, um wieder einmal die zwei wesentlichen Argumente zu bringen, die für das kommunale Wahlrecht für Zuwanderer sprechen, und ich kann ja nicht aufhören zu hoffen, dass ich nicht wieder einmal auf taube Ohren stoße.

Zunächst einmal das demokratiepolitische Argument. Es muss doch an der Zeit sein, zu erkennen, dass eine moderne Demokratie nicht allein vom Staatsbürgerprinzip ausgehen kann. Eine Stadt wie Wien, eine vielfältige Stadt, eine Stadt, in der jeder vierte Bewohner, jede vierte Bewohnerin einen anderen kulturellen Hintergrund hat, eine andere Muttersprache als Deutsch hat, eine Stadt, in der jeder sechste Bewohner und jede sechste Bewohnerin nicht die österreichische Staatsbürgerschaft hat – also die Zahlen belegen das eindeutig –, eine solche Stadt muss sich doch überlegen: Wie können wir unsere Demokratie öffnen, wie können wir sie zeitgemäß gestalten, wie können wir sie so weiterentwickeln, dass der gesamten Bevölkerung die Möglichkeit gegeben wird, am demokratischen Mitbestimmungsprozess teilzuhaben? 

Es ist ein wesentliches Zeichen für die Nachhaltigkeit, für die Güte einer Demokratie, wieweit sie fähig ist, sich weiterzuentwickeln, und wieweit sie fähig ist, die gesamte Bevölkerung einzuschließen und nicht eine derart große Gruppe a priori auszuschließen. 

Und es ist kein Zufall, dass eben eine Reihe von europäischen Staaten und eine Reihe von europäischen Städten das längst erkannt haben und auch längst, wie gesagt schon seit Jahrzehnten, vom strengen Staatsbürgerschaftsprinzip abgegangen sind und sich vielmehr am Begriff des Bürgers und der Bürgerin orientieren, das heißt am Menschen, der in einem bestimmten Ort seinen Lebensmittelpunkt hat, der sich dort auf Dauer niedergelassen hat und der daher selbstverständlich zur Bevölkerung einer Stadt mit allen Rechten und mit allen Pflichten dazugehört und daher auch selbstverständlich dort, wo er oder sie lebt, die Möglichkeit haben soll, die Zukunft gemeinsam mit der übrigen Bevölkerung zu gestalten. (Beifall bei den Grünen und der Abg Nurten Yilmaz.)

Und es gibt darüber hinaus ein integrationspolitisches Argument, das nicht so leicht von der Hand zu weisen ist, denn eine derart vielfältige Stadt wie Wien muss wohl auch überlegen: Welches Integrationsangebot unterbreite ich all diesen vielen, vielen Menschen, die in dieser Stadt entweder zugewandert sind und auch geblieben sind oder aber auch, die in dieser Stadt geboren worden sind und hier aufgewachsen sind ohne österreichische Staatsbürgerschaft, ja sogar manchmal ohne die Möglichkeit auf eine österreichische Staatsbürgerschaft? Denn wir dürfen nicht vergessen, dass unsere Einbürgerungsgesetze derart restriktiv sind, dass wir schon jede Menge so genannte Ausländer und Ausländerinnen in der zweiten, manchmal sogar schon in der dritten Generation produzieren. So einfach ist es nicht, die österreichische Staatsbürgerschaft zu erlangen, wie manche Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP oder FPÖ gerne behaupten. Somit ist es schon ein wesentliches Argument für dieses Wahlrecht, zu überlegen: Welche Angebote richte ich an diese Menschen, wie heiße ich sie in dieser Stadt willkommen, wie nehme ich sie als Bürger und Bürgerinnen dieser Stadt auf? Und niemand von Ihnen wird ernsthaft leugnen können, dass es für einen Menschen etwas Wesentliches ist, das Gefühl zu haben, aber auch natürlich die rechtlichen Möglichkeiten zu haben, die ihm oder ihr signalisieren: Ja, du gehörst dazu, du bist Teil dieser Stadt, und als Teil dieser Stadt kannst du ein paar wesentliche Rechte genießen, die auch anderen StadtbewohnerInnen zur Verfügung stehen. 

Ich behaupte daher, dass das kommunale Wahlrecht, nicht als einzige Maßnahme, sondern natürlich gemeinsam mit einer Reihe anderer Maßnahmen, sehr wohl der Weg ist, der Zuwanderer und Zuwanderinnen zu Wienerinnen und Wienern macht, wenn sie einmal da sind, wenn sie ihren Lebensmittelpunkt in dieser Stadt haben. Auch aus diesem Grund war es gut und sinnvoll und längst fällig, dass wir dieses kommunale Wahlrecht beschließen.

Was passiert von diesen zwei Parteien hier im Haus und natürlich auch auf Bundesebene? Gerade von diesen zwei Parteien, die übrigens eine erbärmliche gesellschaftspolitische und integrationspolitische Bilanz vorzuweisen haben, denn was haben sie geleistet in den letzten Jahren? Na, Hervorragendes: Flüchtlinge auf die Straße zu setzen, Zwangsdeutschkurse einzuführen, ein Antidiskriminierungsgesetz, das auch längst fällig ist, übrigens Mitte Juli spätestens müssen wir es haben, es ist ja von der EU her vorgeschrieben, also dieses Antidiskriminierungsgesetz bis jetzt zu verschleppen, ja sogar die Notwendigkeit bis vor kurzem zu leugnen mit einer Reihe von haarsträubenden und peinlichen Argumenten. Und jetzt als Gipfel der Peinlichkeit und auch der Erbärmlichkeit – es tut mir Leid, weil andere Worte finde ich nicht mehr – die Bekämpfung des Bezirkswahlrechts, das wir hier in Wien beschlossen haben, vor dem Verfassungsgerichtshof. Ja, was kann man sonst wirklich dazu sagen? Zu versuchen, eine der wenigen Möglichkeiten, die die Stadt Wien hatte, tatsächlich integrationspolitisch zu agieren in dieser Zeit, zu kippen! Also ich denke, das kann man geradezu fast als Gipfel betrachten. 

Und das Beste sind ja noch die Argumente, die dann kommen. Ich möchte vielleicht mit dem Argument beginnen, dem wesentlichen Argument der Wiener ÖVP, die ja Krokodilstränen vergießt, schon seit Monaten, weil es ist ja so traurig, nicht wahr. Also dieses schreckliche Bezirkswahlrecht, das brauchen wir nicht, weil das ist diskriminierend, weil es ermöglicht ja Zuwanderern nicht, Bezirksvorsteher zu werden, und sie können auch nicht Mitglieder werden in den Baukommissionen in den Bezirken. Deswegen ist es schlecht und deswegen brauchen wir das gar nicht. 

Also das ist eine Logik, die kann ich wirklich beim besten Willen nicht nachvollziehen. Denn wenn, liebe Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP, es für Sie ein Problem ist, dass das kommunale Wahlrecht, so wie wir es hier beschließen konnten, diskriminierend ist oder viel zu wenig ist, na nichts wie hin zu Ihren Kolleginnen und Kollegen auf Bundesebene und nichts wie dafür plädieren, dass die Bundesverfassung dahin gehend geändert werden kann, dass es möglich wird, das volle kommunale Wahlrecht zu genießen, ohne Einschränkungen, ohne jene Einschränkungen, die sogar Sie selbst als diskriminierend empfinden. Ich glaube, dass die anderen Kräfte im Parlament mit Begeisterung diesen Antrag von Ihnen unterstützen würden und dass wir hier also sehr bald die Möglichkeit hätten, ein kommunales Wahlrecht zu beschließen, dass sogar Ihren Ansprüchen genügt.

Aber ich bitte Sie, selbst wenn es nicht gut genug ist und selbst wenn es nicht Ihren Ansprüchen genügt, doch diesen Beharrungsbeschluss des Wiener Landtags zu unterstützen. Ich glaube, dass Zuwanderer und Zuwanderinnen es Ihnen sehr wohl zu danken wissen werden. Für diejenigen, die jetzt nicht wählen können, für die zählt das schon, wenn sie zumindest die Möglichkeit haben, auf Bezirksebene mitzubestimmen. Für sie zählt das nicht, dass sie die eine oder andere Einschränkung in Kauf nehmen müssen. 

Was tut die FPÖ? Die FPÖ startet heute eine große Kampagne – ich gehe einmal davon aus, dass sie groß ist; wie groß sie wird, werden wir hier noch sehen –, mit der sie die Wiener Bevölkerung aufklären möchte über das kommunale Wahlrecht für Zuwanderer. Man wird sehen, wie viel Unmut da vorhanden ist. Ich behaupte, dass sie mit dieser Kampagne an der Wiener Bevölkerung aber sehr stark vorbeiarbeitet, denn die Leute haben momentan ganz, ganz andere Sorgen, die von der Bundesebene kommen, und werden sich sehr wenig darum kümmern, dass das kommunale Wahlrecht heute erneut sozusagen beschlossen wird. Aber ich möchte auch behaupten, dass die Wienerinnen und Wiener an sich überhaupt kein Problem haben mit dem kommunalen Wahlrecht für Zuwanderer, denn jeder und jede, mit denen man spricht, finden es selbstverständlich, dass jemand auf Bezirksebene, da, wo man lebt, die Möglichkeit haben soll, mitzubestimmen, ungeachtet der Staatsbürgerschaft.

Aber Sie haben sich die Mühe gemacht und haben wohl viel Geld ausgegeben, um diese wunderschöne Broschüre zu produzieren. Ich bekomme sie heute und schaue drauf und staune nicht schlecht, denn darauf erkenne ich jemand, den ich seit vielen Jahren kenne, den ich sehr gut kenne und von dem ich mir kaum vorstellen kann, dass er auf einer FPÖ-Broschüre gegen das kommunale Wahlrecht wirbt, noch dazu mit einem Zitat: "Kenan, 32: Seit vielen Jahren bin ich österreichischer Staatsbürger. Wien ist mein Zuhause geworden. Wieso sollen andere Zuwanderer das Wahlrecht geschenkt erhalten?“ 

Ich denke mir: Komisch. Also ich kenne den Kenan, der hat viele Jahre lang, unter anderem gemeinsam mit mir, aber auch mit vielen anderen in dieser Stadt für das kommunale Wahlrecht gekämpft, was soll er plötzlich dagegen haben? Ich rufe ihn an und sage: Wie kommt es dazu, dass du auf dieser Broschüre drauf bist? Und es stellt sich heraus, dass er keine Ahnung hatte, dass er fotografiert wurde für eine FPÖ-Broschüre, es stellt sich heraus, dass er hinters Licht geführt wurde offenbar, denn man hat ihm gesagt, er wird fotografiert für eine Kampagne der Stadt Wien. (Bewegung bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Ich möchte diese wunderschöne Broschüre zum Beispiel unserer Frau Stadträtin geben. Es kann schon sein, dass das kein Zufall ist, weil das Layout dieser Broschüre ist äußerst auffällig ähnlich dem Layout der Kampagne der Stadt Wien für das kommunale Wahlrecht. Und obendrein sagt der junge Mann, er kann sich nicht vorstellen, jemals dieses Zitat selbst produziert zu haben, weswegen der Verdacht nahe liegt, dass dieses Zitat von jemand anderem produziert wurde. 

Und so stellt sich mir hier die Frage, ob denn auch die drei weiteren Personen, die auf dieser Broschüre gegen das kommunale Wahlrecht werben, nämlich eine junge Frau Lear, eine etwas ältere Frau Rosalie und der junge Herr Florian, ob diese auch auf diese Art und Weise auf diese Broschüre gekommen sind. Ich kenne sie nicht. Vielleicht lerne ich sie kennen. Aber den einen kenne ich, mit dem habe ich gesprochen. Und Sie können sicher sein: Rechtliche Schritte werden schon vorbereitet. Denn wenn Sie schon gegen das kommunale Wahlrecht werben möchten, dann sollten Sie sich zumindest bemühen, wirklich Menschen zu finden, die etwas dagegen haben, und sie zu Wort kommen zu lassen. Aber vielleicht tun Sie sich dabei besonders schwer.

Wir Grüne jedenfalls, wir haben uns jahrelang eingesetzt, gemeinsam mit Tausenden Menschen, gemeinsam mit Tausenden betroffenen Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt, denn auch Menschen ohne österreichische Staatsbürgerschaft gehören genauso zu dieser Stadt und sind genauso Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt wie alle jene, die die Staatsbürgerschaft haben. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Gemeinsam mit ihnen und gemeinsam mit allen weltoffenen und progressiven Kräften in dieser Stadt haben wir uns für das kommunale Wahlrecht eingesetzt, und selbstverständlich werden wir heute den Antrag unterstützen, selbstverständlich werden wir darauf im wahrsten Sinne des Wortes beharren. Wir werden uns sehr freuen, wenn 2006 die nächsten Wahlen sehr wohl auch, zumindest auf Bezirksebene, mit den Stimmen der Zuwanderern stattfinden. 

Ich möchte nicht verhehlen, und das habe ich auch schon bei der letzten Debatte gesagt, dass wir ein paar Schwierigkeiten haben mit dem Wahlrecht, so wie es in Wien beschlossen worden ist. Ich denke, es ist bekannt, dass es uns nicht weit genug ging, dass wir uns hätten vorstellen können, dass man nicht erst fünf Jahre lang in Wien niedergelassen sein muss, um die Möglichkeit zu bekommen, zu wählen und gewählt zu werden. Es hätte durchaus die Möglichkeit gegeben, sich sozusagen dem Standard, der für EU-BürgerInnen gilt, anzupassen in diesem Fall. Und wir haben auch bereits kritisiert, dass diese fünf Jahre lang ununterbrochen in Wien gewesen sein müssen, das heißt, dass Aufenthalte im österreichischen Bundesgebiet außerhalb von Wien nicht gezählt werden, weil wir glauben, dass auch das gewisse Komplikationen mit sich bringt und dass auch das eine unter Umständen größere Gruppe von Menschen von der demokratischen Mitbestimmung ausschließt auf einer etwas unfairen Basis.

Ich hoffe, dass es die Möglichkeit geben wird, erneut darüber zu diskutieren in den nächsten Jahren, und auch diese Punkte, wo wir nicht einverstanden sind, dementsprechend zu ändern und zu korrigieren. 

Und ich hoffe auch – und das sage ich abschließend gerne –, ich hoffe auch, nein, ich hoffe nicht, ich gehe davon aus, dass Sie auf diese Art und Weise, wie Sie handeln, es eigentlich selbst herbeiführen werden, dass auf sich Bundesebene sehr rasch die politische Konstellation ändern wird, auf dass wir in ein paar Jahren sehr wohl auch die Bundesverfassung ändern können, auf dass es in ganz Österreich das volle kommunale Wahlrecht für Zuwanderer endlich geben kann. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.)

Präsident Johann Römer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir können jetzt aus diesen beiden Redebeiträgen, dem der Frau StRin Vassilakou und meinem, klar und deutlich die unterschiedlichen ideologischen Positionen feststellen. Die GRÜNEN wollen ein Wahlrecht, unabhängig von der Staatsbürgerschaft. Die Österreichische Volkspartei ist der Ansicht, dass es ein Wahlrecht nur mit der Staatsbürgerschaft geben darf. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.)
Warum sind wir der Ansicht, dass das Wahlrecht an die Staatsbürgerschaft anknüpft? Warum ist die österreichische Bundesverfassung der Ansicht, dass das Wahlrecht an die Staatsbürgerschaft anknüpft? Weil die Staatsbürgerschaft Ausdruck der Integration ist, und uns als Österreichische Volkspartei geht es hier darum, dass wir tatsächlich Schritte zur Integration setzen und nicht, dass wir hier Parallelgesellschaften und Ähnliches in dieser Stadt schaffen. Wir wollen hier, dass all jene Schritte gesetzt werden, damit tatsächlich die Menschen, die in dieser Stadt leben, in diese Stadt integriert werden (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das wird ja verhindert durch das Wahlrecht!) und als Gipfelpunkt die österreichische Staatsbürgerschaft erhalten. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sind eben der Ansicht, die Verleihung der Staatsbürgerschaft soll auch ein Ausdruck dessen sein, dass wir denjenigen, die sich zu unserer Rechtsordnung bekennen, die sich zu einer entsprechenden Wertvorstellung unserer offenen, auf die Europäische Menschenrechtskonvention aufbauenden Rechtsordnung bekennen, die österreichische Staatsbürgerschaft verleihen und sie entsprechend in unser Staatsgefüge einbeziehen und ihnen all die Möglichkeiten geben, die offen sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn Sie jetzt die Vergleiche mit anderen Städten oder Ländern heranziehen, dann wissen Sie, dass das in vielen Fragen hinkt, auch in der Frage etwa, wie das aussieht mit der Beteiligung. Wir haben teilweise dort sehr niedrige Wahlbeteiligungen, und wir haben unterschiedliche Rechtslagen, etwa in den skandinavischen Ländern, wo beispielsweise die Frage des Steuerrechts mit einbezogen ist, dass man hier eine Steuernummer bekommen muss, bevor man eine Meldung abgibt, und Ähnliches. Hier sind unvergleichbare Situationen. Das wissen Sie. Aber trotzdem gehen Sie diesen falschen Weg, indem unabhängig von der Staatsbürgerschaft das Wahlrecht eingeräumt wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Uns als Österreichische Volkspartei geht es eigentlich darum, dass wir die Chance aufnehmen sollten, die uns die Bundesregierung gegeben hat. Die Bundesregierung hat, und zwar genauso, wie das die Bundesverfassung vorsieht, weil Verfassungswidrigkeit vorliegt diesen Beschluss, der hier gefasst wurde, beeinsprucht. Und das wäre eigentlich für uns eine Chance gewesen, hier in Hearings, in intensive Gesprächen einzutreten und tatsächlich ein Integrationspaket zu schnüren, um gesetzes-, verfassungskonforme Regelungen zu bringen. 

Ich glaube, die Stadt Wien könnte sich einiges gerade bei der Integrationspolitik des Innenministers abschauen. (Abg Josefa Tomsik: Das Integrationspaket, wie es die Bundesregierung gemacht hat, das wollen Sie!) Ich glaube, dass hier sehr vieles Wien auch aufgreifen sollte. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das glauben Sie ja selber nicht!) Ich kann hier auch einige Punkte anziehen. 

Warum geschieht etwa in der Schulpolitik nicht mehr? Warum wird nicht endlich das Kindergartenjahr, das Gratiskindergartenjahr vor dem Schuleintritt eingeführt? Eine Forderung, die mein Kollege Walter Strobl seit vielen Jahren bringt. 

Was geschieht eigentlich in der Wohnbaupolitik? Was geschieht eigentlich in der Stadtplanungspolitik? Warum müssen 60 Prozent der Türken in Substandardwohnungen wohnen? 

Das sind Dinge, die Sie als SPÖ zu verantworten haben! Das sind Dinge, um die Sie sich herumdrücken! Das ist die Wahrheit! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Es wäre gut, wenn sich tatsächlich die Wiener SPÖ um die Integration der ausländischen Mitbürger kümmern würde. Das wäre gut so. (Abg Godwin Schuster: Sagen Sie das der Gehrer!) Herr Kollege Schuster, Sie haben doch seit Jahrzehnten die Verantwortung in dieser Stadt. Warum lösen Sie diese Probleme nicht? Warum machen Sie irgendwelche Lösungen, aber nicht die für die Menschen, die in diese Stadt gekommen sind? (Abg Godwin Schuster: Der Kindergarten, eine Bildungseinrichtung!) Herr Kollege Schuster! Ich weiß, dass Sie das einfach nicht bezahlen wollen von Seiten der Stadt Wien! Sie drücken sich darum! Setzen Sie endlich Maßnahmen und nutzen Sie die Situation! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Wiener SPÖ legt hier einen Entwurf vor, der zwei verschiedene Arten von Wahlrecht vorsieht. Diese unterschiedliche Wahlrechte sind nicht nur desintegrierend, polarisierend, sie sind unsachlich und falsch. Weil dass die einen Bezirksräte Mitglieder der Bauausschüsse werden können, die anderen nicht, dass die einen Bezirksvorsteher werden können und die anderen nicht, dass die einen Bezirksvorsteherstellvertreter werden können und die anderen nicht, das ist eine skurrile, eine falsche, eine unsachliche Lösung. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Josefa Tomsik: Also das ist ja die größte Heuchelei! – Abg Godwin Schuster: Was hat das mit dem Wahlrecht für alle zu tun?))
Ich appelliere daher an die SPÖ, tatsächlich etwas für die Integration in dieser Stadt zu tun. Ich appelliere an die SPÖ und an die GRÜNEN, sich am Rechtsstaat zu orientieren, gerade das, was die Bundesregierung getan hat, nämlich auf den Rechtsstaat hinzuweisen. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Jetzt reden Sie einmal sachlich!) Lieber Herr Kollege Margulies! Lesen Sie einmal das, was die Bundesregierung gesagt hat. Lesen Sie dazu auch Kommentare, zum Beispiel vom ehemaligen Leiter des Verfassungsdienstes dieses Hauses, dann werden Sie erkennen, dass dieser Entwurf, wie er vorliegt, einfach verfassungswidrig ist. (Beifall bei der ÖVP und des Abg Mag Hilmar Kabas. – Abg Dipl Ing Martin Margulies: Sie sind ja ein Experte in diesem Bereich!) Herr Kollege Margulies, Sie werden es nicht wissen: Ich habe unter anderem über Verfassungsrecht auch Lehrveranstaltungen gehalten. Ich kenne mich in diesem Bereich aus. Ich weiß, dass zwischen uns ein sehr großer Niveauunterschied besteht. Ich bin froh, dass ich mich nicht auf dieses Niveau begeben muss, das hier in den Zwischenrufen zum Ausdruck gekommen ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das, was wir als Wiener Volkspartei tun werden, ist, darauf hinzuwirken, dass tatsächlich Schritte der Integration in den verschiedensten Bereichen geschehen. Das, was wir selbstverständlich auch tun werden, ist, auf die Rechtsstaatlichkeit hinzuweisen. Dazu gehört auch, dass wir den Weg zum Verfassungsgerichtshof gehen werden, und dazu gehört auch, das einzumahnen, und das tun wir mit einem Beschluss- und Resolutionsantrag, den ich gemeinsam mit meinem Kollegen Wolfgang Ulm einbringe, dass das, was eigentlich schon vom Herrn Landeshauptmann vor längerem versprochen worden ist, umgesetzt wird, dass hier Gespräche mit den Parteien darüber geführt werden, dass auch den Zweitwohnsitzern in Wien das Walrecht eingeräumt wird. Hier ist die SPÖ seit zwei Jahren säumig. Hier hätte etwas zu geschehen. Diesen Beschlussantrag darf ich hiermit einbringen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Abgelehnt!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch da sieht man das Demokratieverständnis einzelner Zwischenrufer. Abgelehnt. Das heißt, es gibt keine Diskussion, es gibt ein Oktroy. Das ist nicht das Verfassungsverständnis, das wir haben, das Verständnis vom Rechtsstaat. Unser Verständnis ist eine Situation der Integration, der Rechtsstaatlichkeit. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Von diesem Bekenntnis zur Rechtsstaatlichkeit werden Sie uns nicht abbringen. Sie werden uns nicht davon abbringen, dass wir für Integration eintreten und dass wir gegen Parallelgesellschaften in dieser Stadt eintreten werden. Wenn Sie diesen Weg einschlagen, dann werden Sie das weiter tun, was Sie in den letzten Monaten getan haben: nur Lippenbekenntnisse zur Integration abzulegen. Das ist ein falscher Weg. Bitte gehen Sie diesen Weg nicht weiter. Er wird aber letztlich vom Wähler abgestraft werden. (Beifall bei der ÖVP, ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – Abg Dr Kurt Stürzenbecher: So wie bei der letzten Gemeinderatswahl, nicht wahr?)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gemeldet ist der Abg Kabas.

Abg Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Natürlich ist es nicht alltäglich, wenn ein Gesetz von der Bundesregierung beeinsprucht wird und heute die Mehrheit dieses Hauses einen Beharrungsbeschluss fassen muss. Aber auch dann, wenn man einen Beharrungsbeschluss fasst und sich nicht wirklich inhaltlich mit den Argumenten, warum es zu dem Einspruch gekommen ist, befasst, sondern auf den schlechten Argumenten zumindest von einer Partei, die vor mir gesprochen hat, beharrt, wird das nicht besser. 

Ich möchte nur zwei Beispiele herausgreifen von der Vorrednerin. Wenn sie die Ankündigung, dass zwei Parteien dieses Hauses, Abgeordnete dieses Hauses den Verfassungsgerichtshof anrufen wollen, als erbärmlich bezeichnet, da kann ich nur sagen: Es ist bezeichnend für die gesamte Argumentationslinie derer, die jetzt den Beharrungsbeschluss fassen wollen, dass dann, wenn ein Weg, der in der Bundesverfassung eingeräumt wird als Recht, als erbärmlich angesehen wird und bezeichnet wird. Erbärmlich ist diese Argumentation, die ich wirklich mit allem Nachdruck zurückweisen möchte! (Beifall bei FPÖ und ÖVP.)
Und ein zweites Argument, das auch wieder einmal tief blicken ließ, entweder Sie wissen es nicht besser oder Sie wollen eben eine tatsächliche Desinformation. Man weiß ja, da gibt es Meister in dem Bereich der Desinformation. (Bewegung bei den GRÜNEN.) Das habt ihr beim Ostblock gelernt, die Desinformation. Das weiß ich schon. Ihr habt es gut gelernt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn Sie meinen, dass sich die moderne Demokratie doch nicht nur beschränken soll auf Staatsbürgerrechte und deshalb kann man willkürlich über Staatsbürgerrechte hinweggehen, auch wenn sie verfassungsrechtlich verankert sind, kann ich nur sagen: Mitnichten ist es so, dass in einer modernen Demokratie nur Staatsbürgerrechte vorhanden sind. Natürlich gibt es auch Grundrechte, die unabhängig vom Staatsbürgerrecht Geltung haben, und zwar für alle hier im Staat Befindlichen, wie Vereinsfreiheit, Versammlungsfreiheit, Pressefreiheit und so weiter. Aber es gibt eben auch die Staatsbürgerrechte. Zu denen gehört das Wahlrecht. Darauf werden wir uns berufen, und ich bin überzeugt davon, dass uns hier der Verfassungsgerichtshof auch Recht geben wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Nun zur Vorrednerin und ihren versuchten Angriff auf unsere Informationskampagne: Sie können überzeugt sein, wir haben alles vollkommen abgecheckt, auch rechtlich abgecheckt, und ich würde nur meinen, man soll keine Bürger – weil darin sind Sie auch Meister – unter Druck setzen, damit sie von Standpunkten, die sie sogar schriftlich hergegeben haben, abrücken sollen. Das wäre wirklich etwas, was man dann auch in aller Öffentlichkeit besprechen muss, weil das muss endlich einmal aufhören, dass bestimmte linke Gruppierungen ständig versuchen, Druck auf Bürger auszuüben. (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Ich möchte daher noch einmal heute die Argumente darlegen, die wir schon bei der seinerzeitigen Beschlussfassung dieses Landesgesetzes dargelegt haben, hier noch einmal in Erinnerung rufen. Und es wäre interessant, sich wirklich einmal mit diesen Argumenten auseinander zu setzen und nicht nur sich zu ergehen in irgendwelchen Verbalinjurien oder zu sagen, das ist erbärmlich und skandalös und so weiter, sondern es handelt sich hier um eine wirklich ganz ernsthafte demokratiepolitische Frage, ob man ohne weiters über Verfassungsrecht und über Staatsbürgerrecht hinweggehen will, wenn man glaubt, vielleicht damit parteipolitische Vorteile bekommen zu können. Ich glaube, dass das einfach zu wenig ist, sondern man muss wirklich hier sehr genau abwägen und schauen, wie weit das jetzt tatsächlich von der Verfassung gedeckt ist. Es ist nicht gedeckt.

Aber wir haben jetzt nicht nur diese juristischen Argumente vorzubringen und ins Treffen zu führen, sondern auch durchaus politische Argumente. 

Ein Hauptargument für uns ist, dass in einer demokratischen Gesellschaft das Wahlrecht eines der wichtigsten Staatsbürgerrechte darstellt und das ist daher nur von jenen auszuüben, die sich mit dieser Gesellschaft und mit diesem Staat identifizieren, ihre Pflichten erfüllen und die auf Grund von Wahlentscheidungen sich ergebenden Konsequenzen dann auch auf Dauer mittragen. 

Dass der Geist, der hier in unserer Verfassung zum Ausdruck kommt, ein normiertes Staatsbürgerschaftsrecht ist, ist eben im Sinne von Identitätsstiftung, das, was etwa jetzt bei der Frage des Konvents in Europa der Landeshauptmann vorhin auch gemeint ist, dass es ganz wichtig ist, dass sich die Bürger innerhalb eines Staates oder innerhalb der Union identifizieren mit diesem Gemeinwesen. Und wir meinen, dass es sinnvoll ist und integrativ wirkt, wenn das am Endpunkt des Integrationsprozesses steht, dann die Verleihung des Staatsbürgerrechtes gegeben ist und damit auch das staatsbürgerschaftliche Recht des Wahlrechtes, dass das dann der Endpunkt und die Zielsetzung eines Einwanderers sein soll, der hierher kommt, sagt, aus welchen Gründen immer, das soll die neue Heimat, meine neue Heimat sein, und dann, so wie es im Staatsbürgerschaftsgesetz vorgesehen ist, eben zehn Jahre hier lebt und wirkt und den Mittelpunkt seines Lebensinteresses hat. Daher hat der Herr Landeshauptmann schon Recht; er geht nur jetzt mit diesem Gesetz den entgegengesetzten Weg. 

Und daher meinen wir, dass mit diesem Weg des Ausländerwahlrechts das Staatsbürgerschaftsrecht ausgehöhlt wird und auch in Frage gestellt wird, weil eben das Wahlrecht ein zentraler Punkt des Staatsbürgerschaftsrechtes ist. Und daher stand eben die Staatsbürgerschaftsverleihung bisher am Ende der Integration Fremder und konnte in der Regel auch nur frühestens nach zehn Jahren erlangt werden. Wir wissen, gerade in Wien wurde es dann verkürzt, aber im Gesetz steht es einmal so grundsätzlich drinnen. Nach zehn Jahren – so das Staatsbürgerschaftsgesetz – ist ein Ausländer einem Staatsbürger durch Verleihung der Staatsbürgerschaft gleichzustellen. Und das ist die Zielsetzung für einen Einwanderer, dass am Ende die Staatsbürgerschaft mit dem Wahlrecht steht, wenn er sich durch einen bestimmten Zeitablauf integriert hatte und eben auch Zeit hatte, sich zu integrieren. 

Und ich möchte jetzt einen Zeugen nennen, dem Sie sicher nicht unterstellen werden, Herr Kollege Schuster, sicher nicht unterstellen werden können, dass er irgendein Naheverhältnis zu uns hat. Der Prof Bassam Tibi hat vor einigen Wochen hier im Cajetan-Felder-Institut einen Vortrag gehalten. An sich war der Schwerpunkt Frage Nahost, Frage Krise et cetera und auch, wie es seiner Meinung nach weitergehen wird mit der islamistischen Bewegung, weil er ist ja ein Liberaler. Also er lehnt ja den Islamismus ab. Aber in der Diskussion ging es dann auch um das Ausländerwahlrecht. Und er sagt – er ist deutscher Staatsbürger, aber ein gebürtiger Syrer –, dass er das Ausländerwahlrecht ablehnt, denn das Wahlrecht ist ein Bürgerrecht. Und Bürger soll und darf nur der werden, der sich mit seiner neuen Heimat voll identifiziert, sich als Bürger mit allen Rechten und Pflichten begreift und diesem Staatswesen gegenüber, dem er nunmehr angehört, dazu auch zu hundert Prozent loyal ist. Und da soll eben das äußere Zeichen der Staatsbürgerschaftsverleihung stehen und damit auch dann das Wahlrecht. 

Und das, glaube ich, ist ein ganz entscheidender Gedanke. Ich bin noch beim Politischen, ich komme dann auch zur rechtlichen Diskussion und zu den rechtlichen Argumenten. Um diese Integration, an deren Ende die Erlangung der Staatsbürgerschaft steht, zu erreichen, können eben auch – und das habe ich vorhin schon erwähnt – von den Ausländern selbstverständlich Rechtsgarantien wie Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit-, Pressefreiheit, Vereinsfreiheit in Anspruch genommen werden. Die Grundrechte selbstverständlich. Aber in der Form nicht die Staatsbürgerrechte. 

Dieser Integrationsweg kann aber nicht konsequent weiterverfolgt werden, wenn der Anreiz, sich mit der Einbürgerung voll zu integrieren, wegfällt, indem schon ohne Übernahme der vollen Staatsbürgerpflichten maßgebliche Bürgerrechte vorher eingeräumt werden. Um ein persönliches Recht wie das  Wahlrecht verleihen zu können, bedarf es daher einer konkreten Integration in den Personalverband der jeweiligen Gebietskörperschaft, die durch die Verleihung der Staatsbürgerschaft nach außen repräsentiert wird und bei der das Gastgeberland auch davon ausgehen kann, dass sich diese Person voll mit dem Wohnsitzstaat identifiziert und zu ihm zugehörig fühlt. 

Ich komme zum zweiten Argument, nämlich: Diese Ansicht wird auch von der Europäischen Union vertreten. Eine Entschließung des Rates vom 4. März 1996 – weil wir vorhin gerade auch einstimmig die Europadeklaration beschlossen haben – über die Rechtsstellung von Staatsangehörigen dritter Länder, die im Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten auf Dauer aufhältig sind, verweist darauf, dass Drittstaatenangehörige grundsätzlich erst nach einer zehnjährigen ununterbrochenen rechtmäßigen Aufenthaltsdauer in der EU eine Gleichstellung mit Inländern, das heißt mit EU-Bürgern, im rechtlichen und sozialen Status erlangen sollen. Und damit ist ohne Zweifel auch das Wahlrecht als Kernbereich der staatsbürgerschaftlichen Rechte gemeint. 

Drittes Argument: Ein weiterer Punkt zeichnet das Wahlrecht für EU-Bürger innerhalb der EU aus. Es beruht nämlich auf dem völkerrechtlichen Grundsatz der Gegenseitigkeit. Ich möchte jetzt nur in Erinnerung rufen, dass ab nächstem Jahr, ab 1.5., weitere zehn Länder in die EU aufgenommen werden, deren Bürger dann in der EU das kommunale Wahlrecht ausüben können, sodass ja nur mehr wenige Staaten in Europa übrigbleiben, deren Bürger dann innerhalb der EU und daher auch innerhalb Österreichs nicht wählen können. Aber da ist eben das entscheidende Argument der Gegenseitigkeit ins Treffen zu führen. 

Und gerade dieses Element findet nun bei den Nicht-EU-Ausländern nach diesem Landesgesetz keine Beachtung. Der Grundsatz der Gegenseitigkeit bedeutet – das ist bekannt –, dass jener Bürger, in dessen Staat ein Ausländer wählen kann, auch die Möglichkeit hat, in dem Staat des Ausländers wählen zu können. Dies ist in der Europäischen Union der Fall, fehlt aber natürlich gegenüber den Drittstaaten. Versuchen Sie einmal, in die Türkei auszuwandern und dann ohne türkische Staatsbürgerschaft das Wahlrecht auf kommunaler Ebene in Anspruch nehmen zu wollen. Da werden Sie Ihre Wunder erleben. 

Viertes Argument, nämlich: Das zielt in die Richtung, dass der Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung der österreichischen Staatsbürger hier mit diesem Schritt verletzt wird, weil österreichische Staatsbürger gegenüber diesen Staaten, Drittstaaten, wo die Österreicher eben nicht wählen können, benachteiligt und diskriminiert sind. 

Fünftes Argument: Weder die Entschließung des Rates vom 4. März 1996 der EU über die Rechtstellung von Staatsangehörigen dritter Länder, die im Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten auf Dauer aufhältig sind, noch die Kommunalrichtlinie der EU oder der UN-Pakt über bürgerliche und politische Rechte zwingt uns in irgendeiner Weise in diese Richtung, mit der Sie heute einen Beharrungsbeschluss machen wollen, sondern es ist nach diesen internationalen Richtlinien der EU, aber auch der UNO sogar unverständlich, warum Sie diesen Schritt gehen. 

6. Dieser Punkt ist schon immer wieder diskutiert worden: Es wird das Homogenitätsgebot verletzt. Das Homogenitätsgebot, Sie wissen, da kommt der Gedanke der Einheit der verfassungsrechtlichen Wahlgrundsätze in unserem Staat, in unserer Bundesverfassung zum Ausdruck.

7. Argument: Durch die Einführung des Wahlrechtes für Drittstaatsangehörige wird aber auch das demokratische Prinzip unserer Bundesverfassung - eines Bausteines der Bundesverfassung - verletzt, weil hier ja das Postulat gilt, alle Gewalt, alles Recht geht vom Volk aus und unter Volk versteht die Bundesverfassung selbstverständlich das Staatsvolk, also die Summe der Staatsbürger. Darum haben wir auch das letzte Mal im Dezember den Antrag gestellt auf eine Volksabstimmung, denn geht man von den Grundprinzipien der Bundesverfassung ab, ist das sogar zwingend vorgeschrieben.

8. Punkt: Dieser Entwurf widerspricht aber auch dem Art 3 des Staatsgrundgesetzes, wonach ein öffentliches Amt nur von Staatsbürgern ausgeübt werden darf. Da haben Sie versucht, gerade noch die Kurve zu kratzen, indem Sie jetzt normieren, dass nicht von Angehörigen von Drittstaaten ausgeübt werden kann das Amt des Bezirksvorstehers, des Bezirksvorsteher-Stellvertreters, eines Mitgliedes des Bauausschusses und eines Mitgliedes der Kleingartenkommission. Das sind Bereiche, in denen in einer Bezirksvertretung hoheitliche Aufgaben wahrgenommen werden und Angehörige von Drittstaaten dürfen dort nicht hineingewählt werden. Die Verfassungswidrigkeit geht aber tatsächlich mit Sicherheit weit über diese genannten Funktionen hinaus.

Und Sie schaffen damit, als 9. Argument, zwei Klassen von Wahlwerbern. Nämlich jene, die unbeschränkt alle Funktionen besetzen können und jene, die das nicht können, mit all dem Sprengstoff, der auch in dieser Problematik liegt.

Und schließlich 10.: Allein von diesen Argumenten mit den offenkundigen Verfassungswidrigkeiten, die ich in den neun Punkten aufgezählt habe, erscheint auch die fünfjährige Hauptwohnsitz-Meldung als alleinige Voraussetzung vor dem Hintergrund der Zuordnung maßgebender Rechte bei weitem als zu gering. Dies umso mehr, als lediglich aus verwaltungsökonomischen Gründen von einem rechtsgültigen Aufenthaltstitel abgesehen wird. Offenbar ist noch nicht bekannt, dass es natürlich im Fremdenrecht Versagungsgründe gibt, die zu einem Verlust des Aufenthaltstitels führen können. Da nehmen Sie aber einfach in Kauf, dass dann trotzdem gewählt werden kann, obwohl gar kein Aufenthaltstitel mehr vorhanden ist.

Wir werden unsere Bedenken gegen dieses Gesetz weiterhin in der Öffentlichkeit artikulieren, wir werden diese weiter in die Öffentlichkeit bringen, wir werden die Öffentlichkeit informieren, thematisieren und diskutieren, weil wir glauben, dass es hier um eine Fehlentwicklung in einer sehr wichtigen demokratiepolitischen und verfassungsrechtlichen Frage geht.

Und wir werden uns bemühen, eine Anfechtung dieses Gesetzes beim Verfassungsgerichtshof auch durchzubringen. Das ist, betone ich noch einmal, das verfassungsrechtlich gewährleistete Recht. 

Wir werden jedenfalls weiterhin gegen die Aushöhlung der Staatsbürgerschaftsrechte mit den uns zur Verfügung stehenden demokratischen Mitteln Stellung nehmen und wir glauben, dass wir rechtlich, juristisch, diese Bestimmungen, die Sie heute im Beharrungsbeschluss nochmals beschließen werden, tatsächlich aus verfassungsrechtlichen Gründen zu Fall bringen werden können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich hätte mir ja gewünscht, dass etwas von dem Geist, der bei der vorigen Debatte über die Europadeklaration durchaus bei allen Fraktionen, zumindest bis zu einem gewissen Grad, vorhanden war, jetzt in eine konkrete Debatte herüber gerettet wird. Leider muss ich feststellen, dass davon bei ÖVP und FPÖ überhaupt nicht die Rede ist. Es ist leider so, dass man zwar im Allgemeinen sehr leicht europäisch diskutieren und reden kann, aber dann, wenn es darum geht, ein Gesetzeswerk umzusetzen, das wirklich dem neuen europäischen Geist entspricht, dann sind ÖVP und FPÖ natürlich wieder dagegen, und das lehnen wir aufs Schärfste ab. (Beifall bei der SPÖ.) 

Insgesamt ist es ja so - wie auch Frau StRin Vassilakou gesagt hat – dass wir heute ein gewisses Déjà-vu-Erlebnis haben. Die Debatte gab es ja am 13. Dezember schon, dann hat sich die Bundesregierung darin gefallen, einen Einspruch gegen unseren Beschluss wegen angeblicher Gefährdung von Bundesinteressen zu fassen. 

Es ist so, dass der Geist, der aus diesem Beschluss der Bundesregierung spricht, nach meiner Auffassung kleinkariert ist. Der Geist, der daraus spricht, ist nach meiner Auffassung uneuropäisch, weil er gegen den weltoffenen Geist ist, der uns in der Europäischen Union beflügeln soll. Der Geist dieses Beschlusses der Bundesregierung ist destruktiv, er drückt die Angst vor mehr Demokratie, vor mehr Mitbestimmung der Bürgerinnen und Bürger aus und er drückt eine irrationale Angst vor dem vermeintlich Fremden aus, statt dass man Vielfalt als Bereicherung für die Gesellschaft und für unser Gemeinwesen betrachten würde, wie wir es machen, die wir den Landtagsbeschluss vom 13. Dezember 2002 natürlich unterstützen und heute bekräftigen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Einspruch der Bundesregierung ist sachlich nicht gerechtfertigt, vielmehr ist der Beharrungsbeschluss, von dem ich vermute, dass er mit klarer Mehrheit beschlossen werden wird, in hohem Maße sachlich gerechtfertigt. Die Stadt Wien, die Mehrheit des Wiener Landtages, beharrt darauf, dass es in unserer Stadt auf verfassungskonforme Art und Weise mehr Demokratie geben soll. Es sollen Menschen, die in unserer Stadt seit Jahren ihren Lebensmittelpunkt haben, hier ihre Steuern zahlen, hier ihren Beitrag zu unserem gemeinsamen Wohlstand leisten, deren Kinder hier zu Bürgerinnen und Bürgern unserer Stadt heranwachsen, wenigstens auf Bezirksebene ein gewisses Maß an Mitbestimmung haben. Darauf beharren wir mit Überzeugung und mit Stolz. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und es soll wirklich irgendjemand einmal hergehen und mit sachlichen Argumenten erklären, warum Bundesinteressen gefährdet sein sollen, wenn Nicht-EU-BürgerInnen, die seit Jahren hier leben, mitentscheiden, was in ihrem unmittelbaren Lebensbereich, auf Bezirksebene, geschieht.

Beispielsweise, was sind die Kompetenzen der Bezirke: Wenn man festlegt, wo soll ein Seniorenwohnheim situiert werden, wenn man die Planung und Herstellung und Instandhaltung eines Kinderspielplatzes, oder eines Ballspielplatzes festlegt. Ich will jetzt nicht die ganzen Kompetenzen der Bezirksvertretungen aufzählen, aber diese Dinge des unmittelbaren Lebensbereiches können und sollen auch von MitbürgerInnen, die noch nicht die Staatsbürgerschaft besitzen, aber längere Zeit hier ihren Lebensmittelpunkt haben, mitgestaltet werden. Das ist gut so und richtig so und dient der Integration. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es wird dadurch einfach, Herr Kollege Kabas, (Abg Mag Hilmar Kabas spricht mit StRin Karin Landauer.) wenn Sie zuhören, (StRin Karin Landauer: Das machen wir ja!) in keiner Weise die Staatsbürgerschaft ausgehöhlt. Das ist einfach ein falsches Argument, das ich hiermit schon widerlegt habe. (Abg Mag Hilmar Kabas: Dann sagen Sie mir, was hat es denn auf sich!) Hätten Sie zugehört, dann hätten Sie es schon gehört. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das stimmt auch!) 

Es ist auch nicht richtig, dass wir das nicht debattiert hätten. Mein Kollege Ulm hat ja heute nicht selbst gesprochen, deshalb hat er den Vorwurf hier nicht bringen können, aber er hat öffentlich mehrmals gesagt, wir hätten das nicht seriös behandelt. Wir haben es im Unterausschuss außerordentlich seriös behandelt, wir haben ausgezeichnete ExpertInnen des Rathauses gehabt, die uns verfassungsrechtlich beraten haben. Ich darf bei dieser Gelegenheit auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Rathauses herzlich dafür danken, dass sie uns so gut und fachkundig bei der Ausarbeitung dieses Gesetzes unterstützt haben. (Beifall bei der SPÖ.)

Und es ist zu guter Letzt ein Gutachten vom hochrenommierten Universitätsprofessor Mayer, der weit davon entfernt ist, irgend einer politischen Partei zugeordnet zu werden, (Heiterkeit bei der FPÖ.) - den zum Beispiel auch, so viel ich weiß, die Kärntner Freiheitlichen einmal beauftragt haben und durchaus in der damals gestellten Frage von ihm Recht bekommen haben - ja, der quasi überhaupt keiner Partei nahe steht, sondern hoch renommiert und objektiv ist. Und das Gutachten von Prof Mayer hat ergeben, dass unser Entwurf eindeutig verfassungskonform ist. 

Wir haben auch auf Grund der verschiedenen Gutachten unsere ursprüngliche Idee eingeschränkt, haben das passive Wahlrecht dahingehend eingeschränkt, dass es für Bezirksvorsteher und -StellvertreterInnen und Bautenausschüsse nicht gilt. 

Das war nicht, weil wir das von Haus aus energisch gewünscht hätten, sondern weil eben es dadurch noch sicherer verfassungskonform ist. Und jetzt herzugehen, wie es auch Kollege Tschirf gemacht hat und hier von einer Diskriminierung zu sprechen, ist wohl, ich würde fast sagen, demagogisch. Auf jeden Fall aber ist es heuchlerisch und dieses Argument muss ich zurückweisen. Man kann nicht einerseits vollkommen gegen jedes Wahlrecht für ausländische MitbürgerInnen sein und andererseits sagen, es sei diskriminierend, wenn eine gewisse Funktion auf Grund von verfassungsrechtlichen Gründen nicht ausgeübt werden kann. Das ist doppelzüngig und ich weise diese Argumentation aufs Schärfste zurück. (Beifall bei der SPÖ.)

Wir haben, das sage ich ganz offen, nicht die weitest gehende Variante dessen beschlossen, was an Mitbestimmung denkmöglich ist, sondern wir haben das beschlossen, nämlich das Bestmögliche, was innerhalb der Verfassungsordnung, der Bundesverfassungsordnung möglich ist, und das kann sich sehen lassen. Es ist eine Variante, die von den Wienerinnen und Wienern mitgetragen wird und von der Mehrheit der Wienerinnen und Wiener befürwortet wird und da kann auch diese sonderbare Kampagne der FPÖ nichts ändern, aber es wundert mich ja nicht, die FPÖ hat natürlich Angst vor mehr Demokratie. (Abg Mag Hilmar Kabas: Wer bitte, so ein Blödsinn!) Deshalb, egal ob jetzt Inländer oder Ausländer wahlberechtigt sind, ob EU-Bürger oder nicht EU-Bürger, bei jeder Wahl in den letzten Jahren laufen ihnen massenweise die Wähler davon und deshalb hat die FPÖ Angst vor mehr Demokratie. (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Sehen Sie sich den heutigen Kurier dann an!)

Das neue Wahlrecht - ich will ich jetzt nicht alles wiederholen, was drinnen steht, weil wir das ja alles schon am 13. Dezember gehört haben, aber das sage ich noch einmal -, ist ein Quantensprung für mehr Demokratie in Wien und es wird den ausländischen Mitbürgern dazu verhelfen, dass sie im demokratischen System unserer Stadt nicht mehr nur Objekte sondern Subjekte sind, dass in Zukunft alle Fraktionen dazu veranlasst sind, sich mit den Problemen der MitbürgerInnen ausländischer Herkunft mehr als bisher zu befassen und ich glaube, dass diese Einbeziehung der ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger in unser demokratisches System nicht nur im Interesse der ausländischen Mitbürger selbst ist, sondern genauso im Interesse der Inländer, der alteingesessenen Bevölkerung. 

Denn es ist in unser aller Interesse, dass es nicht zu einer Absonderung, zu einer Segregation von ausländischen Mitbürgern kommt, dass sie nicht an den Rand der Gesellschaft gedrängt werden, sondern dass sie mitten in der Gesellschaft sind, dass wir miteinander in Wien leben, dass sie ins Zentrum der Gesellschaft geholt werden und dass es in allen Bereichen ein gemeinsames Leben gibt. Und dazu dient eben das neue Wahlrecht, und ich muss natürlich dazu sagen, im Vergleich zu zahlreichen anderen europäischen Großstädten haben wir ja in Wien schon sehr viel erreicht, es gibt keine problemüberladenen Gettos wie in anderen europäischen Großstädten. 

Ich darf an dieser Stelle der StRin Renate Brauner herzlich danken, die sich in der Integrationspolitik allgemein, aber speziell beim Demokratiepaket, als dynamischer Motor erwiesen hat. Ich darf aber auch allen anderen Mitgliedern der Stadtregierung – den Amtsführenden Mitgliedern der Stadtregierung - herzlich danken, weil das ja eine Querschnittsmaterie ist, insbesondere dem Herrn Landeshauptmann und Bürgermeister. Bei einer Querschnittsmaterie müssen alle Regierungsmitglieder mitwirken und wir haben in der Integrationspolitik gemeinsam schon sehr, sehr viel erreicht, aber es wird jetzt durch dieses Demokratiepaket noch ein weiterer wichtiger Schritt getan und es ist in unser aller Interesse, dass allfällige Problembereiche minimiert werden und die Vielfalt als Chance und Bereicherung gesehen wird. 

Das ist der Grundinhalt der Integrationspolitik unserer Stadt und genau diesem Ziel dient auch das neue Wahlrecht: wir wollen keine Stadt, in der es heißt, hier sind die Inländer, da sind die Ausländer. Wir wollen, dass Wien für alle Menschen, die hier leben eine gute, soziale, interessante und demokratische Stadt ist, wir wollen bestmögliche Integration, also Eingliederung in die Gesellschaft, aber wir wollen keine erzwungene Assimilation und in dem Sinn wundert es mich nach wie vor - ich habe es schon einmal im Gemeinderat gesagt - dass die ÖVP trotz durchaus interessanter Stimmen aus den eigenen Reihen bei ihrem absoluten Nein geblieben ist. 

Ich will jetzt nicht Kollegen Gerstl schaden, deshalb erwähne ich ihn heute nicht extra, aber er war deutlich für das Wahlrecht, auch schon öffentlich. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das stimmt ja gar nicht!) Ich erwähne die Grazer ÖVP, ich erwähne die jüngeren Stellungnahmen von Univ Prof Welan und ich erwähne natürlich die zahlreichen Stimmen aus dem christlichen Bereich, Caritas und so weiter, mit denen Sie aber zugegebenermaßen in Ihrer Integrationspolitik nichts mehr zu tun haben. Also, das muss man langsam aber sicher auch sagen. 

Ich will hier nicht noch einmal alle juristischen Argumente bringen, denn das ist ja schon geschehen. 

Ich möchte nur noch eine Sache widerlegen: Auch in der Stellungnahme von Prof Heinz Mayer vom 11. März 2003 zum Homogenitätsprinzip führt Prof Mayer deutlich folgendes an: “Eine zusammenfassende Betrachtung zeigt im Ergebnis, dass die Wiener Bezirksvertretungen zwar allgemeine Vertretungskörper sind, aber nicht solche, die in der Bundesverfassung ihre Grundlage finden, die Bundesverfassung für die Wahlen zu den Wiener Bezirksvertretung keine Regelung enthält, das verfassungsrechtliche Homogenitätsprinzip lediglich für die allgemeinen Vertretungskörper normiert ist, die in der Bundesverfassung geregelt sind und dass daher dieses verfassungsrechtliche Homogenitätsprinzip für die Wahlen zu den Wiener Bezirksvertretungen keine Relevanz hat.“ Das sind die klaren Worte von Universitätsprofessor Mayer und ich glaube, da sollte man, wenn man schon die Studenten mit verfassungsrechtlichen Grundlagen traktiert oder vielleicht unterhalten hat, ich weiß es ja nicht, ich war ja nicht dabei, lieber Kollege Tschirf, (Abg Dr Matthias Tschirf: Da gibt es ja mehrere Meinungen!) dann sollte man diese Stimme ernst nehmen und nicht von Haus aus behaupten, das sei verfassungswidrig. Ich glaube, das ist nicht seriös. 

In dem Sinn kann ich auch schon weitgehend zum Schluss kommen. 

Aber vielleicht sollte ich noch einmal darauf zurückkommen, dass gesagt worden ist, die Europäische Union wäre dagegen. Das stimmt natürlich überhaupt nicht, dass die Europäische Union gegen das kommunale Wahlrecht für ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger wäre, im Gegenteil, es gibt auch europäische Länder, wie Schweden, die Niederlande, Großbritannien, die Schweiz, die zwar nicht in der Europäischen Union ist, aber trotzdem, und Portugal, (Abg Mag Hilmar Kabas: Es gibt nur eine Richtlinie der Kommission!) Diese nur als Beispiel für Länder, die schon das kommunale Wahlrecht für ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger haben und wo niemand auf die Idee gekommen ist, dass dies gegen Prinzipien der Europäischen Union wäre. Das Gegenteil ist der Fall: die Europäische Union steht für Weltoffenheit und steht für das Miteinander und steht damit für ein kommunales Wahlrecht für ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger. (Beifall bei der SPÖ.)

Der Wiener Landtag wird heute - da bin ich sehr zuversichtlich - den Gesetzesbeschluss vom 13. Dezember 2002, betreffend ein Landesgesetz, mit dem die Wiener Stadtverfassung und die Wiener Gemeindewahlordnung 1996 geändert werden, wiederholen. Das nehme ich an, mit gutem Grund, und der Wiener Landtag bekennt sich damit zu Werten und Prinzipien, die für Wien demokratiepolitisch und integrationspolitisch wichtig sind. Er bekennt sich damit zu Werten, die im besten Sinn europäisch und zukunftsträchtig sind. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Landtagspräsident Johann Hatzl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Dr Tschirf gemeldet.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Der Abg Stürzenbecher hat ein Zitat von Prof Mayer gebracht, und genau das ist falsch. Es ist nämlich sehr wohl ein allgemeiner Vertretungskörper und das sagt auch die Judikatur des Verfassungsgerichtshofs. Ich würde auch empfehlen, diese zu studieren, und wir haben es auch in einem Gutachten vorgelegt. Das liegt unter anderem daran, dass die Bundesverfassung im Jahr 1920 sehr wohl davon gesprochen hat, daher kann man nach der Interpretation des Verfassungsgesetzes davon ausgehen, dass sie diesen Begriff vorgefunden hat. Und daher sind Bezirksvertretungen allgemeine Vertretungskörperschaften. Soweit ein Nachholunterricht für einen gelernten Juristen. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Aber das steht im Widerspruch zum Gutachten!)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Strache!

Abg Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Landtagspräsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es war uns seit Wochen bewusst, dass die SPÖ den heutigen Beharrungsbeschluss irgendwann treffen wird, jetzt ist es soweit. Zwischenzeitlich haben wir doch noch die Hoffnung gehabt, dass man es sich vielleicht überlegen könnte und vielleicht doch noch eine Einsicht kommt. Die ist nicht gekommen, man versucht es durchzupeitschen. Und wenn Herr Kollege Stürzenbecher vorher der Meinung war, wir hätten Angst vor der Demokratie gehabt, oder Angst vor der Demokratie, (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Angst vor mehr Demokratie!) oder mehr Demokratie: Also, wir waren ja jene Partei in diesem Haus, die gesagt hat – obwohl wir erst vor einer kurzen Phase eine Wahlniederlage erlitten haben – nun, stellen wir uns in dieser Frage einer Volksabstimmung und lassen wir mehr Demokratie zu. 

Also, wenn jemand Angst vor mehr Demokratie gehabt hat, dann waren Sie es, weil Sie diese Volksabstimmung nicht zugelassen haben und das Volk nicht entscheiden lassen wollten. (Beifall bei der FPÖ) 
Und die Demokratie lebt ja zum Glück auch davon, dass es in vielen Bereichen unterschiedliche Meinungen und unterschiedlich Standpunkte gibt, diese natürlich auch dementsprechend in diesem Haus artikuliert, über sie diskutiert und auch streitet, um dann halt je nach Mehrheitsverhältnissen, oder wenn etwas verfassungs-widrig sein sollte, dann auch durch das Gericht eine Entscheidung zu treffen. 

Wenn Sie aber hier heute den europäischen Geist bemüht haben, dann muss ich wirklich sagen, das ist hanebüchen gewesen, was Sie hier zum Ausdruck gebracht haben, denn ich werde Ihnen den europäischen Geist zitieren. Und zwar hat die Europäischen Union einen Beschluss gefasst, eine Entschließung des Rates vom 4. März 1996, wo sie klar und deutlich darauf verweist, dass Drittstaatsangehörige grundsätzlich erst nach einer zehnjährigen ununterbrochenen und rechtmäßigen Aufenthaltsdauer - nicht Wohnsitzmeldung, sondern Auf-enthaltsdauer - in der Europäischen Union eine Gleichstellung mit Inländern, daher EU-Bürgern, im rechtlichen und sozialen Status erlangen sollen. Damit ist gerade und ohne Zweifel das Wahlrecht als Kernbereich der staatsbürgerschaftlichen Rechte gemeint. So gesehen ist das, was Sie mit dem europäischen Geist vorher strapaziert haben, auch ein Unsinn. 

Sie haben, und ich bin davon überzeugt, Herr Bassan Tibi, der ja die Meinung vertreten hat und auch vertritt, dass das Staatsbürgerschaftsrecht eben entscheidend ist für ein Wahlrecht ... (Abg Dipl Ing Omar Al-Rawi: Wer ist das, der Professor Bassan Tibi!) Der Herr Prof Bassan Tibi ist ein anerkannter Professor, ein Islamexperte, ein Experte, der ganz genau darum Bescheid weiß, wie wichtig es ist - gerade aufgrund der Migrationsbewegungen, die Europa in den letzten Jahrzehnten sehr, sehr massiv erlebt hat -, dass der Integrationsprozess mit der Staatsbürgerschaftsverleihung abgeschlossen werden muss. 

Und das ist etwas ganz Entscheidendes, weil wir sonst extremistischen Tendenzen und Radikalismen das Wort reden würden und eigentlich einen integrationsfeindlichen Akt setzen, weil wir damit auch staatsfeindliche Gruppen auf Dauer vielleicht unterstützen könnten, die diese Systeme dann ausnützen, und davon spricht Prof Bassan Tibi und ich denke, wir sollten das auch ernst nehmen und nicht einfach so beiseite schieben. (Abg Dipl Ing Omar Al-Rawi: Fragen Sie den Haider, was er damit meint!) 

Wir sind auch deshalb klar und deutlich der Meinung, dass ein Meldezettel einfach zu wenig ist. Und das Wahlrecht muss ein Staatsbürgerschaftsrecht bleiben. 

Wir haben heute schon die juristischen Begründungen mehrfach gehört und durchdiskutiert, wir haben die verfassungsrechtlichen Bedenken durchdiskutiert, aber natürlich gibt es auch politische Bedenken, und ich nenne es einen staatsbürgerfeindlichen Akt, der hier heute mit diesem Beharrungsbeschluss gesetzt wird. Es ist ein staatsbürgerfeindlicher Akt, wo ich klar und deutlich interpretiere, dass die Staatsbürger eine Aushöhlung ihrer Rechte erfahren und ihre Stimme als Staatsbürger in Zukunft nicht mehr so viel Wert haben wird, wie sie bisher gehabt hat, weil durch eine Ausweitung einfach der Stimmwert reduziert wird, und das ist faktisch vorhanden. 

Und natürlich ist das auch eine Diskriminierung für Neo-Staatsbürger, die einen zehnjährigen, zwanzigjährigen Integrationsprozess durchschritten haben, die sich hier integriert haben in diese Gesellschaft, die die deutsche Sprache erlernt haben, die dann am Ende des Integrationsprozesses, den sie erfolgreich abgeschlossen haben, mit ihrer Staatsbürgerschaft, die sie verliehen bekommen haben, letztlich auch einen Eid für die Republik ausgesprochen haben und sich zu dieser Republik Österreich bekennen. Und das ist eine wesentliche Grundvoraussetzung, wenn ich ein Wahlrecht in Anspruch nehmen will. (Beifall bei der FPÖ) 
Und solange ich mich nicht zu dieser Republik bekennen will, soll ich auch nicht mitbestimmen. Es gibt ja zuhauf Menschen, die in unser Land zugewandert sind, die sich ja gar nicht zu dieser Republik bekennen wollen, die ja gar nicht Staatsbürger werden wollen, die sich auch vielleicht nur bewusst gewisse Rosinen aus dem System herauspicken wollen und die Staatsbürgerschaft gar nicht anstreben, und obwohl sie schon lang die rechtliche Begründung vorfinden würden, diese Staatsbürgerschaft zu beantragen, tun sie es nicht, weil sie gar kein Interesse daran haben. Solche Menschen gibt es zuhauf auch in diesem Land, weil sie ganz andere Interessen vertreten und weil sie gar kein Bekenntnis für diese Republik ablegen wollen. Und das ist eben etwas ganz Entscheidendes, und deshalb ist es auch so wichtig, darauf aufmerksam zu machen. 

Und ich sage, das, was heute hier mittels Beharrungsbeschlusses vonstatten geht, ist ein Anschlag auf die Verfassungsrechte der Staatsbürger und deshalb sind wir auch so massiv in dieser Frage, und deshalb haben wir auch heute mit einer Kampagne begonnen, weil wir merken mussten, dass das in der öffentlichen Debatte das eher klein gehalten wurde und auch Sie offensichtlich als verantwortliche Stadtregierungspartei, nicht wirklich ein Interesse gehabt haben, das in der Öffentlichkeit breit zu diskutieren oder eine breite Information zuzulassen. 

Denn wenn ich mir ansehe, dass Ihre Informationsbroschüren, die von Seiten der Gemeinde Wien in der Öffentlichkeit verteilt worden sind, nur in serbokroatischer, in türkischer, in polnischer, in englischer Sprache herausgegeben worden sind, aber nicht in deutscher Sprache, (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das stimmt gar nicht!), dann frage ich mich, wollten Sie die Staatsbürger nicht informieren über diese Entscheidung, die Sie hier getroffen haben, wollten Sie hier die Staatsbürger sozusagen nicht informiert wissen, dass Sie hier ein Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger umgesetzt haben. 

Und den Eindruck vermittelt es. Ich habe den Eindruck, dass Sie auch ein bisschen ein ungutes Gefühl dabei haben, weil Sie ganz genau wissen, dass es sehr, sehr viele sozialdemokratische Sympathisanten und Wähler gibt, die mit Ihrem Weg, den Sie hier beschreiten, nicht einverstanden sind, und die sich auch klar dagegen aussprechen. Da steckt natürlich die Motivation dahinter, dass Sie keine breite Diskussion zu diesem Thema haben wollen. Aber ich denke, diese Diskussion wird sehr wohl stattfinden. 

Und ich gebe Ihnen Recht, wenn Sie angesprochen haben, dass wir bei den letzten Wahlen nicht wirklich sehr erfolgreich waren. (Abg Harry Kopietz: Es wird noch weniger werden!) Ich gebe Ihnen Recht. Wir waren nicht wirklich sehr erfolgreich und ich denke, der Wähler hat auch immer Recht. Es ist immer die jeweilige Partei auch dafür verantwortlich und selbst Schuld, wenn sie eine Wahlniederlage erhält, keine Frage. 

Aber ich denke, dass gerade Sie mit Ihrer Hochnäsigkeit, mit der Sie jetzt vorgehen und die Staatsbürgerrechte mit Füßen treten, viele Staatsbürger in diesem Land wachrütteln und viele Staatsbürger wissen werden, dass es in Wien eine starke Freiheitliche Partei braucht, damit sich in dieser Stadt solche Sachen auf Dauer einfach nicht durchsetzen können. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Christian Oxonitsch: Das sieht man an Ihrem Wahlerfolg!) 

In dieser Stadt sind wir nun einmal - auch nach wie vor - die verlässliche und vor allen Dingen stärkste Kontrollpartei und ich denke, den Bürgern in dieser Stadt und in diesem Land ist es nicht gleichgültig, (Abg Christian Oxonitsch: Wir haben noch gute Ohren!) dass in dieser Stadtregierung eine Partei sitzt, die seit fast nahezu 60 Jahren durchgängig an der Macht und an der Herrschaft ist und auch die ganzen Probleme, die in dieser Stadt vorhanden sind, ja selbst zu verantworten hat und diese Verantwortlichkeit nicht abschieben kann. 

Diese Verantwortlichkeiten können Sie nicht abschieben, und deshalb werden die Wähler auch in dieser Stadt die Problemfelder getrennt von einer bundespolitischen Ebene beurteilen, weil man hier auch getrennte Beurteilungen vornehmen muss. (Abg Kurt Wagner auf den Redner zeigend zu seinen Fraktionskollegen: So schauen erfolgreiche Politiker aus!) 
Aber Ihr Ansatz ist halt jener, und das muss man schon auch festhalten, weil Sie gesagt haben, es gehe ja nur um den Kommunalbereich. Also, ich kann mich daran erinnern, dass sowohl Vertreter der GRÜNEN, als auch der Bürgermeister vor die Medienlandschaft getreten sind und gesagt haben, das soll der erste Schritt sein. 

Die weiteren Schritte, die Sie sich vorstellen, haben Sie ja schon klar und deutlich artikuliert. Ja selbstverständlich auch auf Gemeinderats- und Landtagsebene, ja selbstverständlich auch auf Nationalratsebene, das ist ja euer Ziel, und in Wirklichkeit ist das euer Ziel, dass Ihr auf Dauer die Staatsbürgerschaft als solche zu einem Papierl dekretiert, das keinen Wert mehr haben wird. Und das ist etwas, wo die Staatsbürger mit Sicherheit nicht einverstanden sind.

Ich denke, diese Diskussion in den kommenden Wochen wird auch noch zeigen, dass die Staatsbürger in dieser Stadt hier eine Meinung dazu haben und diese Meinung auch sicherlich der Stadtregierung zur Genüge mitteilen werden. 

Weil Frau Kollegin Vassilakou heute einige Punkte auch angesprochen hat, möchte ich auch kurz auf sie zu sprechen kommen. Sie hat davon gesprochen, dass das ein wichtiger Integrationsschritt ist, der heute mit diesem Beharrungsbeschluss, der initiiert wird, hier stattfinden wird. Ich nenne ihn einen integrationsfeindlichen Schritt, und das wurde heute schon ansatzweise ausgeführt. 

Selbstverständlich ist es so, dass jemand, der zugewandert ist, natürlich auch Zeit braucht sich zu integrieren und natürlich macht es auch Sinn, dass jemand vorher der deutschen Sprache mächtig ist, bevor er ein Wahlrecht zugesprochen bekommt, denn es macht ja wenig Sinn, wenn er in die Wahlzelle hineingeht und nicht einmal den Stimmzettel übersetzen kann und nicht einmal weiß, welche Partei er hier wählen soll. Es macht natürlich Sinn, dass ein Integrationsprozess vorher stattfindet und der Integrationsprozess ist natürlich bei uns auch so festgelegt - und das noch einmal auch zur Betonung -, dass am Ende eines erfolgreichen Integrationsweges natürlich die Staatsbürgerschaft steht und natürlich dann mit Verleihung der Staatsbürgerschaft auch alle Rechte übergehen auf den Neostaatsbürger, und das ist etwas Entscheidendes.

Wenn ich aber jetzt diesen Schritt setze, dann zeige ich doch all jenen, die sich jetzt 10, 20 Jahre lang mühevoll integriert haben, die mühevoll die deutsche Sprache gelernt haben, die sich zu dieser Republik bekennen, dass das was sie an Leistung gebracht haben, offensichtlich keinen Wert mehr hat und die ärgern sich zu Recht, diese Neoösterreicher, weil sie sagen, es kann doch nicht sein, dass ich diese Leistungen gebracht habe und bringen musste und die mir auch wichtig sind und ich an dieses hehre Ziel auch geglaubt habe, und jetzt geht man her und will jedem Anderen sozusagen diese Rechte nachwerfen.

Es ist eben so, dass das Wahlrecht, aber auch die Staatsbürgerschaft, kein Geschenkartikel sein kann und da haben wir auch immer eine klare Positionierung gehabt. 

Und wenn Sie von einer modernen Demokratie gesprochen haben, Frau Kollegin Vassilakou, dann kann ich nur sagen, eine moderne Demokratie hält sich an die Verfassung, eine moderne Demokratie trachtet danach, dass man Gesetze so formuliert, dass es nicht dazu kommen muss, dass sie verfassungsrechtlich beein-sprucht werden. 

Aber wenn Sie der Meinung sind, dass eine Ankündigung von unserer Seite, dass wir versuchen werden den Verfassungsgerichtshof anzurufen, etwas Erbärmliches ist oder ein Gipfel oder unglaublich – Sie haben da mehrere Begriffe genannt – dann frage ich Sie wirklich: Wollen Sie die Justiz ausschalten? Ist das Ihr demokratisches Verständnis, dass Sie die Justiz ausschalten wollen, dass Sie den Weg, die Möglichkeit für den Staatsbürger und für politische Parteien, die Gerichtswege zu beschreiten, verhindern wollen, wenn Sie so argumentieren, wie Sie das heute hier getan haben? Das ist wirklich mehr als verwunderlich und das halte ich für erbärmlich und sehr bedenklich, wenn Sie so argumentieren. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir haben in den vergangenen Debatten die wir hier geführt haben, auch immer wieder ein Beispiel gebracht, das vielleicht manchem in diesem Haus nicht gefallen hat. Aber ich denke, dieses Beispiel bringt es trotzdem sehr gut auf den Punkt, und ich werde es daher in einer etwas abgeänderten Art und Weise, aber doch auch, wiederholen. Denn ich denke, auch Wiederholung ist sehr wichtig und man weiß, wenn man etwas wiederholt, dann denkt man vielleicht oder schafft es dadurch, dass manche doch noch einmal darüber nachdenken und sich die Frage stellen, ob sie vielleicht mit ihrer Vorgangsweise ganz so richtig liegen.

Und das Haus Österreich als Beispiel, das nun einmal Eigentümer hat, dieses Haus Österreich, nämlich die Staatsbürger, die die legitimen Eigentümer sind, und da gibt es eben, noch einmal, eine Verfassung die das regelt, die das Staatsvolk auch dementsprechend festhält. Dieses Staatsvolk hat eben eine spezielle Verankerung. 

Da bin ich jetzt, ganz kurz abschweifend, durchaus bei der Kollegin Vassilakou. Man kann der Meinung sein, das Wahlrecht soll geändert werden und soll auch für nicht EU-Bürger ausgedehnt werden. Es ist nichts Verwerfliches dabei, wenn man so eine Meinung hat, aber dann müsste man auch den korrekten Weg gehen und den Versuch unternehmen, eine Verfassungsänderung herbeizuführen. Aber so wie Sie es versuchen umzusetzen, ist es einfach der falsche Weg. 

Und das Haus Österreich, das eben legitime Eigentümer hat, nämlich die Staatsbürger, die Rechte und Pflichten haben, die auch auf Grund gewisser Bedürfnisse heraus, aber auch auf Grund einer Großzügigkeit heraus, viele Mieter und Untermieter in ihrem Haus aufgenommen haben und Menschen, welche oftmals in ihrem Ursprungsland nicht einmal ein Dach über dem Kopf gehabt haben, vielen dieser Menschen auch eine neue Chance in diesem Land geboten haben und die auch die Möglichkeit haben, wenn sie sich integrieren und dann am Ende der Integrationsleiter Staatsbürger werden, Miteigentümer dieses Hauses zu werden. Also alle diese Möglichkeiten gibt es ja. 

Aber Sie wollen das jetzt unterminieren, Sie wollen das jetzt aushöhlen, indem Sie hergehen und sagen, wir wollen nicht Eigentumsrechte dann auf Dauer übergeben und wir wollen nicht abwarten, bis jemand Eigentumsrechte erhält, sondern wir wollen das abschneiden und wollen an den Eigentümern dieses Hauses eine Teilenteignung vornehmen und automatisch Menschen, die kein Interesse haben, dieses Haus zu erwerben, automatisch an diesem Haus beteilen. Und das ist einfach nicht korrekt. Das ist nicht korrekt, noch dazu, wenn man zu dieser Causa keine Eigentümerversammlung gemacht hat. 

Und da bin ich wieder bei der Volksabstimmung. Deshalb wäre diese Volksabstimmung ein so wichtiger demokratischer Vorgang gewesen, weil diese Frage eine wirklich wichtige Frage ist, die eben viele rechtliche Punkte und natürlich auch viele emotionale Punkte bei den Menschen berührt. 

Zum Abschluss noch ganz kurz: Die Verfassungswidrigkeit, die heute schon oftmals angesprochen wurde, ist im entscheidenden Punkt eine, die man darauf festmachen kann, wie sie sich im Postulat wiederfindet, das ich zitiere: “Alle Gewalt, alles Recht geht vom Volk aus.“ Darunter versteht man eben explizit das Staatsvolk. Und wenn man vom Staatsvolk spricht, dann ist auch nur der Staatsbürger gemeint, der sich zu diesem Staat und zu dieser Republik bekennt. 

Und Sie durchschneiden das, weil Sie offensichtlich in Ihrem politischen Verständnis gar kein Interesse daran haben, dass jene Menschen, die zu uns gekommen sind, sich zu dieser Republik und zu diesem Staat auch bekennen. 

Das finde ich einen wirklich falschen Ansatz und einen gefährlichen Ansatz, bei dem wir einfach nicht mitgehen können und bei dem mit Sicherheit auch die österreichischen Staatsbürger auf Dauer nicht mitgehen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich der Abg Dr Madejski gemeldet.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Kollegin Vassilakou kenne ich schon seit vielen Jahren, aber was sie hier heute geboten hat, das hat sie eigentlich noch nie gemacht und sie hat es gar nicht notwendig, um sich zu profilieren, dass sie uns hier einer unglaublichen Art und Weise etwas über den Prospekt erzählt, und dass wir hier Rechtsbruch und was weiß ich alles, begangen hätten. Natürlich haben wir das nicht begangen. 

Wir sind stolz darauf, dass wir Leute gefunden haben, die Wien als ihre Heimat ansehen, die nicht hier geboren sind und die ihre eigene Meinung vertreten. 

Es kann durchaus sein, dass Sie Leute kennen, die mit Ihnen gearbeitet haben. Ich kenne auch sehr viele Leute die mit uns gearbeitet haben, heute ganz wo anders sind, vielleicht etwas anderes wählen, etwas anderes unterschreiben, das soll mir Recht sein, aber ich werde sie nie unter Druck setzen und ich werde nie in der Öffentlichkeit solche Ungeheuerlichkeiten behaupten wie Sie, dass der überhaupt nichts gewusst hat.

Ich darf Ihnen versichern, selbstverständlich - wir sind auch keine Idioten in diesen Dingen und durchaus seit Jahren im politischen Geschäft -, haben wir von sämtlichen Leuten, die hier abgebildet sind - wir haben viel mehr fotografiert, haben dann mit den Leuten gesprochen, manche haben gesagt, sie wollen es nicht, weil es für eine FPÖ-Kampagne ist, selbstverständlich ist zu akzeptieren – und diejenigen, die hier drauf sind und auch andere, die nicht auf diesem Prospekt sind aber vielleicht in Zukunft auf anderen Prospekten erscheinen, haben selbstverständlich ihr schriftliches Einverständnis gegeben, dass sie zur Verfügung stehen mit ihrem Foto, auch bei einer politischen Kampagne der FPÖ und wir haben mehrere Gespräche seitens der Agentur mit diesen Personen geführt und sie waren auch extra im Studio des Fotografen und haben genau gewusst, worum es geht. Das wollte ich nur zur tatsächlichen Berichtigung sagen, denn so etwas, Frau Kollegin, kann man nicht im Raum stehen lassen (Beifall bei der FPÖ. – Abg Heinz Christian Strache: Aber jetzt üben Sie keinen Druck auf die Personen aus!)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist daher geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte Sie, diesen Beharrungsbeschluss zu unterstützen. Dieses Gesetz ist sehr lange vorbereitet worden und es ist sehr intensiv diskutiert worden. Sie wissen, wir haben viele Sitzungen eines eigens eingerichteten Unterausschusses gehabt, der offensichtlich bei manchen aus Gründen, die mir nicht einsichtig sind, unbemerkt vorübergegangen oder zumindest nicht erinnerlich ist, wir haben mit Experten und Expertinnen ausführlich diskutiert, sogar externe Gutachten eingeholt, dass dieses Gesetz auch verfassungsgemäß zustande kommt. 

Und dieses Gesetz ist vor allem eines, sehr geehrte Damen und Herren, es ist politisch richtig. Und da habe ich auch von den Gegnern dieses Wahlrechtes heute keine neuen Argumente gehört. 

Denn, sehr geehrter Herr Abgeordneter Tschirf, das Argument, dass es in anderen Ländern eine niedrige Wahlbeteiligung gibt, wo es ein Ausländerlnnenwahlrecht gibt, ist kein besonders gutes, außer sie wollen die Rechtmäßigkeit des Präsidenten der Vereinigten Staaten in Frage stellen oder der vieler anderen Wahlen, in denen es leider eine geringe Wahlbeteiligung gibt. Wir sind vermutlich ... (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist die Frage der Akzeptanz!) Ja die Frage der Akzeptanz des Amerikanischen Präsidenten ist eine über die man diskutieren kann, aber sie hat hier im Moment keinen Platz. Die Tatsache ist egal, wo es niedrige Wahlbeteiligungen gibt. Wenn wir die Demokratie ernst nehmen, dann sollten wir alle miteinander wollen, dass sie höher wird (Abg Dr Matthias Tschirf: Richtig!) aber die Tatsache, dass es in gewissen Bereichen niedrige Wahlbeteiligungen gibt, dazu zu benützen, den Menschen damit ihre demokratischen Rechte abzusprechen oder die Rechtmäßigkeit einer Wahl in Frage zu stellen, halte ich für absolut falsch. (Abg Dr Matthias Tschirf: Wie vernünftig das ist!)

Und Ihre Argumentation, dass Sie sagen, es darf eine Position, nämlich die des Vorstehers beziehungsweise des Bauausschusses von Menschen nicht besetzt werden, die nicht die österreichische Staatsbürgerschaft haben, und deswegen lassen wir sie gleich gar nicht wählen, die finde ich, ehrlich gesagt, zynisch. Und ich habe auch noch kein Argument von Ihnen gehört, was Sie eigentlich dazu sagen, dass ausländische Bürger und Bürgerinnen dieser Stadt sehr wohl für die Berechnung der Mandate der Bezirksvertretung herangezogen werden, aber aus irgendeinem Grund dann dafür nicht wahlberechtigt sein sollten. Nicht alleine das zeigt schon, dass es hier keine wirklich guten und stichhaltigen Argumente gibt, sondern dass die Argumente, die hier gebracht wurden, Ausdruck eines ziemlichen Argumentationsnotstandes sind. (Abg Dr Matthias Tschirf: Zur Berichterstattung!) 

Und ich muss Ihnen sagen, es wird wahrscheinlich Viele, auch meiner eigenen Fraktion, überraschen, dass ich sage, was waren das noch für gute Zeiten wie in der Wiener ÖVP Herr Vizebürgermeister Görg was zu reden gehabt hat, denn damals war zumindest eine Gesprächsbereitschaft vorhanden. Und ich kann mich an eine Enquete erinnern, wo er gesagt hat, im Gleichklang mit EU-Regelung kann ich mir sehr wohl ein Wahlrecht vorstellen. Aber leider hat sich das offensichtlich geändert und das Ergebnis der ÖVP-FPÖ Koalition zeigt sich in dieser Diskussion. 

Die ÖVP zieht zwar die Freiheitlichen bei allen Machtpositionen und bei allen Posten über den Tisch, aber die FPÖ darf sich auf die Fahne schreiben, dass sie sich zumindest in der integrationspolitischen Debatte durchgesetzt hat und ihre Meinung jetzt leider auch von der ÖVP vertreten wird, was ich bedauere und die Hoffnung nicht aufgebe, dass sich das wieder ändert. 

Und insofern, sehr geehrte Damen und Herren, ist die Bemerkung, dass Wien den Bund in integrationspolitischen Fragen nachahmen sollte wirklich nur, wie ein Zwischenruf aus dieser Runde war, als eine gefährliche Drohung zu sehen. Denn bei all dem, was im Moment an bundespolitischem Versagen auf dem Tisch liegt - und da ist ja die Pensionsreform nur ein Beispiel davon – ,finde ich es überhaupt, wenn mir eine kleine Randbemerkung erlaubt ist, (Abg Dr Matthias Tschirf: Wie ist das mit dem Wein und Gusenbauer!) beachtlich, dass sich Vertreter einer Bundesregierung, die gerade dabei ist, Menschen die ihr Leben lang hart gearbeitet haben ihre wohlerworbenen Rechte, Frauen, die sich um Kinder gekümmert haben ihre wohlerworbenen Rechte auf die Pension zu rauben, das Wort Bürgerrecht überhaupt noch in den Mund zu nehmen trauen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. – Abg Mag Harald STEFAN: Die Frau Stadtrat spricht!)
Aber auch in der Integrationspolitik ist das, was passiert, ein wirklicher Skandal und wir werden uns ganz sicher nicht am Bund ein Vorbild nehmen, denn der Bund hat bis jetzt kein Antidiskriminierungsgesetz vorgelegt, obwohl er dazu verpflichtet wäre. Und in einer kleinen Randbemerkung muss ich meine Kollegin Vassilakou korrigieren: Es sind keine Zwangsdeutschkurse vorgeschrieben worden. 

Wenn sie bloß Deutschkurse organisieren würden! Es wurden Zwangsdeutschprüfungen vorgeschrieben, aber nicht gleichzeitig auch Kurse organisiert. Und ich weiß, es ist eine reine Formulierungsfrage, aber das finde ich, ist ein Skandal und das denke ich unterscheidet uns, denn wir machen es umgekehrt, wir bieten die Kurse an und die Menschen nutzen sie und das Deutschsprechen funktioniert in dieser Stadt und in diesem Land sehr gut und wir werden uns sicher auch kein Beispiel daran nehmen, dass man aus rein wahltaktischen Gründen vor der Wahl Menschen, nämlich Flüchtlinge, Frauen, Kinder, Schwangere, Kranke auf die Strasse gesetzt werden, nur weil man damit Wählerfang macht. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. – Abg Dr Matthias Tschirf: Ist das Berichterstattung?)
Wir werden uns auch kein Beispiel daran nehmen, dass das Integrationshaus zum Beispiel seitens der Bundesregierung zu wenig Unterstützung bekommt. Da sind wir eingesprungen als Stadt Wien und wir werden das auch weiter tun und wir werden auch zum Beispiel in einer wichtigen Einrichtung wie Zara, wo es um Antirassismusarbeit geht, helfen, weil sie vom Bund im Stich gelassen werden. 

Und zu dieser Broschüre, sehr geehrten Damen und Herren, die in der Debatte mehrfach angesprochen wurde: Sie entspricht leider dem Niveau, das die Freiheitlichen oft gezeigt haben, (Abg Johannes Prochaska: Oder Sie!) denn es ist falsch informiert worden (Abg Johannes Prochaska: Das machen Sie!) und es werden wieder Leute gegeneinander gehetzt, Ausländer, Inländer. Diejenigen, die schon die Staatsbürgerschaft haben, gegen die, die sie noch nicht haben. (Abg Heinz Christian Strache: Sie diskriminieren die Staatsbürger, das ist Ihr Ansatz!) Das ist ein Weg den wir nicht gehen, wir wollen die Leute zusammenbringen und nicht auseinander. 

Und weil ich vorher über die Deutschkurse gesprochen habe: Sie mit Ihrer Argumentation der Diskriminierung, Sie sind ein Paradebeispiel für den, der auseinander hetzt und der auseinander husst. (Abg Heinz Christian Strache: Sie diskriminieren die Staatsbürger!) Da werden wir nicht mitmachen und Sie können noch so schön dirigieren, meine Herren, ich kann Ihnen auch beweisen, dass Sie die Unwahrheit sagen, denn das ist symptomatisch für diese Kampagne. Sie sagen, wir wollen die Informationen über dieses Gesetz nicht den Bürgern und Bürgerinnen weitergeben, denn wir haben keine Informationen auf Deutsch. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das ist Englisch, Serbokroatisch, Polnisch und Türkisch und das, meine Damen und Herren, ist Deutsch. (Abg Heinz Christian Strache: Haben Sie das auch begriffen!) Sollten Sie damit Schwierigkeiten haben, kann ich Ihnen einen der exzellenten Kurse des Wiener Integrationsfonds anbieten (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Das ist an alle Wiener und Wienerinnen gegangen, das war eine Beilage von Wien aktuell, auch das ist in Deutsch gefasst, das ist in anderen wichtigen Sprachen abgefasst, die in dieser Stadt glücklicherweise gesprochen werden, weil wir sind eine Internationale Stadt und wir sprechen viele Sprachen und wir haben die Wiener und Wienerinnen in allen Sprachen informiert. 

Sehr geehrte Damen und Herren, dieses Wahlrecht, das Ihnen jetzt zum zweiten Mal vorgelegt wird, um es zu beschließen, ist ein wichtiger demokratiepolitischer Schritt. Eine Demokratie entwickelt sich weiter und muss sich weiter entwickeln, wenn sich eine Gesellschaft weiter entwickelt. Demokratie funktioniert umso besser, je mehr Menschen sich daran beteiligen und je mehr Menschen die Möglichkeit haben, hier Einfluss zu nehmen. Dieses Wahlrecht ist ein wichtiger integrationspolitischer Schritt und es ist im Interesse aller und deswegen, sehr geehrte Damen und Herren, bitte ich Sie, diesem Beharrungsbeschluss zuzustimmen. (Abg Johannes Prochaska: Alles entwickelt sich, nur die SPÖ nicht!) Danke schön. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Hohes Haus! 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag gemäß Art 98 Abs 2 B-VG auf Wiederholung des Landtagsbeschlusses vom 13. Dezember 2002 betreffend das Gesetz, mit dem die Wiener Stadtverfassung und die Wiener Gemeinderatswahlordnung 1996 geändert werden. 

Ich habe zunächst die Aufgabe vorerst einmal festzustellen, ob mehr als die Hälfte der Abgeordneten anwesend ist. Es ist kein Zweifel, diese Situation ist gegeben. - Ich habe daher dies festgestellt. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die dem Antrag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist die SPÖ und die GRÜNEN. - Das ist die Mehrheit. Somit ist dieser Antrag mehrstimmig so beschlossen worden. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu einem weiteren Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP-Abgeordneten Dr Matthias Tschirf und Dr Wolfgang Ulm. 

Es ist der Antrag, der Landtag wolle beschließen, dass entsprechende Gespräche - es wurde ja auch berichtet - aufzunehmen sind, eine Novelle zur Gemeindewahlordnung vorzulegen. In formaler Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Herrn Landeshauptmann und an die Frau Amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt. 

Wer für die Zuweisung dieses Antrages der ÖVP ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist fast einstimmig, weil einzelne Abgeordnete aus verschiedenen Bereichen nicht aufgezeigt haben und daher ist das mehrstimmig, aber fast einstimmig - lassen Sie mich das so umschreiben - auch hier beschlossen worden und daher zugewiesen. 

Meine Damen und Herren, wir haben daher diesen Tagesordnungspunkt abgeschlossen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 2. Sie betrifft die 1. Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung ... (Unruhe im Saal, einige Abgeordnete verlassen ihre Plätze, der Präsident läutet die Glocke.) Darf ich festhalten, die Sitzung ist nicht beendet (Heiterkeit bei den Abgeordneten.) und es gibt auch keine Erholpause, sondern die Fortsetzung. 
Diese Postnummer 2 betrifft die 1. Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 (das ist die 14. Novelle zur Dienstordnung 1994), die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (das ist die 16. No-velle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995), die Besoldungsordnung 1994 (das ist die 20. Novelle zur Besoldungsordnung 1994) und das Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995 (das ist die 3. Novelle zum Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995), ge-ändert werden sollen. 

Berichterstatterin hiezu ist die Frau Amtsführende Stadträtin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Amtsf StR Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte Sie, die vom Herrn Präsidenten schon ausführlich beschriebenen Novellen zu diskutieren und ihnen zuzustimmen. Danke schön. 

Präsident Johann Hatzl: Wir haben hier eine Debatte vorgesehen. Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall, ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. 

Als erster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Chorherr. 

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Ich möchte diesen Tagesordnungspunkt, in welchem es um die Dienstordnung und um eine Reihe von anderen Gesetzesänderungen geht, nutzen, um auf die aktuelle Diskussion, die in der Tat und mit Recht ganz Österreich bewegt, den unglaublichen Vorschlag der Bundesregierung zur - was heißt Pensionsreform - zur Pensionskürzung nicht nur zu diskutieren, sondern auch hier zwei Anträge einzubringen. (Abg Dr Wilfried Serles: Nun, geht denn das überhaupt?) Weil in der Tat tue ich mir ja leicht, weil es ja namhafte Vertreter schon dieser Koalition gibt, die fast wortident das kritisieren, was bei diesem Vorschlag zu kritisieren gilt. 

Es geht, um es nur ganz kurz zu machen, um eine überfallsartige Kürzung von bis zu 40 Prozent der Pensionen und jeder weiß, worum es dabei geht. Es geht um die Verquickung von kurzfristigen Budgetsanierungsmaßnahmen mit einer notwendigen Pensionsreform, die jetzt husch-pfusch eingebracht wird. 

Und ich habe noch kurz vorher von einer Pressekonferenz der beiden ÖVP-Vizepräsidenten der Arbeiterkammer von Wien und Niederösterreich gelesen, die gesagt haben, und ich zitiere wörtlich: Unabhängig von einzelnen Entschärfungen appellieren sie an ihre Parteikollegen der ÖVP, im Nationalrat diesem Beschluss nicht zuzustimmen. 

Also, was will man da als Oppositionspolitiker noch drauflegen. Und sie sagen ganz eindeutig, ihre Hauptkritik sei eben die Verknüpfung, die vollkommen fahrlässige Verknüpfung einer Steuerreform, die irgendwie finanziert werden muss, mit jetzt wirklich überfallsartigen, von niemandem verständlichen Kürzungen. Es regt sich ein breitester Widerstand in ganz Österreich, auch bei sehr Vielen, für die es unbestritten ist, dass es zu einer Pensionsreform kommen soll. Aber bei einer Pensionsreform, die für die nächsten 10, 20, 30, 40 Jahre die Pensionen sichern soll, kann es doch nicht darum gehen, ob man jetzt 4 Wochen länger oder kürzer diskutiert. Deswegen geht auch unser Antrag genau in diese Richtung. 

Erstens: Ganz klar ist, auch rechtzeitig die Rute ins Fenster zu stellen. Sollte der Plan der Bundesregierung in Bezug auf die Reformierung des österreichischen Pensionssystems so beschlossen werden, wird die Wiener Landesregierung aufgefordert, von ihrem Recht gemäß Art 140 Abs 1 B-VG Gebrauch zu machen und dieses Gesetz per Antrag an den Verfassungsgerichtshof auf seine Verfassungsmäßigkeit überprüfen zu lassen. 

Vieles deutet darauf hin, dass das ein verfassungswidriger Entwurf ist. 

Das ist der erste Antrag, den ich gemeinsam mit meiner Kollegin Cordon einbringen möchte. 

Und der zweite Antrag ist ein Ersuchen an die Wiener Landesregierung, eindeutig beim Bund mittels Begutachtungen und über viele Gespräche, die hoffentlich folgen sollen, klarzustellen, dass 

1) dieser Entwurf zurückgezogen wird. Nicht um einzelne Retuschen geht es, sondern dass dieser Entwurf zurückgezogen wird. Und wenn hier ein Kollege der ÖVP den Kopf schüttelt: Das verlangen wortgleich ÖVP-Funktionäre und Funktionärinnen, wortgleich! Also, da muss es ordentlich scheppern und wenn ich das richtig in Erinnerung habe, diese Aussendung, die ich jetzt gerade gelesen habe vor fünf Minuten, dann sagen diese beiden ÖVP-Funktionäre - noch einmal - die Vizepräsidenten der Arbeiterkammer von Wien und Niederösterreich, bei ihrem Wahlverhalten für den Bundesparteiobmann werden sie das auch zum Ausdruck bringen. Na serwas, G’schäft. 

Nun, der Schüssel kann sich da warm anziehen, wenn bereits in der Öffentlichkeit derartig fundamental gegen diesen Entwurf polemisiert wird. Und ich verstehe ja überhaupt nicht, warum er so daran festhält. Warum hält man so daran fest. Es geht ohnehin so niemals durch. 

Warum setzt man sich nicht hin, bereitet in Ruhe und seriös in einigen Wochen und Monaten etwas vor. Es ist ja von beiden Oppositionsparteien auf Bundesebene die Bereitschaft erklärt worden, hier zu diskutieren, hier etwas vorzubereiten, etwas was sozial gerecht ist. 

Etwas, was nicht primär und fundamental zu Lasten von Frauen in diesem Land geht, und das hat auch schon die Frau Rauch-Kallat zugestanden, dass es sich insbesondere gegen Frauen richtet, das bereiten Sie vor. Also der zentrale Punkt unseres Antrags: Rücknahme des bestehenden Entwurfs.

2. Ein breiter, öffentlicher Diskussionsprozess. Jetzt kommt man drauf, und ich glaube, da war vorgestern ein Kommentar im "STANDARD", wo stand: „Was ist das für eine Gesetzgebung, wo man im Nachhinein gleich merkt, was alles schlecht war?“ Eine zugegeben so politisch, sozial sensible wie rechtlich schwierige Materie soll man in Ruhe vorbereiten, damit nicht das passiert, was jetzt passiert ist. Erst sagt man den Leuten: Kauft´s euch Pensionsjahre nach - und jetzt schafft man das wieder ab und überlegt sich, wie man das nachgekaufte Geld rückerstattet. Das ist ein jenseitiger Weg, ein Gesetz zu machen. Also ein breiter öffentlicher Diskussionsprozess mit VertreterInnen aller Parteien, der Sozialpartner und sonstigen wichtigen Interessensvertretungen, in dem Vorschläge für ein harmonisiertes Pensionssystem eingebracht und ein größtmöglicher Konsens erzielt werden soll. 

Sozialpartner, fällt mir ein – der Herr Leitl und der Herr Verzetnitsch. Der Herr Leitl hat gesagt, die Sozialpartner werden bis Herbst einen gemeinsamen Entwurf vorlegen. Ja was ist das? Ist der Herr Leitl ein Niemand in der ÖVP? Also was brauchen Sie noch für Argumente? (Abg Johann Römer: Das sag’ ich dir gleich!) Wir sind nicht per du, Herr Kollege.

Ein sozial verträgliches Pensionssystem, das sich nach folgenden Grundsätzen richtet: Keine Geldbeschaffung und Budgetsanierung des Bundes durch Pensionskürzungen, Absicherung des derzeitigen Bundesanteils als Grundpfeiler der gesetzlichen Pensionsversicherung und damit einer solidarischen Pensionsabsicherung. Noch einmal der Kernpunkt: Um die Pensionen 2010 und folgende abzusichern, ist es absurd, zur kurzfristigen Budgetsanierung diese sogenannte Reform jetzt herbeizuführen. 

Nächster Punkt: Vermeidung von Altersarmut. Meine Damen und Herren! Wir haben derzeit Hunderttausende Frauen ohne eigenen Pensionsanspruch! Die Einkommens- und Vermögensunterschiede sind besonders im Alters riesengroß. Also hier geht es darum, der Altersarmut - sie wurde heute von der Frau Korosec auch richtig angesprochen - gegenzusteuern und nicht einen Entwurf vorzulegen, der das noch verschärft, indem er insbesondere bei Frauen derartige Kürzungen vorsieht.

Und dann ein ganz ein wichtiger Punkt, auf den schon der Kollege Öhlinger bei den Verhandlungen mit der ÖVP im Zuge der Regierungsbildung aufmerksam gemacht hat und der jetzt auch wieder sichtbar wird: Es kann doch nicht gehen, dass man, indem man radikal und kurzfristig sagt „Keine Frühpensionen“, Menschen direkt in die Arbeitslosigkeit schickt! Hier geht es um flankierende Maßnahmen, um massive flankierende Maßnahmen für die über 50jährigen, über 55jährigen am Arbeitsmarkt. Da gibt es Ideen. Das ist auch nicht einfach, aber hier kann man etwas tun und hier muss man etwas tun! Noch einmal: Zu glauben, es ist bitte bis Dienstag Zeit, in drei Tagen kann man sich da etwas Nachhaltiges einfallen lassen - also wie unseriös agiert diese Bundesregierung? Ich glaube, dass das eines der wirklich unterschätzten Punkte, eines der großen Themen ist. 

Und weil ich im Prinzip durchaus Einiges, was die Frau Korosec heute in der Früh gesagt hat, teilen will, nicht was Ihre Verteidigung der Bundespolitik betrifft, aber dass es um ein Umdenken einer älter werdenden Gesellschaft geht, wo es in der Tat nicht sinnvoll ist, auch gegen ihren Willen 52jährige, 54jährige, 56jährige in die Pension zu schicken: Dass es darum geht, einen funktionierenderen Arbeitsmarkt zu schaffen für, was heißt ältere Leute, beim heutigen Lebensalter, das bei 80 und darüber hinaus liegt, ist eine 52jährige nicht alt, sondern ist mitten drinnen was Gesundheit betrifft und auch was Erfahrung betrifft. Hier müssen wir uns überlegen, wie wir diese Menschen im Arbeitsprozess halten und Qualifikationsmaßnahmen setzen können. Was kann hier passieren? Das ist ein ganz ein wichtiger Punkt.

Ein letzter Punkt unseres Antrags: Progressive Pensionssicherungsbeiträge für alle, womit gemeint ist, dass es in der Tat darum geht, eine gerechte Form des Beitrags zu finden, die sich einfach danach richtet, je mehr jemand Pension oder Einkommen hat, in desto größerem Ausmaß soll er dazu beitragen, die Pensionen absichern zu helfen.

Ich werde Ihnen jetzt zum Abschluss sagen, was momentan passiert und was Sie mit dieser Diskussion anrichten: Sie stellen damit den Generationenvertrag radikal in Frage. Viele 25jährige, 30jährige, 35jährige sagen: Ich kann mir à la longue ohnehin nichts mehr erwarten, wenn so Politik gemacht wird, wie sie jetzt von der Regierung gemacht wird. Warum sollen wir überhaupt noch einzahlen? Das grundsätzliche Solidaritätsprinzip, dass die Arbeitsfähigen, die in Arbeit befindlichen in die Pensionsversicherungen einzahlen, damit die derzeitigen Pensionen gesichert werden, ist eine unglaubliche Stärke unseres Systems. Wenn sich die Jüngeren verabschieden und sagen: Bitte ich zahl’ nicht mehr ein, ich versichere mich überhaupt nur mehr privat, ich pfeiff’ auf den ganzen Sozialstaat - dann rütteln wir am Fundament dessen, was soziale Gerechtigkeit in Österreich ist! Und das ist eine der Auswirkungen dieses Überfalls.

Darum wünsche ich mir und erhoffe eine breite Mehrheit für diese beiden Anträge – Gang zum Verfassungsgerichtshof, falls der Entwurf so kommt, aber vorweg massiven Druck auf die Bundesregierung, das zurückzunehmen. Ich erhoffe mir Unterstützung und glaube, dass das ein Thema ist, ein so ein wichtiges Zukunftsthema, das uns hier auch noch weiter beschäftigen wird. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN und bei den Abgen Dipl Ing Omar Al-Rawi und Dr Kurt Stürzenbecher.)
Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Präsident Römer. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Der Vorredner hat bereits die aktuelle Pensionsdebatte angefangen und ich gehe davon aus, dass es nachfolgende Redner ebenfalls tun werden. Daher vielleicht auch von mir erst einmal ein Blick zurück.

Das Pensionsrecht unterliegt ja einer permanenten Änderung, permanent werden Novellen verabschiedet, permanent wird mit anderen Gesetzen in die Gesetzesmaterie eingegriffen und trotzdem ist immer wieder Handlungsbedarf gegeben. Das ist vollkommen logisch, denn das ist ja keine statische Sache, da geht es ja um viele Faktoren, die hier Einfluss nehmen. 

Der erste große Punkt war an und für sich, als damals Rürup gebeten oder beauftragt wurde, das österreichische Pensionssystem zu durchforsten und Vorschläge zu unterbreiten. Wir können uns noch erinnern, dass es da zwar schöne rot gebundene Bücher gegeben hat, aber in Wirklichkeit wenig umgesetzt worden ist, weil man der Meinung war, dass man das ruhig hinausschieben kann. Ich komme darauf noch zurück.

Der zweite wesentliche Faktor war, dass diese Bundesregierung, das heißt die vorige Bundesregierung, den Auftrag gegeben hat, das Pensionssystem in Österreich wieder zu durchforsten. Im Dezember wurde der zweite Bericht der Expertenkommission zur Rahmenplanung des Pensionssystem vorgelegt. Ich glaube, jetzt ist es an der Zeit, dass man darüber auch diskutiert und schaut, welche Dinge man umsetzen kann, welche Wege man in Zukunft gehen will. 

In diesem Bericht, wenn man die über 120 Seiten durchgearbeitet hat, kommt man dann zur Botschaft Nummer 2 und die möchte ich gerne vorlesen, weil sie, glaube ich, schon wichtig ist. Da steht nämlich: "Zur langfristigen Finanzierung der Alterspensionen genügt es nicht, wenn wir mehr und länger arbeiten."

Das heißt, die Expertenkommission, und da gehe ich jetzt davon aus, dass das keine regierungsfreundlichen Experten alleine waren, sondern im Gegenteil, der Großteil der Experten der Regierung skeptisch gegenüber steht oder sogar in anderen Lagern beheimatet ist, hat hier festgestellt, dass es weiterer Maßnahmen bedarf, weil die Hinaufsetzung des Pensionsalters nicht die allein seligmachende Vorgangsweise ist. 

Im Zuge der Regierungsbildung wurden ja Sondierungsgespräche mit allen Parteien geführt und hier ist ja immer wieder auch die Pensionsreform angesprochen worden. Daher soll heute niemand so tun, als wäre er überrascht, als wäre es ein neues Thema, sondern ich gehe davon aus, dass alle drei anderen Parteien mit der stimmenstärksten Partei ausgiebig und intensiv über das zukünftige Pensionsrecht gesprochen haben. 

Dass dieses Pensionsrecht reformiert werden muss, das ist, glaube ich, einem jeden bewusst und das weiß auch der Mensch auf der Straße. Das weiß er auch nicht nur deswegen, weil dann immer die Schuld den Privatversicherungen zugeschoben wird, die natürlich dieses Thema für ihre Zwecke noch schüren, das weiß ich schon, aber den Leuten ist schon bewusst, dass hier Handlungsbedarf ist. Und da gibt es ja viele Ursachen. Es muss einem ja bewusst sein, dass seit der Verabschiedung der gesetzlichen Sozialversicherung die Lebenserwartung - sind wir froh - ganz schön gestiegen ist. Jedes Jahrzehnt steigt es, wenn man den Statistiken nachgeht und das heißt, es ist natürlich auch mehr Bedarf gegeben. Es gibt immer mehr Frühpensionisten. Bei der Verabschiedung der ersten Gesetze hat es ja diese Frühpensionen noch gar nicht gegeben hat. Man muss auch zur Kenntnis nehmen, dass verfehlte Arbeitsmarktpolitik und verfehlte Wirtschaftspolitik jahrzehntelang auf Kosten der Pensionsversicherung vertuscht wurden, weil man jene, die man nicht mehr beschäftigen konnte, mit verschiedenen Erleichterungen des Zugangs in die Frühpensionen geschickt hat. Das ist ja sogar so weit gegangen, dass man für die metallverarbeitende Industrie eigene Regelungen gebraucht hat, wo Frauen schon ab 50 und Männer schon ab 55 in Pension gehen konnten. Das ist nicht unbedingt negativ, sondern ich will nur sagen, dass (Abg Godwin Schuster: Zwangsweise werden sie jetzt pensioniert! Jetzt!) man hier viele – (Abg Godwin Schuster: Die Menschen können doch nichts dafür!) Na die Menschen können nichts dafür! – Dinge, die man versäumt hat, auf die Pensionsversicherung ausgelagert hat. 

Natürlich muss man auch zur Kenntnis nehmen, dass der Bundesbeitrag ins Gerede gekommen ist. Angefangen von der ersten Überlegung der Finanzierung der Pensionen, wo man jetzt - grob gesprochen - davon ausgegangen ist, ein Drittel zahlt der Dienstgeber, ein Drittel zahlt der Dienstnehmer, ein Drittel ist der Bundesbeitrag, wissen wir heute schon, dass wir weit davon entfernt sind. Im ASVG-Bereich sind wir knapp über 20 Prozent, im Angestelltenbereich sind wir sogar unter 20 Prozent und die Tendenz ist fallend. Das hat natürlich auch einen Grund, und jetzt gar nicht die Garstigkeit von irgendwelchen Politikern, denn es ist ja schon lange zurückliegend, dass diese Maßnahme, den Bundesbeitrag einzudämmen, getroffen wurde, sondern einfach deswegen, weil der Bundesbeitrag zwar nicht in Prozenten des Pensionsaufwands, sondern betragsmäßig gestiegen ist, weil immer mehr Menschen, die in Pension gegangen sind, natürlich auch einen erhöhten Zuschussbedarf haben.

Ich glaube, dass es natürlich auch ein Bekenntnis dazu geben muss, dass der Bund sich seiner sozialen Verantwortung nicht entledigen kann und der Bundesbeitrag hier auch in Zukunft seinen Anteil an der Pensionsfinanzierung leisten muss.

Vielleicht sollte man in diesem Zusammenhang auch darauf verweisen, dass schon den Altvorderen, wie man so schön sagt, bewusst gewesen ist, dass soziale Sicherheit eine wichtige Säule der Demokratie ist. Ich möchte in diesem Zusammenhang auch darauf verweisen, dass Sozialpolitik dazu da ist, einen Ausgleich zwischen den verschiedenen Schichten der Bevölkerung zu machen. Soziales kann keinesfalls nur aus finanzpolitischer Sicht beurteilt werden. 

Ich habe gesagt, die Sondierungsgespräche haben sicher auch bei Ihnen allen die Gewissheit gebracht, dass hier Handlungsbedarf ist. Ich habe mir nur einige Daten zusammengeschrieben, damit man sieht, wie es in der anderen EU-Welt ausschaut, weil bei uns immer so getan wird, als wenn da jetzt irgend etwas ganz Geheimnisvolles passieren würde. Die anderen Länder haben nämlich entweder sowieso immer schon einen späteren Pensionsbeginn gehabt oder sie haben bereits im vorigen Jahrzehnt Maßnahmen gesetzt. Belgien zum Beispiel hat am 1. Juli 1997 damit begonnen: Hinaufsetzung des Pensionsalters auf 65, Übergangsbestimmung für Frauen bis 2009. Dänemark: Die wichtigste Pension wird mit 65 gewährt. Deutschland: Mit 65, zum Teil unter gewissen Voraussetzungen auch vorher mit 63. Griechenland hat die große Reform 1998 gemacht: Pensionsalter 65. Spanien: Pensionsalter auf 65. Italien, das ja ein Land war, wo man die Pension noch früher als in Österreich bekommen hat, hat die große Pensionsreform im August 1995 gemacht. Liechtenstein, Luxemburg, Niederlande haben ein Pensionsalter von 65. Norwegen hat ein Pensionsalter für die Mindestaltersrente, ein Mischsystem, mit 67. Portugal hat das entscheidende Gesetz 1993 beschlossen, ebenfalls Anfallsalter 65. Finnland ebenfalls Anfallsalter 65. Das heißt, wir sind in Europa damit nicht alleine, die jetzt zugeben müssen, dass wir hier Handlungsbedarf haben. 

Da gibt es einen Entwurf, der in die Begutachtung geht - und das ist ja nichts Schlechtes, sondern im Gegenteil etwas Gutes -, und dieser Entwurf hat viel Aufregung verursacht. Doch ich glaube, viel Aufregung zu verursachen ist bei so einem großen Reformwerk gar nicht zu verhindern und soll wahrscheinlich auch so sein. Soll doch so eine Begutachtung die relevanten Kräfte zusammenführen, um diesen Entwurf ausgiebig zu diskutieren. Sollen doch alle relevanten Kräfte ihre Vorstellungen einbringen. 

In dem Zusammenhang ist natürlich auch zu bemerken, dass das natürlich mit Auseinandersetzungen verbunden ist. Das ist ja vollkommen klar, weil immer so imaginär zu sprechen „Wir brauchen Reformen“ das ist das Eine, aber dann Taten, Tatsachen auf den Tisch zu legen, ist etwas anderes. 

Der SPÖ geht es da ja nicht besser. Nachdem sie monatelang gesagt hat, wir machen ein eigenes Konzept, das sie uns dann irrsinnig lange verschwiegen hat, haben sie jetzt einen kleinen Teil bekannt gegeben, nennen aber keine Details. Aber selbst das, was bekannt gegeben wurde, führt immerhin dazu - und das ist auch nicht gerade wenig -, dass so eine renommierte Zeitung wie die „Salzburger Nachrichten“ heute titelt: „Pensionen: SPÖ vor der Zerreißprobe“. Also auch dort gibt es - auch wenn das vielleicht ein bisschen für die erste Seite geschrieben ist - und ohne dass man da jetzt garstig ist kann man das feststellen, heftige interne Diskussionen über das, was der Parteichef Gusenbauer vorgelegt hat. Auch dort gibt es bei diesem Thema sogar parteiintern Differenzen und diese Differenzen gibt es natürlich auch in der großen politischen Vielfalt. Darüber muss man natürlich reden. 

Ich glaube aber, es gibt keine allzu große Hast, sondern es ist eine seriöse Behandlung angesagt, die garantiert, dass am Schluss eine sozial ausgewogene Pensionsreform steht, die heuer und auch in den nächsten Jahrzehnten die Sicherheit der Pensionen und damit die Sicherheit für die Menschen bringt. Eine Sicherheit, die sich die Menschen auf der einen Seite verdienen, aber auch eine Sicherheit, die natürlich einfordert, dass die nächsten Generationen den Generationsvertrag einhalten. (Beifall bei der FPÖ.)

Es gibt natürlich viele Fragen in diesem Zusammenhang, zum Beispiel: In welchem Zeithorizont soll die vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer tatsächlich auslaufen? In diesem Zusammenhang sei nur bemerkt, weil das nicht so gerne gesagt wird, dass es natürlich auch eine vorzeitige Alterspension bei Arbeitslosigkeit gibt. Und da wissen alle, die sich damit befasst haben, dass hier die Befürchtung recht groß ist, weil das ja keine Leistung aus der Pensionsversicherung ist, sondern an und für sich eine Leistung aus der Arbeitslosenversicherung, obwohl es aus der Pensionsversicherung bezahlt wird, dass der Europäische Gerichtshof das nicht mehr dulden wird. Also daher ist zu befürchten, dass diese vorzeitige Alterspension bei Arbeitslosigkeit sowieso hätte aufgehoben werden müssen. 

Eine zweite wichtige Frage ist natürlich, dass sicher eine Umstellung der Pensionsberechnung notwendig ist, denn sonst würden ja die vermehrten Versicherungsmonate, die man bei der Hinaufsetzung des Pensionsalters erwirbt, auch zu einer höheren Pension führen und es würde dadurch ja zu keinerlei Ersparnis kommen, sondern im Gegenteil, die Pensionen würden nur höher werden. Doch die Frage ist: Wie sehen die Prozentsätze für die erworbenen Zeiten tatsächlich aus und in welchem Zeitraum - auch eine wichtige Frage - wird das geändert? 

Eine wichtige Frage ist auch: Wie sehen die Abschläge für die vorzeitige Inanspruchnahme endgültig aus? 

Eine Frage ist: Wie viele Monate werden tatsächlich der zukünftigen Berechnung einer Pension zu Grunde gelegt? 

Eine nicht unwesentliche, sondern im Gegenteil sogar wichtige Frage ist: Welche Maßnahmen werden Frauen auch in Zukunft eine entsprechende Alterssicherung garantieren? 

Und eine Frage, die viele Menschen bewegt, die jetzt von diesen Gesprächen betroffen sind, ist natürlich auch: Wie wird die Harmonisierung der Systeme am ehrlichsten in Angriff genommen? 

Eine weitere wichtige Frage, eine Grundsatzfrage ist natürlich: Welchen Prozentsatz für die Erwerbsersatzquote strebt man an? Welcher Prozentsatz soll hier für den Ersatz des nicht mehr vorhandenen Erwerbseinkommens angestrebt werden?

Zusammengefasst kann man hier vielleicht sagen: Zwei wichtige Fragen stellen wir uns heute, nämlich: Ab wann gilt in Wirklichkeit ein einheitliches Recht für alle? Und die zweite Frage ist: Wie wird das Übergangsrecht und wie werden die Übergangsbestimmungen für all jene gestaltet, die keine oder nur mehr wenig und geringe Gestaltungsmöglichkeit haben, sich auf die neuen Umstände und Erwartungen einzustellen? 

Ich glaube, dass es schon interessant ist, und darum ist das ja so gut, dass hier ein Entwurf in die Begutachtung geht, weil dann alle relevanten Kräfte ihre Meinungen, ihre Überlegungen mit einbringen können. Vorige Woche zum Beispiel hat der ÖAAB-Mann Hiesl darauf verwiesen, dass im nächsten Jahrzehnt, wenn die Pensionsreform so kommen würde wie es im Ministerialentwurf in der Begutachtung drinnen ist, ein Bundesbeitrag gar nicht mehr notwendig wäre, sondern sogar Überschüsse erzielt werden können.

Aber ich glaube, das sollte alles ordentlich durchdiskutiert werden. Heute jedoch schon die Diskussion abzuwürgen, indem man die Türe zustößt und ich würde jetzt fast sagen, mit der Erpressung droht, wenn die Regierung nicht einlenkt, dann steht Österreich, das halte ich in diesem Zusammenhang für nicht sehr zielführend. Ich glaube, dass nach der Begutachtung eines Vorschlags, und mehr ist es ja derzeit noch nicht, und nach einem Regierungsentwurf das Parlament ein Reformpaket verabschieden wird, das doch von großen Teilen der Bevölkerung, und ich sage jetzt bewusst von Älteren und Jüngeren, weil beide sind und müssen daran interessiert sein, dass hier bestmögliche Lösungen gesucht werden, akzeptiert wird, nämlich als zukunftsweisend akzeptiert wird. Da drängt die Zeit an und für sich nicht. Wenn nicht schon nächste Woche eine Regierungsvorlage vorliegt, dann darf das für ein so großes Werk kein Manko sein, sondern ein Zeichen für eine ernsthafte Auseinandersetzung mit allen auf dem Tisch liegenden Stellungnahmen und Vorschlägen. Da darf es bei so einem großen Reformvorhaben auch nicht unbedingt auf Tage, Wochen oder vielleicht sogar Monate ankommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Kollegen von der SPÖ werden heute einen umfassenden Antrag einbringen, der so viele Punkte enthält, die alle einzeln auf ihre Auswirkungen geprüft werden müssen. In so kurzer Zeit ist es leider nicht möglich, so viele Punkte auf ihre Auswirkungen zu prüfen, sodass wir guten Gewissens diesem Antrag heute nicht zustimmen können. Hier treffen wir uns ja mit dem oberösterreichischen SPÖ-Chef Haider, der das SPÖ-Modell auch nicht mittragen kann, da er ja die Auswirkungen ebenfalls erst in Ruhe prüfen muss. Ich glaube, es ist (Abg Franz Ekkamp: Du musst es ja schon wissen!) eine Tatsache, die vielleicht seriös ist, wenn man sagt, wenn schon so ein großer Antrag im Raum steht, dann soll man auch, wenn man wirklich guten Gewissens zustimmen will, die ganze Sache in Ruhe überdenken. 

Dem Antrag, der vom Kollegen Chorherr eingebracht worden ist, mit dem Gang zum Verfassungsgerichtshof, werden wir ebenfalls nicht zustimmen, weil wir davon ausgehen, dass nach eingehender Diskussion und Beschlussfassung im Parlament eine Pensionsreform verabschiedet wird, die diesen Gang zu einem Verfassungsgerichtshof nicht notwendig macht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, weil jetzt dauernd über Harmonisierung gesprochen wurde und wird ein kleines Detail noch, was mich aufregt, weil immer gesagt wird, alle Menschen sind gleich: 

Da hat man im Zuge des Privilegienabbaus seinerzeit in der gesetzlichen Pensionsversicherung extra mit einem eigenen Gesetz, mit einer eigenen Novelle noch geschwind hineingegeben: Kein ASVG-Pensionist darf Politiker sein. Das heißt, ist jemand Bezieher einer vorzeitigen Alterspension und wird er dann Politiker, und sei es nur geschäftsführender Stadtrat in einer kleinen Stadt mit eigenem Statut, so fällt die ganze vorzeitige Alterspension weg. Nicht viel später, 1997, nachdem die angeblich große Politikerpensionsreform gekommen ist, hat man nicht daran gedacht, dass man umgekehrt vielleicht genauso vorgehen und sagen sollte: Politiker, die eine Pension bekommen, bekommen sie nicht mehr, wenn sie wieder ein Erwerbseinkommen haben. Also diese Gleichstellung von ASVG- und Politikerpensionen wurde damals nicht durchgeführt und ich glaube, das ist eine Sache, wo man sich ärgert, gerade wenn das jetzt aktuell im Gespräch ist, obwohl ich jetzt überhaupt nicht auf irgendeine andere Partei losgehen will, weil das viele Politiker trifft, die irgendwann ausgeschieden und wieder zurückgekommen sind. Aber da geht es um das Prinzip, das man beachten muss und anhand dieses Beispiels wollte ich das aufzeigen, dass im Zuge dieser Harmonisierung auch Gerechtigkeit für alle kommt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben heute einen Akt benutzt und benutzen ihn, um über die aktuelle Pensionsreform zu sprechen. Ich möchte zu diesem Akt nur sagen: Wir unterstützen es, dass auch für die Bediensteten der Gemeinde Wien Familienhospiz-Karenzmöglichkeit besteht und werden daher diesem Gesetzesentwurf zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)  

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Driemer. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Johann Driemer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Meine geschätzten Damen und Herren!

Meine Vorredner haben mich eigentlich insofern bestärkt, dass ich hier einleitend eine sehr deutliche Aussage machen möchte: Die soziale Sicherheit kann doch nicht ein Exizierfeld der Machtpolitik sein! Das möchte ich voranstellen. Dazu ist dieses Thema wirklich zu sensibel und es bedarf hier eines nationalen Konsenses und nicht einer Machtpolitik. Die Sorgen und Ängste der Menschen in unserem Staat um ihre soziale Sicherheit, ausgelöst natürlich durch die Politik der ÖVP-FPÖ-Regierung, erfordert, ja macht es sogar zwingend, dass wir, die Sozialdemokraten, den Wiener Landtag hier damit befassen. 

Meine Fraktion bringt zur sogenannten Pensionsreform - und ich sage jetzt „sogenannte“ Pensionsreform der Bundesregierung - einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, der in der Sachverhaltsdarstellung mit nachvollziehbaren Fakten beweist, dass es sich hier ausschließlich um eine Geldbeschaffungsaktion ersten Ranges handelt. Der Beschlussantrag wird den durch die Bundesregierung geplanten Pensionsraub - so nenne ich das - ablehnen, aber auch ein klares Bekenntnis zu einer zukunftsorientierten und sozial ausgewogenen Pensionsreform ablegen. Der Grundsatz der Sozialdemokraten lautet: „Sozial reformieren und nicht abkassieren.“ Darf ich den Antrag einbringen? (Abg Johann Driemer gibt den Antrag weiter.)

Meine Damen und Herren Abgeordneten der Oppositionsparteien - es sind ja nur wenige da, eine Diskussion über die anstehende Pensionssicherungsreform, über die sogenannte, ist ja uninteressant (Heiterkeit bei der SPÖ.) -, es wird sich ja auch heute bei den Anträgen zeigen (Aufregung bei der ÖVP und FPÖ.), ob es Ihnen wirklich um die Sorge der Menschen in diesem Staat Österreich geht oder ob Sie wieder einmal die Gefangenen Ihrer Bundesparteien sind. Ihr Verhalten wird aber auch zeigen, ob es Ihnen mit dem menschenwürdigen Altsein in Wien und in Österreich ernst ist. Das war auch heute ein Thema, weil nämlich die soziale Sicherheit für die Menschen auch ein Grundpfeiler zur Sicherheit im Alter darstellt. 

Nun, auch die Geschichte beweist, dass sich die Politik der ÖVP trotz mehrfacher Betonung, die christliche Sozialllehre als einen der Grundpfeiler ihrer Politik zu machen, dem Grunde nach nicht geändert hat. Ich werde Ihnen das beweisen und zwar, Sie werden sich erinnern (Abg Johann Driemer zeigt ein Plakat aus dem Jahre 1953 mit der Aufschrift: „Wehrt euch gegen Rentenraub, wählt SPÖ.“), 1953 hat sich die ÖVP klar als Rentenklau dargestellt. (Abg Dr Andreas Tschirf: Sie sind ja ein Archäologe!) Die Wähler haben es damals verhindert, indem sie der SPÖ die meisten Stimmen gegeben haben. Es ist schon bezeichnend, ich darf das da herstellen... (Abg Dr Sigrid Pilz: Ich habe es nicht gesehen!) Nicht gesehen? Bitte, sehr gerne. (Abg Johann Driemer zeigt das Plakat zu den GRÜNEN.- Abg Heinz Hufnagl: Das ÖVP-Lager von damals! – Abg Franz Ekkamp: Jaja, die ÖVP!)
Es ist schon bezeichnend, wie sich die Politik der ÖVP gestern und heute irgendwie gleicht, nicht? War es in den 50er Jahren der Rentenraub, so ist es heute im 21. Jahrhundert der Pensionsraub. Hier sehe ich ein sehr großes Gleichnis in dieser Richtung. 

Wissen Sie...(Abg Heidemarie Unterreiner: Und dazwischen waren Schulden!) Ich komme jetzt gleich zu Ihnen, zur FPÖ. Mit der FPÖ in der Regierung hat nämlich die Österreichische Volkspartei einen Erfüllungsgehilfen, der ihr dabei hilft, menschenfeindliche Politik jetzt auch umzusetzen. „Erfüllungsgehilfe“ steht auch irgendwo in einem Paragraph des ABGB, wenn ich mich richtig erinnere. Darum, meine Damen und Herren Kollegen der FPÖ im Wiener Landtag, empfehle ich Ihnen: Lassen Sie nicht zu, dass Ihre Kollegen in der Bundespolitik Mittäter am Pensionsraub werden! Lassen Sie es nicht zu! An Ihnen wird es liegen, an Ihrem Abstimmungsverhalten! 

Ich würde aber auch die Kolleginnen und Kollegen der FPÖ auffordern: Folgen Sie Ihrem Altparteichef aus Kärnten, der in jüngster Zeit - und zwar am 23.4. - seine Parteigänger aufgerufen hat, auf den Pfad der Tugend zurückzukehren! Kehren Sie auf den Pfad der Tugend zurück! Stimmen Sie gegen diese unsoziale Pensionssicherungsreform, die eine reine Geldbeschaffungsaktion ist! (Heiterkeit bei der FPÖ. - Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren, natürlich auch ein Appell an die ÖVP, vor allem an Bundeskanzler Schüssel: Er sollte ja nicht so tun, als wenn er in Österreich die absolute Mehrheit inne hätte, ja! Wir sind Demokraten, aber er sollte seine Mehrheit nicht so sehen, dass ihn tatsächlich die Mehrheit der österreichischen Wähler gewählt hat und schon gar nicht diese Bundesregierung! Nur damit das auch klar ist. (StR Dr Peter Marboe: 46 Prozent! 46 Prozent!)

Ich glaube auch, man müsste dem Bundeskanzler Schüssel noch einmal sagen, er soll doch viel mehr auf die Volksmeinung hören. Er ist als Bundeskanzler sozusagen der Vertreter des Volks. Der Souverän möchte bei dieser sogenannten Pensionssicherungsreform ein Wort mitreden, er möchte mitgestalten. 

Die Sozialpartner wollen nach den letzten Informationen bei dieser Pensionsreform mitgestalten! Es ist tragisch genug, meine Damen und Herren, aber das muss hier gesagt werden: Hier setzen sich vernünftige Leute der Sozialpartner zusammen und kommen überein, dass sie dem Bundeskanzler und Vizekanzler vorschlagen wollen, jetzt im Ministerrat dieses unsoziale Gesetz, diese Geldbeschaffungsaktion, nicht zu beschließen, sondern dass die Sozialpartner bis 30. September dieses Jahres ein umfassendes Pensionsreformpapier vorlegen werden. Jetzt frage ich: Wollen Sie das haben? Nein? (Abg Johann Driemer zeigt das Plakat nochmals. - Abg Ing Herbert RUDOLPH: Haben Sie das mit dem Kater auch?) Nein, es ist nur das. Ich habe das ganz bewusst herausgesucht, weil es dazu passt. Ich weiß nicht, kennen Sie es? Ja? Ich werde es verkleinern und werde es Ihnen mitgeben, aber es wäre gescheiter, ich tät’s ganz gerne den Kollegen der ÖVP mitgeben.

Ich möchte den Bundeskanzler noch einmal von dieser Stelle aus deutlich auffordern und ihm auch sagen, dass er seine Machtpolitik nicht dahingehend zeigen soll, denn es ist in dieser heiklen Frage besser, alle Menschen in diesem Lande rechtzeitig einzubinden, wo es um ihre soziale Sicherheit geht, sonst wird er für mögliche Konsequenzen auch die Verantwortung zu übernehmen haben.

Unter dem Schlagwort „Pensionssicherungsreform“ – ich muss das immer wieder sagen, „sogenannte“ Pensionssicherungsreform - werden die Menschen in Österreich mit unrichtigen Behauptungen konfrontiert. Es werden Unwahrheiten behauptet, was die Frage der Finanzierung betrifft. Der Kollege Römer hat ja nur ansatzweise etwas gesagt, er hat es ja genauso vermieden zu sagen, dass es in den nächsten vier Jahren an Hand der jetzigen Pensionsreform zu überhaupt keiner Erhöhung des Bundesbeitrags kommt! (Abg Heinz Hufnagl: Bis 2007!) Bis 2007 gibt es keine Erhöhung, daher warum diese Eile? Warum hier nicht eine ordentliche Vorbereitung einer Reform, wo die Menschen in Österreich nicht verunsichert sind und wo sie auch dahinter stehen? Warum nicht, frage ich mich, Herr Bundeskanzler und Herr Vizekanzler? Zum Thema „Finanzierung“ werde ich hier noch einige Ausführungen bringen. Es ist ja besser, wenn man hier am Pult ein bisserl vom Konzept weggeht. Das ist doch gescheiter so.

Es ist ganz interessant, hier gibt es Budgetbegleitgesetze und dazu gibt es ein Paket „Erläuternde Bemerkungen“. Haben Sie diese „Erläuternden Bemerkungen“ einmal gelesen? Als die Arbeiterkammer berechnet hat, welche Auswirkungen diese Pensionsreform, wenn sie so beschlossen wird, bei dem einen oder anderen, Frauen und Männer, hat, da hat man sie bezichtigt, dass diese Berechnungen falsch und an den Haaren herbeigezogen wären. Interessanterweise steht hier in diesen „Erläuternden Bemerkungen“ zu den Budgetbegleitgesetzen deutlich drinnen, dass sich in den nächsten 4 Jahren die Pensionen im Durchschnitt um 15 bis 17 Prozent reduzieren werden. Jedes Jahr um diesen Betrag! Also hier ist bestätigt und auch klar dokumentiert, dass entweder die „Erläuternden Bemerkungen“ zu diesen Budgetbegleitgesetzen nicht gelesen wurden - was ich nicht annehme, wenn so etwas zur Begutachtung ausgesendet wird – oder ich muss davon ausgehen, dass man die Menschen in Österreich bewusst irreführt, indem man behauptet, es ist auf Grund der höheren Lebenserwartung der Menschen unbedingt notwendig, finanzielle Vorsorgen zu treffen. Finanzielle Vorsorgen müssen in den nächsten Jahren nicht getroffen werden! Der Staat kann aus seiner Verpflichtung, einen Teil zur Pension beizutragen, nicht entlassen werden! Sie werden verstehen, dass wir als Gewerkschafter nicht zuschauen werden, dass man den Menschen immer mehr einbläut, in die private Pensionsvorsorge zu gehen, wo das Desaster in den letzten zwei Jahren bei den Pensionskassen am Tisch liegt! Bis zu 18 Prozent weniger Pensionsleistungen sind ausbezahlt worden! (Beifall bei der SPÖ.) Diese Regierung will die Menschen dort hineintreiben? Die Pensionsfonds sind zusammengebrochen! 

Wir müssen hier schauen, dass das umlagefinanzierte Pensionssystem mit einer ordentlichen Reform für die Zukunft sozial ausgewogen hält (Abg Franz Ekkamp: Es ist das Beste! Das Beste!), aber da müssen alle Staatsbürger die Möglichkeit haben, mitzureden. Mitzureden deshalb, weil es sonst wirklich dazu führen würde, dass es sozusagen bei dem jetzigen Pensionsraub tatsächlich zu stärkeren Veränderungen kommt als es damals im Jahre 1953 im Nationalrat zu Veränderungen gekommen ist und darauf folgend ein Jahr später im Wiener Gemeinderat. Schauen Sie sich das an! Es ist ganz gut, wenn man das auch weiß.

Aus meiner Sicht erkennen die Menschen immer mehr und ich glaube, jetzt auch durch die Bewegung in den Betrieben und auch in der Öffentlichkeit, also überall dort, wo jetzt bewusst wird, was für tiefe Einschnitte diese „sogenannte“ Pensionssicherungsreform in das Pensionsrecht und natürlich auch beim Einkommen bringt, werden die Menschen hellhörig. Sie erkennen, dass man sie hier hintergeht. Ich sage noch einmal: Verkennen Sie nicht diese Sorgen, die diese Menschen haben, die Jahrzehnte gearbeitet haben und jetzt vor der Tatsache stehen, nicht einmal das zu bekommen, was sie sich in ihrer Lebenserplanung vorgestellt haben. Das ist...(Aufregung bei der FPÖ.) Diese Handlungsweise ist unsozial, meine Damen und Herren, vor allem hier auch an die Kollegen der beiden Parteien, die ihre Kolleginnen und Kollegen im Nationalrat und teilweise auch in der Regierung haben!

Was brauchen wir denn für eine weitblickende Pensionsreform? Das war mir ein bisserl zu wenig, Hans, was du da vorgebracht hast.(Abg Johann Römer: Ich könnte eine Stunde reden!) Aber ich glaube die Klarheit ist hier, wir müssen auch einen Ansatz in der Harmonisierung der Pensionssysteme setzen. Wir können nicht nur alleine sagen, es muss das Pensionsanfallalter steigen, ich vermindere die Steigerungsprozentsätze (Abg Dr Wilfried Serles: Harmonisieren ja, aber streichen nicht!), ich delegiere Menschen in die Arbeitslosigkeit, die zum Beispiel Altersteilzeitregelungen gebracht haben.(Abg Dr Wilfried Serles: Harmonisieren ja, aber streichen nicht!) Das kann doch nicht die Politik sein, die in einem Sozialstaat Österreich, in einem reichen Land wie es Österreich ist, für seine Bürger gemacht wird!

Wir brauchen aber auch die Überlegung von zusätzlichen Finanzierungsschienen. Ich lese nirgends etwas, außer dass man 

a) Pensionisten, die schon in Pension sind, etwas wegnehmen will und 

b) unter anderem auch über Krankenversicherungsbeitragserhöhungen ebenfalls bei den schon in Pension befindlichen ASVG-Pensionisten Einschnitte tätigt. 

Also wenn Sie das genauso sehen, zumindest analytisch, so wie wir das sehen, dann dürfte es ja gar keine Unterschiede geben. 

Wenn heute hier auch gesagt worden ist, dass nicht nur hohe ÖVP-Politiker und nicht nur Politiker und Menschen auch der Freiheitlichen Partei davor warnen, diese Pensionsreform in dieser Form hier auch im Ministerrat und im Parlament vorzulegen, dann läuten doch die Alarmglocken, meine Damen und Herren der Oppositionsparteien! Tragen Sie dazu bei, sagen Sie es auch Ihren Regierungsmitgliedern, dass so eine Pensionsreform... (Aufregung bei Abg Dr Andreas Tschirf.) Zu Ihnen komme ich dann noch, Herr Kollege Tschirf, denn bei Ihnen kenne ich mich nicht ganz aus: Sind Sie jetzt bei den Aussagen Arbeitnehmervertreter, wenn Sie die Aussagen Ihres Wiener Parteiobmanns unterstützen, der sagt, Pension ist beschlossen und darüber fährt die Eisenbahn?(Abg Franz Ekkamp: Fährt drüber!) Ist das demokratiepolitisch richtig, wenn heute hier so viel über Demokratie gesprochen worden ist? Die Menschen müssen das Recht haben und sie verlassen sich auch darauf, wenn sie in einer repräsentativen Demokratie Abgeordnete zum Nationalrat wählen, dass sie ihre Interessen vertreten! (Aufregung bei der ÖVP.) Das ist eine Grundbedingung der Demokratie und zu der müssen Sie auch stehen! Daher müssen Sie auch die Meinungen der Menschen akzeptieren, wenn sie diese Reform in dieser Form nicht haben wollen. Begreifen Sie das endlich! 

Und was mir überhaupt fehlt ist, wir kämpfen um die Finanzierungsgrundlage - jetzt sage ich bewusst, nicht unmittelbar, aber mittel- und langfristig wird es diese geben, das ist bekannt - und diese Bundesregierung lässt eigentlich durchwegs die Frage des Sozial- und Steuerbetrugs gänzlich aus der Diskussion. Kleine Ansätze wurden gemacht. Hier müssten wir die Schritte setzen, die sofort Geld bringen. Dieses Geld würde ganz notwendig sein, um den Krankenversicherungen entsprechend finanziell unter die Arme zu greifen, sondern auch um langfristig den Bundeszuschuss für die Pensionen leisten zu können! Warum tut die Bundesregierung in diesen Fragen nichts? Warum tut sie nichts? (Abg Dr Wilfried Serles: Täglich! täglich!) Bitte? (Abg Dr Wilfried Serles: Täglich!) Warum tut sie nichts? Ich weiß schon, Sie sind nicht in der Bundesregierung, aber ich will ja haben, dass Sie das Ihren Kollegen sagen! 

Ich sage noch einmal: Wo ist denn die wachstumsorientierte Wirtschaftspolitik dieser Bundesregierung? Können Sie mir das sagen? Das ist keine Vision, das ist leeres Papier, was im Dezember 2001 mit viel Pomp verabschiedet worden ist. Und was jetzt gekommen ist, ist nämlich nichts, denn jetzt kommt nämlich auch schön langsam die Industrie drauf, dass es eine falsche Wirtschaftspolitik war! Es sind die Töpfe leer, um innovative Investitionen vorzunehmen. 

Wo ist die Wirtschaftspolitik der Zukunft dieser Bundesregierung? Ich vermisse sie! Wo ist eine sinnvolle Arbeitsmarktpolitik, wenn ich schon Pensionsreformen so mache, indem ich das Pensionsalter so abrupt erhöhe? Das sind die Fragen, die draußen die Menschen interessieren! Da müssen Sie Rede und Antwort stehen! 

Ich bin mehrfach in Betrieben draußen und da kann ich Ihnen sagen, was die Menschen von dieser Bundesregierung denken und dass es heute dem einen oder anderen schon Leid tut , dass er seinen Stimmzettel so angekreuzt hat, dass es zu dieser – und ich sage das auch bewusst - Chaosregierung gekommen ist, die eigentlich nicht weiß, was sie mit einem Gesetz bewirkt und die gar nicht nachrechnet, was da alles passieren kann. 

Und, meine Damen und Herren, das werde ich Ihnen da in diesem Haus nicht ersparen: Warum diskutieren wir nicht über den Eigenfinanzierungsdeckungsgrad in den jeweiligen Pensionssparten? (Abg Franz Ekkamp: Das wäre interessant!) Wieso tun wir das nicht? Wieso diskutieren der Herr Bundeskanzler und der Vizekanzler diese Fragen nicht? Dort in diesem System liegt nämlich auch eine Beitragsungerechtigkeit. Warum muss einer 88 Prozent Bundesbeitrag bekommen, die ASVG-Pensionisten rund 20 Prozent und die gewerblich Selbständigen 52 Prozent? Halten Sie das für gerecht? Daher auch die Forderung der Sozialdemokratie, dass die Harmonisierung in einem Schritt mit einer Pensionsreform erfolgen muss! Schrittweise Anpassung Richtung Beitragsgerechtigkeit! Noch einmal... (Abg Dr Wilfried Serles: Inklusive Eisenbahner! Inklusive Eisenbahner!) 

Wissen Sie, was ich noch in Richtung der Kollegen der ÖVP sagen möchte: Ich habe die Regierungserklärung des Herrn Bundeskanzlers sehr aufmerksam gelesen und da ist mir Folgendes aufgefallen: Er handelt eigentlich gegen die Aussagen seiner Regierungserklärung, indem er nämlich dort sagt: „Die Richtschnur für die Regierung“ – die seine, nehme ich an – „sind die Themen Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit.“ (Heiterkeit bei Abg Franz Ekkamp.) Na bitte, also seien Sie mir jetzt nicht böse, aber die Handlungen, die jetzt gesetzt werden, haben weder mit einer Nachhaltigkeit noch mit einer Gerechtigkeit etwas zu tun! Also aus meiner Sicht ist es absurd und wenn schon das Langzeitgedächtnis des Herrn Bundeskanzlers solche Lücken hat, dass er sich nicht mehr daran erinnern kann, dass er lange Jahre in der Mitverantwortung einer Bundesregierung mit den Sozialdemokraten war, dann orte ich, dass jetzt scheinbar auch schon das Kurzzeitgedächtnis versagt, indem er sich nicht mehr erinnern kann, was er bei der Regierungserklärung gesagt hat! (Abg Franz Ekkamp: Ja das geht schnell!) Also so schaut das aus und ich würde schon auch bitten, dass man da stärker in Richtung Ernsthaftigkeit auch richtig etwas tut. (Abg Franz Ekkamp: Ernsthaft! Ernsthaft!)

Es ist nämlich interessant, es gäbe ja so viele Dinge und ich glaube, dass die ÖVP, die das sieht, Vorstellungen von sozialer Gerechtigkeit hat, als ob das wie in einem Märchen oder so etwas wäre. Also unter sozialer Gerechtigkeit gibt es klar definierte Vorstellungen und die sollten natürlich auch angewendet werden. (Aufregung bei der ÖVP.) 

Der Kollege Chorherr hat das heute hier sehr deutlich gesagt und finden Sie das in Ordnung, dass manche Menschen im Extremfall bis zu 40 Prozent weniger an Pensionsleistungen bekommen? Finden Sie das in Ordnung? Ja das ist nämlich genau das Ergebnis, was im Extremfall herauskommen kann und ich werde Ihnen auch ein paar Beispiele sagen. 
Es gibt Beispiele (Abg Dr Wilfried Serles: Das ist ja alles nur Fiktion!), Namen und Versicherungsnummer sind da. Die Kollegen haben sich bereit erklärt, jedem Rede und Antwort zu stehen. Das sind keine fiktiven Beispiele, das sind aus dem Leben gegriffene Beispiele. (Abg Dr Wilfried Serles: Aber alles nur Fiktion!) Ja natürlich muss man ein paar fiktive Annahmen treffen, das ist natürlich klar, weil man es ja auf die nächste Zeit hochrechnen muss, aber trotzdem, es gibt Beispiele. Hier habe ich einen Bauarbeiter, der 606 Versicherungs-monate zusammenbringt, das ist ein Jahrgang 1950. Ich sage das bewusst und wenn Sie wollen, können Sie auch mit ihm reden. Er wird Ihnen auch sagen, dass das stimmt. Also mit mehr als 50 Versicherungsjahren bekommt dieser Mann oder verliert dieser Mann 1 191 EUR! Was sind 600... (Abg Heinz Hufnagl: Jahrgang 1950! – Abg Dr Wilfried Serles: Und Sie wissen heute schon, was er in den nächsten 20 Jahren verdienen wird!) Er geht am 1.9.2015 in Pension. Ich kann Ihnen das alles genau vorlesen, ich wollte mir das nur ersparen, weil die Assoziation müssen Sie ja haben! Logischerweise geht er 2015 dann... (Abg Dr Wilfried Serles: Das ist ja alles noch nicht Gesetz!) Also ich gehe davon aus, dass wir jetzt berechnen können, was er nach dem derzeitigen Recht 2015 an Pension bekommen würde und was er dann 2015 bekommen würde, wenn er unter diese Neuregelegung... (Abg Dr Wilfried Serles: Und das soll seriös sein?) Aber lieber Kollege Serles, schauen Sie, die Seriosität, die Sie bezweifeln - natürlich muss man beim Einkommen gewisse Dinge hochrechnen, aber trotzdem ist rein rechnerisch dieser Verlust da! (Abg Dr Wilfried Serles: Das können Sie der Mitzi-Tant’ vorrechnen! Die glaubt Ihnen das vielleicht!) Es ist dieser Verlust da. Die Mitzi-Tant’, also bei der Mitzi-Tant’ habe ich noch größere Probleme, weil ich die da im Beispiel auch habe! 

Es ist schon wichtig, dass man so ein paar Beispiele bringt, denn wenn ein Mensch wirklich 50 Jahre in Beschäftigung steht und 606 Versicherungsmonate hat und er hat trotzdem nach der neuen... (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Und das ist ein Beispiel?) Soll ich Ihnen noch eines sagen: Wir haben auch Frauen, aber auf die Frauenproblematik wird meine Kollegin dann spezifisch eingehen. 

Ich will nur noch einmal die Betroffenheit, meine Damen und Herren vor allem bei den Abgeordneten der Freiheitlichen und der ÖVP hier im Haus erwecken. (Abg Heinz Hufnagl: Die Kleinen, Fleißigen und Anständigen!) Ich denke so...(Abg Heinz Hufnagl: Ja die Kleinen, Fleißigen und Anständigen!) Ich werde Ihnen dann das Beispiel geben. 

Schauen Sie, wir haben uns da zum Beispiel einen 30jährigen Angestellten angeschaut (Aufregung bei der FPÖ.) - hören Sie mir zu, das ist ja ganz interessant -, der nach dem neuen Recht dann mit 65 in Pension gehen kann. Nach dem derzeitigen Recht könnte er nach 40 Versicherungsjahren in Pension gehen. Der Verlust würde im Monat 976 EUR sein und im Jahr 13 664 EUR. Das sind Berechnungen - und ich sage Ihnen das noch dazu -, die Experten von der Arbeiterkammer, die von Pensionsberechnungen wirklich etwas verstehen, gemacht haben. Das sind keine Extrembeispiele. Die verlieren eine Menge Geld und das kann doch nicht eine Pensionsreform sein, wenn es um diese Dinge hier geht. 

Ich komme jetzt zu einer speziellen Sache. Es wird immer so viel die Hacklerregelung angesprochen. Also erstens ist der Begriff „Hacklerregelung“ aus meiner Sicht überhaupt ein falscher Terminus. (Abg Dr Wilfried Serles: Ach so? Und wieso?) „Hacklerregelung“ ist ein falscher Terminus. Ich setze mich dann zu Ihnen. (Abg Dr Wilfried Serles: Kennen Sie die Vorschläge des Herrn Vorsitzenden Gusenbauer?) Was bedeutet die jetzt noch geltende sogenannte Hacklerregelung? Sie bedeutet Folgendes... (Abg Dr Wilfried Serles: Was sagt denn der Herr Vorsitzende Gusenbauer?) Wart’ ein bisschen. Sie bedeutet Folgendes: In Österreich gibt es eine Größenordnung von mehr als 5 000 Menschen, die ihr Geburtsdatum in den Kriegsjahren haben und das Glück gehabt haben, keinen Tag arbeitslos gewesen zu sein, denn dazu braucht man nämlich 45 Beitragsjahre und nicht Versicherungsjahre, und das zeigen Sie mir einmal! Zeigen Sie mir einmal, ob die Hacklerregelung wirklich für die gilt, nämlich für die Schwerarbeiter, wo wir sie bräuchten. Kein einziger Bauarbeiter fällt unter die Hacklerregelung! Ich verstehe unter Hacklerregelung ganz etwas anderes als was da immer propagiert wird! 

Darauf braucht sich diese Bundesregierung nicht stolz auszurasten, denn diese Regelung greift für einen bestimmten fleißigen Personenkreis, aber die greift nicht für jene, die es bräuchten, nämlich die wirklichen Schwerarbeiter, die draußen in den Betrieben und auf den Baustellen jahrzehntelang tätig sind. (Abg Dr Wilfried Serles: Der Haider fordert das eh!) 

Diese Bundesregierung - und so orte ich das und sehe das auch so - hat sich zum Ziel gesetzt, das rasch - speed kills, husch-pfusch, so wie es in den letzten Jahren bei Gesetzesvorlagen und Beschlussfassungen gewesen ist - durchzuziehen. Sie bezweckt damit aber was anderes. Sie will eigentlich den umlagefinanzierten Sozialversicherungen den Todesstoß versetzen, indem sie - und es ist absurd, Herr Kollege Serles. Wissen Sie, warum das absurd ist? Auf der einen Seite kann ich mir beim Bundeszuschuss Beiträge in der Größenordnung nicht mehr leisten, aber auf der anderen Seite fördere ich private Beiträge zu privaten Pensionsvorsorgen? Na da stimmt doch etwas nicht! Also wenn Sie das meinem 10jährigen Enkel sagen, dann wird der sagen: Du Opapa, da stimmt ja was nicht, weil das Geld wird von dort abgezogen und wird der privaten Versicherung sozusagen hingeschoben. Steuermittel sind die Bundesmittel und Steuermittel sind auch die Förderungsmittel für die privaten Vorsorgen! Also da stimmt etwas nicht, meine Herren! 

Es wird immer deutlicher, das Chaos in dieser Regierung, die ja... (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Erzählen Sie uns etwas von Ihrem Gegenmodell!) Bitte? (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Ihr Modell! Erzählen Sie uns etwas von Ihrem Gegenmodell!) Na warten Sie, ich habe Ihnen ja fünf Teile einer Pensionsreform gesagt. Da haben Sie mir nicht zugehört. Ihr seid vielleicht von euren Vorstellungen zu geblendet und ihr hört dann nicht zu, wenn einer vernünftige Vorstellungen hat und vorbringt. 

Ich möchte den beiden Parteien ÖVP und FPÖ auch das nicht ersparen: Die Sozialpartner haben der Bundesregierung nach langer, schwieriger Verhandlung eine Abfertigungsregelung Neu auch vorgelegt und wir stehen hinter dieser Regelung, aber diese Regelung darf nicht missbraucht werden so wie es jetzt auch schon kolportiert wird, dass das keine Abfertigung ist, sondern dass das sozusagen eine Säule der Pensionsvorsorge ist. Nein, meine Damen und Herren, da gehen wir nicht mit! (Aufregung bei der ÖVP.) Das soll sich derjenige, dem die Abfertigung gehört, selbst aussuchen können und nicht per Gesetz! Das soll er sich aussuchen können, so ist es auch. Das ist keine Pensionssäule, das ist eine Abfertigungssäule! 

Jetzt denken wir doch einmal nach: Wie viele Menschen in Österreich können sich tatsächlich eine ordentliche private Pensionsvorsorge wirklich leisten? Wie viele? Wie viele können sich das leisten? Ich stelle, an die ÖVP gerichtet, wirklich die Frage: Ist das Abschieben von Menschen in die nichtversorgte Altersvorsorge noch mit den christlich-sozialen Grundwerten überhaupt zu verbinden? Ist das zu verbinden? Wo sind denn bei den Kollegen der Freiheitlichen die Anwälte des kleinen Mannes und der kleinen Frau? (Aufregung bei der FPÖ.) Ah so, aha, also jetzt sieht man einmal, dass da ein bissel Bewegung hineinkommt. Ich muss Sie wieder daran erinnern, dass Sie viel versprechen und nichts halten und da, wo Sie sich durchsetzen könnten, sich nicht durchsetzen, weil Sie Angst haben, dass Sie auf Bundesebene unter die 4 Prozent fallen! Das ist die Konsequenz. Das muss man auch so sehen. 

Ich habe schon gesagt: Diese Bundesregierung ist im Versprechen und in der Ankündigungspolitik Weltmeister. Die Frau Sozialminister Rauch-Kallat hat am 9. Oktober 2002, ich zitiere, noch gesagt: „Die ÖVP plant für die kommende Legislaturperiode keine weitere gesetzliche Anhebung des Frühpensionsalters.“ (Abg Gerhard Pfeiffer. Pensionsalters!) Na was ist das jetzt. Gilt das nicht mehr? (Abg Gerhard Pfeiffer: Pensionsalters! Pensionsalters!) Nein, keine Anhebung des Frühpensionsalters! (Abg Gerhard Pfeiffer: Nein!) Na entschuldige (Abg Gerhard Pfeiffer: Nein, Pensionsalters! Pensionsalters!), das ist ein Zitat Ihrer lieben Frau Kollegin, jetzt Ministerin Rauch-Kallat! Sie hat nur vergessen, dass sie dazu sagt, dass sie die Frühpension eigentlich gleich ganz abschaffen möchte. Das kommt ja noch dazu, weil die ja jetzt nach diesen Vorstellungen abgeschafft wird. 

Ja noch etwas Schönes: Im Dezember hat die Frau Minister Rauch-Kallat noch das grundsätzliche Ziel der ÖVP proklamiert, dass keine Eingriffe in bestehende Pensionen vorgenommen werden dürfen. Na was geschieht jetzt? (Abg Dr Andreas Tschirf. Das ist der Gusenbauer!) Nein, das hat...(Abg Dr Andreas Tschirf: Verwechseln Sie das nicht, das ist der Gusenbauer!) Am 12.12. in einer Aussendung...(Abg Dr Andreas Tschirf: Sie verwechseln das!) Nein, nein, nein, also ich kann schon noch unterscheiden wie die Frau Ministerin Rauch-Kallat ausschaut und unser Parteivorsitzender! Also bitte, so kann es ja nicht sein! (Abg Dr Andreas Tschirf: Das ist eine Verwechslung!) Ja für Sie vielleicht, aber für mich nicht! Ich sage noch einmal, es ist eine ÖVP-Aussendung gewesen. Ich verweise darauf: ÖVP-Aussendung vom 12. Dezember 2002. 

Ich habe schon erwähnt, ich möchte es nur noch einmal sagen: Gerade Kanzler Schüssel - und ich möchte das dort stärker konzentrieren - hat eigentlich die Schönrederei in der österreichischen Politik zu einer neuen, wirklich unrühmlichen Hochblüte gebracht. Er hat viel geredet, schön geredet, manche Dinge, die schlecht waren, sind in allen Bereichen immer besser als in den europäischen Ländern. Wir haben noch ein Wachstum. Dann stellt sich heraus, dass wir fast gar keines mehr haben. Wir haben die beste Arbeitslosigkeit im Vergleich zu anderen Ländern. Ja, ist alles in Ordnung, aber 300 000 plus 40 000 sind eine Menge, muss ich Ihnen sagen. 

Also das Schönreden hört sich hier auf und ich habe es schon gesagt: Der Bundeskanzler und die Bundesregierung, um das abzukürzen, wollen aus meiner Sicht unter gesicherter Pension wirklich Leistungskürzungen bei längerer Arbeit, keinerlei Begleitmaßnahmen bis auf das Übergangsgeld, das es gibt und vielleicht Möglichkeiten bei älteren Arbeitnehmen, dass man den Betrieben in der Entlohnung bei den Lohnnebenkosten einen Zuschuss gibt und sie dafür entlastet, verstehen. Ich bin nur neugierig, wie diese begleitenden Maßnahmen auch funktionieren. 

Diese Pensionssicherungsreform ist ein überfallsartiges, überstürztes Handeln, wo weder die Zukunft, noch die Nachhaltigkeit, noch die Gerechtigkeit laut der Proklamation in der Regierungsrede des Bundeskanzlers Deckung findet. Ich mache mir echte Sorgen auch um die jungen Menschen, weil die durch diese Pensionsreform verunsichert sind. 

Heute wurde angesprochen, wenn diese sogenannte Pensionssicherungsreform tatsächlich so beschlossen wird, dann ist das auch eindeutig eine Zerstörung der solidarischen Finanzierung im Generationenvertrag und die Regierung sollte viel, viel mehr tun, um entsprechend auch wirtschaftspolitische Maßnahmen zu setzen und um Beschäftigung zu schaffen, denn das ist auch eine Grundlage für die umlagefinanzierte Pensionsvorsorge und für die Sozialversicherung.

Meine Damen und Herren, es ist noch nicht so lange her und ich möchte es noch einmal in Erinnerung bringen: Schüssel 1 hat schon einmal in der Pensionsfrage zugeschlagen. 

In den letzten zweieinhalb Jahren - solange die Regierung gedauert hat - wurde schon einmal ein Eingriff ins Pensionsrecht vorgenommen, indem die Pension wegen geminderter Erwerbsfähigkeit einfach abgeschafft worden ist. Hier hat man tief eingegriffen. Menschen sind eigentlich in die Arbeitslosigkeit delegiert worden, sie konnten den Pensionsanspruch sozusagen nicht mehr tatsächlich in Anspruch nehmen.

Ich warne auch den Herrn Bundeskanzler Schüssel. Er soll wirklich versuchen, hier einen nationalen Konsens zu erreichen. Diese Frage der sozialen Sicherheit ist eine derart sensible Frage, dass man nicht so damit umgeht: in vier Wochen Begutachtung so wichtige Gesetze durch das Parlament peitscht und dann draufkommt, dass die Dinge hinten und vorne nicht passen.

Meine Damen und Herren! Wo sind die Versprechungen, die nicht eingehalten worden sind? Jetzt hat der Verfassungsgerichtshof die Unfallrentenbesteuerung aufgehoben. Aber was hat daraufhin die Regierung gemacht? Die Leute haben ihr Geld noch heute nicht, obwohl sie es beantragt haben. Und was passiert jetzt? Das Versprechen ist Schall und Rauch, die Unfallrentenbesteuerung bleibt! Bitte, was sind denn das für Zustände? Versprechen müssen gehalten werden, meine Damen und Herren!

Ich sage es noch einmal: Ein wirklich soziales, langfristiges Pensionssicherungssystem muss auch die Fragen der berufsspezifischen Probleme beinhalten. Es ist eine Regelung für die Schwerarbeit zu treffen. Wenn ich mich an den Wahlkampf erinnere: Die FPÖ hat gesagt, die Schwerarbeit muss einen Stellenwert in der zukünftigen Pensionsvorsorge haben. Die ÖVP hat gesagt: Selbstverständlich müssen wir das berücksichtigen, das sind doch arme, geplagte Leute. - Was ist denn geschehen? Das war wieder nur ein Wahlkampf-Gag, ein Versprechen, das wieder nicht gehalten hat. Ich habe in dieser gesamten Pensionsreform nichts davon gelesen, dass man damit auch den Menschen, die von Schwerstarbeit betroffen sind und aus verschiedenen Gründen nicht so lange arbeiten können, dementsprechend in der Pensionsreform eine gewisse Sicherheit gibt. Aber wo bleibt das? Allein mit dem Altersübergangsgeld ist das keine Regelung, meine Damen und Herren!

Es ist heute schon angesprochen worden, aber ich möchte es wegen der Wichtigkeit noch einmal erwähnen: Es ist bei Anhebung des Pensionsanfallsalters eine Grundvoraussetzung, dass auch entsprechende Gesundheit und entsprechende Erwerbsmöglichkeiten vorhanden sind. Das ist in der jetzigen Situation, bei diesem angespannten Arbeitsmarkt, nicht gegeben, meine Damen und Herren! Wir brauchen Qualifizierung unserer Menschen, wir brauchen eine Ankurbelung der Konjunktur, um die Arbeitsplätze zu erhalten und neue zu schaffen. Das sage ich auch noch einmal zu einem derartigen Vorhaben der Pensionsreform, nur zu sagen: wir verwenden dann diese Mittel für eine Steuerreform. Meine Damen und Herren, ich habe gerade gesagt, dass es zur Budgetkonsolidierung mehrere Möglichkeiten gibt: Sozial- und Steuerbetrug, Schwarzunternehmertum abzuschaffen und vieles andere mehr. Hier könnten wirklich viele Dinge ins richtige Licht gerückt werden. Hier müsste der Bundeskanzler handeln!

Meine Damen und Herren! Wenn Sie sich auch das angeschaut haben: Es gibt eine schöne Tabelle - Herr Kollege Serles, die können Sie sich dann anschauen -, eine schöne Tabelle, die aus den Presseunterlagen des Herrn Finanzministers abgeleitet ist, und dazu gehört auch ein Teil des Begutachtungsentwurfs aus dem Bundesministerium für Soziales und Generationen. (Der Redner hält eine tabellarische Darstellung in die Höhe.) Wenn Sie sich diese vier Jahre in einer Vergleichsrechnung anschauen, um zu sehen, welche steuerlichen Entlastungen und welche Belastungsmomente kommen sollen, dann sage ich Ihnen dazu nur: Unter dem Strich sind es 2004 plus 314 Millionen EUR. 449,9 Milli-onen EUR sind es 2005. (Abg Dr Wilfried Serles: Jetzt sind wir aber vom Pensionsthema schon sehr weit weg!) 509,6 Millionen EUR sind es 2006, und im Jahr 2007  676,5 Millionen EUR! (Abg Dr Wilfried Serles: Weit hergeholt ist das, meilenweit!) 2 Milliarden EUR ziehen Sie aus den Taschen der Menschen! (Abg Dr Wilfried Serles: Jetzt wollen wir von der Frau Vorsitzenden ...!) Sie verunsichern die Menschen insofern, als Sie etwas versprechen, nämlich eine Steuerreform, wofür nichts vorhanden ist. Sie belasten Menschen und schieben auf diese Weise die Steuerreform auf eine kleine Gruppe der Gesellschaft.

Meine Damen und Herren! Es soll am 6. Mai 2003 - ich kann Ihnen das nicht ersparen - neben der so genannten Pensionsreform auch der Selbstbehalt beim Arztbesuch beschlossen werden. Haben Sie sich wirklich einmal überlegt, was das für viele Menschen bedeutet, die dann zum Arzt gehen müssen, wie auch immer ins Geldtascherl greifen und etwas hinlegen müssen? Was ist, wenn diese Menschen nichts drinnen haben? (Abg Gerhard Pfeiffer: Das war Ihnen bei den kleinen Gewerbetreibenden immer Wurscht!) Haben Sie sich sozusagen auch sozialpolitisch einmal mit diesen wesentlichen Fragen auseinander gesetzt? (Abg Gerhard Pfeiffer: Das war Ihnen bei den kleinen Gewerbetreibenden immer egal!)
Meine Damen und Herren! Ich werde und wir werden ganz genau verfolgen, was alle unsere Kollegen Arbeitnehmervertreter tun, die im ÖAAB sind und von denen zwei jetzt schon deutlich diese Aussage getroffen haben: Sie werden alles dazu beitragen, ihren Kollegen im Parlament zu sagen, dieser Reform nicht die Zustimmung zu geben! Wir werden uns die Volksvertreter, also die Abgeordneten, sehr genau hernehmen, und es wird auch die Bevölkerung sehr genau schauen, wie die Verhaltensweise der Arbeitnehmervertreterinnen und Arbeitnehmervertreter im Parlament ist. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das hängt auch davon ab, ob Sie imstande sind, das wahrzunehmen!)
Herr Kollege Tschirf! Ich habe ja schon gesagt, Ihre Aussagen lassen in mir Zweifel darüber aufkommen, ob Sie wirklich ArbeitnehmerInnen vertreten (Abg Dr Matthias Tschirf: Ja! Offensichtlich können Sie nicht lesen!) oder ob Sie auch sozusagen am Gängelband der Bundespartei oder Ihres Wiener Parteivorsitzenden sind, der einfach gesagt hat - ich habe es schon wiederholt -: Die Pensionsreform sei so beschlossen, und damit gibt es nichts mehr, die Diskussion ist weg, aus, Schluss! - Das ist aus meiner Sicht undemokratisch. (Abg Dr Matthias Tschirf: Schauen Sie, im Gegensatz zu Ihnen habe ich eine Gesprächsbasis mit dem Bundeskanzler!) Kollege Tschirf, nehmen Sie sich wirklich ein Beispiel an Ihrem Kollegen Gajdosik, nehmen Sie sich ein Beispiel an Ihrem Kollegen Dirnberger, nehmen Sie sich ein Beispiel an Ihrem Kollegen Dinkhauser. Das sind Arbeitnehmervertreter, die deutlich machen, dass man es so, wie es die Bundesregierung vorsieht, einfach nicht machen kann! (Abg Dr Matthias Tschirf: Ich sage Ihnen eines: Sie können dem nicht folgen, wenn Sie nicht einmal intellektuell imstande sind, zu erfassen, was ich sage!)
Meine Damen und Herren! Auch ein Regierungsmitglied wie Frau Staatssekretärin Ursula Haubner hat am 2. April dieses Jahres versprochen, dass sie für die Frauen etwas tun wird. Darauf bin ich neugierig. Anscheinend haben Sie sie bei der Abfassung dieser Pensionssicherungsreform nicht eingeladen, sonst würde sie ja diese Aussagen nicht brauchen. (StRin Karin Landauer: O ja, Kollege Driemer, lassen Sie sich überraschen!)
Meine Damen und Herren! Ich komme schon zum Schluss, ich werde Sie nicht mehr lange quälen. Aber es ist wichtig, das heute auch hier unterzubringen. Ich habe schon gesagt, wir werden genau beobachten, wie sich die Volksvertreter im Parlament verhalten, und vor allem diejenigen genau beobachten, die jetzt sehr kritische Meinungen und ablehnende Haltungen gegenüber dieser so genannten Pensionsreform eingenommen haben.

Für uns, meine Damen und Herren, für uns Sozialdemokraten steht der Mensch im Mittelpunkt. Daher: Sozial gerecht reformieren statt abkassieren! Wir werden mit allen demokratischen Mitteln gegen diesen Pensionsraub und für die Menschen in Österreich kämpfen, das können Sie glauben, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Vassilakou. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Damen und Herren!

Ich erbleiche jetzt fast, nach dieser Ausführlichkeit, mit meiner bescheidenen, maximal dreiminütigen Rede. Aber wer weiß, vielleicht fällt mir auch einiges ein.

Die legistische Änderung, die wir heute beschließen, bringt uns einen Schritt weiter auf dem Weg der Gleichstellung von lesbischen und schwulen Partnerschaften in Wien, einem Weg, den wir GRÜNE schon länger vehement eingefordert haben, einem Weg, den wir auch mit Begeisterung unterstützen. Selbstverständlich werden wir daher auch heute dem vorliegenden Geschäftsstück unsere Zustimmung erteilen.

Ich möchte allerdings den Anlass nicht ungenutzt lassen, um von hier aus einmal mehr etwas zur Sprache zu bringen, was ich in den letzten Jahren ungefähr einmal jährlich zur Sprache gebracht habe. Das ist das Kapitel der so genannten "Wiener Ehe", etwas, was wir immer wieder diskutiert haben, wobei wir aber bisher leider nicht weitergekommen sind. Sehen wir einmal, ob wir vielleicht heute ein Stückchen weiterkommen.

Die wesentlichen Argumente, die in den letzten Jahren gegen den Vorschlag der GRÜNEN immer wieder vorgebracht worden sind - zur Erinnerung, der Vorschlag der Wiener GRÜNEN lautet darauf: Die Stadt Wien möge lesbischen und schwulen Lebensgemeinschaften die Möglichkeit geben, ihre Partnerschaft im Standesamt feierlich eintragen zu lassen. Das wäre ein Akt, der keine rechtlichen Auswirkungen hätte. Es wäre allerdings ein Akt, der durchaus eine hohe Symbolkraft hätte und ein wesentliches gesellschaftspolitisches Signal bedeuten würde. Im Übrigen wäre dies ein Akt, der den betroffenen Paaren selbst etwas sehr, sehr Wichtiges wäre, weil in unserer Stadt angeblich - das heißt, nicht nur in unserer Stadt, sondern von jeder Generation - schätzungsweise zehn Prozent eine andere sexuelle Orientierung haben, über längere Zeiträume mit einem gleichgeschlechtlichen Partner oder Partnerin zusammenleben und gerne einmal auch dieses Fest feiern würden, das für heterosexuelle Partnerschaften ja eine Selbstverständlichkeit ist. Daher ist es der Vorschlag der GRÜNEN, dies zu ermöglichen.

Gescheitert ist dieser Vorschlag bisher im Wesentlichen an zwei Argumenten, die hauptsächlich von der SPÖ vorgebracht worden sind. Das eine lautet: Symbole sind zwar schön und gut, reichen aber nicht aus, es ist doch viel wichtiger, viel wertvoller und bringt uns viel weiter, eine Politik der konkreten rechtlichen Schritte der Gleichstellung und der Beseitigung von Diskriminierungen zu verfolgen. Dazu sagen wir auch nicht nein, dazu sage ich von hier aus: Jawohl, das leugnen wir nicht. Die "Wiener Ehe" als Vorschlag versteht sich ja nicht so, dass sie den Weg ersetzen sollte, den die Stadt Wien in den letzten Jahren und bis jetzt gegangen ist. Ganz im Gegenteil, wir wollen, dass dieser Weg weiterhin beschritten wird.

Aber wir denken, dass sehr wohl auch gesellschaftspolitische Signale wertvoll und als Ergänzung wichtig sind. Denn wenn es darum geht, die Selbstverständlichkeit, den Alltag in einer Stadt zu verändern, so sind wir in Wien doch noch hintennach. Die Bilder der Ehen von lesbischen und schwulen Paaren sind etwas, was in anderen europäischen Städten längst Wirklichkeit ist. Warum sollen wir in Wien nicht auch solche Feste erleben? Warum soll es nicht auch in Wiener Standesämtern solche Bilder geben? Warum sollen diese Paare nicht die Möglichkeit haben, so ein schönes Fest zu feiern? Warum sollen auch ihre Freunde und ihre Familien die Möglichkeit nicht haben, mit ihnen mitzufeiern?

Daher sage ich von hier aus: Lasst uns doch diesen weiteren Schritt gehen! Lasst uns diese Bilder zum Alltag Wiens bringen, lasst sie uns zu einer Selbstverständlichkeit auch in Wien machen! Lasst uns nicht vergessen, dass es wichtige und wertvolle gesellschaftspolitische Signale gibt, die, wie gesagt, ein Bild in der Stadt verändern, das Bewusstsein der Bevölkerung in der Stadt langsam, aber doch verändern, aber auch für die Betroffenen sehr viel an Wert in sich tragen und auch, wenn man so will, eine Verbesserung der Lebensqualität in einer gewissen Art und Weise mit sich bringen. 

Das zweite Argument war - und das habe ich auch eingesehen und nachvollzogen -, dass es unter Umständen kontraproduktiv sein könnte, war es doch zum Beispiel letztes Jahr so, dass man damit rechnete, dass demnächst Bundeswahlen anstehen, dass sich dann unter Umständen die politische Konstellation auf Bundesebene ändert und dass Wien dadurch, dass es sozusagen vorprescht, etwas, was man auf Bundesebene viel breiter und vor allem mit rechtlichen Auswirkungen beschließen könnte, unter Umständen weiter hinauszögert.

Nun haben also - ich denke, das ist niemandem von uns entgangen - die Wahlen stattgefunden. Es gibt eine neue, alte Bundesregierung, von dieser neuen, alten Bundesregierung ist ein derartiger Schritt bis auf Weiteres nicht zu erwarten. Also, wie es so schön auf Englisch heißt, "what now"?, was nun? Ich denke, es gibt keinen Grund, jetzt darauf zu warten, bis wieder irgendwann einmal neue Wahlen auf Bundesebene sein werden und sich vielleicht dann die dortige politische Konstellation ändert - wiewohl ich auch vorhin, anlässlich der Debatte zum kommunalen Wahlrecht, gemeint habe, dass ich so etwas sehr, sehr begrüßen würde. Aber nichtsdestoweniger ist das jetzt bis auf Weiteres nicht zu erwarten, und ich denke, dass wir nun doch das tun sollten, was wir hier in Wien selbst tun können.

Deswegen werden wir heute erneut den Antrag der GRÜNEN zur Ermöglichung der so genannten "Wiener Ehe" einbringen. Ich hoffe sehr, dass er Ihre Unterstützung findet. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Frauenberger. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nur ganz kurz auf meine Vorrednerin eingehend, zu dem Antrag "Wiener Ehe": Wir SozialdemokratInnen werden diesem Antrag nicht zustimmen - wir haben das auch schon einige Male hier in diesem Gremium diskutiert -, weil es uns nicht darum geht, Symbole zu setzen, sondern weil es uns vielmehr darum geht, tatsächlich etwas für diese Formen der PartnerInnenschaften zu tun. Auch in diesem Poststück ist es uns wieder gelungen, einige Regelungen vorzusehen. 

Nun aber zum eigentlichen Teil meiner Wortmeldung. Zwar hätte ich an dieser Stelle auch ein Taferl mitnehmen können, aber ich habe mir gedacht, jetzt wird es vielleicht schon ein bisschen extrem. Ich kann es auch so ankündigen: Ich werde hauptsächlich zu den frauenspezifischen Auswirkungen dieser Pensionsreform - soweit man das Reform nennen kann - sprechen.

In Wien - und das zu Beginn auch in Bezug auf dieses Poststück, um das es hier geht - wird soziale Politik gestaltet, sozial gerechte Politik für Frauen und für Männer gestaltet, eine Politik für die Menschen und nicht gegen die Menschen. Aktuelles Beispiel dafür sind diese jetzt zur Beschlussfassung vorliegenden Gesetze, und ein sehr prominentes Negativbeispiel auf der Bundesebene ist eben die Pensionsreform.

Jetzt einmal zu einer sehr globalen frauenspezifischen Aussage: Offensichtlich ein Markenzeichen dieser Bundesregierung ist diese Frauenfeindlichkeit. Auch in diesem Fall - das haben wir auch schon beim Internationalen Frauentag diskutiert - nützt die Besetzung des Frauenministeriums durch eine Frau leider nicht, diese Hoffnung ist sehr rasch enttäuscht worden. Denn die Frauenministerin nimmt ihre Aufgabe als Frauenministerin eigentlich nicht wahr, ganz speziell auch in der Pensionsreform nicht. Gestern ist im "Falter" ein Interview mit ihr erschienen, und ich werde sie heute auch zweimal mit etwas zitieren, worüber ich mir als Frau denke: Das ist schon viel, was da an Zynismus geboten wird!

Darüber hinaus - und das war ja eines der Programme der ÖVP - ist von einem Gender-Mainstreaming-Ansatz in diesem Entwurf nichts zu finden. Wenn man von Gender Mainstreaming sprechen würde, dann wäre das eigentlich der pure Zynismus, denn da können die unterschiedlichen Interessen von Frauen und Männern einfach nicht berücksichtigt worden sein. Der Vorschlag der Pensionsreform - ich habe ja schon gesagt, dieser darf sich eigentlich nicht Reform nennen - ist immer noch basierend auf einem sehr alten Modell, nämlich auf dem Modell der Alterssicherung von Frauen durch die Ehe.

Dieser Reformvorschlag honoriert nur durchgängige Berufstätigkeit, lange Versicherungszeiten und hohe Einkommen. Der typische weibliche Lebensverlauf sieht aber ganz anders aus. Wir haben sehr häufige Berufsunterbrechungen. Oft wählen wir die Teilzeit, um Kinder und Beruf vereinbaren zu können, und dann gibt es noch längere Karenzzeiten, um Kinderbetreuung oft zu Hause selbst organisieren zu können. Aber genau diese Verläufe, diese Frauenbiografien in einer Erwerbstätigkeit werden mit dieser Reform aufs Allerhärteste bestraft. Frauen haben erst im Alter wirklich ihr böses Erwachen, indem sie dann draufkommen, dass der Lebensstandard massiv sinkt.

Eine Information dazu ist, dass die Frauenpensionen im Durchschnitt nur halb so hoch wie die der Männer sind und dass sie keinen eigenständigen Pensionsanspruch haben. Die Hälfte aller Frauen haben nur so einen eigenständigen Pensionsanspruch, dass sie finanziell von ihrem Lebenspartner massiv abhängig sind. (Abg Günther Barnet: Ist das neu?) Jetzt ist in dieser Pensionsreform auch noch damit zu rechnen, dass es in diese geringen Absicherungen von Frauen tatsächlich Einschnitte geben wird, bevor sie diese Pensionen antreten können. (Abg Kurth-Bodo Blind: Warum haben Sie jahrzehntelang nichts gemacht? Warum habt ihr da nichts gemacht, ihr Schwachmatiker?)
Die Pensionsreform der Bundesregierung bedeutet für alle - auch für diejenigen, die kurz vor der Pension stehen -, länger zu arbeiten und weniger Geld zu bekommen. (Abg Kurth-Bodo Blind: Warum habt ihr nichts gemacht? Da müssen erst wir kommen!) Ein materiell gesicherter Lebensstandard und finanzielle Unabhängigkeit vom Ehepartner sind das Ziel der SozialdemokratInnen, und das ist offensichtlich für Sie keinesfalls selbstverständlich. Ab 2004 werden Frauen 13,5 Prozent verlieren, genauso wie die Männer, und zusätzlich 2 Prozent durch das Aussetzen der Valorisierung. Wenn man sich die frauenspezifischen Erwerbsverläufe ansieht, dann bringt diese Reform ein zusätzliches Minus für Frauen von bis zu 50 Prozent. Die Verantwortung dafür trägt ganz konkret die Bundesregierung. Es gibt einen dramatischen Eingriff in die Lebensplanung von Frauen, und ich nenne diese Reform hier bewusst sozial- und frauenfeindlich! (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der GRÜNEN.)
Weil ich soeben von Zynismus gesprochen habe: Zynisch ist es für mich, wenn man den Frauen in einem Mogelpaket Folgendes verkauft: "Wir machen für euch ein super Modell, wir rechnen euch die Kindererziehungszeiten nicht mehr mit 18 Monaten, sondern mit 24 Monaten an." Niemand sagt aber den Frauen, dass das erst für Frauen gilt, die jetzt Kinderbetreuungsgeld beziehen, sprich dass diese Maßnahme frühestens in 20 Jahren tatsächlich wirken wird. Das ist ein ganz böses Täuschungsmanöver! (Abg Kurth-Bodo Blind: Warum habt ihr bisher nichts gemacht?)
Zynisch ist auch, dass Präsenz- und Zivildienstzeiten für die Pension dreimal so hoch wie die Kindererziehungszeiten angerechnet werden. Zynisch ist aus meiner Sicht allemal diese Familienmaßnahme des Kinderbetreuungsgeldes, das mittlerweile sogar von der Wirtschaftskammer kritisiert wird, weil eben die Wiedereinstiegsmaßnahmen fehlen und weil Frauen es extrem schwer haben, in das Erwerbsleben zurückzukommen, um jene Biografie hinzukriegen, die sie brauchen, damit sie eine eigenständige Altersvorsorge haben können.

Warum Frauen die großen Verliererinnen sind, kann man insgesamt an zehn Kritikpunkten festmachen. Ich habe mich hier für drei dieser Kritikpunkte entschieden und möchte diese beispielhaft anbringen.

Der erste Punkt ist der längere Durchrechnungszeitraum. Dieser trifft gerade Frauen besonders hart, weil die Verlängerung von 15 Jahren auf 40 Jahren drastische Kürzungen in den Frauenpensionen nach sich zieht. Es werden eben nicht mehr die besten 15 Jahre hergenommen, sondern alle Jahre, und gerade Frauen haben aufgrund von - wie schon erwähnt - Teilzeit, Unterbrechungen, Arbeitslosigkeit oft schlechtere Zeiten. Diese werden mit eingerechnet, und das bewirkt den Verlust von 30 bis 50 Prozent.

Ich habe versucht, das am Beispiel einer Kollegin, die Verkäuferin im Einzelhandel ist, festzumachen. Diese Frau, Karin S., hat mit 19 Jahren als Verkäuferin begonnen, sie hat mit 29 und 31 ihre Kinder bekommen, vier Jahre nach der Geburt ihres zweiten Kindes ist sie wieder berufstätig und geht in eine Teilzeitarbeit, das macht sie acht Jahre lang, dann sind die Kinder in der Schule und aus dem Gröbsten heraußen, daraufhin geht sie wieder in die Vollzeitarbeit. Sie ist Alleinerzieherin. Dieses neue Pensionsreformmodell bringt ihr einen Abschlag von 38 Prozent und ein zusätzliches Minus von 2 Prozent aufgrund des Aussetzens der Pensionsanpassung. So hat diese Frau einen Gesamt-Pensionsverlust von 40 Prozent.

Hier bin ich bei meinem ersten Zitat der Frauenministerin Rauch-Kallat. Denn auf die Frage an sie nach Erleichterungen für Alleinerzieherinnen meinte sie: "Der Staat kann aber nicht für alle persönlichen Lebensentscheidungen einen Ausgleich schaffen." Das ist aus meiner Sicht als reflektierte Frau - und das kann sie nicht sein - Spott und Hohn an alle Frauen, die erwerbstätig sind, und das nenne ich elitäre Härte! Ein derart unauthentisches Agieren zeigt die soziale Kälte in diesem Land. (Beifall bei der SPÖ.)
Das zweite Beispiel sind die fehlenden Aufwertungsfaktoren. Viele Frauen wissen gar nicht, was damit gemeint ist. Das ist ja eine der großen Tücken an dieser Pensionsreform, dass man es wirklich so weit herunterbrechen muss, dass die persönliche Betroffenheit tatsächlich hervorgehoben werden kann. Tatsache ist, dieser Durchrechnungszeitraum von 40 Jahren bedeutet sowieso schon einmal eine große Einbuße. Aber wenn dann länger zurückliegende Zeiten von Frauen schlecht bewertet werden oder durch fehlende Aufwertungsfaktoren nicht aufgewertet werden, dann ist das ein massiver Einbruch in Frauenpensionen. Warum? Weil die besten Jahre von Frauen meistens nicht am Ende einer Berufstätigkeit liegen, wenn die Vereinbarkeit von Beruf und Familie geregelt werden muss, sondern sehr oft vor der Unterbrechung wegen Babypause und Kindererziehungszeiten. Diese Teilzeitphasen, die nachher kommen, werden nicht aufgewertet, und die Phasen, die durchlaufen worden sind, bevor die Kinder zur Welt gekommen sind, werden auch nicht aufgewertet. 

Was das an einem Beispiel heißt, möchte ich hier ebenfalls darstellen. Ich habe das Beispiel der Ingrid M. gewählt, einer Bankangestellten. Wir haben heute 3 000 Menschen auf der Freyung gehabt, speziell auch aus Banken - 50 Prozent beträgt dort der Frauenanteil -, und wir haben versucht, auch anhand von solchen Beispielen klarzumachen, was das für die einzelne Frau heißt. Diese Frau ist Absolventin einer berufsbildenden höheren Schule, wie gesagt Bankangestellte, hat zehn Vollzeitjahre; zwei Kinder, sie war acht Jahre bei den Kindern zu Hause; zwölf Jahre Teilzeit, und dann arbeitet sie nach all den Regelungen, die hier anstehen, angenommen bis zu ihrem 65. Lebensjahr in Vollzeit. Durch die Erhöhung des Durchrechnungszeitraums ohne Aufwertungsfaktoren und die geringeren Steigerungsbeträge kommt diese Frau auf eine Pensionskürzung von 39,4 Prozent, dazu wiederum diese 2 Prozent weniger aufgrund der Aussetzung der Pensionsanpassung. Das bedeutet für eine ganz normale Bankangestellte mit einem normalen Erwerbsverlauf, wie er sich für Frauen eben darstellt, einen Gesamt-Pensionsverlust von 41,4 Prozent - trotz Pensionsantritt im Regelantrittsalter und trotz durchgehendem Versicherungsverlauf, diese Frau hat nicht einen Monat ohne Versicherungszeiten!

So schnell geht das also bei solchen Pensionsreformen, und damit bin ich bei meinem zweiten Zitat von der Frau Frauenministerin. Sie gibt nämlich zu solchen Situationen folgenden Kommentar ab: "Man muss den Frauen offen sagen, wenn ihr Teilzeit arbeitet, werdet ihr letztendlich weniger Pension haben". Aber, bitte, wo sind hier die Alternativen für Frauen? Wo sind die Angebote für Kinderbetreuungsplätze? Wo sind die Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie?

Ich bin beim letzten Beispiel, bei der Abschaffung der vorzeitigen Alterspension wegen Arbeitslosigkeit. Zu 90 Prozent sind von dieser Maßnahme, von dieser Pensionsform Frauen betroffen. Es gibt zwar die Idee, diese Maßnahme mit einem Altersübergangsgeld abzufedern, doch wenn man den Text genau liest - und Hans Driemer hat heute schon darauf hingewiesen, dass man das ganz genau lesen soll -, dann kommt man drauf, dass diese Abfederungsmaßnahme eigentlich nur für drei Jahrgänge gilt und alle anderen durch die Finger schauen. Sprich: Ich bin vielleicht nur einen Monat zu spät geboren, und schon habe ich de facto dreieinhalb Jahre Arbeitslosigkeit ohne Überbrückungsmaßnahme in Kauf zu nehmen, und dann noch einen zusätzlichen 25-prozentigen Einkommensverlust als Frau. Bin ich dann vielleicht auch noch in der Situation, dass ich die Arbeitslose ausgeschöpft habe und einen Mann habe, der zu gut verdient, bekomme ich nicht einmal Notstand. (StRin Karin Landauer: Sagen Sie einmal, wie ist denn das jetzt?) Daher hat eine Frau, die von solchen Maßnahmen betroffen ist, keine vorzeitige Möglichkeit einer Alterspension aufgrund langer Versicherungszeiten, die "Hackler"-Regelung in dem Sinn gibt es nicht mehr, und wenn ihr der Ehemann einen Notstandshilfebezug verübelt, weil er zu viel verdient, dann hat sie dafür nicht einmal Ersatzzeiten. In diesem Beispiel kommen wir auf einen Verlust von 13 Prozent, außerdem 3,5 Jahre kein Einkommen, das sind noch einmal 34 000 EUR weniger. (StRin Karin Landauer: Und jetzt sagen Sie diesen Leuten, sie sollen sich streichen lassen, damit sie zu einer Sozialhilfe kommen! Das ist ja völlig verrückt!)
Meine Damen und Herren! Die einzige Lösung, die ich aus meiner Sicht sehe, um eine frauenspezifische und sozial gerechte Pensionsreform, wirklich eine Reform, über die Bühne zu bringen, ist eine Lösung, die einen eigenständigen Pensionsanspruch von Frauen tatsächlich unterstützt. Das heißt, dass ein Frau eigene Anwartschaften hat, dass sie eigene Versicherungszeiten hat und dass sie ein eigenes Erwerbseinkommen hat, und das vollkommen unabhängig von ihrem Familienstand. Die massiven Benachteiligungen von Frauen in diesem Pensionsraubzug der Bundesregierung müssen dargestellt werden, damit sie auch für jede Einzelne nachvollziehbar gemacht werden.

Wir brauchen unter dem Motto "Eigenständigkeit statt Abhängigkeit" eine Reform, die in drei Punkten tatsächlich eine Lösung für Frauen mit sich bringt. Eigentlich ist es sehr einfach, nämlich zum einen das Schließen der Pensionslücken von Frauen, zum Zweiten die Beseitigung der Benachteiligungen von Frauen am Arbeitsmarkt, und drittens brauchen wir mehr Frauen in der Berufstätigkeit. Das sind Dinge, die sehr einfach zu lösen sind. Die Lückenschließung wäre zum Beispiel dadurch zu machen, dass man die Kindererziehungszeiten am Durchschnittseinkommen von Frauen und Männern bewertet, um hier auch die Einkommensschere auszuschließen. Benachteiligung am Arbeitsmarkt – eine Möglichkeit wäre, dass man jetzt Maßnahmen setzt, um die Einkommensschere zu schließen. Der dritte Punkt, nämlich mehr Frauen in der Berufstätigkeit, heißt nichts anderes als das, was wir als SPÖ-Frauen immer auch verlangen, nämlich eine frauenspezifische aktive Arbeitsmarktpolitik.

Da diese Parteien mit diesen Pensionsraubmaßnahmen sicher keine Mehrheit in der Bevölkerung bekommen hätten, kann man hier mit Fug und Recht von einer massiven WählerInnentäuschung sprechen. Aber es ist aus unserer Sicht noch nicht zu spät. Noch kann man sehr sozial gerecht statt brutal und schlecht eine Reform hinkriegen. Dieser Entwurf muss zurückgezogen werden, es muss ein sozial gerechter, einheitlicher und zukunftssicherer Pensionsvorschlag auf den Tisch. (StRin Karin Landauer - einen Zeitungsausschnitt in die Höhe haltend -: Sie wissen das aber schon?)
Eines sollte auch nie unterschätzt werden, und jetzt, nachdem heute der Herr Bundeskanzler die Sozialpartner sozusagen vor die Tür gesetzt und ihnen die kalte Schulter gezeigt hat, darf man diesen Spruch, glaube ich, erst recht nicht unterschätzen: "Wenn Frau will, steht wirklich alles still." - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Vana. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin - solange sie noch da ist! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Ich möchte unseren grünen Antrag zur "Wiener Ehe" hiermit formal einbringen. Frau StRin Vassilakou hat ausführlich dazu Stellung genommen. Sie alle kennen ja den Antrag schon, wir bringen ihn nicht zum ersten Mal ein, wir bringen ihn heute exakt zum vierten Mal ein. Schade, dass die Sozialdemokratie auch heute wieder nicht zustimmt. Aber ein paar Minuten lang haben Sie noch Zeit, es sich zu überlegen.

Ich möchte auf zwei Punkte des eigentlichen Tagesordnungspunktes eingehen, nämlich die Dienstordnungsänderung, die heute leider überhaupt keine Erwähnung gefunden hat, und diese zwei Punkte erwähnen, die uns GRÜNEN wichtig sind. Das eine hat meine Vorrednerin Vassilakou schon erwähnt: Wir finden es außerordentlich wichtig für die betroffenen Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen, dass eine Klarstellung in Bezug auf die gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften vorgenommen wird, dass also der Terminus "Lebensgemeinschaft" präzisiert wird auf verschieden- und gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften. Hiermit findet eine Vollzugspraxis, die es bisher schon gegeben hat, endlich Niederschlag im Gesetz. 

Das Zweite ist, dass wir heute unserer Freude darüber Ausdruck verleihen wollen, dass es jetzt auch für öffentlich Bedienstete die Möglichkeit gibt, Pflegefreistellung oder Teilzeit in Anspruch zu nehmen, bis zu einem Ausmaß von sechs Monaten im Falle der schweren Erkrankung eines Kindes oder der Pflege eines oder einer nahen Angehörigen. Auch können Dienststellenleiter und Dienststellenleiterinnen in Hinkunft Diensterleichterungen gewähren. Wir finden das einen großen Fortschritt für die öffentlich Bediensteten und wollen das an dieser Stelle würdigen, auch weil es jetzt ein Rechtsanspruch ist und nicht mehr vom Goodwill abhängt. Das entspricht dem gesellschaftlichen Bedarf und ist natürlich auch ein Beitrag zu einer lebensfreundlicheren Arbeitswelt und einem lebensfreundlicheren Magistrat.

Ich möchte kurz auch auf einen Punkt eingehen, der aus grüner Sicht allerdings zu Problemen führen kann beziehungsweise problematisch werden kann. Er soll nicht unter den Tisch fallen, weil wir heute auch über die Situation der Frauen, die pensionsrechtliche Stellung und die Verschlechterungen für Frauen gesprochen haben, ein Punkt, der auch für die pensionsrechtliche Stellung der Frauen relevant ist und im Zusammenhang mit der Pflegefreistellung steht, nämlich dass Pflegefreistellung auch zu Einkommenseinbußen beziehungsweise Einkommensverlust für eine bestimmte Zeit führt. Das ist ein Problem vor allem für Frauen, weil es, wie wir wissen, statistisch gesehen vor allem Frauen sind, die Pflegeleistungen erbringen und auch Karenzurlaub in Anspruch nehmen oder Teilzeitarbeit in Anspruch nehmen.

Hier sehen wir die Gefahr, dass auf Frauen noch mehr Probleme, als sie bisher schon haben, zukommen könnten - es sind Einkommensverluste, Einkommenseinbußen, niedrigere Pensionsansprüche, eventuell auch ein damit verbundener Karriereknick, der durch die Freistellung leider in vielen Fällen gegeben ist - und dass es dadurch zu weiter steigenden Einkommensdifferenzen zwischen Männern und Frauen kommt. Wir GRÜNE sehen das als äußerst besorgniserregend an und wollen darauf hinweisen, dass wir das nicht nur nicht wollen, sondern dass wir an dieser Stelle auch festhalten wollen, dass sich die Stadt Wien dieses Problems zunehmend bewusst werden muss. Wir müssen festhalten, dass Pflegeleistungen in keinem Fall ausschließlich - und auch nicht überwiegend - Frauensache sind, sondern dass Pflegeleistungen und zum Beispiel auch Leistungen der Kinderbetreuung Aufgabe, Pflicht und Verantwortung der öffentlichen Hand sind, Pflicht und Aufgabe der ganzen Gesellschaft.

So positiv auch die Möglichkeit für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen ist, Freistellungen zur Pflege in Anspruch zu nehmen - das ist natürlich eine Erleichterung und ein Fortschritt -, möchten wir doch darauf hinweisen, dass es insbesondere für Frauen auch eine Falle sein kann und dass damit außerdem eine arbeitsmarktpolitische Herausforderung verbunden ist, die die Stadt Wien zunehmend wahrnehmen sollte, indem gerade im boomenden Pflegebereich, wo ein großer Bedarf besteht, zusätzliche Jobs geschaffen werden, und zwar gut bezahlte Jobs, gut abgesicherte Jobs, nicht nur für Frauen, sondern natürlich auch für Männer.

Ironischerweise ist es ja so, dass der Pflegebereich bisher hauptsächlich von Frauen unbezahlt erledigt wird, aber die gut bezahlten Jobs im Pflegebereich natürlich hauptsächlich Männer innehaben. Das ist in der Gemeinde Wien leider auch nicht anders, wenn wir uns die Zahl der Primarärztinnen, Oberärztinnen und Ärztlichen Direktorinnen anschauen. Wir GRÜNE haben uns die Mühe gemacht, einmal zu vergleichen zwischen dem Stand vom Februar ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist aber nicht der Pflegebereich!) Das hat sehr viel mit der Pflege zu tun. Sie haben mir offensichtlich nicht zugehört, oder Sie wollen es nicht wahrhaben. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist nicht der Pflegebereich!)
Ja, bei den Frauen finden Sie immer, damit hat das nichts zu tun, das kenne ich schon. Sie werden es noch erwarten. (Abg Gerhard Pfeiffer: Also Oberärztinnen sind nicht im Pflegebereich!) Seien Sie doch froh, dass ich einen Seitenhieb auf die Sozialdemokratie mache! Was stört Sie denn das? Das ist jetzt ... (Abg Kurth-Bodo Blind: Sachlich sind sie nicht in diesem Bereich! - Weitere Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) Es ist sehr sachlich!

Wir GRÜNE haben uns die Mühe gemacht, die Zahl der Oberärztinnen ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Oberschwester ist Pflegebereich, aber nicht Oberärztin!) Ich bin jetzt noch ausführlicher, Herr Kollege, ich kann Ihnen die ganze Statistik vorlesen. Es schaut jedenfalls traurig aus. Denn die Zahl der weiblichen OberärztInnen - mit großem I -, PrimarärztInnen und Ärztlichen DirektorInnen ist seit 1997 gesunken, sie hat sich sogar halbiert. Das finden wir alarmierend, und zwar für den ganzen Pflegebereich, und das hat sehr wohl etwas mit dem Tagesordnungspunkt zu tun. Ich kann mich nicht erinnern, dass irgendjemand meiner Vorredner und Vorrednerinnen heute überhaupt zu diesem Tagesordnungspunkt Stellung genommen hat. Ärgern Sie mich also nicht! Denn Sie sehen, wenn ich mich ärgere, dann rede ich noch länger und noch schneller, und ich glaube, das gefällt Ihnen dann sicher auch nicht. (Abg Gerhard Pfeiffer: Aber hoffentlich sachlich richtiger!)
Damit komme ich zum Schluss und will eigentlich - Sie haben es nur nicht erwarten können - appellieren, auch an die Stadt Wien und an die Frauenstadträtin, die Bemühungen und Maßnahmen um Frauenförderung zu intensivieren, damit Pflegefreistellung, Karenz und Teilzeit für Frauen nicht zur Falle werden. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Kollegin Vana, haben Sie den Antrag abgegeben? (Abg Dr Monika Vana, bereits zu ihrem Sitz zurückgekehrt, begibt sich zur Vorsitzführung und überreicht den Antrag. - Abg Gerhard Pfeiffer: So verwirren wollte ich Sie nicht! - Weitere Zwischenrufe.)
Die nächste Rednerin ist Frau Abg Korosec. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Kollege Driemer, Sie haben heute so viel von der christlichen Soziallehre bei uns eingemahnt und von der sozialen Dimension gesprochen. Ich frage Sie - Sie werden sich an die Hauptversammlung in der Arbeiterkammer erinnern, als Sie vehement für die Erhöhung der Preise der Wiener Linien waren, wovon Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und sehr viele sozial Schwache betroffen sind -, wo da bei Ihnen die soziale Dimension war. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist interessant! - Abg Franz Ekkamp: Frau Kollegin, wollen Sie ein Taschentuch haben?)
Aber kommen wir zur Sache. Es wird Sie nicht überraschen, dass ich bei dem Tagesordnungspunkt auch über die Pensionsreform referiere. (Abg Mag Andreas Schieder: ... 40-prozentige Pensionskürzung, und Sie reden über Fahrscheine!) Dass die Pensionsreform notwendig ist, meine Damen und Herren, ist inzwischen niemandem entgangen. Das ist ja schon ein Fortschritt, weil das nicht immer so war.

Herr Kollege, in den Koalitionsverhandlungen nach dem 24. und in den Sondierungsgesprächen, die ja stattgefunden haben, war man, muss ich sagen, gar nicht weit auseinander. (Abg Franz Ekkamp: Waren Sie dabei?) Sowohl der Abgeordnete Gusenbauer, Ihr Parteivorsitzender, als auch der Professor Van der Bellen haben eine nachhaltige Pensionsreform durchaus zugestanden. (Abg Renate Winklbauer: Das ist keine Reform, das ist Pensionsraub!) Vielleicht ist das dem Kollegen Chorherr entgangen, er war einige Wochen in Südafrika, daher hat er das vielleicht versäumt. Aber der Abgeordnete Gusenbauer - und daran muss ich Sie heute schon erinnern, weil das alles offenbar weggewischt wurde - hat sehr klare Aussagen gemacht. Vielleicht haben Sie es vergessen, weil Sie es vergessen wollten, aber ich muss Sie daran erinnern.

Er hat nämlich gesagt (Abg Franz Ekkamp: Frau Kollegin, waren Sie bei den Sondierungen dabei?) - hören Sie mir doch zu, schauen Sie, vielleicht lernen Sie etwas -, die Frühpensionen müssen auslaufen; Eingriff in bestehende Pensionen bis zu 10 Prozent der ASVG-Höchstpension; 1 Milliarde EUR - Herr Kollege Driemer, 1 Milliarde EUR! - bis 2006 einsparen - Gusenbauer-Zitat! -; lebenslange Durchrechnung für Pensionsbemessung. Bitte, das sind Aussagen des Herrn Gusenbauer (Abg Dr Matthias Tschirf: Aha!), nachzulesen im "Kurier" vom 17. Jänner, und so weiter. (Abg Godwin Schuster: Ist das ein SPÖ-Blatt?) Das ist ein SPÖ-Blatt? Aber auch in anderen Zeitungen! (Zwischenruf des Abg Godwin Schuster.) Ich nehme an, gerade Sie werden sich daran erinnern, Sie haben damit ja sehr viel zu tun. Daher wird es Ihnen nicht entgangen sein, und es wird ja auch ... (Abg Godwin Schuster: Aber es ist schon gut, die Wahrheit zu beachten!)

Also 1 Milliarde bis 2006 einsparen! "Die erste Frage, die wir außer Streit gestellt haben, ist, dass aus dem Titel Steigender Pensionsaufwand bis 2006  1 Milliarde EUR kommen soll." - Gusenbauer am 31. Jänner in den "Oberösterreichischen Nachrichten". (Abg Godwin Schuster: Ja, auch ein SPÖ-Blatt!) Lebenslange Durchrechnung genauso! Ich sage es nur, weil Sie es offenbar verdrängt haben. Oder haben Sie es vergessen? (Abg Godwin Schuster: Alles SPÖ-Blätter!)
Nun zu Gusenbauer im März 2003: Das Gusenbauer-Pensionsmodell hat ja sehr viele Fragezeichen. (Abg Johann Driemer: Warum ist es dann zu keiner Koalition gekommen mit der SPÖ?) Da müssen Sie Ihren Parteivorsitzenden ... (Abg Godwin Schuster: Haben Sie den Eindruck, dass Gusenbauer ...?) An dieser Frage ist es nicht gescheitert, das wissen Sie ganz genau! Aber reden wir nicht so sehr über die Vergangenheit, reden wir über die Zukunft. (Abg Godwin Schuster: Sie reden über ein Papier, das die Regierung nicht einmal sehen möchte!) Ihr Pensionsmodell ... (Abg Godwin Schuster: Glauben Sie, dass es von der Regierung beschlossen wird? Oder wenn nicht, dann reden Sie vom Regierungspapier!) Ja, ich komme schon dazu, aber ich muss Sie ein bisschen daran erinnern, weil Sie das alles offenbar wirklich vergessen haben. 

Das SPÖ-Pensionsmodell der vielen Fragezeichen - Verschleiern, Verschieben, Verwässern, Verschweigen und Verwirren, das ist Ihre Devise! (Abg Godwin Schuster: Wer hat Ihnen das gesagt?) Ich kann es Ihnen sofort beweisen. Alfred Gusenbauer hat ein Pensionsmodell vorgelegt, das weder neu noch besonders originell ist. (Abg Franz Ekkamp: Aber gerechter!) Ach so, gerecht? Aha, es ist gerecht - sehr gut!

Die SPÖ verschleiert: Die neue, alte Formel "45 - 65 - 80", was steckt dahinter? Mit dieser Formel "45 - 65 - 80" meint Gusenbauer genau das Gleiche, was die Bundesregierung vorschlägt. (Abg Godwin Schuster: Aber nicht überfallsartig!) Nur: Die SPÖ verschleiert es (Abg Godwin Schuster: Arbeitsmarktpolitik ...!), die Bundesregierung hingegen sagt, was sie will. (Abg Jürgen Wutzlhofer: Und Sie enteignen die Leute!) Das ist der Unterschied! (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Hören Sie mir doch zu! Schauen Sie, ich habe Ihnen so lange zugehört. Es war manchmal mühsam, aber ich habe Ihnen zugehört, also tun Sie es auch. (Abg Johann Driemer: Ich weiß auch schon, was Sie sagen! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Die SPÖ verschiebt: Koppelung der Frühpension an den Arbeitsmarkt. (Abg Godwin Schuster: Ja, sehr wichtig!) Was würde das bedeuten, Herr Kollege? Es würde bedeuten, Sichern von Pensionen ist ... (Abg Godwin Schuster: Dass jemand, der frühzeitig arbeitslos wird, nicht ...!) Nein, das würde bedeuten, dass die Sicherung der Pension von der Schwankung am Arbeitsmarkt abhängig ist! Das würde es bedeuten. Es würde dann wahrscheinlich überhaupt auf den Sankt-Nimmerleins-Tag verschoben werden. (Abg Godwin Schuster: Aber Sie wollen, dass ältere Leute in die Sozialhilfe gedrängt werden! Als Altensprecherin - Sie wollen das?) Herr Kollege, die Bundesregierung hat sowohl die Pensionssicherung als auch die Anhebung der Erwerbsquote zum Ziel. Das ist wieder der Unterschied. 

Die SPÖ verschweigt ... (Abg Godwin Schuster: Ohne Wenn und Aber ...! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Moment, warten Sie ab, sie sind so ungeduldig! (Abg Jürgen Wutzlhofer: Wir haben noch nie eine 40-prozentige Pensionskürzung gemacht! - Anhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Die SPÖ verschweigt: Schauen Sie, sofortige Harmonisierung der Pensionssysteme - das braucht Zeit. Herr Gusenbauer weiß ganz genau, dass natürlich eine Harmonisierung der Pensionssysteme kommen muss und kommen wird. (Abg Gerhard Pfeiffer: Ein Ausgleich!) Er weiß auch, dass spätestens mit September dieser Schritt gemacht wird. (Abg Godwin Schuster: Wer sagt das?) Na, das ist bekannt! Fragen Sie Ihren Vorsitzenden Gusenbauer, er wird es wissen. (Abg Rudolf Hundstorfer: Fragen Sie Ihren Bundeskanzler, was er heute Herrn Präsidenten Leitl gesagt hat! Dann würden Sie sagen: So etwas vertrete ich nicht! - Abg Jürgen Wutzlhofer: Nein, sie muss es ja vertreten ...!) Nein, ich muss gar nichts! Haben Sie eine Ahnung, was ich muss und was ich nicht muss! Ich mache das, wovon ich überzeugt bin, dass es richtig ist. (Abg Rudolf Hundstorfer: Sie als Seniorensprecherin und Vertreterin der Arbeitnehmer sollten eine andere Position vertreten!)
Dass die SPÖ verwässert und jetzt wirklich wieder nur ein Reförmchen statt einer Reform will, ist, glaube ich, auch nichts Neues. Das haben wir auch schon erlebt. (Abg Godwin Schuster: ... von der Bundesregierung reden? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Weil Herr Kollege Driemer heute auch den Gewerkschaftsbund angesprochen hat, muss ich Ihnen eines sagen, Herr Kollege: Ich bin selbst Gewerkschafterin, wie Sie wissen, ich war jahrzehntelang und mit Begeisterung Gewerkschafterin. (Abg Paul Zimmermann: Keine gute!) Bitte, den Zwischenruf - sagen Sie, es soll aufzeigen, wer das gesagt hat! (Abg Paul Zimmermann: ... so reden! Das gibt es ja nicht!) Ich habe wahrscheinlich mehr in der Gewerkschaft erreicht als mancher, der sich hier manches auf die Fahnen heftet. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber wenn mit Streiks gedroht wird, wie zum Beispiel von Herrn Haberzettl, wenn gerade diejenigen den Streik androhen, die mit 54,5 Jahren in Pension gehen (Abg Godwin Schuster: Wer sagt Ihnen das?), dann glaube ich nicht, dass die Bevölkerung damit eine Freude haben kann. (Abg Godwin Schuster: 57,6 ist der Durchschnitt! - Abg Kurth-Bodo Blind: Haberzettl hat das angezettelt! - Abg Godwin Schuster: Gerade als Arbeitnehmervertreterin ...!)
Herr Kollege Schuster! Auch im internationalen Vergleich wissen Sie ganz genau, dass die Bundesbahn in Österreich ... (Abg Godwin Schuster: ... im Durchschnitt um ein dreiviertel Jahr früher als andere - im Durchschnitt! Aber 15 Prozent Pensionsbeitrag leisten sie ...!) Aber erst neu! Mit 54,5 Jahren gehen sie in Pension. Aber damit, dass gerade sie dann die Ersten sind, die Streiks ankündigen, wird die Bevölkerung keine Freude haben. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Nur keine Geschichten erzählen! Sie haben es letztens bei der Jugend im Gefängnis gemacht! ... versprochen wurde!)

Aber damit Sie sich wieder ein bisschen beruhigen, komm ich zu einigen, wie ich glaube, unbestrittenen Tatsachen. (Abg Godwin Schuster: Sie zerschlagen auch das Unternehmen, und Sie schauen zu! Jene, die angeblich gute Arbeit geleistet haben!) 1970 hat der Pensionist/die Pensionistin in Österreich, wenn er/sie in Pension gegangen ist, noch 8,8 Jahre gelebt. 30 Jahre später sind wir mehr als 20 Jahre in Pension, und das wird hoffentlich noch steigen. Die Zahl der Geburten geht zurück, und wir gehen immer früher in Pension. Wir sind nun einmal Weltmeister in der Frühpension, das werden Sie ja, glaube ich, nicht abstreiten. (Abg Godwin Schuster: Und der Anteil am BIP sinkt! - Abg Jürgen Wutzlhofer: Sie machen uns zum Weltmeister in der Arbeitslosigkeit!)
Herr Kollege Schuster! Vor 30 Jahren haben wir 42,7 Jahre gearbeitet, heute arbeiten wir 37 Jahre. Das sind Fakten. Sie schütteln den Kopf, aber das sind Fakten, das sind Tatsachen. (Abg Franz Ekkamp: Darin gebe ich Ihnen ja Recht!) Da müssen Sie doch endlich erkennen, dass wir dann Reformen brauchen! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Franz Ekkamp: Aber Sie sehen ...!)
Als die Frühpension - damals zu Recht - geschaffen wurde, da sagte man, das soll eine Ausnahme sein. Wie schaut es heute aus? Bitte, 97 Prozent gehen in Frühpension, und nur noch 3 Prozent arbeiten über das Frühpensionsalter hinaus! Dass man dagegen etwas tun muss, ist klar. (Abg Johann Driemer: 60 Prozent sind Arbeitslosigkeit ...! - Abg Godwin Schuster: ... um Personal abbauen zu können!)
Jetzt kommen wir zur Begutachtung auf der parlamentarischen Ebene. Natürlich - und da gebe ich allen Recht - finden politische Diskussionen statt, in den Parteien, in den Fraktionen, zwischen den Parteien, auch in meiner eigenen Fraktion, keine Frage! (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Sie dürfen nicht glauben, dass ich mit allem, was jetzt einmal vorliegt - das ist ja zur Begutachtung -, einverstanden bin. Aber das ist ja auch der parlamentarische Prozess, dass es unterschiedliche Auffassungen gibt und dass man dann mit guten Argumenten, sofern sie gut sind, auch Veränderungen herbeiführen kann. (Abg Godwin Schuster: Welche Auffassung haben Sie als Arbeitnehmervertreterin?)
Ich bin ganz überzeugt davon, dass es noch zu Veränderungen kommt. (Abg Godwin Schuster: Wo glauben Sie, dass es notwendig ist? Wo?) Ich bin auch der Meinung, dass es in manchen Bereichen notwendig ist, und wir arbeiten daran. (Abg Godwin Schuster: Sagen Sie, in welchen!) Zum Beispiel bei den Frauen - keine Frage, bei den Frauen sind Veränderungen notwendig. Ich bin auch der Meinung, dass es längere Übergangsfristen geben soll. Aber grundsätzlich bekenne ich mich zur Pensionsreform.

Jetzt muss ich Sie fragen, Herr Kollege Schuster: Wer ist denn schuld, bitte, wer ist daran schuld, dass wir in dieser Situation sind? Wenn ich jetzt sage: Sie, geht sofort ein Geschrei los, daher sage ich es nicht, sondern ich zitiere. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Warten Sie einmal! Da hat Karl Danninger in den "Oberösterreichischen Nachrichten" vom 3. April gesagt: "Aber genauso sicher, wie die Notwendigkeit des Reformbedarfs feststeht, stehen die Versäumnisse einer ganzen Generation von Bundesregierungen fest, was die zeitgerechte Reform des Pensionssystems betrifft." (Beifall bei FPÖ und ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Tschirf, seit wann seid ihr in der Bundesregierung? - Weitere Zwischenrufe.)
Darf ich wieder reden? (Rufe und Gegenrufe zwischen SPÖ und ÖVP. - Präsident Johann Hatzl gibt das Glockenzeichen.)
Alle diese Regierungen hatten einen Sozialdemokraten an der Spitze. Oder will man sich nicht mehr an Kreisky, Sinowatz, Vranitzky und Klima erinnern? (Abg Kurth-Bodo Blind: Habe ich gestern erwähnt! - Abg Mag Christoph Chorherr: Und einen anderen Koalitionspartner namens?) Ja, Sie haben mir jetzt ein Stichwort gegeben, Herr Kollege Chorherr! (Abg Mag Christoph Chorherr: Eine Frage habe ich gestellt, kein Stichwort gegeben!) Da hat es einen Koalitionspartner gegeben, und ich kann Ihnen sagen, ich bin Zeitzeuge, ich war 20 ... (Abg Mag Christoph Chorherr: Wie hat der geheißen? ÖVP hat der geheißen! - Weitere Zwischenrufe.) Ich weiß, wie viele Diskussionen wir geführt haben (Abg Godwin Schuster: Gab es Widerstand? Oder gab es immer Diskussionen?) und wie schwierig es war - und eben nicht möglich, weil Sie ununterbrochen alles abgeblockt haben. (Abg Godwin Schuster: Zu welchem Thema?)
Pensionsreformen! Das wissen Sie auch. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Da ist nichts möglich gewesen! So, wie Sie es heute machen: es ist heute nicht notwendig, das brauchen wir erst in ein paar Jahren - genauso wurde es gemacht. (Abg Johann Driemer: Wir wollen ja, aber eine bessere Reform! Das ist keine Reform, das ist eine Geldbeschaffung!) Aber, Herr Kollege, dass wir heute vor der Diskussion stehen und eine Reform machen müssen, die stärker weh tut, liegt daran, dass wir nicht vor 15, 20 Jahren mit ordentlichen Reformen begonnen haben. (Beifall bei der ÖVP und der Abg Mag Heidemarie Unterreiner. - Abg Gerhard Pfeiffer: Realitätsverweigerung!)
Meine Damen und Herren! Ich sage noch einmal, wir brauchen eine Reform. Sie muss gut abgefedert sein, sie muss sozial verträglich sein, da bin ich bei Ihnen. (Abg Franz Ekkamp: Ob Sie das durchbringen?) Aber eines muss man auch sagen: Wer fürs Hinausschieben ist, betrügt seine Kinder und Kindeskinder. Das sage nicht ich, sondern das hat Payrleitner vor einigen Wochen in der "Presse" gesagt. (Abg Godwin Schuster: Auch ein SPÖ-ler? Im Moment berufen Sie sich nur auf ÖVP-Leute! - Abg Franz Ekkamp: Ist das ein Raiffeisen-Konzept?)
Meine Damen und Herren! Jeder verantwortungsbewusste Mensch, jede Mutter, jeder Vater denkt in Generationen - nicht nur an morgen, sondern er denkt an seine Kinder und seine Enkelkinder, an die Gemeinschaft und an die Familie. Die Regierung Schüssel II denkt auch so und verfolgt eine verantwortungsvolle Politik, auch wenn Sie sich hierher stellen und wider besseres Wissen etwas ganz anderes behaupten. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Franz Ekkamp: Frau Kollegin, was hat Schüssel gesagt? Schüssel hat gesagt, an diesem Papier wird nichts mehr geändert!)
Warten Sie ab, bis es beschlossen ist! Warten Sie ab! (Abg Franz Ekkamp: Was hat Schüssel 1997 gesagt?) Schauen Sie, es ist immer einfacher ...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich weiß, dass die Frau Abgeordnete Zwischenrufe offensichtlich ganz gern hat. Trotzdem würde ich empfehlen, jetzt auch ihr allein ein bisschen das Wort zu überlassen.

Abg Ingrid Korosec (fortsetzend): Es ist immer einfacher, meine Damen und Herren, zu verteilen, und es ist viel schwieriger, einsparen zu müssen - das ist klar. (Abg Godwin Schuster: Einsparen oder Abzocken ist ein Unterschied!) Aber zur Politik gehört es auch, mutig zu sein und Schritte zu setzen, die notwendig sind und die nicht immer von allen - das ist auch klar - als angenehm empfunden werden. 

Meine Damen und Herren! Ich fasse zusammen: Die Bundesregierung wird die notwendige Reform gerecht und nachhaltig umsetzen. Denn die Zukunft sollte man nicht vorhersehen wollen, sondern möglich machen. Wolfgang Schüssel und sein Team - davon bin ich überzeugt, und wir werden auch Sie überzeugen (Zwischenrufe bei den GRÜNEN) - sind ein Garant dafür. (Beifall bei der ÖVP.))
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Serles. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Kollege Driemer hat heute versucht, uns in 45 Minuten - so viele waren es, glaube ich (Abg Johann Driemer: 40!) -, in 40 Minuten ein schlechtes Gewissen über das Pensionsreformmodell zu machen, das die Bundesregierung vorgelegt hat. Herr Kollege Driemer, ich darf Ihnen versichern, die Wiener FPÖ wird mit Sicherheit keine Pensionsreform politisch unterstützen, die es sich zum Ziel gesetzt hat, ausschließlich Budgetlöcher zu stopfen. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Christian Oxonitsch: Eine APA-Meldung, dass die Koalition geplatzt ist! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Herr Kollege Driemer, wir werden aber gerne an einer Pensionsreform mitwirken, die das Ziel hat, die staatliche Pensionsvorsorge als Grundsicherung für die älteren Menschen in diesem Lande sicherzustellen. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Dipl Ing Martin Margulies: Nicht kryptisch reden! Unterstützten Sie diese Form der Pensionsreform, ja oder nein?)
Wir bekennen uns - und auch das in aller Klarheit und Deutlichkeit (Ah-Rufe bei den GRÜNEN) - zum Motto "Qualität statt Termindruck". Bei einem so wichtigen Thema, wie es die Pensionen sind, kann es tatsächlich vorkommen, dass "Speed killt".

Herr Kollege Driemer! Ich habe Ihre Ausführungen im Detail nicht wirklich verstanden. Wenn ich mir nämlich vor Augen führe - und Frau Kollegin Korosec hat das schon sehr richtig angemerkt -, dass zwischen dem, was die Bundesregierung als Entwurf vorgelegt hat und was jetzt breit und übergreifend diskutiert werden soll, und dem, was der Herr Gusenbauer vorgelegt hat, in Wahrheit keine wirklich signifikanten Unterschiede zu erkennen sind - mit Ausnahme vielleicht und abgesehen von der Tatsache, dass über die Vorschläge des Herrn Gusenbauer Sie intern streiten und über die Vorschläge der Bundesregierung FPÖ und ÖVP zur Zeit ein bisschen streiten. Das ist vielleicht ein signifikanter Unterschied.

Jetzt könnten wir noch einen Schritt weitergehen und sagen: Ihr habt einen Haider, und wir haben einen Haider, dem bei diesen Pensionsmodellen einiges nicht passt. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Ich würde meinen, dass es die Vorschläge unseres Haiders und ihres Haiders wert sind, gehört zu werden. Sie haben heute zu Recht darauf hingewiesen: Sie sind es wert, diskutiert zu werden, und sollen in diesen Diskussionsprozess einfließen. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Dr Matthias Tschirf: Und beide sind Oberösterreicher!)
Herr Driemer! Wenn ich mir die APA, die "Wiener Zeitung" von heute anschaue, die versucht hat, die Pensionsreformmodelle, nämlich Ihres von Herrn Gusenbauer und jenes, das im Entwurf der Bundesregierung vorgelegt wurde, zu vergleichen, dann merkt man wirklich, dass es da fast keinen signifikanten Unterschied gibt. "45 - 65 - 80" will Herr Gusenbauer, 45 Beitragsjahre für Höchstpensionen mit 80 Prozent. Er will zusätzlich eine Nettoersatzrate. Ich räume ein, man kann über solche Dinge durchaus diskutieren, aber wir sollten offen miteinander reden und nicht polemisch agieren.

Auch die Bundesregierung will 45 Beitragsjahre für die Höchstpension mit 80 Prozent und Abschläge bei einem früheren Pensionsantritt. Ich sage ganz offen, es ist richtig, über Abschläge bei einem früheren Pensionsantritt zu diskutieren. Die Frage ist natürlich, wie hoch diese Abschläge sind und wie hoch sie sein dürfen, um jemanden, der damit rechnet, in fünf Jahren in Pension zu gehen, und der mit einer bestimmten Größenordnung rechnet, nicht so zu enttäuschen, dass er das Vertrauen zum System verliert. Das sind ganz wichtige Fragen, mit denen man sorgsam umgehen muss, und da darf man die Leute nicht - wie Sie das derzeit tun - schon im Vorfeld verunsichern. (Abg Johann Driemer: Das hat man so noch nicht gehört! Das ist neu!)
Ein Pensionsantrittsalter von 65 für Männer und 60 für Frauen fordert Gusenbauer genauso wie die Regierung. Die Regierung sagt: schrittweise erhöhen ab Mitte 2004, und Gusenbauer will es von der Entwicklung am Arbeitsmarkt abhängig machen. Ich glaube, diese Idee von Gusenbauer ist eine Schnapsidee. (Abg Gerhard Pfeiffer: Eine Weinidee!) Ich wünsche mir eine schrittweise Erhöhung, weil nur das geeignet ist, Vertrauen zu schützen.

Einen Solidarbeitrag für Pensionisten, die über der ASVG-Höchstbeitragsbemessungsgrundlage liegen, will nicht die Bundesregierung, diesen hat Herr Gusenbauer vorgeschlagen. Was die Bundesregierung vorgeschlagen hat, ist ein Pensionssicherungsbeitrag für Beamte im Ruhestand. Die Aufwertung und stärkere Anrechnung von Kinderbetreuungszeiten will Herr Gusenbauer genauso wie die Bundesregierung, der Streit liegt im Detail. Der Streit geht darüber, wie hoch und in welchem Ausmaß diese Kinderbetreuungszeiten angerechnet werden sollen. Glauben Sie mir, Herr Driemer, da ist Bewegung im Spiel.

Herr Gusenbauer sagt offen, dass er die Pensionsversicherungssysteme ab 2004 oder 2005 harmonisieren will. Die Bundesregierung hat sich bisher zwar verbal zu diesem Vorhaben bekannt, aber mit diesem Entwurf noch nicht die gesetzlichen Voraussetzungen dafür geschaffen. Ich meine, man sollte im Zusammenhang mit dieser Pensionsreform ernsthaft auch über eine Harmonisierung der Pensionsversicherungssysteme verhandeln.

Die Bundesregierung sagt ganz klar etwas zu den budgetären Auswirkungen dieser Reform und rechnet vor, dass durch diese Reform der Bundeszuschuss zu den Pensionen im Jahre 2007 um rund 1 Milliarde EUR sinken wird. Frau Kollegin Korosec hat soeben zu Recht darauf hingewiesen, dass Gusenbauer genau das Gleiche, nämlich diese 1 Milliarde, bereits im Jahr 2006 haben will. Herr Kollege Driemer, rechnen Sie mir jetzt einmal vor, wie das gehen soll und wie das auf der Basis der Vorschläge, die von Herrn Gusenbauer bekannt sind, funktionieren soll! Möglicherweise ist das der wirkliche Grund, warum Herr Broukal heute das Hangerl geworfen hat, weil er all diesen Klimmzügen, all diesen Manövern von Herrn Gusenbauer nicht mehr folgen kann und daher die Nase voll hat von Herrn Gusenbauer und von seiner SPÖ.

Und jetzt, Kollege Driemer, möchte ich mit Ihnen noch einmal ganz ernst reden. Auch wenn ich mir Mühe gegeben habe, Ihnen hier 40 Minuten zu folgen - ich glaube, es ist es wert, diese Diskussion hier auszutragen, bei Ihnen in der Gewerkschaft auszutragen, medial auszutragen, öffentlich auszutragen! Aber es ist schädlich, schon im Vorfeld einer derart wichtigen Frage mit Streiks zu drohen, wie das Ihre Kollegen Nürnberger, Kaske und Haberzettl tun. (Abg Rudolf Hundstorfer: Sie sind falsch informiert!) Nein, ich bin nicht falsch informiert. Wenn ich mir das aktuelle "NEWS" ansehe (Abg Rudolf Hundstorfer: Das ist falsch!), wenn ich mir die Aussendung der APA ansehe und wenn davon die Rede ist, dass die Gewerkschaften dieser Republik den Flughafen Wien bestreiken wollen, möglicherweise schon nächste Woche, um die Koordination der einzelnen Teilgewerkschaften "eindrucksvoll unter Beweis zu stellen", dann frage ich mich: In welchem Lande leben wir eigentlich? (Abg Rudolf Hundstorfer: Ja, fragen Sie!) Verdient es ein derart wichtiges Thema für die Republik, über das man reden sollte, dass man als verantwortungsbewusste Gewerkschaft bereits im Vorfeld mit Streiks droht, mit derart massiven Streiks, nur um die Koordination der einzelnen Teilgewerkschaften "eindrucksvoll unter Beweis zu stellen"? (Abg Godwin Schuster: Was ist, wenn der Bundeskanzler nicht will?) Das ist eine Politik, die wir wirklich zutiefst ablehnen! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Godwin Schuster: Wenn er nicht will, was ist dann?)
Wenn ich lesen muss und höre, dass die Gewerkschaft nach dem Ministerrat - wir alle wissen noch nicht, was nach dem Ministerrat nächste Woche, am 29. April, passieren soll - den Bahnverkehr lahm legen will, dann denke ich mir: Um Gottes willen, wie können Sie es verantworten, dass Millionen von Konsumenten in diesem Land zu Schaden kommen, weil der Güterverkehr nicht mehr funktioniert, wenn Hunderttausende von Unternehmungen ins Trudeln kommen, weil sie nicht mehr mit den erforderlichen Gütern beliefert werden, und wenn damit letztlich erst recht Arbeitsplätze riskiert werden? Wie können Sie eine derartige Politik verantworten und tatsächlich im Ernst daran denken, nur wegen eines Reformvorschlages bereits nächste Woche den Bahnverkehr auf Österreichs Bahngleisen lahm zu legen? - Eine Politik, Herr Driemer, die wir massiv ablehnen und kritisieren! (Beifall bei der FPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.)
Wie können Sie ernsthaft davon reden, dass nach dem 1. Mai die Streikwelle auch auf die Städte überschwappen soll? Wie können Sie ernsthaft davon reden, dass nach dem 1. Mai die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten aktiv werden wird und dafür sorgen wird, dass in Wien die Müllabfuhr nicht mehr funktioniert (Abg Rudolf Hundstorfer: Sie irren sich!), Kindergärten geschlossen bleiben und Musikschulen und Verkehrsbetriebe geschlossen bleiben? (Abg Rudolf Hundstorfer: In Gesamt-Österreich, nicht nur in Wien!)
Lieber Herr Kollege! Ich muss Ihnen sagen, das ist wirklich eine Politik, die wir auf das Schärfste ablehnen. Das darf doch nicht wahr sein, dass Sie mit derartigen brachialen Mitteln die Diskussion über ein wichtiges Thema letztlich verweigern! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Franz Ekkamp: Wenn es eine Diskussion geben würde! - Abg Godwin Schuster: ... der Bundeskanzler nicht über das Thema diskutieren will!)
Der Gipfel des Ganzen ist die Androhung der Gewerkschaft, dass ein maximaler "Impact" - das Wort wurde seitens der Gewerkschaft geprägt - dadurch herbeigeführt werden kann (Abg Godwin Schuster: Welche Konsequenz zieht die FPÖ daraus, dass der Bundeskanzler nicht diskutieren will?), dass es punktuelle Aktionen bei Energieversorgern gibt. Wenn ich mir vorstelle, dass nächste Woche in Wien die Lichter ausgehen wie in Sarajevo im Krieg, dann wird mir wirklich Angst und Bange. Das haben sich die Wiener Bürgerinnen und Bürger nicht verdient! (Beifall bei der FPÖ.) 

Lassen Sie mich jetzt, damit hier die Emotionen nicht höher werden, versöhnlich enden. (Abg Josefa Tomsik: Sie sind ein Gegner der Gewerkschafter!) Lassen Sie mich versuchen, versöhnlich zu enden. (Abg Josefa Tomsik: Sie sind gegen gewerkschaftliche Errungenschaften! Da hört man unqualifizierte ...!) Lassen Sie mich wenigstens versuchen, hier einen versöhnlichen Schluss zu finden. Wenn ich mir Sie anschaue, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ (Abg Godwin Schuster: Was macht die FPÖ, wenn der Bundeskanzler mit den Sozialpartnern nicht spricht?), den Herrn Driemer auf der einen Seite, der hier im Gemeinderat langweilig, aber doch 40 Minuten redet (Abg Godwin Schuster: Was macht denn die FPÖ, wenn der Bundeskanzler mit den Sozialpartnern nicht spricht?), und die Herren Haberzettl, Kaske und Nürnberger, die Aufwiegler, auf der anderen Seite, die die Menschen und Arbeitnehmer verhetzen und die Republik, das Land, die Stadt mit Streik überziehen wollen, dann sage ich Ihnen: beides probiert, kein Vergleich! (Abg Josefa Tomsik: Herr Kollege Serles, das ist wirklich eine Gemeinheit! Haberzettl als Aufwiegler! Haberzettl und Nürnberger!) Mir ist der langweilige Driemer im Gemeinderat mit einem Plakat aus den fünfziger Jahren allemal lieber als diese Aufwiegler auf der Straße, die die Menschen gegeneinander aufhetzen wollen. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.)
Daher, liebe Freunde von der SPÖ: Lasst uns darüber diskutieren, leidenschaftlich darüber diskutieren (Abg Godwin Schuster: Was machen Sie, wenn der Bundeskanzler nicht diskutieren will? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ) - "Genossinnen und Genossen" habe ich eh nicht gesagt, sondern "Freunde von der SPÖ" -, lasst uns darüber diskutieren, leidenschaftlich, sachlich hart, aber verschont uns und die Bürger dieses Landes mit diesen völlig überzogenen Streikdrohungen! (Beifall bei FPÖ und ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Hundstorfer. Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sie haben jetzt ein Schauspiel erlebt, wie eine Partei ganz bewusst nur noch ein Juniorpartner ist. Herr Dr Serles, ich bin in vielen Dingen bei Ihnen: diskutieren, entwickeln. Wissen Sie, was sich heute um 9 Uhr früh im Bundeskanzleramt abgespielt hat? (Abg Franz Ekkamp: Nein, weiß er nicht!) Der Herr Vizekanzler ist nicht einmal eingeladen worden, obwohl gestern ausgemacht wurde, dass er beim Gespräch dabei ist. Herr Präsident Leitl - er hat mit der SPÖ, glaube ich, nichts zu tun - und Herr Präsident Verzetnitsch wurden vom Herrn Bundeskanzler nach 50 Minuten verabschiedet mit dem Hinweis: "Die Demonstranten habt ihr auch schon mitgebracht." Er hat nur eines vergessen: Die Demonstration, die vor seinem Zimmer stattgefunden hat, war eine Schülerdemonstration mit Kindern gegen die Abschaffung der zwei Stunden. (Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.)

Dies nur, damit wir das wissen: Ihr Herr Vizekanzler hat nicht einmal dabei sein dürfen, und Sie wollen sich hierher stellen und einen Dialog fordern? (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist skandalös, dass ihr jetzt schon Kinderdemonstrationen veranstaltet! Das ist ungeheuerlich!) Da sitzt eine Partei, die die Präpotenz hat, dem Wirtschaftskammerpräsidenten und dem Präsidenten des Österreichischen Gewerkschaftsbundes die Türe zu weisen, und "Speed kills" ist die Devise! (Abg Gerhard Pfeiffer: Es ist ungeheuerlich, Kinderdemonstrationen zu organisieren! So weit sind wir schon!)

Was haben sie denn in Wahrheit dem Herrn Bundeskanzler heute auf den Tisch gelegt? Sie haben dem Herrn Bundeskanzler auf den Tisch gelegt die Zusage: Sozialer Friede in diesem Land - eines unserer höchsten Güter! Das ist diesem Herrn Bundeskanzler Wurscht gewesen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das können Sie nicht sagen!) Das Einzige, was er hören wollte, war: Bekomme ich am 1. 1. 2006 einen um eine Milliarde verringerten Bundeszuschuss, ja oder nein? Das war das Einzige, was diesen Bundeskanzler heute interessiert hat! (Abg Walter Strobl: Gusenbauer hat auch ...! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Herr Pfeiffer! Sie als Vertreter der Wirtschaft sollten zu Ihrem Herrn Präsidenten gehen und sich einmal anhören, was dort heute wirklich passiert ist. (Abg Gerhard Pfeiffer: Aber die lassen sich nicht manipulieren!) Sie sind vor die Tür gesetzt worden! Wir haben uns gestern mit der ... (Abg Mag Thomas Reindl: Die Wahrheit tut weh! - Abg Gerhard Pfeiffer: Die lassen sich nicht manipulieren!) Sie wissen ja nicht, was los war. Wir, der Kollege Driemer und ich, waren ja gestern dabei, Sie waren nicht dabei. Hofrat, du bist dort nicht dabei, sei mir nicht böse! (Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Wir - das Präsidium der Bundeswirtschaftskammer Österreichs, alle Bundessektionsobleute aller Sparten der Bundeswirtschaftskammer und alle Gewerkschaftsvorsitzenden - sind gestern zwei Stunden an einem Tisch gesessen und haben ein gemeinsames Programm zur Absicherung des sozialen Friedens in diesem Land beschlossen. Dieses Programm wurde verworfen. Ihr Vizekanzler ist nicht einmal mehr eingeladen gewesen, mit ihm musste heute Nachmittag ein Spezialtermin ausgemacht werden, weil er beim Herrn Bundeskanzler nicht mehr dabei sein darf. Das ist die Realität in diesem Lande!

Weil Sie von einem Streikbeschluss des Herrn Haberzettl und so weiter sprechen, darf ich Sie aufklären. Es ist ein einstimmiger Beschluss des ÖGB-Bundesvorstands mit der Stimme Ihres freiheitlichen Arbeitnehmervertreters. (Zwischenruf des Abg Dr Wilfried Serles.) Mit seiner Stimme und mit der Stimme ... (Beifall bei der SPÖ.) An dem Beschluss der Gewerkschaften ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Sie behaupten, es gibt einen Streikbeschluss?)
Lesen Sie doch bitte die APA-Meldungen! Wozu sitzen Sie denn hier, Herr Pfeiffer? Bitte, das darf doch nicht wahr sein! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe.) Na, selbstverständlich! (Abg Gerhard Pfeiffer: Sie behaupten, ein Streikbeschluss, bevor es überhaupt im Ministerrat ist?) Ja, Entschuldigung, wenn der Herr Bundeskanzler erklärt, Herr Pfeiffer, er redet nicht einmal mehr mit uns! (Abg Gerhard Pfeiffer: Bevor es im Ministerrat ist?) Er redet nicht einmal mehr mit dem ÖGB, er redet nicht einmal mit der Wirtschaftskammer. Was heißt denn das in diesem Land? (Abg Mag Thomas Reindl: Er versteht das nicht! - Weitere Zwischenrufe.)

Er hat das Verhandlungsangebot der Sozialpartner negiert. Die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst, in der die Sozialdemokratie zugegebenermaßen ein Minderheitsprogramm ist, hat gestern auch einen einstimmigen Beschluss gefasst: Dieser Streikbeschluss, der heute im Bundesvorstand gefasst worden ist, wurde in Anwesenheit des Kollegen Neugebauer und seiner Vertreter im Bundesvorstand bereits gestern von der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst gefasst. Nur, damit Sie wissen, was in diesem Land wirklich los ist! (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der GRÜNEN. - Abg Mag Thomas Reindl - in Richtung ÖVP -: Also, jetzt sind wir ruhig! - Weitere Zwischenrufe.)

Herr Pfeiffer, ein bisschen politischer Nachhilfeunterricht schadet Ihnen nichts. (Abg Gerhard Pfeiffer: Sie brauchen nicht so überheblich zu sein! - Weitere Zwischenrufe.) Ich bin nicht überheblich, Herr Pfeiffer, aber ich hatte ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Ein Maßnahmenkatalog ist kein Streikbeschluss!) Sehr geehrter Herr Pfeiffer! Ich hatte als Einziger der heute in diesem Haus Anwesenden das Vergnügen, im Jahr 1997  36 Stunden neben einem damaligen Herrn Vizekanzler Dr Schüssel zu sitzen. Diese Sitzung endete um 6 Uhr früh. Nach dieser Sitzung ist um 6 Uhr früh der Herr Vizekanzler zu den Medien hinausgegangen, neben ihm ein damaliger Bundeskanzler Klima, und dieser Vizekanzler hat 1997 - am Ende dieser 36 Stunden waren wir natürlich alle nicht mehr ganz frisch, keine Frage - dort Folgendes erklärt: "Mit dem heutigen Abschluss der Pensionsreform 1997 haben wir alle unsere Pensionssysteme bis zum Jahr 2030 langfristig nachhaltig gesichert." (Abg Franz Ekkamp: Da schau her! - "Lüge"-Ruf bei der SPÖ. - Weitere Zwischenrufe) Das ist die Aussage des Herrn Bundeskanzlers Dr Schüssel. 

Was will dieser Bundeskanzler Dr Schüssel? Wir haben das alles schon damals gewusst, Frau Korosec, die Lebenskurven und so weiter, das haben wir alles schon gewusst. Eines haben Sie heute hier zu sagen vergessen: Es ist ein massives Verdienst der Regierung Kreisky, dass die Lebensqualität und der Lebensstandard in diesem Land so angehoben worden sind! (Beifall bei der SPÖ.) Was Sie hier ebenfalls zu sagen vergessen haben, ist: Ein Verdienst dieser Generation ist unter anderem der Mutter-Kind-Pass, der einer der Ursprünge dafür ist, dass die Volksgesundheit bei uns auf diesem hohen Niveau ist. 

Schon 1997 haben wir alle diese Zahlen auf dem Tisch gehabt, zum Beispiel betreffend Lebenserwartung, Pensionsbezugsdauer und so weiter. Aber dieser Herr Vizekanzler hat sich 1997 hingestellt und hat gesagt: "Bis 2030 ist alles nachhaltig gesichert", und, und, und. (Heiterkeit bei der SPÖ. - Abg Gerhard Pfeiffer: ... hat es einen Konjunktureinbruch gegeben ...!) Dieser Herr Vizekanzler stellt sich jetzt hin, sechs Jahre später, und erklärt uns, dass alles den Bach hinuntergegangen ist, und erklärt uns ganz locker: die Frühpension - "baba und fall nicht". Er vergisst, dass 30 Prozent der Pensionsantritte aus der Arbeitslosigkeit heraus erfolgen, und will uns auch noch erklären: Was derzeit als Notstandshilfe bezogen wird, schieben wir gleich einmal an die Länder, um die Arbeitslosenstatistik hinunterzubrechen.

Ich freue mich, Herr Pfeiffer: Im Land Oberösterreich dürfen die Kinder für die Sozialhilfebezieher regresspflichtig sein. Wir in Wien haben das zum Glück 1980 abgeschafft. Ich freue mich: Im Land Salzburg sind es auch noch die Eltern, die für die Notstandshilfe regresspflichtig sind. Auf einmal wird aus einem Arbeitslosen ein Minus in der Arbeitslosenstatistik und ein Plus in der Sozialhilfe, und seine Eltern bezahlen den Regress. Das ist Ihre Sozialpolitik, und die ist menschenverachtend! Das, bitte, sollten Sie endlich einmal zur Kenntnis nehmen! Denn keines der Bundesländer gibt morgen eine positive Stellungnahme zu diesem Punkt ab, kein einziges österreichisches Bundesland, nicht einmal Vorarlberg, nicht Salzburg, nicht Tirol, nicht Oberösterreich und nicht Niederösterreich. (Abg Gerhard Pfeiffer: Ist ja logisch! - Abg Harry Kopietz: Nicht die Steiermark!) Und nicht die Steiermark. (Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.)
Wenn Sie mir erklären wollen, dass diese Bundesländer massiv sozialdemokratisch - nein, das wollen Sie mir doch nicht erklären. Da geht es nicht ums Geld, da geht es um eine menschenverachtende Sozialpolitik! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. - Abg Gerhard Pfeiffer: Was der Arbeitslose ...!)
Da geht es schlichtweg darum, Herr Pfeiffer: Werden Sie einmal arbeitslos, schauen Sie sich einmal an, wie das ist, im Notstand zu leben! Gehen Sie bitte aufs Sozialamt und schauen Sie sich die Situation dieser Menschen an! Es ist doch keiner aus Jux und Tollerei Notstandshilfebezieher. Das ist in Wahrheit nur ein Abschieben eines Problems: Der Bund will sich der Arbeitslosenstatistik um 86 000 Menschen in diesem Jahr entledigen. Sagen Sie diesen Menschen doch die Wahrheit, und schieben Sie da nicht aus Jux und Tollerei etwas nur herum!

Zum Abschluss kommend, möchte ich es noch einmal sagen: Das ist heute so gekommen, in der Vergangenheit sind gewisse Dinge nicht geschehen. Herr Kollege Tschirf hat mit mir im Jahr 1993 oder 1994 - ganz genau wissen wir es nicht mehr -, damals er in seiner beruflichen Funktion und ich in meiner beruflichen Funktion, und mit Herrn Bundesminister Weiss die Nettoanpassung im öffentlichen Dienst über die Bühne gebracht, einstimmig, getragen von der Sozialpartnerschaft, getragen von einem Miteinander - immer der hohe soziale Friede in diesem Land!

Die Reform 1997 habe ich Ihnen schon lange und breit erklärt. Bei der Reform 1997 sind alle gesellschaftspolitischen Gruppen in diesem Land - die Landwirtschaftskammer, die Bundeswirtschaftskammer, die Industriellenvereinigung, die Arbeitnehmerorganisationen und so weiter, der Städtebund, der Gemeindebund, die Landeshauptleutekonferenz - zusammengesessen, stundenlang, tagelang, nächtelang, haben aber die Verantwortung um dieses Land getragen und eine Reform beschlossen, die im öffentlichen Dienst immerhin 18 Jahre Durchrechnung bedeutet, und im ASVG von 15 auf 18 Jahre steigend - immer getragen von der sozialen Verantwortung um dieses Land!

Wir haben heute eine Regierung - und das ist der wahre Grund für den Unmut -, die sich hinstellt und Folgendes erklärt: Am 25. dieses Monats endet eine Begutachtungsfrist. Es sind meinem Wissenstand nach 99 Prozent der Stellungnahmen negativ - es gibt eine einzige, die positiv ist, und diese stammt vom ÖVP-Wirtschaftsbund -, und diese Regierung erklärt: Was die alle da abgeben, sämtliche Bundesländer und so weiter, ist uns vollkommen Wurscht! (StRin Karin Landauer: Das stimmt ja nicht! - Zwischenrufe bei der ÖVP.) So hören Sie doch bitte dem Herrn Bartenstein zu! Was sagt denn der Herr Bartenstein? (Anhaltende Zwischenrufe bei der ÖVP.) Das sagt diese Regierung: Es ist ihr die Sozialpartnerschaft Wurscht, es sind ihr die Landeshauptleute Wurscht, ihr ist alles egal - am 29. beschließen wir, "baba und fall nicht"! Sie müssen zur Kenntnis nehmen: Das kann von den arbeitenden Menschen in diesem Land nicht akzeptiert werden! (StRin Karin Landauer: Wenn es so wäre, wäre das richtig! Aber es ist nicht so!)
Weil hier gefragt wurde: Wie können wir Streikaktionen verantworten? - 35 Prozent der Befragten - das steht ja heute auch schon in der APA, aber gut, ich erzähle es noch einmal - unterstützen einen Streik aktiv, 40 Prozent sympathisieren damit. Wenn Sie mir erklären wollen, dass 75 Prozent nicht die Mehrheit sind, dann lernen wir gemeinsam neue Mathematik. Das heißt, in diesem Land hat es diese Bundesregierung zustande gebracht, den hohen sozialen Frieden so in Frage zu stellen! (Abg Mag Harald STEFAN: Die Hetze ist das!) Sie hat das zustande gebracht mit der Kurzfristigkeit der Maßnahmen. (Abg Mag Harald STEFAN: Das ist schon die Hetze!)
Herr Mag STEFAN, dann lade ich Sie ein: Gehen wir hinaus zum Billa, gehen wir hinaus, wohin Sie wollen, und erklären Sie der Verkäuferin, die nächstes Jahr in Pension gehen wollte: sie kann drei Monate später gehen, bei minus 12 Prozent! Erklären Sie das dieser Verkäuferin. (Abg Walter Strobl: Ist ja noch nichts beschlossen! - Zwischenruf des Abg Dr Wilfried Serles.) Das steht in diesem Entwurf drin, und ich habe gelernt, diese Entwürfe der Bundesregierung soll man ernst nehmen. Das gilt es zu bekämpfen, in diesem Sinne! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. - Abg Harry Kopietz - in Richtung ÖVP -: Ihr Obmann Finz hat gesagt, es gibt nichts nachzuverhandeln! - Weitere Zwischenrufe.)
Meine Damen und Herren von der Freiheitlichen Partei! Auch wenn Sie krampfhaft versuchen, sich herauszureden, auch wenn der Herr Vizekanzler sich krampfhaft bemüht, sich herauszureden: das ist eh alles anders! (Abg Mag Christoph Chorherr: "In aller Klarheit"!) - merken Sie sich eines, "in aller Klarheit" gesagt: Der Wiener ÖVP-Obmann, Herr Finz, erklärt, daran rüttelt man nichts mehr, das ist so! Der Herr Bundesminister Bartenstein erklärt, 25 Begutachtungen sind Wurscht, am 29. ist Ministerrat, "baba und fall nicht"! 

Das ist die Realität. Ihr seid nicht nur Juniorpartner in dieser Regierung, sondern etwas viel Schlimmeres ist passiert: Ihr kommt nicht mehr vor. - Danke. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Tschirf. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zum ersten Punkt: Wer die Situation der Pensionen in Österreich kennt, und das nicht erst seit gestern, weiß, dass hier vor allem, was das Pensionsalter betrifft, seit langem etwas geschehen müsste. Ich selbst kann mich aus meiner früheren beruflichen Tätigkeit daran erinnern, dass im Jahr 1987 - ich war damals damit beauftragt, zu schauen, wie sich aufgrund der Altersstruktur das Pensionsalter entwickelt - unter Bundeskanzler Vranitzky nichts geschehen ist. Erst im Jahr 2000 ist dazu etwas geschehen. Der einzige Gewerkschaftsvorsitzende, bei dem ich mich daran erinnern kann, dass er gesagt hat, wir müssen da im Interesse der Bediensteten etwas tun, war damals Sigi Dohr. Er hat genau darauf hingewiesen, aber damit leider kein Verständnis bei den Kollegen von der FSG gefunden hat.

Es war eines interessant, und das wird mir auch in Erinnerung bleiben: Im Jahr 1993, als von Seiten der EU aus Anlass des EWR die Fördergebiete analysiert wurden, war auch die damalige Staatssekretärin Ederer dabei. Da ist klar und deutlich festgestellt worden, dass es eines der wirtschaftlichen Probleme bei uns ist, dass sich Großunternehmen hier einfach dadurch saniert haben, dass die Probleme in die Frühpension hinübergeschoben worden sind. So hat man die Dinge hinausgeschoben. Irgendwann ist natürlich die Stunde der Wahrheit gekommen: Das sind die Probleme, die wir hier seit vielen, vielen Jahren vor uns herschieben! - Das ist die eine Seite.

Das Zweite ist - und das ist für mich als ÖAAB-Obmann und jahrzehntelanges Gewerkschaftsmitglied auch klar -, wenn ein Begutachtungsverfahren vorliegt, hat man sich das anzusehen. Wir als Wiener ÖAAB haben beispielsweise einige Punkte, bei denen wir klar sagen, über diese werden wir noch reden. Ich habe heute auch die Gelegenheit gehabt ... (Abg Harry Kopietz: Mit wem?) Im Gegensatz zu Ihnen habe ich die Gelegenheit gehabt, heute mit dem Herrn Bundeskanzler darüber zu sprechen. (Abg Christian Oxonitsch: Da sagt aber euer Obmann Finz etwas anderes!) Ich habe die Gelegenheit gehabt, im Bundesvorstand mit dem Herrn Bundeskanzler zu sprechen, und dabei ist das erörtert worden. (Abg Harry Kopietz: Hat er zugehört?) Das ist eben die Frage, wie das mit der Anrechnung von Kindererziehungszeiten ist. (Abg Christian Oxonitsch: Wie ist das mit dem Wiener Obmann: "Es gibt nichts zu verhandeln"?) Das ist etwa die Frage von bestimmten Jahrgängen, bei denen bestimmte Probleme kumulieren, und Ähnliches.

Wie das in einem vernünftigem Begutachtungsverfahren ist, wird man über diese Themen dann auch diskutieren. (Abg Christian Oxonitsch: Weiß das auch der Wiener ÖVP-Obmann?) Man soll sich das dann ansehen, wenn der Beschluss im Nationalrat gefasst wird. Wenn aber die SPÖ ganz im Gegensatz zu dem, was in den Koalitionsverhandlungen gesagt wurde - von Seiten der GRÜNEN ist in den Koalitionsverhandlungen etwas ganz anderes zugestanden worden, das ist ja auch nicht unbekannt, aber es wurde eines klar gesagt: dass in der Frage des Pensionsalters etwas zu ändern ist. (Abg Günter Kenesei: Was ist denn zugestanden worden? - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Ich weiß, dass Sie ein Problem mit Ihrer Bundesspitze haben. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das ist so, und Sie haben es auch gesprengt, daher sind Sie in dem Winkerl, in dem Sie heute sind. (Abg Harry Kopietz: Da hat euer Landesobmann eine ganz andere Meinung!) Es ist daher eigentlich unbestritten, wenn Sie sich die Zitate von Van der Bellen anschauen, und auch wenn man sich die Zitate des Gusenbauer ansieht: In der Frage der Anhebung des Pensionsalters hat etwas zu geschehen. Das ist eigentlich die Aufgabe, vor der wir heute stehen, und diese hat man entsprechend durchzusehen. (Abg Christian Oxonitsch: Gilt jetzt das Wort des Obmanns, oder nicht?)
Ich kann nur sagen, die Information, die ich dazu geben kann, habe ich gegeben. Ich glaube, das ist ein Prozess, der in einem Gesetzwerdungsverfahren der richtige ist: dass einmal eine Begutachtung stattfindet, und dass man darüber diskutiert. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Harry Kopietz: Der Wiener ÖVP-Obmann ist anderer Meinung!)

Präsident Johann Hatzl: Weitere Wortmeldungen liegen dazu nicht vor. Ich erkläre daher die Verhandlung für geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. - Sie verzichtet auf das Schlusswort.

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist somit einstimmig in erster Lesung angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Bevor ich aber die zweite Lesung vornehme, habe ich die Abstimmung über vier eingebrachte Beschlussanträge durchzuführen.

Zuerst kommt zur Abstimmung der Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgeordneten Chorherr, Cordon und Freunde. Er betrifft Folgendes:

Der Landtag wolle beschließen: Falls die derzeitigen Pläne der Bundesregierung in Bezug auf die Reformierung des österreichischen Pensionssystems beschlossen werden, wird die Landesregierung aufgefordert, von dem Recht gemäß Artikel 140 Abs. 1 Gebrauch zu machen und dieses Gesetz, beantragt beim Verfassungsgerichtshof, auf Verfassungsmäßigkeit überprüfen zu lassen.

Hier ist in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung des Antrags beantragt worden.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich, die Hand zu heben. - Das ist die Mehrheit durch SPÖ und GRÜNE, der Antrag ist somit angenommen. 

Der zweite Antrag ist der Antrag der GRÜNEN Chorherr, Cordon und Freunde über eine sozialverträgliche Pensionsreform. 

Hier wird ebenfalls die Landesregierung ersucht - aber Sie kennen das aus der Einbringung. Auch hier wird die sofortige Abstimmung des Antrages verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit SPÖ und GRÜNEN die Mehrheit, der Antrag ist somit angenommen.

Der dritte Antrag ist der Beschlussantrag der Abgen Driemer, Frauenberger, Strobl und Genossen betreffend die Vorschläge der Bundesregierung zur Pensionsreform. Hier gibt es eine Reihe von Punkten, die Ihnen ebenfalls nicht unbekannt sind. Auch hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit SPÖ und GRÜNEN die Mehrheit, der Antrag ist somit beschlossen.

Der letzte nunmehr zur Abstimmung vorliegende Beschlussantrag ist der Antrag der Abgen Vana, Chorherr und Freunde von den GRÜNEN betreffend "Wiener Ehe". Auch hier wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit, da nur die GRÜNEN für diesen Antrag stimmen. Der Antrag ist somit abgelehnt.

Hohes Haus! Ich bitte nunmehr jene Mitglieder des Landtags, die dem vorliegenden Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, damit ist das Gesetz in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Landesgesetzes, mit dem der Rechtsschutz hinsichtlich der Vergabe von Aufträgen geregelt wird - Wiener Vergaberechtsschutzgesetz.

Berichterstatterin hiezu ist Frau StRin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte, diesen Entwurf eines Wiener Vergaberechtsschutzgesetzes zu diskutieren und zu beschließen.

Präsident Johann Römer (den Vorsitz übernehmend): Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet.

Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es hat im Vergaberecht in der letzten Zeit erfreuliche Veränderungen gegeben. Es ist gelungen, österreichweit zu einheitlichen Regelungen im materiellen Vergaberecht zu kommen, was natürlich ein unschätzbarer Vorteil für den Bürger und für die Wirtschaft ist, hat man es doch nicht mehr mit zehn unterschiedlichen Regelungen zu tun, sondern nur noch mit einer. Die Vereinheitlichung betrifft allerdings nur das materielle Recht, nicht die Verfahrensvorschriften und nicht die Nachprüfung der Auftragsvergaben. 

Jetzt komme ich schon zu dem Hauptpunkt, warum meine Fraktion, die ÖVP, diesem Vergabegesetz die Zustimmung versagen muss: deshalb, weil es hier verabsäumt wurde, eine große Chance wahrzunehmen, nämlich den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien anstelle des Vergabekontrollsenates als entscheidende Instanz vorzusehen. Das ist sowohl aus verfassungsrechtlichen als auch aus politischen Gründen sehr problematisch. Der Verfassungsgerichtshof hat entschieden, dass bei überprüfenden Entscheidungen von Entscheidungen der obersten Organe von Rechtsträgern Kollegialbehörden mit richterlichem Einschlag jedenfalls verfassungsgerichtlich, verfassungsrechtlich abgesichert sein sollten. Das ist im gegenständlichen Entwurf nicht der Fall.

Um Ihnen diese verfassungsrechtlichen Bedenken plausibel zu machen, verweise ich auf die Stellungnahme des Amtes der Wiener Landesregierung vom 30. Jänner 2002 zum Entwurf des Bundesvergabegesetzes. Dort heißt es auf Seite 2, dass erst überprüft werden muss, ob vergaberechtliche Entscheidungen der obersten Organe der Länder durch Kollegialbehörden mit richterlichem Einschlag gemäß Artikel 133 Z 4 B‑VG überprüft werden können. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist aber interessant!) Beim Vergabekontrollsenat handelt es sich um eine solche Kollegialbehörde mit richterlichem Einschlag. Es ist sicherlich nicht die beste Lösung, diese Behörde mit der Überprüfung im Vergabeverfahren zu betrauen.

Es gibt noch ein zweites verfassungsrechtliches Argument dagegen. Die Europäische Menschenrechtskonvention verlangt, wie Sie wissen, dass ein Tribunal über zivilrechtliche Ansprüche zu entscheiden hat. Ein Tribunal muss in richterlicher Weise unabhängig sein. Da reicht es nicht aus, dass einzelne Mitglieder weisungsfrei gestellt sind und dass diese auf eine bestimmte Anzahl von Jahren bestellt sind, sondern da muss bereits der äußere Anschein ganz klar die Überparteilichkeit, die Unparteilichkeit und die Weisungsfreiheit dieser Instanz zeigen.

Das ist beim Vergabekontrollsenat natürlich nicht annähernd in der Art und Weise gegeben, wie das beim UVS der Fall wäre. Beim Vergabekontrollsenat sind die Mitglieder nur auf eine bestimmte Zeit bestellt, Bedienstete des Magistrats sind Mitglieder in dieser Kommission. Es ist rechtsstaatlich kein besonders schönes Ergebnis, wenn Vertreter jenes Rechtsträgers, der letztendlich die Aufträge vergeben hat, dann im Überprüfungsverfahren wieder zu entscheiden haben.

Dazu kommt, dass die Geschäftsstelle lediglich beim Magistrat angesiedelt ist und eben das notwendige Personal und die notwendigen Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen sind. Aber die für den Bürger auf den ersten Blick klar erkennbare Unabhängigkeit der nachprüfenden Instanz in einer so heiklen Materie wie dem Vergabeverfahren ist beim UVS natürlich in einer unvergleichlich besseren Art und Weise gegeben. Dennoch hat man sich von Seiten der Sozialdemokratie insbesondere diesem Vorschlag verschlossen. Argumentiert wird immer damit: Das Vergaberecht sei eine so komplizierte Materie, das könne man Juristen nicht zumuten, da seien Verwaltungsjuristen oder Richter nicht die dafür Geeigneten.

Jetzt möchte ich mir schon so viel Zeit nehmen, auf die unterschiedlichen Materien hinzuweisen, mit denen der Unabhängige Verwaltungssenat konfrontiert ist und in denen er entscheiden muss. Wenn er das zusammenbringt, habe ich überhaupt keinen Zweifel daran, dass der UVS Wien selbstverständlich auch in der Lage wäre, in Vergaberechtsangelegenheiten in einer sauberen, rechtsstaatlichen Art und Weise zu entscheiden. Schon jetzt hat er sich mit folgenden Materien zu befassen: Arbeitnehmerschutz, Arbeitszeitrecht, Ausländerbeschäftigungsrecht, Baurecht, Gewerberecht, Abgabenstrafrecht, Lebensmittelrecht, Sicherheitspolizeigesetz, Schubhaftbeschwerden, Abfallwirtschaftsgesetz, Baumschutzgesetz, Bazillenausscheidergesetz, Bundestatistikgesetz, Containersicherheitsgesetz, Elektrotechnikgesetz, Feuerpolizei- und Luftreinhaltegesetz, Forstgesetz, Handelsstatistisches Gesetz, Kanalanlagengesetz, Maß- und Eichgesetz, Prostitutionsgesetz, Schifffahrtsgesetz, Schulpflichtgesetz, Tierschutzgesetz, Umweltinformationsgesetz, Veranstaltungsgesetz, Versammlungsgesetz, Waffengesetz und Wertpapieraufsichtsgesetz.

Sehr geehrte Damen und Herren! Glauben Sie tatsächlich, dass eine Behörde, die in der Lage ist, solche unterschiedlichen, diffizilen, komplexen Materien zu beurteilen, nicht in der Lage sein soll, auch im Vergaberecht zu entscheiden? Selbstverständlich ist es so, dass immer Personen einen gewissen Sachverhalt feststellen müssen, dass dieser Sachverhalt unter eine Rechtsnorm zu subsumieren ist und dass dann die entsprechenden Schlüsse gezogen werden. Es ist sicherlich ein Scheinargument, damit zu argumentieren, dass der UVS nicht in der Lage wäre, diese Entscheidungen wahrzunehmen, insbesondere dann, wenn man ihn personell entsprechend ausstattet. 

Dass diese Meinung nicht nur die Meinung der ÖVP Wien ist, sondern auch die klar durchgehende Meinung in den Bundesländern Österreichs, ergibt sich daraus, dass der Unabhängige Verwaltungssenat in folgenden Bundesländern als entscheidende Behörde vorgesehen ist: Vorarlberg, Tirol, Kärnten, Steiermark, Oberösterreich, Niederösterreich. Jetzt könnten Sie vielleicht sagen: na ja, das sind aber alles keine sozialistisch oder sozialdemokratisch dominierten Bundesländer. Wie es der Zufall so haben will, entscheidet der Burgenländische Landtag heute ebenfalls darüber, welche Behörde in Vergabeverfahren entscheiden soll, und im Burgenland - sicherlich ein sozialdemokratisch dominiertes Bundesland - hat der Landtag heute beschlossen, selbstverständlich mit den Stimmen der SPÖ, dass der Unabhängige Verwaltungssenat die Kontrolle in Vergabesachen haben soll.

Wir bleiben leider Gottes zurück, wir bleiben rechtsstaatliches Schlusslicht. Wir können uns mit dieser Vorgangsweise in keiner Weise anfreunden und haben unsere Formulierung in einem Beschlussantrag zusammengefasst. Ich möchte mich auf das Vorlesen des Antragstextes beschränken. Darin heißt es:

Der Landtag wolle beschließen: Im Nachprüfungsverfahren des materiellen Vergaberechts soll anstelle des Vergabekontrollsenates in Zukunft der Unabhängige Verwaltungssenat Wien entscheiden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich darf damit schließen, dass wir von der ÖVP Wien nicht ruhen werden und in allen Angelegenheiten vergleichbarer Art dafür sorgen werden, dass mehr Rechtschutz, mehr Rechtssicherheit und mehr Rechtsstaatlichkeit Einfluss auf die Wiener Gesetzgebung finden. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Römer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Friedrich Strobl. Ich erteile es ihm.

Abg Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zunächst möchte ich noch einmal hinterfragen, ob es sich bei den Ausführungen des Herrn Dr Ulm, wie er jetzt gesagt hat, tatsächlich um die Meinung der ÖVP Wien handelt. (Der Redner blickt in Richtung ÖVP.)
Da ich hier keinen Widerspruch höre, nehme ich an, dass es so ist. Wenn das aber so ist, möchte ich noch einmal hinterfragen: Wie ist denn das zum Beispiel mit den so genannten Vertretern der Wirtschaft in der ÖVP Wien? Es gibt nämlich genau zu diesem Gesetzentwurf eine Stellungnahme der Wirtschaftskammer Wien (Zwischenruf des Abg Walter Strobl), und diese Stellungnahme der Wirtschaftkammer Wien stammt vom 6. Februar 2003. Herr Namensvetter Strobl, ich spreche jetzt nicht direkt Sie an, sondern vielleicht, von Ihnen aus gesehen ein Stückerl weiter links, den Fritz Aichinger oder Herrn Kollegen Pfeiffer, die ja auch in der Wirtschaftskammer tätig sind.

Da gibt es eine Stellungnahme vom 6. Februar 2003, worin die Wirtschaftskammer Wien im Begutachtungs-verfahren zum Wiener Vergaberechtsschutzgesetz die Beibehaltung dieser Behörde, nämlich des VKS, die sich in der Vergangenheit bewährt hat, ausdrücklich begrüßt. Auch gibt es eine Stellungnahme der Kammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten, die durchaus von einem bisher positiven Gesamteindruck dieser Behörde gesprochen hat. Deshalb eingangs meine Frage: Ist das tatsächlich die Meinung der ÖVP Wien? Wenn das so ist, dann ist es ja so, wie wir schon seit längerer Zeit vermuten: Mit Wirtschaft hat die ÖVP Wien schon lange nichts mehr am Hut!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dr Ulm hat in seinen Ausführungen auch darauf hingewiesen, dass dieser Entwurf nicht verfassungskonform sei. Auch das ist natürlich nicht richtig. Lesen Sie nach, der Europäische Gerichtshof und auch der Verfassungsgerichtshof erkennen sehr wohl den Vergabekontrollsenat als unabhängiges Gremium an.

Weil Sie darauf hingewiesen haben, wie viele Gesetze es beim Unabhängigen Verwaltungssenat zu behandeln gibt und wie fähig die Richter im UVS sind, diese Gesetze auch zu beurteilen: Ich stelle das überhaupt nicht in Frage. Aber gerade beim Vergabekontrollsenat - und das sollten zum Beispiel die Wirtschaftsvertreter sehr genau wissen - geht es nicht nur darum, ob man eine Sache beurteilen kann, sondern es spielt auch der Zeitfaktor eine große Rolle. Der VKS ist bei uns in Wien - Sie wissen das - so besetzt, dass Vertreter des Magistrats diesem Kontrollsenat angehören, Vertreter der Wirtschaftskammer, der Arbeiterkammer und auch der Architekten- und Ingenieurkammer. Durch diese Zusammensetzung und durch den zu-sätzlichen Richter ist gewährleistet, dass in vielen Punkten, in denen es strittige Fragen und Streitpunkte gibt, darauf verzichtet werden kann, ein Sachverständigenurteil einzuholen. Darauf können Sie aber nicht verzichten, wenn Sie das ausschließlich beim UVS ansiedeln. Das würde natürlich auch dazu führen, dass es eines erheblich längeren Zeitraums bedürfte, um zu einem Urteil zu kommen. Und das wiederum ist natürlich nicht nur für den Beschwerdeführer, sondern vor allem auch für die anderen Firmen, zum Beispiel für die Mitbieter und für die Mitbewerber, ein großes Problem.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Deswegen - und ich mache es wirklich ganz kurz - ist es nicht so, dass, wie Sie in der Begründung Ihres Antrages sagen, die Stadt Wien oder das Land Wien in diesem Bereich ein Nachzügler wäre, sondern das Land Wien ist ganz im Gegenteil in diesem Bereich ein Vorbild. Ich bin überzeugt davon, dass in anderen Bundesländern, wenn diese die Regelung so machen würden, wie sie in Wien ist, vor allem die Wirtschaftsbetriebe wesentlich mehr Freude hätten. 

Daher empfehle ich die Ablehnung dieses Antrags, der von Dr Ulm eingebracht worden ist. - Danke schön (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Römer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr GÜNTHER. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Kollege Ulm hat schon darauf hingewiesen, dass erst in jüngster Zeit, und zwar im Jahr 2002, das Bundesvergabegesetz geändert wurde. Durch diese Änderung ist materiell das Bundesvergabegesetz für alle Vergaben, ob auf Bundes-, Landes- oder Gemeindeebene, zuständig. Bei der Nachkontrolle ist jetzt nur im Bereich des Bundes, bei Ausschreibungen auf Bundesebene, das Bundesvergabeamt zuständig, das auch dafür eingerichtet wurde und in dem die Mitglieder aus den genannten Bereichen - wie der Wirtschaftskammer oder der Arbeiterkammer - bestellt wurden, und zwar für den Zeitraum von fünf Jahren.

Im Bereich der Stadt Wien sieht man jetzt vor, dafür ein richterliches Kollegialorgan einzurichten und die Mitglieder auf sechs Jahre zu bestellen, und zwar für die Nachkontrolle von Gemeinde- beziehungsweise Landesangelegenheiten. Ich kann ebenso wie Kollege Strobl dem Kollegen Ulm nicht folgen, wenn er meint, man müsste diesen Bereich dem UVS unterstellen. Neben der zeitlich begrenzten Übergabe im Bereich der Vertretung ebendieser Behörde ist für mich vor allem die fachliche Qualifikation ein Thema, denn die Bestellung hier war für mich ein Kritikpunkt im Ausschuss, sodass ich dort gesagt habe, man kann auch Beamte dieses Hauses benennen.

Das war auch der erste Grund dafür, dass wir damals im Ausschuss dagegen gestimmt haben. Aber die Erläuterungen, die im Ausschuss vom zuständigen Beamten gegeben wurden, waren durchaus schlüssig und haben auch zur Diskussion im eigenen Klub geführt, wodurch heute eine Zustimmung vorgesehen ist, und zwar deshalb, weil wir der Meinung sind, dass qualifizierte Fachleute in diesem Gremium zu sitzen haben, und auch, dass die Vertretung der Wirtschaft und der Ingenieurkammer dort ein wichtiger Bestandteil ist.

Aus diesem Grund können wir den Antrag des Kollegen Ulm, dem ich aus der rechtlichen Sicht durchaus das eine oder andere Interessante abgewinne, aber in diesem speziellen Fall des Bundesvergabegesetzes beziehungsweise des Rechtsschutzgesetzes für die Nachkontrolle nicht nachvollziehen. Die freiheitlichen Fraktion wird daher dem heutigen Gesetzesvorschlag zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen.

Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke, das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrheitlich angenommen.

Ich komme nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag des ÖVP-Klubs. Er wurde hier in seinem Kernpunkt vorgelesen.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesen Beschluss- und Resolutionsantrag unterstützen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, dies wird nur von der ÖVP unterstützt, der Antrag ist somit abgelehnt. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrheitlich beschlossen.

Postnummer 4 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung - Wiener IPPC-Anlagengesetz - WIAG.

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Dipl Ing Kossina. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Hoher Landtag! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich ersuche um breite Zustimmung zum vorliegenden Gesetz. Es handelt sich im Wesentlichen darum, dass hier eine EU-Richtlinie, die IPPC-Richtlinie, auf landesgesetzlicher Ebene umzusetzen ist, weil zwar ein Bundesgesetz vorliegt, aber auf bundesgesetzlicher Ebene nicht alles erfasst wird. Daher ist die Umsetzung auf Landesebene erforderlich.

Ich ersuche um breite Zustimmung. 

Präsident Johann Römer: Danke. - Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Postnummer 5 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über internationale Informationsverfahren und Notifizierungen auf dem Gebiet technischer Vorschriften, Wiener Notifizierungsgesetz - WNotifG, geändert wird. 

Berichterstatter hiezu ist Herr amtsf StR Faymann. Ich bitte, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Weil es dazu ja keine Wortmeldung gibt, werden Sie mir verzeihen, wenn ich Sie nur um Zustimmung ersuche. 

Präsident Johann Römer: Danke. - Da auch zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 


Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss um 17.52 Uhr.)
